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1. Einleitung

Die politische Entfremdung junger Me

nschen zählt zu den zentralen Herausforderungen moderner Demokratien. Während sich 
gesellschaftliche Teilhabeformen in den vergangenen zwei Jahrzehnten tiefgreifend verändert 
haben, verharren viele kommunalpolitisch e Strukturen in tradierten Mustern, die junge 
Generationen weder erreichen noch repräsentieren. Gerade auf kommunaler Ebene, wo 
politische Entscheidungen den Alltag junger Menschen unmittelbar berühren  – von Mobilität 
über Bildung, Freizeit, Sicherheit, Digitalisierung bis hin zu sozialräumlichen Angeboten  –, 
zeigt sich ein wachsender Abstand zwischen politischer Steuerung und jugendlichen 
Lebenswelten. Dieser Abstand ist  nicht nur ein kommunikativ es oder kulturelles Problem, 
sondern verweist auf strukturelle Defizite in Repräsentation, Responsivität und institutioneller 
Anschlussfähigkeit.

Für die Stadt Hamm stellt diese Entwicklung eine doppelte Herausforderung dar. Einerseits ist 
Hamm eine Stadt mit deutlichen sozialräumlichen Disparitäten, einer heterogenen 

Jugendbevölkerung und einer Vielzahl unterschiedlicher Milieus, die sich in ihren politischen 
Wahrnehmungen, Chancenstrukturen und Beteiligungsinteres s en erheblich unterscheid en. 
Andererseits ist Hamm eine Kommune, die – wie viele Städte im Ruhrgebiet  – mit 
Transformationsprozessen konfrontiert ist, die junge Menschen besonders betreffen: 
wirtschaftlicher Strukturwandel, Bildungsübergänge, Migration, Digitalisierung, veränderte 

Freizeitkulturen und ein zunehmender Druck auf soziale Infrastruktur. In diesem 
Spannungsfeld entsteht eine Situation, in der junge Menschen Politik häufig als irrelevant, 
langsam, unverständlich oder nicht adressiert wahrnehmen. Diese Wahrnehmung ist nicht 
Ausdruck mangelnden Interesses, sondern Ergebnis eines komplexen Zusammenspiels aus 
fehlender Sichtbar k eit politische r Entscheidungen, unzureichender Beteiligungsstrukturen ,  
begrenzter Responsivität und einer politischen Kommunikation, die an jugendlichen 
Medienlogiken vorbeigeht.

Die vorliegende Studie setzt genau an  dieser Schnittstelle an. Sie untersucht, warum junge 
Menschen in Hamm Politik als wenig bedeutsam erleben, welche strukturellen  Faktoren diese 
Distanz verstärken und welche Formen der Beteiligung geeignet wären, um politische 
Anschlussfähigkeit wiederherzustellen. Dabei wird politische Entfremdung nicht als 
individuelles Defizit verstanden, sondern als systemische Herausforderung, die aus der 
Interaktion zwischen politischen Institutionen, sozialen Räumen, Bildungsbiografien,  
digitalen Öffentlichkeiten und jugendlichen Lebenswelten entsteht. Ziel ist es, die 
Mechanismen dieser Entfremdung sichtbar zu machen und daraus konkrete 
Handlungsperspektiven für eine moderne, generationengerechte kommunale Jugendpolitik 
abzuleiten.

Die Studie verfolgt drei zentrale Forschungsfragen: Erstens, wie junge Menschen in Hamm 
Politik wahrnehmen und welche Faktoren ihre Distanz oder ihr Engagement prägen. 

Zweitens, welche strukturellen, institutionellen und kommunikativ en Defi z i t e  in der 
kommunalen Jugendpolitik bestehen und wie diese zur Entfremdung beitragen. Drittens, 
welche Beteiligungsformate – analog, digital oder hybrid – geeigne t  sind, um politisch e 
Teilhabe junger Menschen nachhaltig zu stärken. Diese Fragen werden auf Basis eines 
mehrdimensionalen methodischen Vorgehens untersucht, das sozialräumliche Analysen, 
empirische Befunde, theoretische Perspektiv en und kommunalpolitisch e Strukturen 
miteinander verbindet.



Die Einleitung legt damit den analytischen Rahmen für eine umfassende Untersuchung, die 
sowohl wissenschaftlich fundiert als auch politisch-praktisch anschlussfähig ist. Sie versteht 
Jugendpolitik nicht als isoliertes Politikfeld, sondern als Querschnittsaufgab e, die 
demokratische Legitimität, soziale Integration und kommunale Zukunftsfähigkeit 

gleichermaßen betrifft. Die folgenden Kapitel entfalten diesen Ansatz systematisch und 
entwickeln ein präzises Bild der politischen Entfremdung junger Menschen in Hamm  – sowie 
der Möglichkeiten, diese zu überwinden.

1.1 Problemaufriss: Politi sche Entfremdung junger Menschen

Die politische Entfremdung junger Menschen zählt gegenwärtig zu den bedeutendsten 
Herausforderungen demokratisch er Gesellscha ften. In Zeiten tiefgreifende r gesellsch aftlicher ,  
wirtschaftlicher und technologischer Veränderungen gewinnt die Frage, wie junge Menschen 
Politik wahrnehmen und in welchem Maße sie sich mit demokratischen Institutionen 
identifizier en, zunehmend an wissenschaf tlicher und gesellscha ftspolitische r Relevanz . 
Demokratien sind langfristig auf die aktive Mitwirkung ihrer Bürgerinnen und Bürger 

angewiesen. Insbesondere junge Menschen übernehmen als zukünftige Generation politischer 
Entscheidungsträger und Wählerinnen beziehungsweise Wähler eine zentrale Rolle für die 

Stabilität, Legitimation und Weiterentwicklung demokratischer Systeme. Sinkende 
Beteiligungsbereitschaft oder ein wachsendes Gefühl der Distanz gegenüber politischen 
Institutionen können daher langfristige Auswirkungen auf die Funktionsfähigkeit 

demokratischer Ordnungen haben.

Unter politischer Entfremdung wird ein Zustand verstanden, in dem Individuen das Vertrauen  
in politische Institutionen, politische Entscheidungsträger oder demokratische Prozesse 
verlieren und gleichzeitig den Eindruck gewinnen, dass ihre eigene politisch e Beteiligung nur 
einen geringen oder gar keinen Einfluss auf politische Entsche i dungen besitzt. Dieses 
Phänomen umfasst sowohl eine emotionale Distanz gegenüber der Politik als auch eine 
subjektiv empfundene mangelnde  politische Wirksamkeit. Betroffene Personen entwi c keln 
häufig die Überzeugung, dass politische Akteure ihre Interessen nicht angemessen vertreten 
oder politische Entscheidungen unabhängig von den Bedürfnissen der Bevölkerung getroffen 

werden. Politische Entfremdung äußert sich folglich nicht ausschließlich in einer ablehnenden 
Haltung gegenüber einzelnen Parteien oder Regierungen, sondern kann das gesamte politische 
System sowie dessen Institutionen  betreffen.

Besonders bei jungen Menschen zeigt sich politisch e Entfremdung in unterschiedlich en 
Erscheinungsformen. Sie kann sich beispielsweis e durch eine geringe Wahlbeteiligung, den 
Verzicht auf eine Mitgliedsch aft in politischen Parteien oder Organisationen sowie eine 
sinkende Bereitscha ft zur Teilnahm e  an klassischen Formen politischer Partizipatio n  
manifestieren. Gleichzeitig berichten zahlreiche Studien von einem rückläufigen Vertrauen 

junger Menschen in Parlament e , Regierungen und etabliert e  politische Parteien. Dieses 
schwindende Vertrauen wird häufig mit der Wahrnehmung verbunden, dass politische 
Prozesse zu komplex, intranspa rent oder von wirtschaf tlichen und parteipolitisch en Interessen 
geprägt seien. Viele Jugendliche und junge Erwachsene empfinden politische Entscheidungen 
als weit entfernt von ihrer eigenen Lebensrealität und bezweifeln, dass ihre Anliegen im 
politischen Entscheidungsprozess ausreichend berücksichtigt werden.

Politische Entfremdung darf jedoch nicht mit einem gener ellen Desinteresse an 
gesellschaftlichen oder politischen Fragestellungen gleichgesetzt werden. Vielmehr lässt sich



beobachten, dass zahlreiche junge Menschen ein ausgeprägtes Interesse an gesellschaftlichen 
Entwicklungen zeigen und sich aktiv für Themen wie Klimaschutz, soziale Gerechtigkeit, 
Gleichberechtigung, Digitalisierung oder Menschenrechte einsetzen. Dieses Engagement 
findet jedoch zunehmend außerhalb traditioneller politischer Strukturen statt. Während 

frühere Generationen politische Beteiligung häufig über Parteien, Gewerkschaften oder 
Verbände realisierten, bevorzugen viele junge Menschen heute projektbezogene, flexible und 
oftmals digi t a l e  Beteiligungsformen. Demonstrationen ,  Online-Petitionen ,  Social-Media-
Kampagnen oder zivilgesellschaftliche Initiativen gewinnen gegenüber klassischen 
Beteiligungsformen zunehmend an Bedeutung. Dies deutet darauf hin, dass sich weniger das  
politische Interesse verändert  hat als vielmehr die Formen politischer Partizipatio n  einem 
gesellschaf tlichen Wandel unterliegen . 

Die Ursachen politischer Entfremdung sind vielfältig und lassen sich nicht auf einzelne 
Einflussfaktoren reduzieren. Vielmehr handelt es  sich um ein komplexes Zusammenspiel 
individueller, gesellschaftlicher und institutioneller Faktoren. Dazu gehören unter anderem die 
zunehmende Komplexität politischer Entscheidungsprozesse, die Globalisierung, 
wirtscha ftliche Unsicherheiten sowie gesellschaf tliche Transformationsprozes s e, die von  
vielen jungen Menschen als schwer nachvollziehbar empfunden werden. Hinzu kommt die 
Wahrnehmung mangelnder politischer Repräsentation, wenn bestimmte gesellschaftliche 
Gruppen oder Generationen den  Eindruck gewinnen, dass ihre Interessen im politische n 
System nicht ausreichend berücksichtigt werden. Auch politische Skandale, Korruptionsfälle 

oder widersprüchliche politische Entscheidungen können das Vertrauen in demokratische 
Institutionen nachhaltig beeinträchtigen und Entfremdungsprozesse verstärken.

Eine besondere Bedeutung kommt in diesem Zusammenhang der Digitalisierung und 
insbesondere den  sozialen Medien zu. Digitale Plattformen haben die politische 
Kommunikation grundlegend verändert und eröffnen jungen Menschen vielfältige 

Möglichkeiten, sich über politische Themen zu informieren, Meinungen auszutauschen und 
selbst öffentlich Stellung zu beziehen. Gleichzeitig bergen sie jedoch erhebliche 
Herausforderungen. Die schnelle Verbreitung von Desinformation, algorithmisch gesteu erte 
Informationsfilter, sogenannte Echokammern sowie eine zunehmende Polarisierung  
politischer Debatten können dazu führen, dass Vertrauen in politische Institutionen  
geschwächt wird und sich bestehende Vorurteile oder politische Distanz weiter verstärken. 

Darüber hinaus verändern soziale Medien die Art politischer Kommunikation, indem 
emotionale Inhalte häufig größere Aufmerksamkeit erhalten als differenzierte politische 
Argumentationen. Dadurch kann sich das  politische Meinungsbild junger Menschen erheblich 
beeinflussen und teilweise verzerren.

Die Folgen politischer Entfremdung reichen weit über das individuelle Verhalten einzelner 
Bürgerinnen und Bürger hinaus. Eine dauerhaft sinkende politische Beteiligung junger 
Menschen kann die demokratische Legitimation politischer Entscheidungen schwächen und  
zu einer ungleichen politischen Repräsentation gesellschaftlicher Interessen führen. Wenn 

bestimmte Bevölkerungsgruppen dauerhaft unterrepräsentiert sind oder sich aus politischen 
Entscheidungsprozessen zurückziehen, besteht die Gefahr, dass demokratische Institutionen  
an gesellschaftlicher Akzeptanz verlieren. Langfristig können solche Entwicklungen das 
Vertrauen in demokratische Strukturen untergraben und die Anfälligkeit für populistische  
oder antidemokratische Bewegungen erhöhen. Gleichzeitig wird die Fähigkeit demokratischer 
Systeme eingeschränkt, gesellschaftliche Herausforderungen unter Einbeziehung aller 
relevanten Bevölkerungsgruppen zu bewältigen.



Vor diesem Hintergrund gewinnt die wissensc haftliche  Auseinandersetzung mit politischer 
Entfremdung junger Menschen zunehmend an Bedeutung. Neben der Identifik ation ihrer 
Ursachen ist  insbesondere die Analyse neuer Formen politischer Beteiligung von zentra l e m  
Interesse. Dabei stellt sich die Frage, ob digitale Kommunikationsräume und soziale Medien 
politische Entfremdung verstärken oder vielmehr neue Möglichkeiten eröffnen, junge 

Menschen wieder stärker in demokratische Prozesse einzubinden. Die Untersuchung dieser 
Zusammenhänge leistet einen wichtigen Beitrag zum Verständnis gegenwärtiger 

gesellschaftlicher Entwicklungen und bildet die Grundlage für die Entwicklung geeigneter 

Maßnahmen zur Förderung politischer Teilhabe. Der vorliegende Problemaufriss schafft 
somit die theoretische Ausgangsbasis für die nachfolgenden Kapitel, in denen die Ursachen 
politischer Entfremdung, die Bedeutung sozialer Medien sowie mögliche Strategien zur 
Stärkung demokratischer Partizipation junger Menschen detailliert analysiert werden.

1.2 Relevanz für die Stadt Hamm

Die politische Entfremdung junger Menschen stellt nicht nur auf nationaler oder 
internationaler  Ebene eine bedeu tsame Herausforderung dar, sondern gewinnt auch  auf 
kommunaler Ebene zunehmend an Relevanz. Gerade Städte und Gemeinden bilden den 

unmittelbaren Lebensra um junger Menschen und stellen die politisch e Ebene  dar, auf der 
demokratische Entscheidungen den Alltag der Bevölkerung am direktesten beeinflussen. 
Entscheidungen über Bildung, Freizeitangebote, Mobilität, Stadtentwicklung, Digitalisierung 
oder Klimaschutz werden in erheblich em Umfang auf kommunaler  Ebene getroffen und 
wirken sich unmittelbar auf die Lebensqualität junger Menschen aus. Vor diesem Hintergrund 
kommt der kommunalen Demokratie eine besondere Bedeutung für die politische  
Sozialisation sowie für die Entwicklung demokratischer Einstellungen und 
Partizipationsber eitschaft zu.

Für die Stadt Hamm ergibt sich daraus eine besondere Verantwortung, junge Menschen 
frühzeitig in politische Entscheidungsprozesse einzubeziehen und Möglichkeiten einer  
aktiven Mitgestaltung zu schaffen. Als kreisfreie Großstadt in Nordrhein-Westfalen ist Hamm 
durch eine vielfältige Bevölkerungsstruktur sowie unterschiedliche soziale und wirtschaftliche 
Rahmenbedingungen geprägt. Die Stadt vereint urbane und ländlich geprägte Stadtbezirke, 
wodurch sich unterschiedliche Lebensrealitäten und Beteiligungsbedürfnisse junger  
Menschen ergeben. Gleichzeitig steht Hamm – wie zahlre i c he andere Kommunen – vor 
vielfältigen Herausforderungen, die sich aus dem demografischen Wandel, der  
Digitalisierung, der Integration unterschiedlicher Bevölkerungsgruppen, dem Strukturwandel 
sowie den Anforderungen einer nachhaltigen  Stadtentwick lung ergeben. Die erfolgreiche  
Bewältigung dieser Herausforderungen setzt voraus, dass die Interessen aller 
Bevölkerungsgruppen, insbesondere der jungen Generation, in politische 
Entscheidungsprozesse einbezoge n werden.

Die kommunale Ebene bietet hierfür besondere Chancen. Anders als auf Landes- oder 
Bundesebene sind politische Entscheidungen in Städten und Gemeinden für Bürgerinnen und 

Bürger häufig unmittelbar sichtbar und nachvollziehbar. Maßnahmen zur Gestaltung 
öffentlicher Räume, Investitionen in Schulen, der Ausbau des öffentlichen 

Personennahverkehrs oder die Entwick lung von Freizeit- und Sportangeboten beeinflussen  
den Alltag junger Menschen direkt. Dadurch besteht grundsätzlich die Möglichkeit, politische 
Beteiligung als konkret erfahrbaren Prozess wahrzunehmen. Gleichzeitig zeigt sich jedoch, 
dass viele Jugendliche kommunalpolitisch e Strukturen nur unzureichend kennen oder den



Eindruck haben, auf kommunale Entscheidungen nur begrenzten Einfluss nehmen zu können. 

Fehlende Informationen über Beteiligungsmöglichkeiten sowie geringe Sichtbarkeit 
kommunalpolitischer Prozesse können dazu beitragen, dass politische Distanz bereits auf 
lokaler Ebene  entsteht.

Die Stadt Hamm verfügt über verschiedene Instrumente und Angebote, die eine stärkere 

Einbindung junger Menschen in kommunale Entscheidungsprozesse fördern sollen. Hierzu 
zählen unter anderem Beteiligungsformate für Kinder und Jugendliche, Kooperationen mit 
Schulen, Jugendverbänden sowie Einrichtungen der offenen Kinder- und Jugendarbeit. Ziel 
dieser Maßnahmen ist es, demokratische Kompetenzen zu stärken, politische Bildung zu 
fördern und jungen Menschen Möglichkeiten zur Mitgestaltung ihres unmittelbaren 
Lebensumfeldes zu eröffnen. Dennoch stellt sich die Frage, in welchem Umfang diese 
Angebote tatsächlich genutzt werden und ob sie die unterschiedlichen Lebenslagen, Interessen 
und Kommunikationsgewohnheiten junger Menschen ausreichend berücksichtigen. 
Insbesondere die fortschreitende Digitalisierung verändert die Erwartungen an politische 
Kommunikation und Beteiligung. Junge Menschen informieren sich zunehmend über digitale 
Plattformen und erwarten transparente, niedrigschwellig e sowie interak tive 
Beteiligungsmöglichkeiten. Daraus ergibt sich für die kommunale Politik die Notwendigkeit, 
bestehende Beteiligungsformate kontinuierlich weiterzuentwickeln und an veränderte 

gesellschaf tliche Rahmenbedingunge n anzupassen.

Darüber hinaus weist die Stadt Hamm  – wie viele Kommunen in Deutschland – eine sozial 
und kulturell heterogene Bevölkerungsstruktur auf. Unterschiedliche Bildungsbiografien, 
soziale Herkunft, wirtschaftliche Lebenslagen sowie kulturelle Hintergründe beeinflussen die 
politischen Einstellungen und Beteiligungsmöglichkeiten junger Menschen. Während einige 

Jugendliche bereits früh politische Erfahrungen sammeln und sich aktiv engagieren, bestehen 
für andere erhebliche Hürden beim Zugang zu politischen Informationen oder 
Beteiligungsangeboten. Eine zukunftsorientierte kommunale Demokratie muss daher 
Beteiligungsstrukturen schaffen, die möglichst allen jungen Menschen offenstehen und 
unterschiedliche Voraussetzungen berücksichtigen. Dies umfasst sowohl analoge als auch 
digitale Beteiligungsformate sowie eine zielgruppengerechte Ansprache, die den  Medien- und 
Kommunikationsgewohnheiten junger Menschen entsprich t.

Vor diesem Hintergrund besitzt die Untersuchung politischer Entfremdung junger Menschen  
in der Stadt Hamm sowohl wissenschaftliche als auch praktische Relevanz. Sie ermöglicht es, 
Ursachen für politische Distanz auf kommunaler Ebene zu identifizieren, bestehende 
Beteiligungsangebote kritisch zu bewerten und Potenziale für deren Weiterentwicklung 

aufzuzeigen. Gleichzeitig können die gewonnenen Erkenntnisse kommunalpolitischen 
Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträgern, Bildungseinrichtungen sowie Trägern  
der Kinder- und Jugendarbeit als Grundlage dienen, um zielgerichtete Maßnahmen zur 

Förderung demokratischer Teilhabe zu entwickeln. Eine frühzeitige Einbindung junger 

Menschen in kommunale Entscheidungsprozesse stärkt nicht nur deren politische 
Kompetenzen und das Vertrauen in demokratische Institutionen, sondern trägt langfristig auch 
zur Legitimation kommunaler Entsche i dungen sowie zur nachhaltigen  Entwicklung der Stadt 
Hamm bei.

Die Auseinandersetzu n g  mit der  politischen Entfremdung junger Menschen am Beispiel der 
Stadt Hamm verdeutlicht somit, dass demokratische Teilhabe nicht ausschließlich auf 

übergeordneter politischer Ebene betrachtet werden kann. Vielmehr entscheidet sich die 
Akzeptanz demokratischer Prozesse häufig im unmittelbaren Lebensumfeld der Bürgerinnen 
und Bürger. Die kommunale Ebene bietet daher einen besonders geeigneten Rahmen, um



politische Beteiligung erfahrbar zu machen, demokratische Kompetenzen zu fördern und 

langfristig einer politische n Entfremdung entgegenzuwirken. Die Stadt Hamm stellt aufgrund 
ihrer gesellsc haftliche n Struktur, ihrer kommunalen Beteiligungsangebote sowie ihrer 
aktuellen Entwicklungsaufga ben ein geeignetes  Untersuchungsfeld dar, um die 
Zusammenhänge zwischen politischer Entfremdung, kommunaler Partizipation und den 
Möglichkeiten einer zeitgemäßen demokratischen Beteiligung junger Menschen 
wissenschaftlich zu  analysieren.

1.3 Forschungsfragen und Zielsetzu n g

Die zunehmende politisch e Entfremdung junger Menschen sowie die damit verbundenen 
Veränderungen politischer Beteiligungsformen werfen grundlegende Fragen hinsichtlich der 
Zukunft demokratischer Partizipation auf. Während zahlreiche Studien auf einen Rückgang 

des Vertrauens in politische Institutionen  und eine abnehm e nde Beteiligung an  klassischen 
Formen politischer Mitwirkung hinweisen, zeigen sich gleichzeitig neue Formen politischen 
Engagements, die insbesondere durch digitale Kommunikationsplattf o r men und soziale 
Medien geprägt werden. Diese Entwicklungen verdeutlichen, dass politische Partizipation 
einem tiefgreifenden Wandel unterliegt und traditionelle Erklärungsansätze allein nicht mehr 
ausreichen, um das politisch e Verhalten junger Menschen umfassend zu beschreiben. Vor 
diesem Hintergrund besteht ein wachsender Bedarf, die Ursachen politische r Entfremdung 
sowie deren Auswirkungen auf demokratisch e Beteiligungsprozesse differen ziert zu 
untersuchen.

Insbesondere auf kommunaler  Ebene ist  bislang nur begrenzt erforscht, welche Faktoren das 
politische Interesse, die politische Wirksamkeitsüberzeugung und die Beteiligungsbereitschaft 
junger Menschen beeinflussen. Kommunen bilden den  unmittelbaren Lebensra um der 
Bürgerinnen und Bürger und stellen die politische Ebene dar, auf der demokratische 
Entscheidungen unmittelbar erfahrbar werden. Gleichzeitig verfügen Städte und Gemeinden 

über vielfältige Möglichkeiten, politische Teilhabe aktiv zu fördern und junge Menschen in 
kommunale Entscheidungsprozesse einzubinden. Dennoch bleibt häufig unklar, wie 

kommunale Beteiligungsangebote von Jugendlichen  und jungen Erwachsenen  
wahrgenommen werden, welche Erwartungen sie an politische Institutionen  richten und 
welche Hindernisse einer aktiven Beteiligung entgegenstehen. Diese Forschungslücke bildet 
den Ausgangspunkt der vorliegenden  Arbeit.

Ziel der  Arbeit ist  es, die Ursachen und Erscheinungsformen politischer Entfremdung junger 
Menschen zu analysieren und deren Bedeutung für die kommunale Demokratie am Beispiel 
der Stadt Hamm zu untersuchen. Dabei soll herausgearbeitet werden, welche individue l l e n, 
gesellschaf tlichen und institutio n ellen Faktoren die politische Distanz junger Menschen 
beeinflussen und inwiefern sich diese auf ihre Bereitschaft zur politischen Beteiligung 
auswirken. Darüber hinaus wird untersucht, welche Rolle soziale Medien und digitale 
Kommunikationsformen sowohl bei der Entstehung als auch bei der Überwindung politischer 
Entfremdung spielen. Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf der Analyse bestehender 
kommunaler Beteiligungsstrukturen sowie der Frage, inwieweit diese den Bedürfnissen, 
Erwartungen und Kommunikationsgew o h n h eiten junger Menschen entsprechen.

Die Arbeit verfolgt dabei sowohl ein wissenschaf tliches als auch  ein praxisori e ntiertes 
Erkenntnisinteresse. Wissenschaftlich soll ein Beitrag zum besseren Verständnis der 
Zusammenhänge zwischen politischer Entfremdung, politischer Sozialisation und



demokratischer Partizipation geleistet werden. Durch die Verknüpfung theoretischer Ansätze 
mit einer kommunalen Fallbetracht ung sollen Erkenntnisse gewonnen werden, die besteh ende 
Forschungsansätze ergänzen und die Besonderheiten lokaler Beteiligungsprozesse 
berücksichtigen. Gleichzeitig verfolgt die Arbeit das Ziel, Handlungsempfehlungen für  
Politik, Verwaltung sowie Akteurinnen und Akteure der politischen Bildung und Jugendarbeit 
abzuleiten. Die gewonnenen Erkenntni sse sollen dazu beitragen, Beteiligungsangebot e  
zielgruppenorientiert weiterzuentwickeln und Maßnahmen zu identifizieren, die das Vertrauen 
junger Menschen in demokratische Institutionen stärken sowie ihre aktive Mitwirkung fördern 
können.

Aus dieser Zielsetzung ergeben sich die folgenden Forschungsfragen, die den  inhaltlichen 
Rahmen der  Untersuchung bilden:

Hauptforschungsfrage:

Welche Faktoren beeinflussen  die politisch e Entfremdung junger Menschen, und welche 
Möglichkeiten bestehen auf kommunaler Ebene  – insbesondere in  der Stadt Hamm –, dieser 
Entwicklung durch geeignete Beteiligungs- und Kommunikationsmaßnahmen 

entgegenzuwirken?

Zur Beantwortung dieser übergeordneten Fragestellung werden folgende 
Teilforschungsfragen untersucht:

 Welche theoretischen Ansätze erklären die Entstehung politischer Entfremdung bei 
Jugendlichen und jungen Erwachsene n?

 Welche individuellen, sozialen und institutionellen Einflussfaktoren fördern 

beziehungsweise vermindern politisch e Entfremdung?
 Welche Bedeutung haben soziale Medien und digitale Kommunikationsplattf o r men 

für das politische Informationsverhalten sowie die politische Beteiligung junger 
Menschen?

 Wie nehmen junge Menschen die kommunalen Beteiligungsangebote der  Stadt Hamm 
wahr und welche Erwartungen richten sie an kommunalpol i t i sche 
Entscheidungsprozesse ? 

 Welche Maßnahmen können dazu beitragen, politische Teilhabe junger Menschen zu 
stärken und das Vertrauen in demokratische Institutionen auf kommunaler Ebene 
nachhaltig zu fördern?

Die Beantwortung dieser Forschungsfragen erfolgt auf Grundlage einer systematischen  
Auswertung wissenschaf tlicher Literatur sowie – sofern im weiteren Verlauf der Arbeit 
vorgesehen – einer empirischen Untersuchung im kommunalen Kontext der  Stadt Hamm. 
Durch die Verbindung theoretischer Erkenntni sse mit einer anwendungsorientierten 
Betrachtung soll ein umfassendes Verständnis der Ursachen politischer Entfremdung sowie 
möglicher Strategien zu ihrer Verringerung entwickelt werden. Gleichzeitig soll aufgezeigt 
werden, welche Bedeutung der kommunalen Ebene bei der Förderung demokratischer  
Teilhabe zukommt und welche Potenziale insbesondere Städte wie Hamm besitzen, junge 
Menschen dauerhaft für politische Mitgestaltung zu gewinnen. Damit bildet dieses Kapitel die 
konzeptionelle Grundlage für die nachfolgenden theoretischen und empirischen Analysen der 
Arbeit.



1.4 Methodisches Vorgehen und Datenbasis

Die vorliegende Arbeit verfolgt das Ziel, die Ursachen, Erscheinungsformen und 
Auswirkungen politischer Entfremdung junger Menschen zu analysieren und deren   
Bedeutung für die kommunale Demokratie am Beispiel der Stadt Hamm zu untersuchen. Um 
dieses Forschungsziel zu erreichen, wird ein systematisches methodisches Vorgehen gewählt, 
das auf einer wissenschaf tlich fundierten Literaturauswertu n g  basiert und – sofern vorgesehen 
– durch empirische Erkenntnisse ergänzt werden kann. Die gewählte Methodik orientiert sich 
an den formulierten Forschungsfragen und ermöglicht eine strukturierte Analyse des 
Untersuchungsgegenstandes unter Berücksichtigung theoretischer sowie praxisbezogener 
Perspektiven.

Den Ausgangspunkt der Untersuchung bildet eine umfassende Literaturrecherch e, die den 
aktuellen Stand der  wissenschaf tlichen Forschung zur politische n Entfremdung, politischen 
Partizipation sowie zur politischen Sozialisation junger Menschen erfasst. Hierfür werden 

überwiegend wissenschaftliche Monografien, Fachbücher, Beiträge aus begutachteten 
Fachzeitschriften sowie Sammelbände herangezogen. Ergänzend werden Veröffentlichungen 

staatlicher Institutionen ,  amtliche Statistiken, Studien wissenschaf tlicher Forschungsinstitute 
sowie Berichte anerkannter Stiftungen berücksichtigt, sofern diese einen wissenschaftlichen 
Erkenntniswert besitzen und zur Beantwortung der Forschungsfragen beitragen. Durch die 
Kombination unterschiedlicher Quellen soll eine möglichst umfassende und differenzierte 
Betrachtung des Themenfeldes gewährleistet werden.

Die Literaturrech erche erfolgt anhand definierter Suchbegriffe wie „politische Entfremdung“, 
„politische Partizipation“,  „Jugend und Politik“, „politische Sozialisation“ , „politische 
Wirksamkeit“, „ kommunale Beteiligung“ , „Jugendbeteiligung“, „soziale Medien und Politik“ 
sowie „digi t a l e  politische Kommunikation“ . Die Recherc he wird in wissenschaf tlichen 
Datenbanken und Bibliothekskatalogen durchgeführt. Dazu gehören unter anderem 

Fachdatenbanken wie Google Scholar, SpringerLink, JSTOR, Wiley Online Library oder 
BASE sowie Bibliothekskataloge deutscher Hochschulen. Darüber hinaus werden 
Veröffentlichungen des Bundesministeriums für Bildung und Forschung, der Bundeszentrale 
für politische Bildung, des Statistischen Bundesamtes sowie empirische Studien renommierter 
Forschungseinrichtungen herangezogen. Die Auswahl der  Literatur erfolgt nach den Kriterien  
wissenschaftliche Qualität, Aktualität, thematische Relevanz sowie methodische 
Nachvollziehbarkeit.

Methodisch handelt es sich bei der Arbeit um eine qualitative Sekundäranalyse 
wissenschaf tlicher Literatur. Ziel dieser Vorgehensweise ist es, bereits vorliegende 
wissenschaf tliche Erkenntnisse systematisch auszuwerten, zu vergleichen und hinsichtlich  der 
Forschungsfragen kritisch zu analysiere n. Die Arbeit verfolgt somit keinen experi m e ntellen 
oder kausalen Forschungsansatz, sondern dient der theorieg eleiteten Analyse bestehender 
Forschungsergebnisse. Im Mittelpunkt stehen die Identifikation zentra l e r Einflussfaktoren 
politischer Entfremdung, die Darstellung verschiedener theoretischer Erklärungsansätze sowie 
die Bewertung kommunaler Handlungsmöglichkeiten zur Förderung politischer Beteiligung 
junger Menschen.

Zur theoretischen Fundierung werden unterschi e dliche politikwissensc haftliche und 
sozialwissenschaftliche Ansätze herangezogen. Hierzu zählen insbesondere Konzepte der 
politischen Sozialisation, Theorien politischer Partizipation, Ansätze zur politischen 
Wirksamkeit (Political Efficacy), Vertrauens- und Demokratietheorien  sowie 
kommunalwissenschaftliche Perspektiven auf Bürgerbeteiligung. Durch die



Gegenüberstellung verschiedener theoretischer Modelle soll ein umfassendes Verständnis der 
Ursachen politische r Entfremdung sowie ihrer Auswirkungen auf demokratisch e 
Beteiligungsprozesse entwi c kelt werden. Gleichzeitig werden aktuelle Forschungsergebnisse 
zu den Auswirkungen digitaler  Medien auf politische Kommunikatio n  und politische 
Meinungsbildung berücksichtigt, da diese einen wesentlichen Bestandteil der Lebenswelt 
junger Menschen darstellen.

Ein besonderer Fokus der Arbeit liegt auf der kommunalen Ebene  und damit auf der Stadt 
Hamm als Untersuchungsraum. Die Stadt dient dabei als Fallbeispiel,  anhand dessen die 
theoretischen Erkenntnisse auf konkrete kommunale Strukturen übertragen werden.  
Analysiert werden insbesondere bestehende Beteiligungsmöglichkeiten für Kinder, 

Jugendliche und junge Erwachsene, kommunale Strategien zur Förderung politischer 
Partizipation sowie die Bedeutung lokaler politischer Institutionen für die demokratische 
Mitwirkung junger Menschen. Dabei werden öffentlich zugängliche Dokumente der Stadt 
Hamm, kommunale Konzepte, Satzungen, Ratsbeschlüsse sowie Informationen zu 
bestehenden Beteiligungsformaten ausgewer tet und in den wissenschaf tlichen Gesamtkontex t 
eingeordnet. Die Fallstudie ermöglicht es, allgemeine theoretische Erkenntnisse mit den 
spezifischen Rahmenbedingungen einer deutschen Großstadt zu verknüpfen und praxisnahe 
Schlussfolgerungen abzuleiten.

Sofern die Arbeit zusätzlich einen empirischen Untersuchungsteil umfasst, bildet dieser eine 
ergänzende Datenbasis zur Literaturanalyse. Je nach Forschungsdesign können beispielsweise 
standardisierte Fragebogenerhebungen, leitfadengestützte Interviews oder 
Gruppendiskussionen mit jungen Menschen durchgeführt werden, um deren politische 
Einstellungen, Beteiligungserfahrungen  und Wahrnehmungen kommunaler Politik zu  
erfassen. Die erhobenen Daten werden anschließend mithilfe geeigneter qualitativer oder 

quantitativer Auswertungsverfahren  analysiert und mit den Erkenntnissen der Literatur 
verglichen. Die empirische Untersuchung dient in diesem Fall der Überprüfung und  
Ergänzung der theoretisch gewonnenen Erkenntnisse sowie der Ableitung konkreter 
Handlungsempfehlungen für die kommunale Praxis.

Die Qualität der Untersuchung wird durch die Anwendung wissenschaftlicher Gütekriterien 

sichergestellt. Hierzu zählen insbesondere die Transparenz des methodischen Vorgehens, die 
Nachvollziehbarkeit der Literaturau s w ahl, die kritische Bewertung unterschiedlich er 
Forschungspositionen sowie die sorgfältige Dokumentation sämtlicher Quellen. Darüber 

hinaus werden Aktualität, wissenschaftliche Qualität und methodische Belastbarkeit der 
verwendeten Studien berücksichtigt, um eine fundierte und objektive Analyse zu 
gewährleisten. Gleichzeitig wird berücksichtigt, dass Sekundäranalysen auf bereits 
vorhandenen Forschungsergebnissen beruhen und somit von deren methodischer Qualität 

sowie den jeweiligen Untersuchungsbedingungen abhängig sind. Diese Einschränkungen 

werden im Verlauf der Arbeit reflekt i e rt und bei der Interpretation der Ergebnisse 
berücksichtigt.

Insgesamt ermöglicht das gewählte methodische Vorgehen eine systematische und 
wissenschaftlich fundierte Untersuchung der politische n Entfremdung junger Menschen sowie 
ihrer Bedeutung für die kommunale Demokratie in der Stadt Hamm. Die Kombination aus 
theoretischer Literaturan alyse, der Betrachtung kommunaler Rahmenbedingunge n und –  
sofern Bestandteil der Arbeit – empirischen Erkenntnissen schafft eine belastbare Grundlage 
zur Beantwortung der Forschungsfragen. Gleichzeitig bietet sie die Möglichkeit, sowohl 
wissenschaf tliche Erkenntnisse zu vertiefen als auch praxisorientier te  
Handlungsempfehlungen für Politik, Verwaltung und Einrichtungen der politischen Bildung



abzuleiten. Das methodische Vorgehen bildet somit die Grundlage für die nachfolgenden 

theoretischen Analysen und gewährleistet die wissenschaftliche Nachvollziehbarkeit der 
gesamten Untersuchung.

2. Theoreti scher Rahmen

Die wissenschaf tliche Untersuchung politischer Entfremdung junger Menschen erfordert eine 
fundierte theoretische Grundlage, da das Phänomen durch eine Vielzahl individueller, 

gesellschaftlicher und institutioneller Einflussfaktoren geprägt wird. Politische Einstellungen 
und Verhaltensweisen entst e hen nicht isoliert , sondern entwickeln sich im Zusammenspiel 
persönlicher Erfahrungen, sozialer Beziehungen, gesellschaftlicher Rahmenbedingungen und 
politischer Strukturen. Um die Ursachen, Erscheinungsformen und Folgen politischer 
Entfremdung systematisch analysieren zu können, ist es daher notwendig, verschiedene 
theoretische Ansätze der Politik-, Sozial- und Kommunikationswissenschaft miteinander zu 
verknüpfen.

Der theoretische Rahmen dieser Arbeit dient dazu, die zentra l e n Begriffe zu definieren, 
relevante Erklärungsansätze darzustellen und den aktuellen Forschungsstand in einen 
wissenschaftlichen Zusammenhang einzuordnen. Dabei wird zunächst der Begriff der 
politischen Entfremdung erläutert und gegenüber verwandten Konzepten wie politischem 
Desinteresse, Politikverdrossenheit oder politischer Apathie abgegrenzt. Anschließend werden 
verschiedene Theorien vorgestellt, die zur Erklärung politischer Einstellungen und 
Beteiligungsformen junger Menschen beitragen. Hierzu gehören insbesondere Ansätze der 

politischen Sozialisation, Theorien der politischen Partizipatio n ,  Konzepte der  politischen 
Wirksamkeit (Politica l Efficacy) sowie vertrauens- und demokratietheore t i sche  
Überlegungen. Ergänzend werden kommunalwissenschaftliche Perspektiven sowie 
Erkenntnisse zur Bedeutung digitaler Medien und sozialer Netzwerke für politische 
Kommunikation und Meinungsbildung berücksichtigt.

Die politische Sozialisation bildet einen zentralen Bestandteil dieses theoretisc hen Rahmens. 
Sie beschreibt den lebenslange n Prozess, in  dem Individuen politische Werte, Einstellungen, 
Normen und Verhaltensmuster  erwerben. Familie, Schule, Freundeskreise, Medien sowie 
gesellschaftliche Ereignisse beeinflussen maßgeblich die Entwicklung politischer 
Orientierungen. Insbesondere im Jugendalter werden grundlegende Einstellungen gegenüber 

Demokratie, Staat und politischen Institutionen geprägt, die häufig bis ins Erwachsenenalter 
Bestand haben. Politische Sozialisation liefert somit einen wichtigen Erklärungsansatz dafür, 

weshalb sich politische Beteiligungsbereitsch aft und Vertrauen  in  demokratische Institutionen  
zwischen verschiedenen Personengruppen deutlich unterscheiden können.

Ergänzend hierzu werden Theorien politischer Partizipation herangezogen, welche die 
unterschiedlich en Formen politische r Beteiligung sowie deren Voraussetzungen beschreib en. 
Während klassische Partizipationsmodelle vor allem auf Wahlen, Parteimitgliedschaften oder 
ehrenamtliches Engagement in politischen Organisationen fokussieren, berücksichtigen 
neuere Ansätze zunehmend informelle und digitale Beteiligungsformen. Gerade junge 
Menschen beteiligen sich heute häufig projektbezogen, themenspezifisch und über digitale 

Kommunikationsplattformen. Politische Partizipation wird dadurch vielfältiger, flexibler und 
weniger an tradi t i onelle Institutionen gebunden. Diese Entwicklung verdeutlich t, dass 
politische Entfremdung nicht zwangsläufig einen vollständigen Rückzug aus politischen 
Prozessen bedeutet, sondern häufig mit einem Wandel der Beteiligungsformen einhergeht.



Von besonderer Bedeutung für das Verständnis politischer Entfremdung ist darüber hinaus  
das Konzept der  politischen Wirksamkeit (Politica l Efficacy). Dieses beschreibt die subjektive 
Überzeugung einer Person, politische Prozesse verstehen und durch eigenes Handeln 
beeinflussen zu können. In der politikwissenschaftlichen Forschung wird zwischen interner  
und externer politische r Wirksamkeit unterschieden. Die interne politisch e Wirksamkeit 
bezieht sich auf das Vertrauen in die eigenen politischen Kenntnisse und Fähigkeiten,  
während die externe politische Wirksamkeit die Wahrnehmung beschreibt, dass politische 
Institutionen auf die Anliegen der Bürgerinnen und Bürger tatsächlich reagieren. Empfinden 
junge Menschen ihre politische Einflussmöglichkeit als gering oder nehmen sie politische 
Institutionen als wenig  responsiv wahr, steigt die Wahrschein lichkeit politischer Distanz und 
sinkender Beteiligungsbereitsc haft. Das Konzept der politischen Wirksamkeit stellt daher   
einen zentralen theoretischen Erklärungsansatz für politische Entfremdungsprozesse dar.

Eng mit der  politischen Wirksamkeit verbunden sind vertrauens- und demokratiethe oretisch e 
Ansätze. Vertrauen gilt als grundlegende Voraussetzung für das Funktionieren  
demokratischer Systeme. Demokratietheore t i sche Konzepte gehen  davon aus, dass politisch e 
Institutionen nur dann dauerhaft legitimiert sind, wenn sie von der Bevölkerung als 
glaubwürdig, transparent und handlungsfähig wahrgenommen werden. Sinkendes Vertrauen  
in Parlamente, Regierungen, Parteien oder kommunale Entscheidungsträger kann dazu führen, 

dass Bürgerinnen und Bürger demokratische Entscheidungsprozesse zunehmend infrage  
stellen und ihre politisch e Beteiligung reduzieren. Gleichz e i t i g zeigen neuere 
Forschungsarbeiten, dass institutio n elles Vertrauen  nicht allein von politische n  
Entscheidungen abhängt, sondern auch durch politische Kommunikation, 
Medienberichterstattung sowie persönliche Erfahrungen mit staatlichen Institutionen 
beeinflusst wird.

Ein weiterer Schwerpunkt des theoretisc hen Rahmens liegt auf der Bedeutung digitaler  
Medien für politische Kommunikation und politische Meinungsbildung. Die Digitalisierung 
hat die Informationsbeschaffung, den öffentlichen Diskurs und die Möglichkeiten politischer 
Beteiligung grundlegend verändert. Soziale Medien ermöglichen einen schnellen Zugang zu 
politischen Informationen, erleichter n  den Austausch politischer Meinungen und schaffen 
neue Formen gesellsc haftliche r Mobilisierung. Gleichzeitig entst e hen neue 
Herausforderungen durch Desinformation, algorithmisc h gesteuerte Informationsauswahl, 
Filterblasen, Echokammern und eine zunehmende Polarisierung öffentlicher Debatten. Diese 
Entwicklungen beeinflussen sowohl das  politische Informationsverhalten als auch das 
Vertrauen junger Menschen in demokratisch e Institutionen und bilden daher einen 
wesentlichen Bestandteil der theoretisc hen Betrachtung.

Da sich die vorliegende Arbeit auf die kommunale Ebene  und insbesondere auf die Stadt 
Hamm konzentriert, werden darüber hinaus kommunalwissenschaftliche Ansätze zur Bürger-
und Jugendbeteiligung einbezogen. Die kommunale Ebene  gilt als die politisch e Ebene  mit 
der größten Alltagsnähe, da politische Entscheidungen hier unmittelbar erfahrbar werden. 
Gleichzeitig bietet sie besondere Möglichkeiten, demokratische Beteiligung praktisch zu 
erleben und politisch e Wirksamkeit zu erfahren. Theorien kommunaler  Demokratie gehen  
davon aus, dass frühzeitige Beteiligungsmöglichkeiten das Vertrauen in politische 
Institutionen stärken, demokratische Kompetenzen fördern und langfristig die Identifikation 
mit demokratischen Entscheidungsprozessen erhöhen können. Diese Perspektive ist für die 

spätere Analyse der Beteiligungsstrukturen in der Stadt Hamm von besonderer Bedeutung.

Insgesamt schafft der theoretische Rahmen die wissenschaftliche Grundlage für die weitere 

Untersuchung der politische n Entfremdung junger Menschen. Durch die Verbindung



unterschiedlicher theoretischer Ansätze entsteht ein umfassendes Analysemodell, das sowohl 
individuelle Einstellungen als auch  gesellschaf tliche und institut i onelle Einflussfaktoren 
berücksichtigt. Gleichzeitig ermöglicht die theoretische Fundierung eine systematische 
Einordnung der späteren empirischen beziehungsweise praxisorientierten Analysen. Die 
nachfolgenden Kapitel vertiefen die einzelnen theoretisc hen Konzepte und bilden damit die 
Grundlage für die Beantwortung der Forschungsfragen sowie die Entwicklung 
wissenschaftlich fundierter Handlungsempfehlungen zur Förderung politischer Teilhabe 
junger Menschen in der Stadt Hamm.

2.1 Politische Sozialisatio n  und Generationenwande l 

Die politische Sozialisation bildet einen zentralen theoretischen Ansatz zur Erklärung 

politischer Einstellungen, Werte, Verhaltensweisen und Partizipatio n s f o r men von  
Bürgerinnen und Bürgern. Sie beschreibt den lebenslangen Prozess, in dem Individuen 
politische Kenntnisse, Normen, Überzeugungen und Handlungsmuster erwerben, 
weiterentwickeln und an gesellschaftliche Veränderungen anpassen. Politische Sozialisation 
beginnt bereits im frühen Kindesalter und setzt sich über die gesamte Lebensspanne fort. 
Dabei wird sie durch eine Vielzahl sozialer, kultureller, wirtschaf tlicher und institutioneller 
Einflüsse geprägt. Insbesondere während der Jugend und des frühen Erwachsenenalters 
entwickeln sich grundlegende politische Orientierungen, die das spätere politische Verhalten 
maßgeblich beeinflussen. Vor diesem Hintergrund stellt die politische Sozialisation einen 
wesentlichen Erklärungsansatz für das Verständnis politischer Entfremdung junger Menschen 
dar.

Aus politikwissensch aftlicher und soziologischer Perspektive wird politisch e Sozialisation als 
Teil der allgemeinen Sozialisation verstanden. Während die allgemeine Sozialisation die 
Vermittlung gesellsc haftliche r Werte und Verhaltensnormen umfasst, konzentriert sich die 
politische Sozialisation auf die Entwicklung politischer Einstellungen sowie auf das  
Verhältnis des Individuums zu Staat, Demokratie und politischen Institutionen. Sie beeinflusst 
unter anderem das Vertrauen  in politisch e Akteure, die Bereitscha ft zur politische n 
Beteiligung, die Akzeptanz demokratisch er Regeln sowie das politisch e Interesse. Politische 
Einstellungen entstehen dabei nicht ausschließlich durch formale Bildungsprozesse, sondern 
entwickeln sich im Zusammenspiel verschiedener Sozialisationsinst a nzen, die den 
individuellen Lernprozess kontinuierlich prägen.

Zu den wichtigsten Sozialisationsinstanzen zählt zunächst die Familie. Bereits im Kindesalter 
werden grundlegende Wertvorstellungen, politische Orientierungen  und gesellschaf tliche 
Einstellungen innerhalb des familiären Umfelds vermittelt. Eltern fungieren häufig als erste 
politische Bezugspersonen und beeinflussen durch ihre eigenen politischen Einstellungen, ihr 
gesellschaftliches Engagement sowie ihre Gespräche über politische Ereignisse die politische 
Entwicklung ihrer Kinder. Zahlreiche wissenschaf tliche Untersuchungen zeigen, dass das 
politische Interesse sowie die spätere Wahlbeteiligung in engem Zusammenhang mit dem 
politischen Engagement der Eltern stehen. Familien, in denen politische Themen regelmäßig 

diskutiert werden und demokratische Werte vermittelt werden, schaffen häufig günstige 
Voraussetzungen für eine spätere politische Beteiligung der nachfolgenden Generation.

Neben der Familie übernimmt die Schule eine zentrale Funktion im Prozess der politischen 
Sozialisation. Als  institutiona l i sierter Bildungsort vermittelt sie nicht nur politisches Wissen, 
sondern trägt auch zur Entwicklung demokratischer Kompetenzen bei. Im Rahmen des



Politik-, Sozialwissenschafts- oder Gemeinschaftskundeunterrichts erwerben Schülerinnen  
und Schüler Kenntnisse über politische Institutionen, demokratische Entscheidungsprozesse 
sowie staatsbürgerliche Rechte und Pflichten. Darüber hinaus fördert die Schule durch 
Mitbestimmungsmöglichkeiten, Schülervertretungen, Projektarbeit oder politische 
Bildungsangebote die praktische Erfahrung demokratisch er Beteiligung. Dadurch kann sie das 
Vertrauen in demokratische Institutionen stärken und das Gefühl politischer  
Selbstwirksamkeit fördern. Die Qualität politischer Bildung besitzt daher einen erheblichen 
Einfluss auf die spätere Bereitschaft junger Menschen, sich aktiv am politischen Leben zu 
beteiligen.

Auch Gleichaltrig e und soziale Netzwerke stellen bedeu tsame Sozialisationsinst a nzen dar. 
Während des Jugendalters gewinnen Freundeskreise zunehmend an Einfluss auf 
Einstellungen, Werte und Verhaltensweisen .  Politische Themen werden innerhalb sozialer 
Gruppen diskutiert, bewertet und gemeinsam interpretiert. Insbesondere im digitalen Zeitalter 
finden diese Austauschprozesse nicht mehr ausschließlich im persönlichen Kontakt statt, 
sondern zunehmend über soziale Medien und digitale Kommunikationsplattformen. Dadurch 
erweitern sich die Möglichkeiten politischer Information und Meinungsbildung erheblich. 
Gleichzeitig steigt jedoch das  Risiko, dass politisch e Einstellungen durch einseitige 
Informationsquellen, algorithmisc h gesteu erte Inhalte oder gruppenspezifische 
Kommunikationsräume beeinflusst werden. Die politische Sozialisation junger Menschen 
erfolgt somit heute in einem deutlich komplexeren medialen Umfeld als noch bei früheren 

Generationen.

Eine besondere Bedeutung kommt den Massenmedien und insbesondere den sozialen Medien 
als moderne Sozialisationsinstanzen zu. Während traditionelle Medien wie Zeitungen, 
Fernsehen oder Radio über Jahrzehnte die wichtigsten Informationsquellen für politische 
Ereignisse darstellten, beziehe n junge Menschen politische Informationen heute zunehmend 
über Plattformen wie Instagram, TikTok, YouTube oder andere digitale Netzwerke. Diese 
Entwicklung verändert nicht nur die Geschwindigkeit der Informationsvermittlung, sondern 
auch die Art und Weise, wie politisch e Inhalte wahrgenommen  und verarbeitet werden. 
Politische Kommunikation erfolgt zunehmend visuell, emotional und interak tiv. Gleichzeitig 
sinkt die Bedeutung klassisc her journalistische r Gatekeeper, wodurch sowohl neue  Chancen 
für politische Teilhabe als auch Risiken durch Desinformation, Falschinformationen oder 
Polarisierung entstehen. Die Digitalisierung verändert somit grundlegende Bedingungen 
politischer Sozialisation und beeinflusst nachhaltig die politische Meinungsbildung junger 
Generationen.

Neben den klassischen Sozialisationsi nstanzen beeinflussen auch gesellsc haftliche  
Rahmenbedingungen den Prozess politischer Sozialisation. Wirtsc haftlich e Krisen, politisch e 
Konflikte, globale Herausforderungen wie der Klimawandel,  Migration oder internationa l e  
Krisen prägen die politischen Erfahrungen junger Menschen und beeinflussen ihre 
Einstellungen gegenüber politischen Institutionen. Jede Generation wächst unter spezifischen 
historischen, wirtschaf tlichen und gesellschaf tlichen Bedingungen auf, die ihre politischen 
Wertvorstellungen nachhaltig  formen. In der  politikwissensch aftlichen Forschung wird dieser 
Zusammenhang als Generationenwandel bezeichnet. Er beschreibt Veränderungen politischer 
Einstellungen und Verhaltensweisen  zwischen verschiedenen Alterskohorten, die auf 
unterschiedliche Sozialisationsbedingungen zurückzuführen sind.

Der Generationenwandel zeigt sich insbesondere darin, dass jüngere Generationen andere 

Erwartungen an Politik und demokratische Beteiligung entwickeln als frühere Generationen. 
Während traditionelle Formen politischer Beteiligung, beispielsweise die Mitgliedschaft in



politischen Parteien oder langfristiges ehrenamtliches Engagement, für ältere Generationen 

häufig einen hohen Stellenwert besitzen, bevorzugen viele junge Menschen flexible, 
projektbezogene und themenspezif ische Beteiligungsformen. Politisches Engage m e nt 
orientiert sich zunehmend an  konkreten gesellsc haftliche n Anliegen wie Klimaschutz,  
Nachhaltigkeit, sozialer Gerechtig k eit, Gleichstellung oder Antidiskriminierung. Gleichzeitig 
erwarten junge Menschen transparente Entscheidungsprozesse , direkte 
Kommunikationsmöglichkeiten mit politischen Entscheidungsträgerinnen und 

Entscheidungsträgern sowie eine stärkere Einbindung in politische Prozesse. Diese 
veränderten Erwartungen stellen politische Institutionen vor neue Herausforderungen und 
erfordern eine kontinuierliche  Anpassung bestehender Beteiligungsstrukturen.

Der Generationenwandel wird zusätzlich durch den tiefgreifenden digitalen Wandel verstärkt. 
Die heute heranwachsende Generation ist  mit digitalen  Technologien aufgewachse n und wird 
häufig als „ Digital Natives“ bezeichnet. Digitale Kommunikation, soziale Netzwerke und 
mobile Endgeräte prägen ihren Alltag und beeinflussen auch ihr politisches Informations- und 
Kommunikationsverhalten. Politische Informationen werden häufig in kurzen, multimedial 

aufbereiteten Formaten konsumiert und unmittelbar kommentiert  oder weiterverbreitet. 
Dadurch verändern sich sowohl die Geschwindigkeit politischer Meinungsbildungsprozesse 
als auch die Anforderungen an politische Kommunikation. Institutionen, die überwiegend auf 
klassische Kommunikationsweg e setzen, laufen Gefahr, insbesondere junge Zielgruppen nur 
eingeschränkt zu erreichen. Gleichzeitig eröffnet die Digitalisierung neue Möglichkeiten der 

politischen Mobilisierung, Beteiligung und Vernetzung, wodurch sich politisch e Sozialisation 
zunehmend in digitalen Räumen vollzieht.

Für die Stadt Hamm besitzen diese theoretischen Überlegungen eine besondere Bedeutung. 
Als kommunale Gebietskörperschaft bietet sie vielfältige Möglichkeiten, politische 
Sozialisation aktiv zu unterstützen und demokratische Kompetenzen frühzeitig zu fördern. 

Schulen, Jugendzentren, Vereine, Jugendverbände sowie kommunale Beteiligungsformate 
tragen dazu bei, politisch e Erfahrungen im unmittelbaren  Lebensumfeld junger Menschen zu  
ermöglichen. Gleichzeitig muss kommunale Politik die veränderten Kommunikations- und 
Beteiligungsgewohnheiten junger Generationen berücksichtigen und Beteiligungsangebote 
entsprechend weiterentwick eln. Nur wenn politisch e Institutionen auf die Erwartungen junger 
Menschen eingehen und glaubwürdige Möglichkeiten der Mitgestaltung schaffen, kann 
langfristig politischer Entfremdung entgegen g ewirkt und das Vertrauen  in demokratisch e 
Prozesse gestärkt werden.

Zusammenfassend verdeutlich t die Theorie der  politischen Sozialisation, dass politisch e 
Einstellungen und Beteiligungsverhalten nicht angeboren sind, sondern im Verlauf 
individueller Lern- und Erfahrungsprozesse entstehen. Familie, Schule, soziale Beziehungen, 
Medien sowie gesellschaf tliche Entwickl ungen wirken dabei gemeinsam auf die politisch e 
Entwicklung junger Menschen ein. Der gegenwärtige Generationenwandel verändert diese 
Sozialisationsprozesse grundlegend und führt zu neuen Erwartungen an politische 
Kommunikation und Partizipation. Für die Analyse politischer Entfremdung junger Menschen 
stellt die politisch e Sozialisation daher einen unverzichtbaren theoretisc hen Bezugsrahmen  
dar. Sie erklärt, wie demokratische Einstellungen entstehen, warum sich politische 
Beteiligungsformen zwischen Generationen unterscheiden und welche Bedeutung 
kommunalen Institutionen bei der Förderung einer aktiven demokratischen Teilhabe  
zukommt. Diese Erkenntnisse bilden die Grundlage für die nachfolgenden Kapitel, in denen 
weitere theoretische Erklärungsansätze zur politischen Entfremdung sowie deren Bedeutung 
für die kommunale Praxis in der Stadt Hamm untersucht werden.



2.2 Mechanismen politisc her Entfremdung (Mikro-, Meso- und 
Makroebene)

Die politische Entfremdung junger Menschen ist ein vielschichtiges Phänomen, das sich nicht 
durch einzelne Ursachen oder isolierte Einflussfaktoren erklären lässt. Vielmehr entsteht sie 
aus dem Zusammenspiel individue l l e r Erfahrungen, sozialer Beziehungen sowie 
gesellschaf tlicher und institutio n eller Rahmenbedingungen. In der politikwissen s chaftlich en 
und soziologischen Forschung hat sich daher  eine Mehrebenenper s p ektive etabliert , die 
politische Entfremdung als Ergebnis von Wechselwirkungen zwischen der Mikro-, Meso- und 
Makroebene versteht. Während auf der Mikroebene individuelle Einstellungen, Kompetenzen 
und Erfahrungen im Mittelpunkt stehen, umfasst die Mesoebene soziale Netzwerke, 
Bildungseinrichtungen und Organisationen. Die Makroebene beschreibt schließlich die 

politischen, wirtschaf tlichen und gesellsc haftliche n Strukturen, innerhalb derer  politische 
Sozialisation und Partizipatio n  stattfinden .  Erst die gemeinsame Betrachtu n g  dieser Ebenen 
ermöglicht ein umfassendes Verständnis der Entstehung politischer Entfremdung sowie ihrer 
Auswirkungen auf demokratisch e Beteiligungsprozesse.

2.2.1 Politische Entfremdung auf der Mikroe bene

Die Mikroebene umfasst die individuellen Voraussetzungen und persönlichen Erfahrungen, 

welche die politischen Einstellungen und das politische Verhalten junger Menschen prägen. 

Hierzu gehören unter anderem politische Interessen, Werteorientierungen, Bildung, politische 
Kenntnisse, persönliche Erfahrungen mit politischen Institutionen sowie die subjektive 
Wahrnehmung der eigenen politischen Einflussmöglichkeiten. Die Forschung geht davon aus, 
dass politische Entfremdung häufig dort entsteht, wo Individuen den Eindruck gewinnen, 
politische Prozesse weder verstehen noch beeinflussen zu können.

Eine zentr ale Rolle spielt dabei das Konzept der politische n Wirksamkeit (Political Efficacy).  
Es beschreibt die Überzeugung eines Individuums, politische Zusammenhänge  
nachvollziehen und durch eigenes Handeln Einfluss auf politische Entscheidungen ausüben zu 
können. Dabei wird zwischen interner und externer politischer Wirksamkeit unterschieden.  
Die interne politische Wirksamkeit bezieht sich auf das Vertrauen  in die eigenen politischen 
Fähigkeiten und Kenntnisse. Junge Menschen mit einer hohen internen Wirksamkeit fühlen 

sich in der Lage, politisch e Informationen kritisch zu bewerten, an politische n Diskussionen 
teilzunehmen und eigene Interessen zu vertreten. Fehlt dieses Vertrauen, entsteht häufig das 
Gefühl, politischen Anforderungen nicht gewachsen zu sein, wodurch die Bereitschaft zur 
politischen Beteiligung sinkt.

Die externe politische Wirksamkeit beschreibt dagegen  die Wahrnehmung, dass politische 
Institutionen auf die Anliegen der Bürgerinnen und Bürger reagieren und deren Beteiligung 

tatsächlich Einfluss auf politische Entscheidungen besitzt. Wenn Jugendliche oder junge 
Erwachsene den Eindruck gewinnen, dass politische Entscheidungen unabhängig von ihrer 

Beteiligung getroffen werden oder ihre Anliegen von politischen Akteuren nicht ernst 
genommen werden, kann dies zu Resignation, Frustration und letztlich zu politische r 
Entfremdung führen. Besonders problematisch ist eine Kombination aus geringer interner und 
geringer externer politische r Wirksamkeit, da  sie sowohl das Vertrauen  in  die eigenen 
Fähigkeiten als auch das Vertrauen in demokratische Institutionen nachhaltig beeinträchtigt.

Darüber hinaus beeinflussen individuelle Lebenslagen das politische Verhalten erheblich. 
Bildungsniveau, berufliche Perspektiven, wirtschaftliche Sicherheit oder persönliche 

Zukunftserwartungen wirken sich unmittelbar auf das politische Interesse sowie auf die



Bereitschaft zur politischen Beteiligung aus. Junge Menschen, die sich gesellschaf tlich 
benachteiligt fühlen oder nur eingeschränkte  Zukunftsperspektive n wahrnehmen, entwickeln 
häufiger politische Distanz als Personen mit positiven Bildungs- und Berufserfahrungen. 
Ebenso können Diskriminierungserfahrungen oder das Gefühl mangelnder gesellschaftlicher 
Anerkennung das Vertrauen in politische Institutionen schwächen und Entfremdungsprozesse
fördern.

Ein weiterer Einflussfaktor auf der Mikroebene ist die politische Informationskompetenz. Die 
heutige Informationsgesellsc haft stellt junge Menschen vor die Herausforderung, eine  
Vielzahl unterschiedlich er Informationsquellen kritisch einzuordnen. Fehlende 
Medienkompetenz oder Schwierigkeiten bei der Bewertung politischer Informationen können 
Unsicherheit erzeugen und dazu führen, dass politische Prozesse als unübersichtlich oder 
schwer verständlich wahrgenommen werden. In solchen Fällen steigt die Wahrscheinlichkeit, 
dass politische Entsche i dungen als intranspa rent empfunden und demokratisch e Institutionen 
kritisch beurteilt werden.

2.2.2 Politische Entfremdung auf der Mesoebe ne

Die Mesoebene umfasst jene sozialen Kontexte, in denen politisch e Sozialisation und 
politische Meinungsbildung stattfinden. Hierzu zählen insbesondere Familie, Schule, 
Ausbildungsstätten, Hochschulen, Vereine, Jugendverbände, Religionsgemeinschaften, 
Arbeitsumfelder sowie Freundes- und Bekanntenkreise . Diese sozialen Institutionen 
vermitteln politische Werte, schaffen Beteiligungsmöglichkeiten und beeinflussen die 
Wahrnehmung demokratisch er Prozesse.

Die Familie gilt als erste und häufig wichtigste Sozialisationsinstanz. Politische Gespräche im 
Elternhaus, das Interesse der Eltern an gesellsc haftliche n Entwicklungen sowie deren eigenes 
politisches Engagement prägen maßgeblich die politischen Einstellungen junger Menschen. 
Familien, in denen demokratische Werte vermittelt und politische Diskussionen geführt 

werden, fördern häufig eine stärkere politische Beteiligungsbereitschaft. Fehlen solche 
Erfahrungen, entwi c keln Jugendliche oftmals geringeres politisches Interesse oder empfinden 
Politik als wenig relevant für ihr eigenes Leben.

Auch Bildungseinrichtungen besitzen eine herausragende Bedeutung. Schulen vermitteln 
nicht nur politisches Wissen, sondern fördern demokratische Kompetenzen durch 
Mitbestimmungsmöglichkeiten, Schülervertretungen oder projektorientiertes Lernen. 
Politische Bildung stärkt das Verständnis demokratischer Prozesse und trägt zur Entwicklung 

politischer Urteilsfähigkeit bei. Gleichzeitig beeinflusst die Qualität politischer Bildung das 
Vertrauen in demokratische Institutionen. Werden politische Themen nur oberflächlich 

behandelt oder fehlen Möglichkeiten praktischer Mitbestimmung, können junge Menschen 
den Eindruck gewinnen, dass Politik wenig  mit ihrer eigenen Lebenswirklichke i t  zu  tun hat.

Neben Familie und Schule gewinnen Gleichaltrig e zunehmend an Bedeutung. Freundeskreise 
stellen einen wichtig en Raum politische r Diskussion und Meinungsbildung dar. Politisch e 
Einstellungen entstehen häufig im Austausch mit anderen Jugendlichen und werden durch 
gemeinsame Erfahrungen beeinflusst. Gleichzeitig können soziale Gruppen auch 
Mechanismen der sozialen Anpassung fördern, indem bestimmte politische Einstellungen 
bestätigt oder alternative Sichtweisen ausgegrenzt werden. Besonders im digitalen Zeitalter 
verlagern sich diese sozialen Interaktionen zunehmend in virtuelle Kommunikationsräume.



Soziale Medien stellen heute eine der bedeuten d s ten Sozialisationsinst a nzen auf der 
Mesoebene dar. Plattformen ermöglichen jungen Menschen einen unmittelbaren Zugang zu 
politischen Informationen und erleichter n  politische Mobilisierung. Gleichz e i t i g beeinflussen 
algorithmische Auswahlmechanismen die Sichtbarkeit politischer Inhalte und können zur 

Bildung von Filterblasen  oder Echokammern beitragen. Nutzerinnen und Nutzer werden 
häufig überwiegend mit Inhalten konfrontiert, die ihre bestehenden Überzeugungen 

bestätigen. Dadurch können Polarisierungstendenzen verstärkt und das Vertrauen in andere 
gesellschaftliche Gruppen oder politische Institutionen beeinträchtigt werden. Gleichzeitig 

bieten soziale Medien neue Möglichkeiten politischer Beteiligung und eröffnen insbesondere 
jungen Menschen niedrigschwellige Zugänge zu gesellschaftlichem Engagement.

Auch Vereine, Jugendorganisationen, ehrena m t l i c he Initiativen oder kommunale 
Beteiligungsprojekte wirken auf der Mesoebene der politische n Entfremdung entgegen. Sie 
ermöglichen praktische Erfahrungen demokratischer Mitbestimmung, fördern soziale 
Verantwortung und vermitteln  politisch e Handlungskompetenzen. Jugendliche,  die bereits 
früh positive Beteiligungserfahrungen sammeln, entwickeln häufig ein höheres Vertrauen in 
demokratische Prozesse und eine stärkere Bereitschaft zu langfristigem gesellschaftlichem 
Engagement.

2.2.3 Politische Entfremdung auf der Makroe bene

Während die Mikro- und Mesoebene individuelle sowie soziale Einflussfaktoren beschreiben, 
umfasst die Makroebene die gesellsch aftlichen ,  politischen, wirtschaf tlichen und 
institutionellen Rahmenbedingunge n demokratischer Systeme. Politisch e Entfremdung 
entsteht häufig nicht allein aufgrund persönlicher Erfahrungen, sondern wird durch  
strukturelle Entwicklungen innerhalb des politischen Systems begünstigt.

Ein wesentlich er Einflussfaktor ist das  Vertrauen  in politische Institutionen .  Demokratien sind 
darauf angewiesen, dass Bürgerinnen und Bürger staatliche Institutionen als legitim, 
transparent und handlungsfähig wahrnehmen. Wenn politische Entscheidungen als 
intransparent, ineffizien t oder interes s engeleitet erscheinen, kann das Vertrauen  in  
demokratische Prozesse sinken. Politische Skandale, Korruptionsfälle oder widersprüchliche 

politische Entscheidungen verstärken häufig den Eindruck mangelnder Verantwortlichkeit 

politischer Akteure und fördern politische Distanz.

Darüber hinaus beeinflussen gesellschaftliche Transformationsprozesse die politische 
Entfremdung. Globalisierung, Digitalisierung, Migration, wirtscha ftliche Krisen sowie der 
Klimawandel erhöhen die Komplexität politischer Entscheidungsprozesse erheblich. Viele 
politische Herausforderungen lassen sich nicht mehr ausschließlich auf kommunaler oder 

nationaler Ebene lösen, sondern erfordern internationale Zusammenarbeit. Dadurch entstehen 
Entscheidungsstrukturen, die für viele Bürgerinnen und Bürger schwer nachvollziehbar sind. 
Insbesondere junge Menschen empfinden politische Prozesse häufig als komplex und wenig 
transparent, was das Gefühl politischer Einflusslosigkeit verstärken kann.

Ein weiterer makrostruktureller Einflussfaktor ist  die zunehmende gesellsc haftliche  
Polarisierung. Politische Debatten verlaufen in  vielen Demokratien zunehmend konflikthaft 
und emotionalisiert . Gleichzeitig nimmt die Verbreitung von Desinformatio n  und gezielter 
politischer Manipulation über digitale Medien zu. Diese Entwicklungen erschweren eine 
sachorientierte politische Meinungsbildung und können das Vertrauen in etablierte Medien 
sowie demokratische Institutionen nachhaltig beeinträchtigen. Politische Kommunikation



verlagert sich zunehmend in digitale Räume, in denen Aufmerksamkeit häufig stärker durch 

Emotionalisierung als durch differen zierte Argumentation erzeugt wird.

Auch soziale und wirtscha ftliche Ungleichheiten wirken auf der Makroebene als Ursachen 
politischer Entfremdung. Menschen mit geringeren Bildungs- oder Einkommenschanc e n 
verfügen häufig über weniger Möglichkeiten politischer Beteiligung und fühlen sich von 
politischen Entscheidungsprozessen weniger repräsentiert. Regionale Unterschiede 
hinsichtlich Infrastruktur, Bildungsangeboten oder wirtschaftlicher Entwicklung können 

zusätzlich dazu beitragen, dass einzelne Bevölkerungsgruppen den Eindruck gewinnen, von 
politischen Entscheidungen benachteiligt zu werden. Solche Wahrnehmungen beeinträchtigen 

langfristig das Vertrauen in demokratische Institutionen und erhöhen die Wahrscheinlichkeit 
politischer Distanz.

Für die kommunale Ebene und insbesondere für die Stadt Hamm ergeben sich aus diesen 
makrostrukturellen Entwickl ungen besondere Herausforderungen. Kommunen stehen vor der 
Aufgabe, globale Entwicklungen in konkrete lokale Maßnahmen zu übersetzen und 
gleichzeitig die Beteiligung ihrer Bürgerinnen und Bürger sicherzustellen. Themen wie 
Stadtentwicklung, Klimaschutz, Digitalisierung, Integration oder Mobilität betreffen junge 

Menschen unmittelbar und bieten zugleich Möglichkeiten, politische Wirksamkeit im eigenen 
Lebensumfeld erfahrbar zu machen. Gelingt es kommunalen Institutionen ,  transparente 
Entscheidungsprozesse zu schaffen und junge Menschen aktiv einzubeziehen, können sie 
einen wichtigen Beitrag  zur Verringerung politischer Entfremdung leisten.

2.2.4 Zusammenführung der Ebenen

Die Analyse der Mikro-, Meso- und Makroebene verdeutlich t, dass politisch e Entfremdung 
nicht auf einzelne Ursachen zurückgeführt werden kann. Vielmehr handelt es sich um das 
Ergebnis komplexer Wechselwirkungen zwischen individuellen Voraussetzungen, sozialen 
Beziehungen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen. Persönliche Erfahrungen 

politischer Wirkungslosigkeit entstehen häufig im Zusammenspiel mit fehlenden 
Beteiligungsmöglichkeiten, unzureichender politischer Bildung, mangelndem Vertrauen in 
Institutionen sowie strukturellen Veränderungen demokratischer Systeme. Gleichzeitig 
beeinflussen sich die drei Ebenen gegenseitig. Gesellschaftliche Entwicklungen verändern 

soziale Sozialisationsbedingungen, während individuelle Erfahrungen wiederum das 
Vertrauen in politische Institutionen prägen.

Für die vorliegende Arbeit bietet dieses Mehrebenenmodell einen geeigneten theoretischen 
Bezugsrahmen, um die Ursachen politische r Entfremdung junger Menschen systematisch zu 
analysieren. Es ermöglicht, sowohl individuelle Einstellungen als auch kommunale 
Beteiligungsstrukturen und gesamtgese l l schaftliche  Entwickl ungen in die Untersuchung 
einzubeziehen. Insbesondere für die Analyse der Stadt Hamm eröffnet dieser Ansatz die 
Möglichkeit, politische Entfremdung nicht ausschließlich als individuelles Problem zu 
betrachten, sondern als Ergebnis eines komplexen Zusammenwirkens persönlicher, sozialer 
und institutioneller Faktoren. Auf dieser Grundlage können im weiteren Verlauf der Arbeit 

Handlungsempfehlungen entwi c kelt werden, die auf verschiedenen Ebenen ansetzen und zur 
Stärkung demokratischer Teilhabe junger Menschen beitragen.

2.3 Demokratietheoretische Perspektiven: Repräsentation, Partizipation 
und Legitimität



Die Analyse politischer Entfremdung junger Menschen erfordert eine demokratietheore t i sche 
Einordnung, da sich das Phänomen unmittelbar auf das Verhältnis zwischen Bürgerinnen und 
Bürgern sowie den politischen Institutionen eines demokratischen Staates bezieht. 
Demokratien beruhen auf der grundlegenden Annahme, dass politische Herrschaft ihre 
Legitimation aus dem Willen der Bevölkerung ableitet und politische Entscheidungen im 
Interesse des  Gemeinwohls getroffen werden. Damit demokratisch e Systeme dauerhaft 
funktionsfähig bleiben, sind sie auf die aktive Mitwirkung der Bürgerinnen und Bürger, auf 

das Vertrauen  in politische Institutionen  sowie auf die gesellsc haftliche  Akzeptanz politischer 
Entscheidungen angewiesen. Politisch e Entfremdung stellt diese Voraussetzungen infrage, da  
sie sowohl die Bereitscha ft zur politischen Beteiligung als auch  das Vertrauen  in 
demokratische Institutionen beeinträchtigen kann. Aus diesem Grund bilden die 
demokratietheoretischen Konzepte der Repräsentation, Partizipation und Legitimität einen 

zentralen theoretischen Bezugsrahmen für die vorliegende Arbeit.

Demokratietheoretische Ansätze beschäftigen sich mit der Frage, wie politische Herrschaft in 
einer demokratisch en Gesellsch aft organisiert, legitimiert und kontrolliert werden kann. Dabei 
existieren unterschiedliche Vorstellungen darüber, welche Rolle Bürgerinnen und Bürger im 
politischen Entscheidungsprozess einnehmen sollen und wie politische Institutionen  gestaltet 
sein müssen, um demokratischen Grundprinzipien zu entsprechen. Trotz unterschiedlicher 
theoretischer Perspektiven besteht weitgehend Einigkeit darüber, dass demokratische Systeme 
nur dann dauerhaft bestehen können, wenn politische Entscheidungen nachvollziehbar, 
rechtsstaatlich und unter Beteiligung der Bevölkerung getroffen werden. Politische 
Entfremdung wird in diesem Zusammenhang als Ausdruck einer gestörten Beziehung 

zwischen Gesellsch aft und politische n Institutionen verstanden und kann langfristig die 
demokratische Stabilität gefährden.

2.3.1 Repräsentation als Grundprinzip moderner Demokratien

Die repräsentative Demokratie stellt die in Deutschland vorherrschende Staatsform dar. Ihr 
grundlegendes Prinzip besteht darin, dass politische Entsche i dungen nicht unmittelbar durch 
alle Bürgerinnen und Bürger getroffen werden, sondern durch demokratisch gewählte 

Vertreterinnen und Vertreter. Diese übernehmen die Aufgabe, die Interessen der Bevölkerung 

zu bündeln, abzuwägen und im Rahmen parlamentarischer Entscheidungsprozesse zu 
vertreten. Repräsentation ermöglicht damit die politische Handlungsfähigkeit moderner 

Staaten, deren Bevölkerungsgröße und gesellschaftliche Komplexität eine unmittelbare 

Beteiligung aller Bürgerinnen und Bürger an sämtlichen politischen Entscheidungen kaum 
zulassen.

Demokratietheoretisch erfüllt politische Repräsentation mehrere Funktionen. Zum einen 
gewährleistet sie die politische Entscheidungsfähigkeit des Staates, indem sie komplexe 
politische Prozesse auf demokratisch legitimierte Institutionen überträgt. Zum anderen schafft 
sie eine Verbindung zwischen Bevölkerung und politischem System, da gewählte 

Repräsentantinnen und Repräsentanten die Interessen unterschiedlicher gesellschaftlicher 
Gruppen berücksichtigen sollen. Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass sich die Bevölkerung 

angemessen vertreten fühlt und Vertrauen in die Fähigkeit politischer Institutionen besitzt,  
ihre Anliegen wirksam aufzugreifen.

Gerade im Zusammenhang mit politischer Entfremdung gewinnt diese Frage besondere 
Bedeutung. Viele junge Menschen äußern die Wahrnehmung, dass ihre Interessen in 
politischen Entscheidungsprozessen nicht ausreichend berücksichtigt werden. Häufig wird 

kritisiert, dass politische Entscheidungen überwiegend an den Bedürfnissen älterer



Bevölkerungsgruppen ausgerichtet seien oder langfristige Zukunftsfragen  – etwa im Bereich 
Klimaschutz, Digitalisierung oder Bildung – nicht mit der erforderlichen Priorität behandelt 

würden. Entsteht der Eindruck mangelnder politischer Repräsentation, kann dies das 
Vertrauen in demokratische Institutionen beeinträchtigen und die Bereitschaft zur politischen 
Beteiligung verringern.

Auf kommunaler Ebene besitzt Repräsentation eine besondere Bedeutung, da politische 
Entscheidungen den unmittelbaren Lebensraum der Bürgerinnen und Bürger betreffen. 

Maßnahmen der Stadtentwicklung, Bildungsplanung, Verkehrs- oder Umweltpolitik wirken 
sich direkt auf den Alltag junger Menschen aus. Gleichzeitig bietet die kommunale Ebene 
grundsätzlich bessere Möglichkeiten, politische Entscheidungen nachvollziehbar zu gestalten 
und den direkten Austausch zwischen Bevölkerung und politischen Entscheidungsträgerinnen 
beziehungsweise Entscheidungsträgern zu fördern. Für die Stadt Hamm stellt sich daher die 
Frage, inwieweit bestehende Beteiligungsstrukturen tatsächlich dazu beitragen, dass sich  
junge Menschen in kommunalpolitischen Entscheidungsprozessen angemessen repräsentiert 
fühlen.

2.3.2 Partizipation als Voraussetzung demokratischer Stabilität

Neben der politischen Repräsentation bildet die politische Partizipation einen zweiten 
grundlegenden Pfeiler demokratisch er Systeme. Unter politischer Partizipatio n  werden 
sämtliche Aktivitäten verstanden, durch die Bürgerinnen und Bürger versuchen, politische 
Entscheidungen direkt oder indirekt zu beeinflussen. Hierzu zählen klassische 
Beteiligungsformen wie Wahlen, Parteimitgliedsc haften oder die Mitarbeit in politischen 
Organisationen ebenso wie moderne Beteiligungsformen, beispielsweise Bürgerinitiativen, 

Demonstrationen, Online-Petitionen  oder digitale Beteiligungsplattformen.

In der demokratietheoretischen Literatur wird Partizipation nicht ausschließlich als politisches 
Recht verstanden, sondern zugleich als Voraussetzung demokratisch er Legitimation. 
Demokratie lebt davon, dass Bürgerinnen und Bürger ihre Interessen artikulieren, politische 
Entscheidungen kritisch begleiten und sich aktiv an  gesellschaf tlichen Gestaltungsprozessen 
beteiligen. Eine hohe Beteiligungsbereitschaft stärkt die Legitimation politischer 
Entscheidungen und erhöht gleichzeitig die gesellschaftliche Akzeptanz demokratischer 
Institutionen.

Die Forschung zeigt jedoch, dass sich die Formen politischer Beteiligung insbesondere bei 
jungen Menschen in den vergangenen Jahrzehnten erheblich verändert haben. Während 

traditione l l e  Beteiligungsformen wie Parteimitgl i e dschaf ten oder langfristiges politische s 
Ehrenamt an Bedeutung verlieren, gewinnen projektbezogene, themenspezif ische und digitale 
Beteiligungsformen zunehmend an Relevanz. Junge Menschen engagieren sich häufiger in 

sozialen Bewegungen, Umweltini t i a t i ven oder zivilgesells chaftlichen  Projekten und nutzen 
soziale Medien zur politischen Kommunikatio n  und Mobilisierung. Diese Entwick lung wird  
in der wissenschaftlichen Diskussion häufig als Wandel politischer Partizipation beschrieben.

Dieser Wandel bedeutet jedoch nicht zwangsläufig eine geringere demokratische Beteiligung. 
Vielmehr verändern sich die Erwartungen an politische Mitwirkung. Junge Menschen 
wünschen sich häufig niedrigschwellige, transparente und flexible Beteiligungsangebote  
sowie unmittelbare Rückmeldungen darüber, wie ihre Beiträge politische Entscheidungen 
beeinflussen. Werden diese Erwartungen nicht erfüllt oder fehlen geeignete 

Beteiligungsmöglichkeiten, kann sich das Gefühl politischer Wirkungslosigkeit verstärken  
und langfristig zu politischer Entfremdung führen.



Für die kommunale Demokratie eröffnet dieser Wandel gleichzeitig neue Chancen. Städte und 
Gemeinden verfügen über vielfältige Möglichkeiten, junge Menschen aktiv in 
Entscheidungsprozesse einzubeziehen. Jugendparlamente, Bürgerforen, digitale 

Beteiligungsplattformen, Workshops oder projektbezoge ne Beteiligungsverfahren  
ermöglichen unmittelbare Erfahrungen demokratischer Mitbestimmung. Insbesondere auf 
kommunaler Ebene können junge Menschen erleben, dass ihre Ideen konkrete Auswirkungen 
auf ihr Lebensumfeld haben. Solche Erfahrungen stärken das Vertrauen in demokratische 
Prozesse und fördern die Entwicklung langfristiger politischer Beteiligungsbereitschaft.

2.3.3 Legitimität als Grundlage demokratischer Herrschaft

Ein weiteres zentrales Konzept der Demokratietheorie ist die politische Legitimität. Sie 
beschreibt die gesellsc haftliche  Anerkennung politische r Herrschaft sowie die Akzeptanz 
staatlicher Entscheidungen durch die Bevölkerung. Politische Herrschaft gilt dann als legitim, 
wenn sie auf demokratischen Verfahren basiert, rechtsstaatlichen Grundsätzen entspricht und 
von den Bürgerinnen und Bürgern grundsätzlich akzeptiert wird. Legitimität entsteht somit 
nicht allein durch gesetzliche  Regelungen oder Wahlergebnis s e, sondern vor allem durch das  
Vertrauen der Bevölkerung in die Fairness, Transparenz und Leistungsfähigkeit politischer 
Institutionen.

In der politikwissenschaftlichen Forschung wird häufig zwischen  Input-, Throughput- und 
Output-Legitimität  unterschieden. Die Input-Legitimität bezieht sich auf die Beteiligung der 
Bürgerinnen und Bürger an politischen Entscheidungsprozessen. Je stärker Bürgerinnen und 
Bürger ihre Interessen in politische Verfahren einbringen können, desto höher wird die 

demokratische Legitimation eines politischen Systems eingeschätzt. Die  Throughput-
Legitimität beschreibt die Qualität der politischen Entscheidungsprozesse selbst. Transparenz, 
Nachvollziehbarkeit, Offenheit und faire Verfahren tragen wesen tlich dazu bei, dass  
politische Entscheidungen gesellschaftlich akzeptiert werden. Die Output-Legitimität 

schließlich bewertet politische Institutionen anhand ihrer Fähigkeit, wirksame und 
gesellschaftlich akzeptierte Problemlösungen hervorzubringen. Demokratien müssen somit 
nicht nur Beteiligung ermöglichen, sondern auch politische Ergebnisse liefern, die den 
Erwartungen der Bevölkerung entsprechen.

Gerade junge Menschen beurteilen demokratische Institutionen häufig nicht ausschließlich 

anhand formaler Verfahren, sondern zunehmend anhand ihrer Problemlösungskompetenz. 
Themen wie Klimawandel,  soziale Gerechtig k eit, Bildung, Digitalisierung oder 
Wohnraummangel beeinflussen die Wahrnehmung politischer Leistungsfähigkeit erheblich. 

Werden politische Institutionen als langsam, ineffektiv oder wenig lösungsorientiert 
wahrgenommen, kann dies die Legitimität demokratischer Entscheidungsprozesse 
beeinträchtigen. Gleichzeitig führt mangelnde Transparenz politischer Entscheidungen häufig 
dazu, dass junge Menschen politische Prozesse als schwer verständlich oder wenig 

nachvollziehbar empfinden.

Für die kommunale Ebene besitzt Legitimität eine besondere Bedeutung, da politische 
Entscheidungen hier unmittelbare Auswirkungen auf das tägliche Leben der Bevölkerung 

haben. Kommunale Politik wird häufig danach bewertet, ob sie konkrete Probleme sichtbar  
löst und die Bedürfnisse unterschiedlicher Bevölkerungsgruppen berücksichtigt. Eine 
transparente Kommunikation, nachvollziehbare Entscheidungsprozesse sowie glaubwürdige 

Beteiligungsangebote können das Vertrauen in kommunale Institutionen stärken und damit  
zur demokratischen Legitimation beitragen. Für die Stadt Hamm bedeutet dies, dass politische 
Entscheidungen nicht nur rechtlich korrekt getroffen werden müssen, sondern auch



verständlich kommuniziert und unter Einbeziehung der Bürgerinnen und Bürger erfolgen 

sollten.

2.3.4 Demokratietheoret ische Einordnung der politischen Entfremdung

Aus demokratietheoretischer Perspektive stellt politische Entfremdung ein Warnsignal für die 
Funktionsfähigkeit demokratischer Systeme dar. Sie deutet darauf hin, dass zentrale 
Voraussetzungen demokratischer Herrschaft – Repräsentation, Partizipation und Legitimität  – 
aus Sicht bestimmter Bevölkerungsgruppen nur eingeschränkt erfüllt werden. Politische 
Entfremdung bedeutet dabei nicht zwangsläufig eine Ablehnung der Demokratie als 
Staatsform. Vielmehr richtet sich die Kritik häufig gegen die konkrete Ausgestaltung 
demokratischer Institutionen ,  gegen politisch e Entscheidungsprozesse oder gegen die 
Wahrnehmung mangelnder Responsivität politischer Akteure.

Insbesondere junge Menschen stellen hohe Anforderungen an  Transparenz, Beteiligung und 
politische Kommunikation. Sie erwarten nachvollziehbare Entscheidungsprozesse , einen 
offenen Dialog mit politischen Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträgern sowie 
reale Möglichkeiten, politische Entwicklungen mitzugestalten. Werden diese Erwartungen 
dauerhaft enttäuscht, kann sich das Vertrauen in demokratische Institutionen verringern und 
politische Beteiligung zurückgehen. Gleichzeitig eröffnet diese Entwicklung die Chance, 
demokratische Beteiligungsformen weiterzuentwickeln und an die veränderten 

Kommunikations- und Beteiligungsbedürfnisse jüngerer Generationen anzupassen.

Für die Stadt Hamm ergeben sich daraus konkrete Handlungsansätze. Die Förderung von 

Jugendbeteiligung, transpare nte kommunale Entscheidungsprozesse  sowie der Ausbau 
digitaler Beteiligungsangebote können dazu beitragen, politische Repräsentation erfahrbar zu 
machen und das Vertrauen junger Menschen in die kommunale Demokratie zu stärken. 

Gerade die kommunale Ebene bietet die Möglichkeit, demokratische Prozesse unmittelbar 
erlebbar zu  gestalten und politisch e Wirksamkeit im eigenen Lebensumfeld zu vermitteln.

Zusammenfassend verdeutlich en demokratietheore t i sche Perspektiven, dass politisch e 
Entfremdung nicht ausschließlich als individuelles Einstellungsproblem verstanden werden 
kann. Vielmehr spiegelt sie das Verhältnis zwischen Bürgerinnen und Bürgern sowie 
demokratischen Institutionen wider und verweist auf mögliche Defizite in den Bereichen 

Repräsentation, Partizipation und Legitimität. Die theoretischen Konzepte dieses Kapitels 
bilden daher eine wesentliche Grundlage für die weitere Analyse der politischen Entfremdung 
junger Menschen und ermöglichen es, die kommunalen Beteiligungsstrukturen der Stadt 
Hamm im weiteren Verlauf der Arbeit wissenschaftlich einzuordnen und kritisch zu  bewerten.

2.4 Kommunale Handlungsspielräume in der Jugendpolitik

Die kommunale Ebene  nimmt innerhalb des politischen Systems Deutschlands eine besondere 
Stellung ein, da sie den unmittelbaren Lebensraum der Bürgerinnen und Bürger gestaltet und 
politische Entscheidungen trifft, die sich direkt auf den Alltag der Bevölkerung auswirken.



Insbesondere für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene besitzt die Kommune eine hohe 
Bedeutung, da hier zentrale Lebensbereiche wie Bildung, Freizeit, Mobilität, Kultur, Sport, 
soziale Infrastruktur und Jugendhilfe organisi e rt werden. Gleichzeitig stellt die kommunale 
Ebene häufig den ersten Berührungspunkt mit demokratischen Entscheidungsprozessen dar. 
Aus demokratietheore t i scher Perspektive kommt den Städten und Gemeinden daher eine 

zentrale Rolle bei der Förderung politischer Sozialisation, demokratischer Teilhabe und 
gesellschaf tlicher Integration zu. Vor dem Hintergrund einer zunehmen d en politischen 
Entfremdung junger Menschen gewinnen kommunale Handlungsspielräume in der 

Jugendpolitik zunehmend an Bedeutung, da sie Möglichkeiten eröffnen, demokratische 
Beteiligung unmittelbar erfahrbar zu machen und das Vertrauen  in politisch e Institutionen 
nachhaltig zu stärken.

Die kommunale Jugendpolitik umfasst sämtliche politischen, administrativen und 
gesellschaftlichen Maßnahmen, die auf die Förderung der Entwicklung, Beteiligung und 

Lebensqualität junger Menschen ausgerichtet sind. Ihre rechtliche Grundlage findet sie 
insbesondere im Sozialgesetzbuch  Achtes Buch (SGB VIII), das die Kinder- und Jugendhilfe 
regelt und Kommunen verpflichtet, positive Lebensbedingungen für junge Menschen zu 
schaffen sowie deren Mitwirkung an gesellschaftlichen Prozessen zu fördern. Dabei 

beschränkt sich kommunale Jugendpolitik nicht ausschließlich auf die Bereitstellung sozialer 
Leistungen, sondern verfolgt einen umfassenden Ansatz, der Bildung, Prävention, Integration, 

kulturelle Teilhabe und politische Beteiligung gleichermaßen berücksichtigt. Ziel ist es,  
jungen Menschen die Möglichkeit zu geben, ihre Interessen zu artikulieren, Verantwortung zu 
übernehmen und aktiv an der Gestaltung ihres Lebensumfeldes mitzuwirken.

Ein wesentliches Merkmal kommunaler Jugendpolitik ist ihre unmittelbare Nähe zur 

Lebenswelt junger Menschen. Anders als politische Entsche i dungen auf Landes-, Bundes-
oder europäischer Ebene betreffen kommunale Entscheidungen häufig konkrete 

Fragestellungen des täglichen Lebens. Hierzu zählen unter anderem die Ausstattung von 
Schulen, der Ausbau digitaler Infrastruktur, die Gestaltung öffentlicher Räume, Freizeit- und 
Sportangebote, der öffentliche Personennahverkehr, Maßnahmen des Umwelt- und 
Klimaschutzes sowie Angebote der offenen Kinder- und Jugendarbeit. Da diese Themen für 
junge Menschen unmittelbar erfahrbar sind, bietet die kommunale Ebene  besondere 
Möglichkeiten, demokratische Beteiligung sichtbar und nachvollziehbar zu gestalten. 
Erfolgreiche Beteiligungsprozesse können dazu beitragen, politische Selbstwirksamkeit zu 
fördern und das Vertrauen in demokratische Institutionen nachhaltig zu stärken.

Die Handlungsspielräume der Kommunen werden jedoch durch unterschiedliche rechtliche, 
finanzielle und organisatoris che Rahmenbedingunge n bestimmt. Nach Artikel 28 Absatz 2 des  
Grundgesetzes besitzen Gemeinden das Recht auf kommunale Selbstverwaltung. Dieses 
garantiert ihnen die eigenverantwortliche Regelung aller Angelegenheiten der örtlichen 

Gemeinschaft innerhalb der gesetzlichen  Vorgaben. Die kommunale Selbstverwaltu n g   
eröffnet den Städten und Gemeinden erhebliche Gestaltungsspielräume bei der Ausgestaltung 
ihrer Jugendpolitik. Gleichzeitig unterliege n sie den Vorgaben des Bundes- und Landesrechts 
sowie finanziellen Einschränkungen, die den Umfang kommunaler Handlungsmöglichkeiten 

begrenzen können. Insbesondere freiwillige Leistungen der Jugendförderung stehen häufig 

unter dem Einfluss kommunaler Haushaltslage n, sodass Beteiligungsprojekte oder innovative 
Jugendangebote von den verfügbaren finanziellen Ressourcen abhängig sind.

Vor diesem Hintergrund kommt der strategis chen Ausrichtung kommunaler  Jugendpolitik  
eine besondere Bedeutung zu. Moderne Jugendpolitik verfolgt zunehmend einen 
beteiligungsorientiert e n Ansatz, der  junge Menschen nicht ledigl i c h als Zielgruppe politischer



Maßnahmen betrachtet, sondern als aktive Mitgestalter kommunaler Entwicklung versteht. 
Dieses Verständnis orientiert sich am Leitbild einer partizipativen Demokratie, in der  
politische Entscheidungen gemeinsam mit den betroffenen Bürgerinnen und Bürgern 

entwickelt werden. Jugendbeteiligung wird dabei nicht als einmalige  Konsultation verstanden, 
sondern als kontinuierlicher  Dialog zwischen Politik, Verwaltung und jungen Menschen. 
Voraussetzung hierfür sind transparente Entscheidungsprozesse, niedrigschwellige 
Beteiligungsangebote sowie eine ernsthafte Berücksichtigung der eingebrachten Vorschläge 

und Interessen.

Kommunen verfügen über eine Vielzahl unterschiedlicher Instrumente zur Förderung 

politischer Beteiligung junger Menschen. Zu den klassischen Beteiligungsformen gehören 

Jugendparlamente, Jugendräte oder Jugendforen, in denen Jugendliche ihre Interessen 
gegenüber Politik und Verwaltung vertreten können. Darüber hinaus existieren 
projektbezogene Beteiligungsverfahren, Zukunftswerkstätten, Beteiligungsworkshops, 
Bürgerdialoge sowie digitale Beteiligungsplattformen, die insbesondere den veränderten 

Kommunikationsgewohnheiten junger Menschen Rechnung tragen. Auch 
Beteiligungsprozesse im Rahmen der  Stadtentwicklung, Schulentwi c klungsplanung oder 
kommunalen Klimaschutzpolitik bieten Möglichkeiten, Jugendliche frühzeitig in politische 
Entscheidungsprozesse einzubeziehe n. Die Vielfalt dieser Instrumente verdeutlich t, dass 
kommunale Jugendpolitik heute weit über traditionelle Formen politischer Mitbestimmung 
hinausgeht und zunehmend innovative  Beteiligungsformate entwick elt.

Von besonderer Bedeutung ist  in diesem Zusammenhang die Digitalisierung kommunaler 
Beteiligungsprozesse. Junge Menschen informieren sich heute überwiegend über digitale 

Medien und erwarten zunehmend zeit- und ortsunabhängige Beteiligungsmöglichkeiten. 

Kommunen stehen daher vor der  Herausforderung, digi t a l e  Kommunikations- und 
Beteiligungsangebote auszubauen und gleichzeitig deren Qualität sowie Transparenz 
sicherzustellen .  Online-Beteiligungsplattformen ,  digi t a l e  Umfragen, Beteiligungs-Apps oder 
interaktive Dialogformate können dazu beitragen, Zugangsbarrieren abzubauen und eine 
größere Zahl junger Menschen zu erreichen. Gleichzeitig ersetzen digitale Angebote den 
persönlichen Austausch nicht vollständig. Vielmehr zeigt die Forschung, dass erfolgreiche 
Jugendbeteiligung häufig auf einer Kombination analoger und digitaler Beteiligungsformen 
beruht, um unterschiedliche Zielgruppen anzusprechen und vielfältige 

Beteiligungsmöglichkeiten zu schaffen.

Neben formellen Beteiligungsstrukturen  spielt die kommunale Kinder- und Jugendarbeit eine 
zentrale Rolle bei der Förderung demokratischer Kompetenzen. Einrichtungen der offenen 
Kinder- und Jugendarbeit, Jugendzentren, Sportverein e, kulturelle Einrichtungen sowie 
Jugendverbände bieten jungen Menschen Räume, in denen sie Verantwortung übernehmen, 

demokratische Entscheidungsprozesse erleben und soziale Kompetenzen entwickeln können. 
Diese informellen Lernorte ergänzen die politische Bildung  in Schulen und leisten einen 
wichtigen Beitrag zur politischen Sozialisation. Gleichzeitig schaffen sie Möglichkeiten, 

junge Menschen unabhängig von ihrem sozialen oder kulturellen Hintergrund zu erreichen 
und gesellschaftliche Teilhabe zu fördern.

Trotz vielfältiger Handlungsmöglichkeiten stehen Kommunen jedoch vor erheblichen 
Herausforderungen. Die Beteiligung junger Menschen gelingt häufig nur eingeschränkt, da 

bestehende Angebote nicht alle Zielgruppen gleichermaßen erreichen. Insbesondere 
Jugendliche mit gerin g erem Bildungsniveau, sozial benachteilig te junge Menschen oder 
Personen mit Migrationsgeschich te nehmen Beteiligungsangebote teilweise  seltener wahr. 
Hinzu kommt, dass politische Entscheidungsprozesse  aus Sicht vieler Jugendlicher komplex



und schwer verständlich erscheinen. Werden Beteiligungsformate lediglich symbolisch 
durchgeführt und fließen die Ergebnisse nicht erkennbar in politische Entscheidungen ein, 
kann dies die politische Entfremdung sogar verstärken. Kommunale Beteiligung muss daher 
glaubwürdig, transparent und verbindlich gestaltet werden, damit junge Menschen den 
tatsächlichen Einfluss ihrer Mitwirkung erkennen können.

Für die Stadt Hamm besitzen diese Überlegungen eine besondere Relevanz. Als kreisfreie 
Großstadt verfügt Hamm über vielfältige Möglichkeiten, Jugendpolitik aktiv zu gestalten und 
junge Menschen in kommunale Entwicklungsprozesse  einzubeziehe n. Die Stadt steht 
gleichzeitig vor Herausforderungen wie dem demografischen Wandel, der Digitalisierung, der 
Integration gesellschaf tlicher Vielfa l t  sowie der nachhaltigen  Stadtentwick lung. Diese  
Themen betreffen junge Menschen unmittelbar und erfordern ihre frühzeitige Einbindung in 
politische Entscheidungsprozesse. Bestehende Beteiligungsangebote der Stadt können dazu 

beitragen, demokratische Kompetenzen zu fördern und politische Selbstwirksamkeit erfahrbar 
zu machen. Gleichzeitig stellt sich die Frage, inwiewe i t  diese Angebote den  Erwartungen und 
Kommunikationsgewohnheiten heutiger Jugendlicher entsprechen und welche Potenziale für 
ihre Weiterentwickl ung bestehen.

Aus wissenschaf tlicher Perspektive wird zunehmend betont, dass kommunale Jugendpolitik 
nicht ausschließlich als Politik  für junge Menschen verstanden werden darf, sondern als 
Politik mit  jungen Menschen. Dieses Verständnis entspricht dem Leitbild einer kooperativen 
und partizipativen Demokratie, in der Jugendliche als eigenständige politische Akteure 
wahrgenommen werden. Beteiligung dient dabei nicht allein der Legitimatio n  politischer 
Entscheidungen, sondern besitzt einen eigenständigen Bildungs- und Sozialisationswert. 
Durch aktive Mitgestaltung erwerben junge Menschen demokratisch e Kompetenzen, 
entwickeln Verantwortungsbewussts ein und erfahren, dass ihr Handeln politische 
Veränderungen bewirken kann. Diese Erfahrungen stärken langfristig das Vertrauen in 
demokratische Institutionen  und wirken politische r Entfremdung entgegen.

Zusammenfassend zeigt sich, dass die kommunale Ebene über erhebliche 

Handlungsspielräume verfügt, um politische Teilhabe junger Menschen zu fördern und 

demokratische Beteiligungsprozesse zu stärken. Obwohl rechtliche, finanzielle und 

organisatorische Rahmenbedingungen die Gestaltungsmöglichkeiten teilweise begrenzen, 
besitzen Städte und Gemeinden aufgrund ihrer Bürgernähe einzigartige Voraussetzungen, 
politische Selbstwirksamk eit unmittelbar erfahrbar zu  machen. Insbesondere durch 
transparente Entscheidungsprozesse , zielgruppenorientier te Beteiligungsangebote sowie die 
Verknüpfung analoger und digitaler Beteiligungsformen können Kommunen einen 

wesentlichen Beitrag zur Verringerung politischer Entfremdung leisten. Für die Stadt Hamm 
bildet dieser theoretisc he Bezugsrahmen die Grundlage, um  im weiteren Verlauf der Arbeit 
die bestehenden Beteiligungsstrukturen  kritisch zu analysieren, deren  Wirksamkeit zu  
bewerten und Handlungsempfehlungen für eine zukunftsorientierte kommunale Jugendpolitik 
abzuleiten.

3. Jugend in Hamm: Sozialstr ukturelle und kulturelle Ausgangslage

Die Analyse der politischen Entfremdung junger Menschen setzt eine differen zierte 
Betrachtung ihres gesellsc haftliche n Lebensumfe l des voraus. Politische Einstellungen, 
Beteiligungsbereitsch aft und das Vertrauen  in demokratisch e Institutionen entst e hen nicht 
losgelöst von den sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Rahmenbedingungen, sondern



werden maßgeblich durch diese beeinflusst. Daher ist es notwendig, die spezifischen 
Gegebenheiten der Stadt Hamm als Untersuchungsraum näher zu betrachten. Die 

kommunalen Strukturen, die Bevölkerungsentwicklung, die Bildungslandschaft sowie die 
vorhandenen Beteiligungs- und Freizeitangebote bilden den Kontext, innerhalb dessen 
politische Sozialisation stattfinde t  und demokratische Teilhab e erlebt wird.

Die Stadt Hamm ist eine kreisfreie Großstadt im östlichen Ruhrgebiet beziehungsweise am 
Übergang zur Region Westfalen und zählt zu den bedeutenden Mittelzentren des Landes 
Nordrhein-Westfalen. Aufgrund ihrer geografischen Lage zwischen den Ballungsräumen des 
Ruhrgebiets und den ländlich geprägten Regionen Westfalens weist Hamm sowohl urbane als 
auch eher kleinstädtische beziehungsweise dörfliche Strukturen auf. Diese Besonderheit prägt 
die Lebensrealität vieler junger Menschen und beeinflusst zugleich ihre Möglichkeiten 

gesellschaftlicher und politischer Teilhabe. Während einzelne Stadtteile durch eine hohe 
Bevölkerungsdichte, ein vielfältiges Bildungs- und Freizeitangebot sowie eine gute 
Verkehrsanbindung gekennzeich n et sind, bestehen in anderen Stadtbezir k en teilweise  andere 
infrastrukturelle und soziale Voraussetzungen. Daraus ergeben sich unterschi e dliche 
Lebensbedingungen, die sich auch auf politische Einstellungen und  
Beteiligungsmöglichkeiten auswirken können.

Die sozialstrukturelle Zusammensetzung der Bevölkerung stellt einen wichtigen  
Einflussfaktor für die politische Sozialisation dar. Hamm zeichnet sich durch eine heterogene 
Bevölkerungsstruktur aus, die von unterschiedlichen sozialen, kulturellen und  
wirtschaftlichen Lebenslagen geprägt ist. Die Stadt weist sowohl Stadtteile  mit  
vergleichsweise günstigen sozioökonomischen Rahmenbedingungen als auch Quartiere auf,  
die von höheren Arbeitslosenquoten, geringeren Einkommen oder besonderen sozialen 
Herausforderungen betroffen sind. Solche Unterschied e wirken sich unmittelbar auf Bildungs-
und Entwicklungsch ancen junger Menschen aus und beeinflussen langfristig ihre 
gesellschaf tliche Integration sowie ihre politisch e Partizipationsber eitschaft.  
Wissenschaftliche Untersuchungen zeigen, dass soziale Ungleichheiten häufig mit 

unterschiedlich en politischen Ressourcen einhergehen. Jugendliche aus sozial benachteiligt e n 
Familien verfügen im Durchschnitt über geringere Möglichkeiten, politische Kompetenzen zu 
erwerben oder an freiwilligen Beteiligungsangeboten teilzunehmen. Dadurch können 

bestehende soziale Ungleichheiten auch zu Ungleichheiten in der politischen Teilhabe führen.

Ein weiterer prägender Aspekt der Stadt Hamm ist ihre kulturelle Vielfalt. Wie viele Städte in 

Nordrhein-Westfalen ist Hamm durch eine Bevölkerung mit unterschiedlichen kulturellen, 
sprachlichen und religiösen Hintergründen geprägt. Viele junge Menschen wachsen in 
Familien mit internationaler  Migrationsgeschich te auf und erleben kulturelle Vielfalt als 
selbstverständlichen Bestandteil ihres Alltags. Diese Diversität eröffnet einerseits Chancen für 
interkulturelles Lernen, gesellsc haftliche n Zusammenhalt und demokratisch e Bildung. 
Andererseits können unterschiedliche soziale Ausgangslagen, sprachliche Barrieren oder 
Erfahrungen mit Diskriminierung die gesellschaf tliche Teilhab e erschweren und das  
Vertrauen in  staatliche Institutionen beeinflussen. Eine erfolgreiche kommunale Jugendpolitik 
muss daher Beteiligungsangebote schaffen, die unterschiedliche Lebensrealitäten 

berücksichtigen und allen jungen Menschen unabhängig von ihrer Herkunft einen 

gleichberechtigten Zugang zu demokratischen Mitwirkungsmöglichkeiten ermöglichen.

Von zentraler Bedeutung für die Entwicklung politischer Kompetenzen ist die 
Bildungslandschaft der  Stadt Hamm. Schulen stellen neben der  Familie die wichtigste 
Institution der politischen Sozialisation dar. Sie vermitteln nicht nur fachliches Wissen über 

politische Systeme und demokratische Prozesse, sondern fördern auch Werte wie Toleranz,



Verantwortungsbewusstsein und gesellschaftliches Engagement. Darüber hinaus übernehmen 

berufsbildende Schulen, Hochschulen, Einrichtunge n der Erwachsenenbi l dung sowie 
außerschulische Bildungsangebote wichtige Funktionen bei der Vermittlung politischer 
Bildung. Ergänzt wird dieses Bildungsangebot durch Einrichtungen der offenen Kinder- und 
Jugendarbeit, Jugendzentren, Bibliothe ken, kulturelle Einrichtungen sowie Vereine und 
Verbände, die jungen Menschen Möglichkeiten bieten, soziale Verantwortung zu übernehmen 

und demokratische Mitbestimmung praktisch zu erleben. Die Qualität und Erreichbarkeit 

dieser Angebote beeinflussen maßgeblich die Chancen junger Menschen, politische 
Erfahrungen zu sammeln und gesellschaf tliche Teilhab e zu entwickeln.

Ebenso bedeutsam sind die Freizeit- und Vereinsstruktu r en innerhalb der Stadt Hamm. 
Sportvereine, Musikschulen, kulturelle Initiativen, Jugendverbände sowie kirchliche und 
soziale Organisationen schaffen Räume für Begegnung, Gemeinschaft und ehrenamtliches 
Engagement. Gerade ehrenamtliche Tätigkeiten fördern Verantwortungsbewusstsein, 
Teamfähigkeit und demokratische Handlungskompetenzen. Sie bieten jungen Menschen die 
Möglichkeit, eigene Interessen einzubringen, Entscheidungen mitzugestalten und 
Selbstwirksamkeit zu erfahren. Solche Erfahrungen wirken sich häufig positiv auf das 
politische Interesse sowie auf die spätere Bereitschaft zur gesellschaftlichen Beteiligung aus. 
Gleichzeitig ist zu beobacht e n, dass sich auch  im Freizeitber eich die Interessen junger 
Menschen verändern. Flexible, projektbezogene und digitale Angebote gewinnen gegenüber 

langfristigen Vereinsmitgl i e dschaften zunehmend an Bedeutung. Kommunale Jugendpolitik 
steht daher  vor der Herausforderung, traditione l l e  Strukturen mit neuen  Beteiligungsformen 
sinnvoll zu verbinden.

Die fortschreitende Digitalisierung verändert die Lebenswelt junger Menschen in Hamm 
ebenso wie in  anderen Kommunen grundlegend. Digitale Medien und soziale Netzwerke 
prägen die Informationsbeschaffung, die Kommunikation sowie die Freizeitgestaltung vieler 
Jugendlicher. Politische Informationen werden zunehmend über digitale Plattformen bezogen, 
politische Diskussionen finden häufig in sozialen Netzwerken statt und gesellschaftliche 
Themen verbreiten sich innerhalb kürzester Zeit über digitale Kommunikationskanäle. Diese 
Entwicklung eröffnet neue Möglichkeiten politischer Information und Beteiligung, erhöht 

jedoch zugleich die Anforderungen an Medienkompetenz und kritisches Urteilsvermögen. Für 
die kommunale Jugendpolitik bede utet dies, dass politisch e Bildung und  
Beteiligungsangebote verstärkt auch digitale Kommunikationsformen berücksichtigen  
müssen, um junge Menschen in ihrer alltäglichen Lebenswelt zu erreichen.

Neben den sozialen und kulturellen Rahmenbedingungen beeinflussen  aktuelle 
gesellschaftliche Entwicklungen die Lebensrealität junger Menschen in Hamm erheblich. 
Themen wie der Klimawandel,  die Digitalisierung der Arbeitswelt, wirtscha ftliche 
Unsicherheiten, steigende Wohnkosten oder internationale Krisen prägen  
Zukunftserwartungen und politische Einstellungen. Viele Jugendliche verbinden mit diesen 
Entwicklungen sowohl Chancen als auch Unsicherheiten. Während digitale Technologien  
neue Bildungs- und Beteiligungsmöglichkeiten schaffen, führen wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Veränderungen teilweise zu Zukunftssorgen und einem Gefühl wachsender 
Unsicherheit. Solche Erfahrungen können das Vertrauen in politische Institutionen 
beeinflussen und wirken sich auf die Bereitscha ft aus, sich aktiv an demokratisch en Prozessen 
zu beteiligen.

Vor diesem Hintergrund kommt der Stadt Hamm eine besondere Verantwortung zu, 
Rahmenbedingungen zu schaffen, die gesellschaf tliche Integration, politisch e Bildung und 
demokratische Teilhabe fördern. Kommunale Einrichtungen, Schulen, Vereine,



Jugendverbände sowie politische Institutionen bilden gemeinsam ein Netzwerk, das jungen 
Menschen Möglichkeiten zur Mitgestaltung ihres Lebensumfeldes eröffnet. Dabei ist es 
entscheidend, Beteiligungsangebot e  so zu gestalten, dass sie unterschiedlich e soziale und 
kulturelle Voraussetzungen berücksichtigen und möglichst niedrigschwellige Zugänge 

schaffen. Nur wenn junge Menschen erleben, dass ihre Meinungen ernst genommen werden 
und ihre Beteiligung tatsächliche Auswirkungen auf kommunale Entscheidungen besitzt, 
können politische Selbstwirksamkeit und Vertrauen in demokratische Institutionen nachhaltig 
gestärkt werden.

Die Betrachtung der  sozialstrukturellen und kulturellen Ausgangslage verdeutlich t somit, dass 
politische Entfremdung nicht isoliert betrach tet werden kann, sondern eng mit den  
Lebensbedingungen junger Menschen verknüpft ist. Soziale Ungleichheit, Bildungschancen, 
kulturelle Vielfalt, digi t a l e  Transformation sowie kommunale Infrastruktur beeinflussen 
gleichermaßen die Entwicklung politischer Einstellungen und Beteiligungsformen. Für die 

vorliegende Arbeit bildet dieses Kapitel daher  die notwendige Grundlage, um die politischen 
Beteiligungsmöglichkeiten junger Menschen in der Stadt Hamm im weiteren Verlauf 
differenziert zu analysiere n. Aufbauend auf den dargestellten  Rahmenbedingungen werden in 
den folgenden Kapi t e l n die demografisc hen, sozialen und institutionellen Strukturen der Stadt 
näher untersucht sowie deren Bedeutung für politische Partizipation und politische 
Entfremdung junger Menschen herausgearbeitet. 

3.1 Demografische Struktur der jungen Bevölkerung

Die demografische Struktur einer Kommune bildet eine wesentliche Grundlage für die 

Analyse politische r Beteiligung und politische r Entfremdung junger Menschen. 
Bevölkerungsentwicklung, Altersstruktur, Wanderungsbewegungen sowie die soziale und 
kulturelle Zusammensetzung einer Stadt beeinflussen maßgeblich die Lebensbedingungen der 
jungen Generation und damit auch ihre Möglichkeiten gesellschaftlicher und politischer 
Teilhabe. Für die Stadt Hamm gilt dies in besonderem Maße, da sie als kreisfreie Großstadt 
sowohl urbane als auch ländlich geprägte Strukturen aufweist und sich ihre Bevölkerung in 

den vergangenen Jahren kontinuierlich verändert hat. Die Betrachtung der demografischen 
Ausgangslage ermöglicht es, die Rahmenbedingungen für politische Sozialisation, 
Jugendpolitik und kommunale Beteiligung besser zu verstehen und in den  weiteren Verlauf 
der Untersuchung einzuordnen.

Die Stadt Hamm gehört mit rund 180.000 Einwohnerinnen und Einwohnern zu den 
mittelgroßen Großstädten Nordrhein-Westfalens. Ihre Bevölkerungsentwicklung ist  – wie in 
vielen Kommunen des Ruhrgebiets  und Westfalens – von langfristigen demografis chen 
Veränderungen geprägt. Während der Geburtenrückgang und die steigende Lebenserwartung 
zu einer zunehmenden Alterung der Bevölkerung beitragen, beeinflussen 
Wanderungsbewegungen sowie interna t i onale Zuwanderung die Zusammensetzung der 
Bevölkerung zusätzlich. Diese Entwicklungen verändern nicht nur die Altersstruktur der  
Stadt, sondern wirken sich auch  auf kommunale Planungsprozesse in den Bereichen Bildung, 
Infrastruktur, Wohnungsbau, Freizeit und Jugendhilfe aus. Für die kommunale Politik entsteht 
dadurch die Aufgabe, den Bedürfnissen unterschiedlicher Altersgruppen gerecht zu werden 
und gleichzeitig die Interessen der jungen Generation angemessen zu berücksichtigen.

Innerhalb der Gesamtbevölkerung stellt die Gruppe der Kinder, Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen einen bedeutenden Anteil dar. Im Rahmen der Jugendpolitik werden häufig



Personen bis zum Alter von 27 Jahren berücksichtigt, da sich diese Altersgrenze am Kinder-
und Jugendhilferecht orientiert. Für die Analyse politischer Partizipation stehen jedoch vor 
allem Jugendliche und junge Erwachse ne zwischen etwa 14 und 27 Jahren im Mittelpunkt, da 
in dieser Lebensphas e wesentliche Prozesse der politische n Sozialisation stattfinden. In diesen 
Jahren entwickeln sich politische Einstellungen, gesellsc haftliche  Wertvorstellungen sowie 
erste Erfahrungen mit demokratischen Beteiligungsformen. Gleichz e i t i g erfolgen wicht i ge 
Bildungs- und Berufsentscheidunge n, die langfristig Einfluss auf gesellschaf tliche Integration 
und politische Teilhabe nehmen.

Die Altersstruktur der jungen Bevölkerung in Hamm ist durch unterschiedliche Lebensphasen 
geprägt. Während Kinder vor allem über Familie, Schule und Freizeitangebote mit 
demokratischen Werten in Berührung kommen, gewinnen im Jugend- und frühen 

Erwachsenenalter eigenständige politische Meinungsbildung, gesellschaftliches Engagement 
und digitale Kommunikationsformen zunehmend an Bedeutung. Schülerinnen und Schüler, 

Auszubildende, Studierende sowie Berufseinsteiger unterscheid en sich hinsichtlich  ihrer 
Lebensrealität, ihrer politischen Interessen und ihrer Beteiligungsmöglichkeiten erheblich. 

Eine differen zierte Betrachtu n g  der Altersgruppen ist daher  notwendig, um  geeignete 
kommunale Beteiligungsangebote entwickeln und unterschiedliche Bedürfnisse 
berücksichtigen zu können.

Ein weiteres Merkmal der demografis chen Struktur Hamms ist die kulturelle und ethnisc he 
Vielfalt der jungen Bevölkerung. Ein erheblicher Teil der Kinder und Jugendlichen wächst in 
Familien mit internationaler Migrationsgeschichte auf. Diese Vielfalt prägt den schulischen 
Alltag ebenso wie das gesellschaftliche Leben in den Stadtteilen und eröffnet zahlreiche 

Chancen für interkulturelles Lernen sowie demokratische Bildung. Gleichzeitig können 

unterschiedlich e sprachliche Voraussetzungen, soziale Ungleichheiten oder Erfahrungen mit 
Ausgrenzung und Diskriminierung die gesellsc haftliche  Teilhabe beeinflussen. Politisch e 
Beteiligungsangebote müssen daher so gestaltet werden, dass sie unterschiedliche kulturelle 
Hintergründe berücksichtigen und allen jungen Menschen unabhängig von Herkunft, Religion 

oder sozialem Status einen gleichberechtig ten Zugang zu demokratisch en Prozessen 
ermöglichen.

Neben kulturellen Unterschieden bestehen innerhalb der jungen Bevölkerung erhebliche 

soziale Unterschiede. Die Lebensbedingungen junger Menschen werden wesentlich durch 
Faktoren wie Bildungsstand der Eltern, Einkommenssituation, Erwerbstätigkeit, 

Wohnverhältnisse oder familiäre Unterstützung beeinflusst. Wissenschaftliche Studien zeigen, 
dass soziale Herkunft einen erheblich en Einfluss auf Bildungserfolg, gesellschaf tliche 
Integration und politische Partizipatio n  besitzt. Jugendliche aus sozial benachteiligt e n  
Familien verfügen häufig über geringere politische Ressourcen, nehmen seltener an 
freiwilligen Beteiligungsangeboten teil und entwickeln häufiger das Gefühl, gesellschaftlich 
wenig Einfluss ausüben zu können. Umgekehrt begünstigen stabile wirtschaftliche 
Verhältnisse, ein höheres Bildungsniveau und ein unterstützendes soziales Umfeld häufig die 
Entwicklung politischer Kompetenz e n sowie die Bereitschaft zu  gesellsc haftliche m  
Engagement. Diese Zusammenhänge verdeutlichen, dass politische Entfremdung nicht 
unabhängig von sozialen Lebenslagen betrachtet werden kann.

Auch die räumliche Verteilung der jungen Bevölkerung innerhalb des Stadtgebiets besitzt 
Bedeutung für die kommunale Jugendpolitik. Hamm gliedert sich in mehrere Stadtbezirke, die 
sich hinsichtlich Bevölkerungsdichte, Infrastruktur, Bildungsangeboten sowie sozialer  
Struktur teilweise deutlich unterscheiden. Während einige Stadtteile über eine gute  
Anbindung an Schulen, Freizeit- und Kultureinrichtungen verfügen, bestehen in anderen



Quartieren größere Entfernungen oder eingeschränkte Angebote. Solche räumlichen 

Unterschiede können die Erreichbarkeit kommunaler Beteiligungsangebote beeinflussen und 
sich auf die gesellschaf tliche Teilhab e junger Menschen auswirken. Deshalb gewinnt eine 
sozialraumo r ientierte Jugendpolitik zunehmend an Bedeutung, die Beteiligungsangebot e  
möglichst wohnortnah gestaltet und unterschiedliche Lebensbedingungen innerhalb der Stadt 
berücksichtigt.

Darüber hinaus beeinflussen Wanderungsbewegungen die demografische Entwicklung der 
jungen Bevölkerung. Zuzüge von Familien sowie internationale Migration tragen zur 
kulturellen Vielfalt der Stadt bei und verändern kontinuierlich die Zusammensetzung der 
Bevölkerung. Gleichzeitig verlassen viele junge Erwachsene nach dem Schulabschluss die 
Stadt, um eine Ausbildung oder ein Studium in anderen Regionen aufzunehmen. Diese 
Abwanderung kann langfristig Auswirkungen auf die Altersstruktur sowie auf die 
wirtscha ftliche Entwicklung der Kommune haben. Aus kommunalpolitis cher Sicht gewinnt 
daher die Frage an Bedeutung, wie attraktive Bildungs-, Ausbildungs- und 
Lebensbedingungen geschaffen werden können, um junge Menschen langfristig an die Stadt 
zu binden und ihre Identifikation mit dem kommunalen Lebensraum zu stärken.

Die demografische Entwick lung beeinflusst zugleich die Anforderungen an kommunale 
Einrichtungen und politische Entscheidungsträger. Veränderungen der Altersstruktur 
erfordern eine kontinuierliche  Anpassung von Bildungsangeboten, Kinder- und Jugendhilfe, 
Freizeitinfrastruktur sowie Beteiligungsformaten. Gleichzeitig müssen politische 
Entscheidungen den unterschiedlichen Bedürfnissen verschiedener Generationen gerecht 
werden. Gerade vor dem Hintergrund einer alternden Bevölkerung besteht die 
Herausforderung darin, die Interessen junger Menschen angemessen zu berücksichtigen und 
ihnen ausreichende Möglichkeiten zur politischen Mitgestaltung einzuräumen. Gelingt dies 
nicht, kann der Eindruck entstehen, dass politische Entscheidungen überwiegend die 

Interessen älterer Bevölkerungsgruppen berücksichtigen. Eine solche Wahrnehmung kann 
politische Entfremdung verstärken und das Vertrauen junger Menschen in demokratische 
Institutionen beeinträchtigen.

Für die Stadt Hamm ergibt sich daraus die Notwendigkeit, demografische Entwicklungen 
kontinuierlich zu beobachten und jugendpolitische Maßnahmen an veränderte 

Bevölkerungsstrukturen anzupassen. Eine vorausschauende kommunale Planung 
berücksichtigt nicht nur die zahlenmäßige Entwicklung der jungen Bevölkerung, sondern 
auch deren soziale und kulturelle Vielfalt sowie unterschiedlich e Lebenslage n. Ziel muss es 
sein, allen jungen Menschen unabhängig von Herkunft, Geschlecht oder sozialem 
Hintergrund gleichbere c htigte Bildungs-, Entwicklungs- und Beteiligungschancen zu  
eröffnen. Nur unter diesen Voraussetzungen können politische Teilhabe, demokratische 
Integration und gesellschaftlicher Zusammenhalt nachhaltig gestärkt werden.

Zusammenfassend verdeutlich t die Analyse der demografis chen Struktur der jungen 
Bevölkerung, dass politische Beteiligung und politische Entfremdung eng mit den 
demografischen Rahmenbedingungen einer Kommune verknüpft sind. Altersstruktur, soziale 
Herkunft, kulturelle Vielfalt, räumliche Verteilung sowie Wanderungsbewegungen 
beeinflussen die Lebensrealität junger Menschen und prägen ihre Möglichkeiten 

gesellschaftlicher und politischer Mitwirkung. Für die weitere Untersuchung der politischen 
Entfremdung in  der Stadt Hamm bildet die demografische Analyse daher eine wesent l i c he 
Grundlage, um die spezifischen Herausforderungen und Potenziale kommunaler Jugendpolitik 
einordnen und bewerten zu können. Im folgenden Kapitel werden auf dieser Basis die  
sozialen und wirtschaftlichen Lebensbedingungen junger Menschen in Hamm näher



betrachtet, um deren Bedeutung für politische Partizipation und demokratische Integration 
weiter zu  vertiefen.

3.2 Sozialräumliche Unterschiede zwischen den Stadtbezirken

Die Lebensbedingungen junger Menschen werden nicht ausschließlich durch individuelle 

Voraussetzungen oder familiäre Hintergründe bestimmt, sondern in erheblichem Maße auch 

durch die sozialräumlichen Gegebenheiten ihres unmittelbaren Wohnumfeldes. Stadtteile 
unterscheiden sich hinsichtlich ihrer Bevölkerungsstruktur, ihrer wirtschaftlichen Situation, 
der Bildungs- und Freizeitangebot e  sowie der  sozialen Infrastruktur. Diese Unterschied e 
beeinflussen die Entwicklungschancen junger Menschen ebenso wie ihre Möglichkeiten 

gesellschaftlicher und politischer Teilhabe. Aus diesem Grund gewinnt die sozialräumliche 

Perspektive innerhalb der kommunalen Jugendpolitik zunehmend an Bedeutung. Sie 
ermöglicht es, unterschiedliche Lebenslagen innerhalb einer Stadt sichtbar zu machen und 
politische Maßnahmen bedarfsgerecht auszurichten. Für die Analyse der politischen 
Entfremdung junger Menschen in der Stadt Hamm ist die Betrachtung sozialräumlicher 

Unterschiede daher von zentra l e r Bedeutung.

Die Stadt Hamm gliede rt sich in mehrere Stadtbezir k e, die sich hinsichtlich  ihrer historischen 
Entwicklung, ihrer Bevölkerungsstruktur sowie ihrer wirtschaftlichen und sozialen 
Rahmenbedingungen teilweise deutlich unterscheiden. Neben stärker urban geprägten 

Stadtteilen existieren Wohngebiete mit eher kleinstädtischem oder ländlichem Charakter. 

Diese Heterogenität führt dazu, dass junge Menschen innerhalb derselben Stadt unter sehr 
unterschiedlichen Voraussetzungen aufwachsen. Während einige Stadtteile durch eine gute 
infrastrukturelle Ausstattung, vielfältige Bildungsangebote und ein breites Freizeitangebot 
gekennzeichnet sind, stehen andere Quartiere vor größeren sozialen und wirtschaftlichen 
Herausforderungen. Solche Unterschied e wirken sich unmittelbar auf Bildungsbiografien, 
soziale Integration und die Möglichkeiten politischer Beteiligung aus.

Sozialräumliche Unterschiede zeigen sich zunächst in der wirtschaftlichen Situation der 
einzelnen Stadtbezir k e. Faktoren wie Arbeitslosenquote, Einkommensniveau, 
Wohnraumsituation oder Armutsgefährdung beeinflussen die Lebensqualität der Bevölkerung 
und prägen die Entwicklungsmöglichkeiten junger Menschen. Wissenschaftliche 
Untersuchungen belegen, dass Kinder und Jugendliche aus sozial benach teiligten 
Wohnquartieren häufiger von eingeschränkten Bildungs- und Teilhabechancen betroffen sind. 
Finanzielle Belastungen der Familien können die Teilnahme an Freizeitangeboten, 
Vereinsaktivitäten oder kulturellen Veranstaltungen erschweren und damit auch den Zugang  
zu informellen Lern- und Beteiligungsprozessen einschränken. Langfristig können sich solche 
Benachteiligungen auf das Vertrauen  in  gesellschaf tliche Institutionen  sowie auf die  
politische Partizipatio n s b ereitsch aft auswirken.

Von besonderer Bedeutung ist darüber hinaus die Bildungsinfrastruktur innerhalb der  
einzelnen Stadtbezir k e. Schulen, Kindertages einrichtungen ,  Bibliothe ken sowie Einrichtunge n 
der offenen Kinder- und Jugendarbeit übernehmen wichtige Funktionen im Prozess der 
politischen Sozialisation. Stadtteile mit einer gut ausgebau ten Bildungslandschaft  bieten  
jungen Menschen bessere Möglichkeiten, demokratische Kompetenzen zu entwickeln und 
gesellschaf tliche Teilhab e zu erfahren. Gleichzeitig beeinflusst die Erreichbarke i t  dieser 
Einrichtungen ihre tatsächliche Nutzung. Lange Wege, eine unzureichende Anbindung an den 
öffentlichen Personennahverkehr oder fehlende Freizeitangebote können dazu führen, dass



insbesondere Jugendliche ihre Beteiligungsmöglichkeiten nur eingeschränkt wahrnehmen. 

Aus diesem Grund gewinnt eine sozialraumo r ientierte Bildungs- und Jugendpolitik 
zunehmend an  Bedeutung.

Auch die Qualität des öffentlichen Raumes wirkt sich auf die Lebenswelt junger Menschen 
aus. Attraktive Begegnungsorte, Sportanlagen, Grünflächen, Jugendzentren oder kulturelle 
Einrichtungen schaffen Räume für soziale Kontakte, Freizeitgestaltung und informelle 
Bildungsprozesse. Sie fördern Gemeinschaftserfahrungen, stärken das Zugehörigkeitsgefühl 
zum eigenen Stadtteil und bieten Möglichkeiten gesellschaftlichen Engagements. Fehlen 
solche Angebote oder befinden sie sich in einem schlechten baulich en Zustand, kann dies die 
Identifikation junger Menschen mit ihrem Wohnumfeld beeinträchtigen. Gleichzeitig sinkt die 
Wahrscheinlichkeit,  dass Jugendliche  sich aktiv in kommunale Entwicklungsprozesse  
einbringen oder Verantwortung für ihr unmittelbares Lebensumfeld übernehmen.

Ein weiterer wesentlicher Aspekt sozialräumlicher Unterschiede betrifft die 
Bevölkerungsstruktur der einzelnen Stadtbezirke. Hamm ist durch eine kulturell vielfältige 

Bevölkerung geprägt, deren Zusammensetzung zwischen den einzelnen Quartieren variiert. 
Einige Stadtteile weisen einen höheren Anteil an Familien mit internationaler 
Migrationsgeschichte auf, während andere durch  eine vergleichsweise  homogene 
Bevölkerungsstruktur gekennzeichnet sind. Diese Vielfalt stellt eine Bereicherung für das 
gesellschaftliche Zusammenleben dar und eröffnet Chancen für interkulturelles Lernen sowie 
demokratische Bildung. Gleichzeitig können soziale Segregation, sprachliche Barrieren oder 
unterschiedliche Bildungszugänge die gesellschaftliche Integration erschweren. Kommunale 
Jugendpolitik steht daher  vor der Aufgabe, Beteiligungsangebote so zu gestalten ,  dass sie 
unterschiedliche kulturelle Hintergründe berücksichtigen und allen jungen Menschen 
gleichberechtigte Mitwirkungsmöglichkeiten eröffnen.

Die sozialräumliche Forschung weist zudem darauf hin, dass das Wohnumfeld einen 
erheblichen Einfluss auf politische Einstellungen und gesellsc haftliche s Vertrauen  besitzt. 
Jugendliche, die in Stadtteilen mit hoher sozialer Stabilität, funktionierenden Nachbarschaften 
und aktiven Vereinen aufwachsen, entwickeln häufiger ein stärkeres Gemeinschaftsgefühl  
und ein höheres Vertrauen in gesellschaftliche Institutionen. Demgegenüber können 

Stadtquartiere mit sozialen Problemlagen, hoher Fluktuation oder geringer öffentlicher 

Infrastruktur das Gefühl gesellschaftlicher Ausgrenzung verstärken. Wird das eigene 
Lebensumfeld als benach teiligt wahrgenommen und bleiben politische Verbesserungen aus 
Sicht der Betroffenen aus, kann dies die Überzeugung fördern, dass politische Entscheidungen 
die Bedürfnisse des jeweiligen Stadtteils nur unzureichend berücksichtigen. Solche 
Erfahrungen können langfristig politische Entfremdung begünstigen.

Vor diesem Hintergrund gewinnt der sozialraumo r ientierte Ansatz in der kommunalen  
Jugendpolitik zunehmend an Bedeutung. Sozialraumorientier u n g  bedeu tet, politische 
Maßnahmen nicht einheitlich für das gesamte Stadtgebiet zu entwickeln, sondern an den 
spezifischen Bedürfnissen einzelner Stadtteile auszurichten. Dabei werden die jeweiligen 
sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Rahmenbedingungen berücksichtigt. Ziel ist es, 
vorhandene Ressourcen eines Quartiers zu stärken, Benachteiligungen abzubauen und 

Beteiligungsmöglichkeiten dort zu schaffen, wo junge Menschen ihren Alltag verbringen. 
Jugendzentren, Quartiersmanagemen t, Stadtteilkonfer enzen oder mobile Angebote der 
Jugendarbeit sind Beispiele für Maßnahmen, die diesem Ansatz folgen. Sie ermöglichen es, 
Jugendliche direkt in  ihrem Lebensumfe l d anzusprechen und ihre Beteiligung an kommunalen  
Entwicklungsprozessen zu fördern.



Für die Stadt Hamm besitzt dieser Ansatz eine besondere Relevanz. Aufgrund der 
unterschiedlichen Struktur ihrer Stadtbezirke können kommunale Beteiligungsangebote nur 
dann wirksam sein, wenn sie die jeweiligen sozialräumlichen Gegebenheiten berücksichtigen. 
Einheitliche Beteiligungsformate erreichen häufig nicht alle Zielgruppen gleichermaßen. 

Jugendliche aus sozial benachteiligten Quartieren oder mit eingeschränkten 

Mobilitätsmöglichkeiten benötigen oftmals andere Zugänge als junge Menschen aus 
infrastrukturell gut ausgest a t t e t e n Stadtteilen. Eine erfolgreiche  Jugendpolitik muss deshalb 
unterschiedliche Lebenslagen berücksichtigen und Beteiligungsangebote möglichst 
wohnortnah, niedrigschwellig  und zielgruppengerecht  gestalten.

Neben der räumlichen Erreichbarkeit spielt auch die digitale Infrastruktur eine zunehmend 
wichtige Rolle. Der Zugang zu leistungsfähigem Internet sowie die Nutzung digitaler 
Endgeräte beeinflussen die Möglichkeiten junger Menschen, sich zu informieren und an 
digitalen Beteiligungsformaten teilzunehmen. Unterschied e in der digitalen  Ausstattung oder 
in den Medienkompetenzen können bestehende soziale Ungleichheiten verstärken und zu 

einer sogenannten digitalen Spaltung führen. Kommunale Jugendpolitik muss daher sowohl 
analoge als auch digitale Beteiligungsformen miteinander verbinden, um möglichst allen 
Jugendlichen gleichberechtigte Teilhabemöglichkeiten zu eröffnen.

Zusammenfassend zeigt sich, dass sozialräumliche Unterschiede einen erheblichen Einfluss  
auf die Lebensbedingungen, Entwicklungschancen und politischen Beteiligungsmöglichkeiten 
junger Menschen besitzen. Wirtschaf tliche Rahmenbedingunge n, Bildungsangebote, 
Freizeitinfrastruktur, kulturelle Vielfalt sowie die Qualität des öffentlichen Raumes prägen die 
Erfahrungen junger Menschen mit ihrem Wohnumfeld und beeinflussen ihr Vertrauen  in 
gesellschaftliche und politische Institutionen. Für die Stadt Hamm ergibt sich daraus die 
Notwendigkeit, sozialräumliche Unterschiede systematisch in der kommunalen Jugendpolitik 
zu berücksichtigen und Beteiligungsangebote bedarfsgerecht weiterzuentwickeln. Eine 
sozialraumorientierte Jugendpolitik kann dazu beitragen, Chancengleichheit zu fördern, 

politische Selbstwirksamkeit zu stärken und langfristig politischer Entfremdung junger 
Menschen entgegenzuwirken. Damit bildet die Analyse sozialräumlicher Unterschiede eine 
wesentliche Grundlage für die nachfolgende Untersuchung der kommunalen 
Beteiligungsstrukturen sowie ihrer Wirksamkeit im Hinblick auf die Förderung  
demokratischer Teilhab e in der Stadt Hamm.

3.3 Bildungslandschaft, Übergänge und Ausbildungsmarkt

Die Bildungslandschaft einer Kommune sowie die Möglichkeiten des Übergangs von der 
Schule in Ausbildung, Studium oder Beruf gehören zu den entscheidenden Faktoren für die 

gesellschaf tliche Integration junger Menschen. Bildung vermittelt nicht nur fachliche 
Kompetenzen und berufliche Qualifikationen, sondern trägt wesentlich zur 
Persönlichkeitsentwicklung, zur politischen Sozialisation sowie zur Entwicklung 
demokratischer Werte bei. Gleichzeitig beeinflussen Bildungs- und Ausbildungschancen die 
individuellen Zukunftsperspektive n junger Menschen und damit auch ihr Vertrauen  in 
gesellschaf tliche Institutionen .  Wissenschaft l i c he Untersuchungen zeigen, dass Bildung, 
berufliche Perspektiven und politische Partizipatio n  in einem engen Zusammenhang stehen. 
Junge Menschen, die über gute Bildungs- und Entwicklungsmöglichkeiten verfügen, weisen 
häufig ein höheres politisches Interesse, eine stärkere demokratische Orientierung sowie eine 
größere Bereitschaft zur gesellschaftlichen Mitgestaltung auf. Umgekehrt können 

Bildungsbenachteiligungen, unsichere Übergänge in das Berufsleben oder fehlende



Zukunftsperspektiven politische Entfremdung begünstigen. Für die Analyse der politischen 
Teilhabe junger Menschen in der  Stadt Hamm ist die Betrachtung der  Bildungslandschaft  
sowie des Ausbildungsmarktes daher von zentra l e r Bedeutung.

Die Stadt Hamm verfügt über eine breit gefächerte Bildungslandschaft, die sämtliche 

Schulformen des  allgemeinbildende n Schulwesens umfasst. Neben Grundschulen exist i e ren 
weiterführende Schulen unterschiedlicher Schulformen, darunter Hauptschulen, Realschulen, 
Gymnasien, Gesamtschulen sowie Berufskollegs. Ergänzt wird dieses Angebot durch 
Förderschulen, Einrichtungen der Erwachsenenbildung sowie außerschulische 
Bildungsangebote. Die Vielfalt der Bildungslandschaft ermöglicht grundsätzlich 

unterschiedliche Bildungswege und trägt dazu bei, den individuellen Fähigkeiten und 

Interessen junger Menschen gerecht zu werden. Gleichzeitig stehen Schulen heute vor der 
Aufgabe, nicht nur Wissen zu vermitteln, sondern auch Kompetenzen für eine zunehmend 

komplexe und digitalisierte Gesellschaft zu fördern. Hierzu gehören insbesondere kritisches 
Denken, Medienkompetenz, Problemlösungsfähigkeit sowie demokratische 
Handlungskompetenzen.

Eine besondere Bedeutung kommt der politischen Bildung innerhalb des schulischen 
Bildungssystems zu. Schulen übernehmen als zentrale Sozialisationsinstanz die Aufgabe, 
demokratische Werte zu vermitteln  und junge Menschen auf ihre Rolle als 
verantwortungsbewusste Bürgerinnen und Bürger vorzubereiten. Politische Bildung erfolgt 
dabei nicht ausschließlich im Politik- oder Sozialwissenschaftsunterricht, sondern auch durch 
schulische Mitbestimmung, Projektarbeit, Schülervertretungen sowie Kooperationen mit 
außerschulischen Bildungsträgern. Solche Erfahrungen ermöglichen es Jugendlichen, 
demokratische Entscheidungsprozesse  praktisch zu erleben und politisch e Selbstwirksamk eit 
zu entwickeln. Gleichzeitig zeigen wissenschaftliche Studien, dass die Qualität politischer 
Bildung erheblich en Einfluss auf das politische Interesse sowie auf das Vertrauen  junger 
Menschen in demokratisch e Institutionen  besitzt. Eine hochwert i ge politische Bildung kann 
somit einen wichtigen Beitrag zur Prävention politischer Entfremdung leisten.

Neben der schulischen Bildung gewinnt die Gestaltung der Übergänge zwischen Schule, 
Ausbildung, Studium und Beruf zunehmend an Bedeutung. Der Übergang in das  
Erwerbsleben stellt für junge Menschen eine zentrale Lebensphase dar, die mit  
weitreichenden persönlichen und gesellschaftlichen Veränderungen verbunden ist. 
Erfolgreiche Übergänge fördern wirtschaftliche Selbstständigkeit, soziale Integration und 
Zukunftsoptimismus. Demgegenüber können Schwierigkeiten bei der Ausbildungsplatzsuche, 
Phasen der Arbeitslosigkeit oder wiederhol t e  berufliche Unsicherheiten  das Vertrauen  in 
gesellschaftliche Institutionen beeinträchtigen und Gefühle von Perspektivlosigkeit 
hervorrufen. Solche Erfahrungen wirken sich häufig nicht nur auf die individuelle 

Lebenszufrieden h eit aus, sondern beeinflussen  auch politische Einstellungen und die 
Bereitschaft zur gesellschaf tlichen Beteiligung.

Die Stadt Hamm verfügt über ein vielfältiges Angebot beruflicher Ausbildungsmöglichkeiten. 
Als Wirtschafts s tandort mit Unternehmen unterschiedlich er Branchen bietet die Stadt 
Ausbildungsplätze in Industrie, Handwerk, Handel, Gesundheitswesen, Logistik sowie im 
öffentlichen Dienst an. Ergänzt wird dieses Angebot durch Berufskollegs, Fachschulen sowie 
Kooperationen zwischen Schulen, Unternehmen und der kommunalen Wirtschaftsförderung. 

Diese Vernetzung verfolgt das Ziel, jungen Menschen frühzeitig berufliche Orientierung zu 

ermöglichen und den Übergang in Ausbildung oder Beschäftigung zu erleichtern. Gleichzeitig 
bestehen Kooperationen mit der Bundesagentur für Arbeit, Kammern sowie weiteren



regionalen Akteuren, um Schülerinnen und Schüler bei der Berufsorientierung und 
Ausbildungsplatzsuche zu unterstützen.

Trotz dieser vielfältigen Strukturen stehen viele junge Menschen vor erheblichen 
Herausforderungen beim Übergang in das Berufsleben. Der Wandel der Arbeitswelt, die 
Digitalisierung, steigen d e Qualifikationsanforderungen sowie wirts chaft l i c he Unsicherheiten 
verändern den Ausbildungsmarkt nachhaltig. Viele Berufsbilder befinden sich im Wandel 
oder entstehen neu, während gleichzeitig traditionelle Tätigkeiten an Bedeutung verlieren. 

Dies erhöht die Anforderungen an schulische Bildung sowie an lebenslanges Lernen. Für 

Jugendliche bedeutet dies, dass berufliche Entscheidungen unter zunehmend komplexen 
Bedingungen getroffen werden müssen. Unsicherheiten hinsichtlich der eigenen beruflichen 
Zukunft können dabei das Vertrauen in gesellschaftliche Entwicklungsmöglichkeiten 

beeinträchtigen und sich negativ auf politische Einstellungen auswirken.

Ein weiterer Einflussfaktor ist  die soziale Herkunft junger Menschen. Zahlre i c he empirische 
Untersuchungen zeigen, dass Bildungserfolg und Übergänge in Ausbildung oder Studium 
weiterhin stark vom sozialen Hintergrund abhängen. Jugendliche aus Familien mit höherem 

Bildungsniveau verfügen häufig über bessere schulische Leistungen, umfangreichere 
Unterstützungsnetzwerke sowie größere Chancen auf weiterführende Bildungsabschlüsse. 
Dagegen sehen sich junge Menschen aus sozial benachteiligten Familien häufiger mit 

Bildungsbarrieren, finanziellen Einschränkungen oder eingeschränkten beruflichen 

Perspektiven konfrontiert. Diese Ungleichheiten wirken sich nicht nur auf den berufliche n 
Werdegang aus, sondern beeinflussen auch  das Vertrauen  in gesellsc haftliche  
Chancengerechtigkeit und können politische Entfremdung fördern.

Neben der sozialen Herkunft spielt die kulturelle Vielfalt der Stadt Hamm eine wichtige Rolle 
für Bildungs- und Ausbildungsprozesse. Junge Menschen mit internationaler 
Migrationsgeschich te bereichern die Bildungslandschaft durch unterschiedlich e kulturelle 
Erfahrungen und Perspektiven. Gleichzeitig können sprachliche Hürden, unterschiedliche 
Bildungsvoraussetzungen oder strukturelle Benachteiligungen den  Zugang zu Bildungs- und 
Ausbildungsangeboten erschweren. Schulen, Ausbildungsbetriebe und kommunale 
Institutionen stehen daher vor der Aufgabe, Chancengleichheit zu fördern und individuelle 

Unterstützungsangebote bereitzustellen. Eine inklusive Bildungs- und Ausbildungspolitik  
trägt nicht nur zur sozialen Integration bei, sondern stärkt zugleich das Vertrauen junger 
Menschen in staatliche Institutionen  und demokratische Strukturen.

Auch die Digitalisierung verändert die Bildungslandschaft der Stadt Hamm nachhaltig. 
Digitale Lernplattformen, hybride Unterrichtsformen  sowie der  Einsatz digitaler Medien 
eröffnen neue Möglichkeiten des Lernens und der Wissensvermittlung. Gleichzeitig steigen 
die Anforderungen an  die digi t a l e  Ausstattung von Schulen sowie an die Medienkompe t e nz 
von Lehrkräften und Schülerinnen beziehungsweise Schülern. Die Erfahrungen während der 
COVID-19-Pandemie haben gezeigt , dass digitale Bildungsangebote erhebliche Potenziale 
besitzen, gleichzeitig jedoch bestehende soziale Ungleichheiten verstärken können, wenn 

technische Ausstattung oder digitale Kompetenzen ungleich verteilt sind. Für die kommunale 
Bildungspolitik ergibt sich daraus die Aufgabe, digitale Bildungsinfrastruktur kontinuierlich  
auszubauen und allen jungen Menschen gleichberechtigte Lernmöglichkeiten zu ermöglichen.

Die Bildungslandschaft erfüllt darüber hinaus eine wichtige Funktion für die Entwicklung 

demokratischer Kompetenzen. Schulen, Hochschulen und außerschulische 
Bildungseinrichtungen vermitteln nicht nur Wissen über politische Institutionen, sondern 
fördern auch kritisches Denken, Meinungsbildung, Dialogfähigkeit und gesellschaftliche



Verantwortung. Projekte zur politischen Bildung, Kooperationen mit kommunalen 
Einrichtungen sowie Beteiligungsangebot e  innerhalb der Schulen tragen dazu bei, 
demokratische Werte praktisch erfahrbar zu machen. Junge Menschen, die bereits während 

ihrer Schul- oder Ausbildungszeit positive Erfahrungen mit Mitbestimmu n g  und Partizipatio n  
sammeln, entwickeln häufiger ein höheres Vertrauen in demokratische Prozesse und 
engagieren sich später stärker im gesellschaftlichen Leben.

Für die Stadt Hamm ergeben sich aus diesen Entwicklungen vielfältige kommunalpolitische 
Herausforderungen. Eine erfolgreiche Bildungs- und Jugendpolitik muss den Übergang 

zwischen Schule, Ausbildung und Beruf möglichst reibungslos gestalten und gleichzeitig 
soziale Ungleichheiten abbauen. Hierzu gehören eine enge Zusammenarbeit zwischen 
Schulen, Ausbildungsbetrieben, Hochschulen, Arbeitsverwaltung und kommunalen 
Einrichtungen ebenso wie gezielte Förderangebote für benachteiligte Jugendliche. Darüber 

hinaus gewinnen Maßnahmen zur Berufsorientierung, Praktika, Mentoringprogramme sowie 
digitale Informationsangebote zunehmend an Bedeutung. Ziel ist es, jungen Menschen 
realistische Zukunftsperspektive n aufzuzeigen und ihnen die notwendigen Kompetenzen für 
eine erfolgreiche  gesellschaf tliche und berufliche Teilhab e zu vermitteln.

Zusammenfassend zeigt sich, dass die Bildungslandschaft  sowie der Ausbildungsmarkt 
zentrale Einflussfaktoren für die politische Sozialisation und gesellschaftliche Integration 
junger Menschen darstellen. Bildung eröffnet nicht nur berufliche Perspektiven, sondern 
vermittelt zugleich  demokratische Werte, politisch e Kompetenzen und gesellsc haftliche  
Verantwortung. Gelingende Übergänge zwischen Schule, Ausbildung und Beruf stärken das 
Vertrauen in gesellschaftliche Institutionen und fördern politische Beteiligungsbereitschaft. 
Demgegenüber können Bildungsbenachteiligungen, unsichere  Zukunftsperspektive n oder 
strukturelle Ungleichheiten politische Entfremdung begünstigen. Für die Stadt Hamm ergibt 
sich daraus die Aufgabe, eine chancenger echte Bildungslandschaft  zu gestalten ,  den Zugang 
zu Ausbildung und Beruf nachhaltig zu sichern sowie Bildungs- und Beteiligungsangebot e  
eng miteinander zu verknüpfen. Auf dieser Grundlage können die Voraussetzungen 
geschaffen werden, um politische Teilhabe junger Menschen langfristig zu stärken und 

demokratische Integration auf kommunaler Ebene zu fördern.

3.4 Lebenswelten, Mediennutzung und Werteorientierunge n

Die Lebenswelten junger Menschen befinden sich in einem kontinuierlichen  Wandel und 
werden zunehmend durch gesellsc haftliche , technologische, wirts chaft l i c he und kulturelle 
Entwicklungen geprägt. Während frühere Generationen ihre politischen und sozialen 
Erfahrungen überwiegend in Familie, Schule, Vereinen oder lokalen Gemeinschaften 
sammelten, wachsen Jugendliche und junge Erwachsene heute in  einer hochgradig 
digitalisierten, global vernetzten und von einem ständigen Informationsfluss geprägten 

Gesellschaft auf. Diese Veränderungen beeinflussen nicht nur Freizeitverhalten, 
Kommunikationsformen und soziale Beziehungen, sondern wirken sich unmittelbar auf 
politische Einstellungen, demokratische Teilhab e und das Vertrauen  in staatliche Institutionen 
aus. Für die Analyse der politischen Entfremdung junger Menschen in der Stadt Hamm ist es 
daher notwendig, die Lebenswelten, die Mediennutzung sowie die Werteorient i e rungen dieser 
Bevölkerungsgruppe differenziert zu betrachten.

Der Begriff der Lebenswelt beschreibt die Gesamtheit der alltäglichen Erfahrungen, sozialen 
Beziehungen und individue l l e n Lebensbedingungen eines Menschen. Lebenswelten entstehen



durch das Zusammenwirke n von Familie, Bildungseinrichtungen, Freundeskreisen, 
Freizeitaktivitäten, Arbeitswelt sowie medialen Einflüssen. Sie bilden den Rahmen, innerhalb 
dessen junge Menschen ihre Identität entwickeln, gesellschaftliche Normen kennenlernen und 
politische Orientierungen ausbilden. Die Lebenswelt ist  dabei kein statisches Gebilde,  
sondern verändert sich kontinuierlich im Verlauf der persönlichen Entwicklung sowie unter 
dem Einfluss gesellschaftlicher Transformationsprozesse. Besonders während der  
Jugendphase finden grundlegende Identitätsbildungsprozesse statt, die langfristig das 
politische Verhalten sowie die Bereitscha ft zur gesellsc haftliche n Mitgestaltu n g  beeinflussen.

Die Lebenswelten junger Menschen sind heute von einer hohen Individualisierung geprägt. 

Traditionelle Lebensverläufe mit klar vorgegebenen Bildungs-, Berufs- und 
Familienbiografien verlieren zunehmend an Bedeutung. Stattdessen eröffnen sich vielfältige 
Möglichkeiten individueller Lebensgestaltung, die jedoch gleichzeitig mit höheren 

Anforderungen an Eigenverantwortung und Entscheidungsfähigkeit verbunden sind. Junge 
Menschen müssen ihre Bildungs- und Berufswege häufig unter unsicheren wirtschaftlichen 
Bedingungen planen und sich gleichzeitig mit gesellsc haftliche n Herausforderungen wie 
Digitalisierung, Klimawandel,  sozialer Ungleichheit oder globalen Krisen auseinanderse t z e n. 
Diese Entwickl ungen beeinflussen die Wahrnehmung eigener Zukunftschan cen und wirken 
sich auf das Vertrauen  in  politische Institutionen sowie auf die Bereitscha ft zur politischen 
Beteiligung aus.

Für Jugendliche und junge Erwachsene in der Stadt Hamm spiegeln sich diese allgemeinen 
Entwicklungen in ihrem unmittelbaren  Lebensumfeld wider. Schule, Ausbildung,  
Hochschule, Freizeit, Familie und Freundeskreis bilden zentrale Bezugspunkte des Alltags. 
Gleichzeitig gewinnen digitale Kommunikationsräume zunehmend an Bedeutung und 

erweitern die Lebenswelt weit über den lokalen Raum hinaus. Informationen, Meinungen und 
gesellschaftliche Debatten werden nicht mehr ausschließlich innerhalb des eigenen Wohnortes 
wahrgenommen, sondern in globalen digitalen  Netzwerken diskutiert. Dadurch entst e hen neue 
Formen gesellschaftlicher Vernetzung, gleichzeitig verändern sich aber auch die 
Anforderungen an politisch e Bildung und demokratisch e Orientierung.

Eine zentr ale Rolle innerhalb der Lebenswelt junger Menschen nimmt die Mediennutzung 
ein. Die Digitalisierung hat das Informations- und Kommunikationsve rhalten grundlegend 
verändert. Digitale Medien begleiten Jugendliche heute nahezu in allen Lebensbereichen und 
beeinflussen sowohl ihre Freizeitgest a l t ung als auch ihre soziale Interaktion und politische 
Meinungsbildung. Smartphones, Tablets und mobile Endgeräte ermöglichen einen 

permanenten Zugang zu  Informationen und sozialen Netzwerken. Politisch e Nachrichten 
werden zunehmend nicht mehr ausschließlich über klassische Medien wie Fernsehen, Radio 
oder Tageszeitungen bezogen, sondern über soziale Medien, Videoportale, Podcasts oder 
digitale Nachrichtenangeb o te.

Insbesondere soziale Medien haben  sich zu einem zentra l e n Bestandteil der politischen 
Kommunikation entwick elt. Plattformen wie Instagram, TikTok, YouTube oder andere 
digitale Netzwerke dienen nicht nur der Unterhaltung, sondern zunehmend auch  der 
Informationsvermittlung und politischen Diskussion. Politikerinnen und Politiker ,  Parteien, 
zivilgesells chaftliche  Organisatio n en sowie Journalistinnen und Journalisten nutzen diese 
Plattformen, um politisch e Inhalte zu verbreiten und mit jungen Zielgruppen in  Kontakt zu  
treten. Gleichzeitig bieten soziale Medien jungen Menschen die Möglichkeit, eigene 

Meinungen öffentlich zu äußern, politische Kampagnen zu unterstützen oder gesellschaftliche 
Themen sichtbar zu  machen. Dadurch entstehen neue  Formen politische r Beteiligung, die 
traditionelle Beteiligungsformen ergänzen oder teilweise ersetzen.



Die zunehmende Digitalisierung politischer Kommunikation eröffnet erhebliche Chancen für 
demokratische Partizipation. Politische Informationen sind jederzeit verfügbar, 

Beteiligungsangebote können orts- und zeitunabhängig genutzt werden, und gesellschaftliche 
Anliegen lassen sich innerhalb kurzer Zeit einer breiten Öffentlichkeit zugänglich machen. 

Digitale Kommunikationsplattformen ermöglichen insbesondere jungen Menschen einen 
niedrigschwellig en Zugang zu politische n Themen und erleichtern die Vernetzung mit 
Gleichgesinnten. Protestbeweg u n g en, Online-Petitionen  oder digi t a l e  Beteiligungsverfahren 
zeigen, dass soziale Medien einen wichtigen Beitrag  zur politischen Mobilisierung leisten
können.

Gleichzeitig birgt die digitale Mediennutzung erhebliche Herausforderungen für 

demokratische Gesellschaften. Die große Informationsmenge erschwert die Unterscheidung 
zwischen seriösen Informationen und gezielter Desinformation. Algorithmen sozialer 
Netzwerke führen dazu, dass Nutzerinnen und Nutzer bevorzugt Inhalte sehen, die ihren 
bisherigen Interessen oder politischen Einstellungen entsprechen. Dadurch entst e hen 
sogenannte Filterblasen  oder Echokammern, in denen unterschi e dliche politische 
Perspektiven nur eingeschränkt wahrgenommen werden. Diese Entwicklung kann 
Polarisierung fördern und die Bereitschaft zum demokratischen Dialog verringern. Hinzu 
kommt, dass emotionale oder konflikthafte Inhalte häufig größere Aufmerksamkeit erhalten 
als differen zierte politische Informationen. Dies kann zu einer verzerrten Wahrnehmung 
gesellschaftlicher Realität führen und das Vertrauen in politische Institutionen 
beeinträchtigen.

Vor diesem Hintergrund gewinnt Medienkompetenz eine immer größere Bedeutung. 

Medienkompetenz umfasst die Fähigkeit, Informationen kritisch zu bewerten, Quellen 
einzuordnen, manipulative  Inhalte zu  erkennen und digi t a l e  Kommunikationsangeb o te 
verantwortungsvoll zu nutzen. Sie stellt eine wesentliche Voraussetzung für eine 

funktionierende Demokratie dar, da politische Entsche i dungen zunehmend auf der Grundlage 
digital verfügbarer Informationen getroffen werden. Schulen, Jugendzentren, Bibliotheken 
sowie Einrichtungen der politischen Bildung übernehmen daher eine wichtige Aufgabe bei  
der Vermittlung von Medienkompetenz. Für die Stadt Hamm bedeutet dies, dass digitale 
Bildung nicht nur als technisc he Qualifikatio n  verstanden werden darf, sondern ebenso als 
Bestandteil demokratisch er Bildung und gesellschaf tlicher Teilhabe .

Neben der Mediennutzung spielen Werteorientierungen eine entscheidende Rolle für das 
politische Verhalten junger Menschen. Werte bilden grundlegende Überzeugungen darüber, 

was innerhalb einer Gesellsch aft als erstrebenswert, gerecht oder moralisch richtig angesehen 
wird. Sie beeinflussen politisch e Einstellungen ebenso wie individue l l e   
Lebensentsche i dungen und gesellschaf tliches Engagemen t. Die Werte junger Menschen 
unterliegen dabei einem kontinuierlichen  Wandel, der  eng mit gesellschaf tlichen 
Veränderungen verbunden ist.

Aktuelle sozialwissensc haftliche Untersuchungen zeigen, dass viele Jugendliche und junge 
Erwachsene großen Wert auf Demokratie, Freiheit, Gleichberechtigung, Menschenrechte, 
soziale Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit legen. Themen wie Klimaschutz, Diversität, 

Antidiskriminierung, Gleichstellung der  Geschlechter sowie gesellschaf tliche Teilhab e 
besitzen für viele junge Menschen einen hohen Stellenwert. Gleichzeitig wird ein 
zunehmendes Bedürfnis nach individueller Selbstbestimmung, persönlicher Entfaltung und 

flexiblen Lebensformen deutlich. Diese Werte beeinflussen die Erwartungen an  politische 
Institutionen sowie die Bereitscha ft, sich gesellsc haftlich  zu engagieren.



Die starke Orientierung an postmateriellen Werten verändert zugleich die Formen politischen 
Engagements. Junge Menschen engagieren sich heute häufig projektbezogen und 

themenspezifisch, anstatt sich langfristig an politische Parteien oder Verbände zu binden. Sie 
bevorzugen Beteiligungsformen, bei denen konkrete gesellschaftliche Veränderungen sichtbar 
werden und ihre Mitwirkung unmittelbar Wirkung entfa l t e t . Dieses Engagement erfolgt 
vielfach über soziale Bewegungen, Bürgerinitiativen oder digitale Kampagnen. Die geringere 
Bindung an traditione l l e  politisch e Institutionen darf daher  nicht automatisch als Ausdruck 
politischen Desinteresses interpretiert werden. Vielmehr verändert sich die Art und Weise 
politischer Beteiligung entsprechend den veränderten Lebenswelten und Wertvorstellungen 
junger Generationen.

Für die kommunale Ebene ergeben sich daraus weitreichende Konsequenzen. Städte wie 

Hamm müssen Beteiligungsangebote entwickeln, die den Lebensrealitäten und 

Kommunikationsgewohnheiten junger Menschen entspreche n. Traditione l l e  
Informationsveranstaltungen oder formale Beteiligungsverfahren erreichen häufig nur einen 

begrenzten Teil der Zielgruppe. Ergänzend sind digitale Kommunikationsangebote, 
dialogorientierte Beteiligungsformate sowie projektbezogene Mitwirkungsmöglichkeiten 

erforderlich, um möglichst viele Jugendliche anzusprechen. Gleichzeitig müssen kommunale 
Institutionen Transparenz schaffen und nachvollziehbar kommunizieren, wie die Beiträge 

junger Menschen in politische Entscheidungen einfließen. Nur wenn Beteiligung als wirksam 
erlebt wird, kann sie langfristig  politischer Entfremdung entgegenwirken.

Darüber hinaus kommt der Förderung gesellschaftlicher Werte eine wichtige Bedeutung zu. 
Demokratie lebt nicht allein von institutionellen Verfahren, sondern auch von einer 
politischen Kultur, die durch gegenseitig en Respekt, Toleranz, Verantwortungsbewussts ein 
und Dialogbereitschaft geprägt ist. Schulen, Vereine, Jugendverbände, 

Religionsgemeinsch aften sowie Einrichtunge n der offenen Kinder- und Jugendarbeit leisten 
hierzu einen wesentlichen Beitrag. Sie schaffen Räume, in denen junge Menschen 
demokratische Erfahrungen sammeln, unterschiedlich e Meinungen kennenlernen und 
Konflikte konstruktiv lösen können. Solche Erfahrungen stärken nicht nur demokratische 
Kompetenzen, sondern fördern auch das Vertrauen in gesellschaftliche Institutionen und den 
sozialen Zusammenhalt.

Zusammenfassend zeigt sich, dass Lebenswelten, Mediennutzung und Werteorientierungen  
zentrale Einflussfaktoren für die politische Sozialisation junger Menschen darstellen. Die 
Digitalisierung verändert Kommunikations- und Beteiligungsformen grundlegend und  
eröffnet zugleich neue Chancen sowie Herausforderungen für demokratische Prozesse. 
Gleichzeitig entwickeln junge Menschen Werte, die stärker auf Selbstbestimmung, 
Nachhaltigkeit, gesellschaf tliche Vielfa l t  und soziale Gerechtig k eit ausgerichtet sind. Diese 
Entwicklungen beeinflussen ihre Erwartungen an Politik und demokratische Institutionen  
ebenso wie ihre Bereitschaft zur politischen Mitgestaltung. Für die Stadt Hamm ergibt sich 
daraus die Aufgabe, kommunale Jugendpolitik und Beteiligungsangebote an die veränderten 

Lebensrealitäten junger Menschen anzupassen, digitale Kommunikationswege sinnvoll 
einzusetzen und demokratische Bildung kontinuierlich zu stärken. Nur durch eine 

lebensweltori e ntierte Jugendpolitik kann langfristig politische r Entfremdung entgegengewirkt 
und die demokratische Teilhabe junger Menschen nachhaltig gefördert werden.

3.5 Jugend als Risikogruppe politische r  Entfremdung



Die Jugendphase stellt eine zentrale Entwicklungsper iode im Lebensverl a uf dar, in der  
grundlegende politisch e Einstellungen, gesellschaf tliche Werte und demokratisch e 
Handlungsmuster ausgebildet werden. Gleichzeitig handelt es sich um  eine Lebensphase , die 
von tiefgreifenden persönlichen, sozialen und wirtschaftlichen Veränderungen geprägt ist. 
Jugendliche und junge Erwachsene befinden sich in Übergängen zwischen Schule und Beruf, 
zwischen familiärer Abhängigkeit und eigenständiger Lebensführung sowie zwischen 
gesellschaftlicher Orientierung und individueller Identitätsbildung. Diese 
Entwicklungsprozesse eröffnen einerseits vielfältige Chancen zur politischen Sozialisation 
und gesellschaftlichen Mitgestaltung, erhöhen andererseits jedoch auch die Anfälligkeit für 

politische Entfremdung. Aus diesem Grund wird die Gruppe der Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen in der politikwissenschaftlichen und soziologischen Forschung häufig als 
besonders sensible Zielgruppe hinsichtlich  demokratischer Integration und politischer 
Beteiligung betracht e t .

Politische Entfremdung beschreibt in diesem Zusammenhang einen Zustand, in dem junge 
Menschen das Vertrauen  in  politische Institutionen ,  demokratische Verfahren oder politisch e 
Entscheidungsträger verlieren und gleichzeitig ihre eigene Einflussmöglichkeit auf politische 
Prozesse als gering einschätzen. Dabei handelt es sich nicht um ein plötzlich auftretendes 
Ereignis, sondern um einen schrittweisen Prozess, der sich über einen längeren Zeitraum 

entwickelt und durch unterschi e dliche individuelle sowie gesellschaf tliche Faktoren 
beeinflusst wird. Die Forschung geht davon aus, dass politische Entfremdung häufig dort 

entsteht, wo wiederholt Erfahrungen mangelnder politischer Wirksamkeit, fehlender 
Repräsentation oder unzureichender gesellschaftlicher Anerkennung gemacht werden. Gerade 
während der Jugendphase besitzen solche Erfahrungen eine besondere Bedeutung, da sich 
politische Grundhaltungen in diesem Lebensabschnitt dauerhaft verfestigen können.

Ein wesentlich er Risikofaktor besteht in der besonderen Lebenssituatio n  junger Menschen. 
Jugendliche verfügen häufig noch nicht über stabile wirtschaftliche, berufliche oder soziale 
Lebensverhältnisse. Entscheidungen über Bildungswege, Ausbildung, Studium oder Beruf 
bestimmen ihre Zukunftsperspektive n maßgeblich und gehen oftmals mit Unsicherheiten 
einher. Gleichzeitig sehen  sich viele junge Menschen mit steigenden Anforderungen auf dem 
Arbeitsmarkt, zunehmendem Leistungsdruck sowie gesellsc haftliche n Erwartungen 
konfrontiert. Hinzu  kommen Herausforderungen wie steigende Wohnkosten, wirtscha ftliche 
Unsicherheiten, der Klimawandel,  internationa l e  Krisen oder die fortschreitende  
Digitalisierung. Solche Entwicklungen können das Gefühl verstärken, nur begrenzten Einfluss 
auf die eigene Zukunft ausüben zu können. Werden politische Institutionen dabei nicht als 
handlungsfähig oder unterstützend wahrgenommen, kann dies die Entstehung politischer 
Entfremdung begünstigen.

Von besonderer Bedeutung ist  in diesem Zusammenhang das Konzept der politische n 
Selbstwirksamk eit. Zahlreiche wissenschaf tliche Untersuchungen zeigen, dass junge 
Menschen sich dann stärker politisch engagieren, wenn sie davon überzeugt sind, durch 
eigenes Handeln gesellschaftliche Veränderungen bewirken zu können. Fehlt dieses 
Vertrauen in  die eigene politisch e Wirksamkeit oder ents teht der Eindruck, dass politische 
Entscheidungsträger auf Anliegen junger Menschen nicht reagieren, sinkt häufig die 

Bereitschaft zur politischen Beteiligung. Politische Entfremdung entsteht somit nicht allein 
durch mangelndes politisches Interesse, sondern häufig durch die Überzeugung, dass 
politisches Engagement keine erkennbaren Auswirkungen besitzt.

Ein weiterer Risikofaktor betrifft die politische Repräsentation junger Menschen. Obwohl 
Jugendliche und junge Erwachsene einen bedeutenden Teil der Bevölkerung darstellen, sehen



viele von ihnen ihre Interessen in  politischen Entscheidungsprozesse n nur unzureichend 
berücksichtigt. In öffentlichen Debatten dominieren häufig Themen, die ältere 

Bevölkerungsgruppen unmittelbar betreffen, während jugendspezifische Anliegen wie 
Bildung, Ausbildungsbedingungen, Digitalisierung, Klimaschut z  oder bezahlba rer Wohnraum 
aus Sicht vieler Jugendlicher nicht ausreichend berücksichtigt werden. Diese Wahrnehmung 
mangelnder Repräsentation kann dazu führen, dass junge Menschen das Vertrauen in 
politische Institutionen verlier en und demokratische Prozesse als wenig  responsiv erleben. 
Besonders problematisch wird diese Entwicklung, wenn Jugendliche den  Eindruck gewinnen, 
dass politische Entsche i dungen dauerhaft ohne ihre Beteiligung getroffen werden.

Auch soziale Ungleichheiten erhöhen das Risiko politischer Entfremdung. Bildung, 
Einkommen, familiärer Hintergrund sowie soziale Netzwerke beeinflussen maßgeblich die 

Möglichkeiten politischer Teilhabe. Jugendliche aus sozial benachteiligten Familien verfügen 

häufig über geringere politische Ressourcen, weniger Möglichkeiten gesellschaftlichen 
Engagements und niedrigere Chancen auf erfolgreiche Bildungs- und Berufsverläufe. 

Gleichzeitig zeigen empirische Studien, dass soziale Benachteiligung häufig mit geringerem 
Vertrauen in  staatliche Institutionen sowie einer niedrigeren Wahlbe t e i l i gung verbunden ist. 
Politische Entfremdung besitzt somit nicht ausschließlich eine individuelle Dimension, 
sondern ist eng mit strukturellen Ungleichheiten innerhalb der Gesellschaft verknüpft.

Darüber hinaus beeinflusst die Digitalisierung die politischen Erfahrungen junger Menschen 
in erheblichem Maße. Digitale Medien sind heute der wichtigste Informations- und 
Kommunikationsraum vieler Jugendlicher. Politische Themen werden überwiegend über 

soziale Netzwerke, Videoportale oder digitale Nachrichtenange bote wahrgenommen  und 
diskutiert. Diese Entwicklung eröffnet neue Möglichkeiten politischer Information und 
Beteiligung, birgt jedoch zugleich  erhebliche Risiken. Die schne l l e  Verbreitung von 
Desinformation, algorithmisc h gesteuerte Informationsfilter, emotiona l e  Polarisierung sowie 
die zunehmende Personalisierung politischer Inhalte können das Vertrauen in demokratische 
Institutionen beeinträchtigen. Werden politische Debatten überwiegend konflikthaft oder 

populistisch dargestellt, besteht die Gefahr, dass junge Menschen demokratische Prozesse als 
ineffektiv oder unglaubwürdig wahrnehmen. Gleichzeitig können digitale 

Kommunikationsräume dazu beitragen, dass sich politische Einstellungen innerhalb 
homogener Gruppen verstärken und unterschiedliche Perspektiven nur eingeschränkt 

wahrgenommen werden.

Die Erfahrungen der vergangenen Jahre haben  zudem verdeutlicht, dass gesellsc haftliche  
Krisen die politische Sozialisation junger Menschen nachhaltig beeinflussen können. Die 

COVID-19-Pandemie führte beispielsweise zu erheblichen Einschränkungen schulischer, 
sozialer und kultureller Aktivitäten. Viele Jugendliche erlebten diese Zeit als Phase 
eingeschränkter Mitbestimmung und sozialer Isolation. Gleichzeitig wurden politische 
Entscheidungen häufig ohne direkte Beteiligung junger Menschen getroffen. Auch die Folgen 
internationaler Konflikte, wirtschaftlicher Unsicherheiten oder der Klimakrise prägen die 

Zukunftserwartungen vieler Jugendlicher. Solche Erfahrungen können das Vertrauen in die 
Problemlösungsfähigkeit politischer Institutionen beeinträchtigen und das Gefühl verstärken, 
dass politische Entsche i dungen die Interessen junger Menschen nicht ausreichend 
berücksichtigen.

Trotz dieser Risikofaktoren wäre es jedoch verkürzt, junge Menschen pauschal als politisch 
desinteressiert oder demokratiefern zu  charakteri sieren. Vielmehr zeigen zahlre i c he 
Untersuchungen, dass Jugendliche ein ausgeprägtes Interesse an gesellschaftlichen 
Entwicklungen besitzen und sich insbesondere für Themen wie Klimaschutz, soziale



Gerechtigkeit, Menschenre c hte, Gleichstellung oder Nachhaltigkeit engagier en. Politische 
Entfremdung bedeutet daher nicht zwangsläufig eine Ablehnung demokratischer Werte. 
Häufig richtet sich die Kritik weniger gegen die Demokratie als Staatsform als gegen die 
konkrete Ausgestaltung politische r Prozesse, die Arbeitsweise politische r Institutionen oder 
die mangelnde Einbindung junger Menschen in politisch e Entscheidungen. Dieses 
differenzierte Verständnis ist für die wissenschaftliche Analyse von zentraler Bedeutung, da 
es zwischen grundsätzlicher Demokratieunterstützung und institutioneller Unzufriedenheit 
unterscheidet.

Für die Stadt Hamm ergeben sich aus diesen Erkenntnissen besondere Anforderungen an die 
kommunale Jugendpolitik. Kommunale Institutionen besitzen aufgrund ihrer Bürgernähe die 

Möglichkeit, politische Selbstwirksamkeit unmittelbar erfahrbar zu machen. 
Beteiligungsangebote in Schulen, Jugendzentren, Vereinen, Jugendforen oder digitalen 
Beteiligungsplattformen können jungen Menschen verdeutlichen, dass ihre Meinungen ernst 
genommen werden und Einfluss auf kommunale Entsche i dungen besitzen. Voraussetzung 
hierfür ist jedoch, dass Beteiligungsverfahren transparent gestaltet werden und die Ergebnisse 
tatsächlich in politische Entscheidungsprozesse einfließen. Symbolische Beteiligung ohne 
erkennbare Konsequenzen kann dagegen bestehende Entfremdungsprozesse sogar verstärken.

Darüber hinaus kommt der politischen Bildung eine zentrale Rolle bei der Prävention 

politischer Entfremdung zu. Politische Bildung sollte nicht ausschließlich Wissen über 

staatliche Institutionen  vermitteln, sondern auch demokratisch e Kompetenzen, kritisch es 
Denken, Medienkompetenz sowie die Fähigkeit fördern, politische Prozesse aktiv 
mitzugestalten. Schulen, Einrichtungen der offenen Kinder- und Jugendarbeit, Vereine und 
kommunale Bildungseinrichtungen bilden gemeinsam ein Netzwerk demokratisch er Lernorte, 
das junge Menschen auf ihrem Weg zu aktiven Bürgerinnen und Bürgern begleiten kann. 

Besonders wichtig ist dabei, niedrigschwellige Beteiligungsmöglichkeiten zu schaffen, die 
unterschiedliche soziale und kulturelle Hintergründe berücksichtigen und allen Jugendlichen 
gleichberechtigte Teilhabe ermöglichen.

Aus wissenschaf tlicher Perspektive wird politisch e Entfremdung zunehmend als 
gesamtgesellschaftliche Herausforderung verstanden, deren Ursachen weit über individuelles 
Verhalten hinausreichen. Die Lebensbedingungen junger Menschen werden durch soziale 
Ungleichheit, wirtscha ftliche Entwickl ungen, institutionelle Strukturen sowie den  digitalen 
Wandel gleichermaßen beeinflusst. Entsprechend müssen Maßnahmen zur Förderung 

demokratischer Teilhab e auf verschiedenen Ebenen ansetzen. Neben  individueller politische r 
Bildung sind strukturelle Verbesserungen in den Bereiche n Bildung, Ausbildung, soziale 
Integration, politische Kommunikatio n  und kommunale Beteiligung erforderlich. Nur durch 
ein Zusammenwirke n dieser Faktoren kann politische r Entfremdung langfristig 
entgegengewirkt werden.

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass Jugendliche und junge Erwachsene aufgrund 
ihrer besonderen Lebensphase, ihrer sozialen und wirtschaftlichen Übergangssituationen 
sowie der tiefgreifende n gesellsc haftliche n Transformationsprozesse eine besonders sensible 
Gruppe im Hinblick auf politische Entfremdung darstellen. Gleichzeitig verfügen sie über ein 

hohes Potenzial für demokratisches Engagement und gesellschaftliche Innovation. 
Entscheidend ist daher, ob es politischen Institutionen gelingt, junge Menschen frühzeitig in 
demokratische Entscheidungsprozesse  einzubeziehe n, ihre Interessen ernst zu nehmen und 
ihnen reale Erfahrungen politischer Selbstwirksamkeit zu ermöglichen. Für die Stadt Hamm 
bedeutet dies, Beteiligungsangebot e  kontinuierlich weiterzuen twickeln ,  politisch e Bildung zu 
stärken und die kommunale Jugendpolitik konsequent an den Lebensrealitäten der jungen



Generation auszurichten. Auf diese Weise kann nicht nur politischer Entfremdung 
entgegengewirkt, sondern zugleich die demokratische Zukunftsfähigkeit der Kommune 

nachhaltig gestärkt werden.

4. Politische Wahrnehmung junger Menschen in  Hamm

Die politische Wahrnehmung junger Menschen bildet einen zentra l e n Bestandteil der 
vorliegenden Untersuchung, da sie Aufschluss darüber gibt, wie Jugendliche und junge 
Erwachsene kommunale Politik, demokratisch e Institutionen sowie ihre eigenen 
Beteiligungsmöglichkeiten einschätzen. Politische Wahrnehmung umfasst dabei nicht nur das 
Interesse an politischen Themen oder das Vertrauen in politische Entscheidungsträger,  
sondern auch die subjektive Bewertung politischer Prozesse, die Wahrnehmung politische r 
Repräsentation sowie das Gefühl, durch eigenes Handeln gesellschaftliche Veränderungen 

bewirken zu können. Diese Faktoren beeinflussen maßgeblich die Bereitschaft zur politischen 
Partizipation und stehen in engem Zusammenhang mit der Entstehung oder Vermeidung 
politischer Entfremdung.

Im vorherigen Kapi t e l  wurde deutlich, dass die Lebensbedingungen junger Menschen in  
Hamm durch unterschiedliche sozialräumliche, wirtschaftliche, bildungsbezogene und 
kulturelle Rahmenbedingungen geprägt werden. Diese Bedingungen beeinflussen nicht nur  
die individuelle Lebensqualität, sondern auch die politische Sozialisation sowie die 
Entwicklung demokratischer Einstellungen. Politische Wahrnehmung ents teht daher nicht 
isoliert, sondern entwickelt sich im Zusammenspiel persönlicher Erfahrungen, sozialer 
Beziehungen und institutioneller Rahmenbedingunge n. Gerade auf kommunaler Ebene  
gewinnen unmittelbare Erfahrungen mit politischen Entscheidungen eine besondere 
Bedeutung, da  diese den  Alltag junger Menschen direkt betreffen und demokratisch e Prozesse 
konkret erfahrbar machen.

Für die Stadt Hamm stellt sich die Frage, wie junge Menschen kommunale Politik 
wahrnehmen und welche Erwartungen sie an politische Entscheidungsträger sowie an 
demokratische Beteiligungsprozesse richten. Dabei ist zu berücksichtigen, dass junge 
Menschen keine homogene Bevölkerungsgruppe darstellen. Alter, Bildungsniveau, soziale 
Herkunft, kultureller Hintergrund sowie individuelle Lebenserfahrunge n beeinflussen ihre 
politischen Einstellungen ebenso wie ihre Erwartungen an Politik und Verwaltung. Während 
sich einige Jugendliche aktiv gesellschaf tlich engagieren und kommunale 
Beteiligungsangebote nutzen, fühlen sich andere von politischen Prozessen kaum 
angesprochen oder bezweifeln den Einfluss ihres eigenen Engagements. Die Analyse dieser 
unterschiedlichen Wahrnehmungen ermöglicht es, Ursachen politischer Distanz besser zu 
verstehen und Ansatzpunkte für eine zielgruppenorientierte Jugendpolitik zu identifizieren.

Ein wesentlich er Bestandteil politischer Wahrnehmung ist das  Vertrauen  in demokratisch e 
Institutionen. Demokratien sind darauf angewiesen, dass Bürgerinnen und Bürger politische 
Entscheidungen als legitim anerkennen und staatlichen Institutionen grundsätzlich Vertrauen 
entgegenbringen. Für junge Menschen entsteht dieses Vertrauen vor allem durch persönliche 

Erfahrungen mit politischen Prozessen, durch politisch e Bildung sowie durch die 
Wahrnehmung politischer Transparenz und Glaubwürdigkeit. Werden politische 
Entscheidungen nachvollziehbar kommuniziert und Beteiligungsmöglichkeiten ernsthaft 
berücksichtigt, kann dies das Vertrauen in demokratische Institutionen stärken. Fehlen 
hingegen Transparenz, Dialogbereitschaft oder erkennbare Einflussmöglichkeiten, steigt die



Wahrscheinlichkeit, dass junge Menschen politische Prozesse als wenig zugänglich oder 

ineffektiv wahrnehmen.

Eng mit dem institutionellen Vertrauen  verbunden ist die Wahrnehmung politischer 
Repräsentation. Viele Jugendliche und junge Erwachsene stellen sich die Frage, ob ihre 
Interessen, Bedürfnisse und Zukunftsvorstellungen in politischen Entscheidungen ausreichend 
berücksichtigt werden. Gerade Themen wie Bildung, Digitalisierung, Klimaschutz, Mobilität, 
Wohnraum oder Freizeitangebote betreffen die Lebensrealität junger Menschen unmittelbar. 
Werden diese Themen aus ihrer Sicht nicht angemessen behandelt oder erscheinen politische 
Entscheidungen überwiegend an den Interessen älterer Bevölkerungsgruppen orientiert, kann 
der Eindruck entst e hen, dass die junge Generation innerhalb des politische n Systems nur 
unzureichend vertreten wird. Eine solche Wahrnehmung kann langfristig das Vertrauen  in 
demokratische Institutionen beeinträchtigen und politische Entfremdungsprozesse verstärken.

Von besonderer Bedeutung ist darüber hinaus die subjektive politische Selbstwirksamkeit. 
Junge Menschen beteiligen  sich insbesondere dann an politischen Prozessen, wenn sie 
überzeugt sind, dass ihre Meinungen ernst genommen werden und ihre Beteiligung 
tatsächliche Auswirkungen auf politische Entscheidungen besitzt. Kommunale 
Beteiligungsangebote können hierbei eine wichtige Funktion übernehmen, da sie politische 
Mitgestaltung unmittelbar erfahrbar machen. Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass 
Beteiligungsverfahren transparent gestaltet werden und die Ergebnisse nachvollziehbar in 
politische Entscheidungen einfließen. Werden Beteiligungsformate lediglich symbolisch 
durchgeführt oder bleiben Rückmeldungen aus, kann dies das Vertrauen in kommunale 
Politik nachhaltig beeinträchtigen.

Die Wahrnehmung kommunaler Politik wird darüber hinaus wesentlich durch politische 
Kommunikation beeinflusst. Junge Menschen informieren sich heute überwiegend über  
digitale Medien und soziale Netzwerke. Informationen der Stadtverwaltu n g ,  des Rates oder 
kommunaler Einrichtungen konkurrieren dabei mit einer Vielzahl weitere r 
Informationsquellen. Kommunale Politik steht deshalb vor der Herausforderung, ihre 
Kommunikation an die Mediennutzungsgewohnheiten junger Menschen anzupassen und 
Informationen verständlich, transparent und zielgruppengerecht bereitzustellen. Gleichzeitig 
gewinnt der direkte Dialog zwischen Politik, Verwaltung und Jugend zunehmend an 
Bedeutung. Junge Menschen erwarten nicht nur Informationen über politische  
Entscheidungen, sondern auch die Möglichkeit, Fragen zu stellen, Kritik zu äußern und eigene 
Ideen einzubringen.

Für die Stadt Hamm ergibt sich daraus die Aufgabe, politische Kommunikation stärker als 
wechselseitige n Austausch zu  verstehen. Beteiligung endet nicht mit der  Einholung von 
Meinungen, sondern setzt voraus, dass politische Entscheidungsträger Rückmeldungen geben, 
Entscheidungsprozesse nachvollziehbar erläutern und deutlich machen, welche Vorschläge 

umgesetzt werden konnten und aus welchen Gründen andere Anregungen möglicherweise 
nicht berücksichtigt wurden. Eine solche transparente Kommunikationskultur stärkt das 
Vertrauen in demokratische Institutionen und erhöht die Wahrscheinlichkeit, dass junge 
Menschen kommunale Politik als offen, glaubwürdig und responsiv wahrnehmen.

Die politische Wahrnehmung junger Menschen wird außerdem durch ihre unmittelbaren 

Erfahrungen mit kommunalen Einrichtungen geprägt. Schulen, Jugendzentren, Vereine, 
kulturelle Einrichtungen sowie Angebote der offenen Kinder- und Jugendarbeit bilden 
wichtige Orte, an denen  demokratisch e Teilhabe praktisch erlebt werden kann. Werden 
Jugendliche dort frühzeitig an Entscheidungen beteiligt und erfahren sie, dass ihre Meinung



Auswirkungen auf konkrete Maßnahmen besitzt, entwickeln sie häufig ein stärkeres 
Vertrauen in demokratische Prozesse. Solche positiven Beteiligungserfahrungen können 

langfristig die politische Partizipationsbereitschaft erhöhen und politischer Entfremdung 
entgegenwirken.

Gleichzeitig zeigen zahlreiche wissenschaf tliche Untersuchungen, dass politische 
Wahrnehmung eng mit sozialen und wirtschaftlichen Lebensbedingungen verknüpft ist. 
Jugendliche aus sozial benachteiligten Familien oder strukturschwächeren Stadtteilen nehmen 
politische Institutionen häufig kritischer wahr als Gleichaltrige mit günstigeren 
Ausgangsbedingungen. Unterschied e in Bildung, Einkommen oder gesellsc haftliche r Teilhabe 
beeinflussen somit nicht nur objektive Lebensbedingunge n, sondern auch die subjektive 
Bewertung demokratischer Prozesse. Für die kommunale Jugendpolitik ergibt sich daraus die 
Notwendigkeit, Beteiligungsangebot e  sozialraumorientier t auszuricht e n und insbesondere  
jene jungen Menschen zu erreichen, die bislang nur eingeschränkt an politischen Prozessen 
beteiligt sind.

Die vorliegende Untersuchung richtet den Blick daher  auf die Wahrnehmung kommunaler  
Politik durch junge Menschen in Hamm. Im Mittelpunkt stehen Fragen nach dem politischen 
Interesse, dem Vertrauen  in kommunale Institutionen ,  der Wahrnehmung politischer 
Repräsentation sowie der Bewertung bestehender Beteiligungsmöglichkeiten. Darüber hinaus 
wird untersucht, welche Rolle digitale Medien für die politische Information spielen und 
welche Erwartungen Jugendliche an eine zeitgemäße kommunale Jugendpolitik richten. Die 
gewonnenen Erkenntnisse sollen dazu beitragen, die Ursachen politischer Entfremdung auf 
kommunaler Ebene besser zu verstehen und Ansatzpunkte für die Weiterentwicklung 

demokratischer Beteiligungsstrukturen  zu identifizier en.

Die folgenden Unterkapitel analysier en daher systematisch verschiedene Dimensione n der 
politischen Wahrnehmung junger Menschen in der Stadt Hamm. Dabei werden zunächst das 
politische Interesse und das Vertrauen in kommunale Institutionen betrachtet. Anschließend 

werden die Wahrnehmung bestehe nder Beteiligungsangebote, die Bedeutung digitaler Medien 
für politische Kommunikation sowie Erwartungen und Verbesserungsvorschläge junger 

Menschen hinsichtlich einer stärkeren kommunalen Beteiligung untersucht. Ziel ist es, ein 
umfassendes Bild darüber zu gewinnen, wie Jugendliche und junge Erwachsene die 
kommunale Demokratie in Hamm wahrnehmen und welche Faktoren ihre politisch e 
Beteiligungsbereitschaft fördern oder hemmen.

4.1 Politik als irrelevant? – Wahrnehmungsmuster und Distanz

Die Wahrnehmung politischer Relevanz stellt einen entscheidenden Einflussfaktor für das 
politische Interesse sowie die Bereitscha ft zur demokratisch en Beteiligung dar. Menschen 
engagieren sich insbesondere dann politisch ,  wenn sie politisch e Entscheidungen als 
bedeutsam für ihr eigenes Leben wahrnehmen und davon ausgehen, dass ihr eigenes Handeln 
Veränderungen bewirken kann. Umgekehrt entsteht politische Distanz häufig dort, wo Politik 
als abstrakt, schwer verständlich oder weit entfernt von der eigenen Lebenswirklichkeit 
empfunden wird. Gerade bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen lässt sich beobachten,



dass politische Entfremdung häufig weniger aus einer grundsätzlichen Ablehnung 

demokratischer Werte resultier t als vielmehr aus der  Wahrnehmung, dass politische Prozesse 
keinen unmittelbaren Bezug zu den eigenen Interessen und Lebensbedingungen besitzen. Für 
die Stadt Hamm stellt sich daher  die Frage, welche Wahrnehmungsmust e r junge Menschen 
gegenüber Politik entwickeln und welche Faktoren dazu beitragen, dass kommunale Politik 
als relevant oder irreleva nt erlebt wird.

In der politikwissensch aftlichen Forschung wird politisch e Distanz als ein mehrdimensionales 
Phänomen verstanden. Sie umfasst emotionale, kognitive und verhaltensbezogene Aspekte. 
Emotionale Distanz beschreibt das Gefühl mangelnder Verbundenheit mit politischen 
Institutionen oder politischen Akteuren. Kognitive Distanz äußert sich in der Wahrnehmung, 
politische Prozesse seien zu komplex oder schwer verständlich. Verhaltensbezogene Distanz 
zeigt sich schließlich in einer geringen Bereitschaft, an Wahlen teilzunehmen, sich politisch  
zu engagieren oder kommunale Beteiligungsangebot e  zu nutzen. Diese Dimensionen treten 
häufig gemeinsam auf und verstärken sich gegenseitig. Gleichzeitig entwickeln sich solche 
Einstellungen meist schrittweis e im Verlauf der politische n Sozialisation und werden durch 
individuelle Erfahrungen sowie gesellsc haftliche  Rahmenbedingunge n beeinflusst.

Ein häufig beobachtetes Wahrnehmungsmuster junger Menschen besteht darin, Politik als  
weit entfernt vom eigenen Alltag zu  empfinden. Nationale oder internationa l e  politisch e 
Entscheidungen erscheinen vielfach abstrakt und schwer nachvollziehbar. Themen wie 
Haushaltsdebatten ,  Gesetzgebungsverfah r en oder internationa l e  Diplo matie werden oftmals 
als komplex wahrgenommen und stehen scheinbar in keinem unmittelbaren  Zusammenhang 
mit den persönlichen Lebensrealitäten Jugendlicher. Diese Wahrnehmung führt jedoch häufig 
zu einer Fehleinschätzung der tatsächlichen Bedeutung politischer Entscheidungen. Gerade 
kommunale Politik beeinflusst zahlreiche Bereiche des täglichen Lebens junger Menschen, 
beispielsweise die Qualität von Schulen, den öffentlichen Personennahverkehr, Freizeit- und 
Sportangebote, Kultur, Digitalisierung, Umweltpolitik oder die Gestaltung öffentlicher 

Räume. Dennoch werden diese Zusammenhänge häufig nicht unmittelbar als Ergebnis 
politischer Entscheidungen erkannt.

Ein wesentlicher Grund hierfür liegt in der mangelnden Sichtbarkeit kommunalpolitischer 
Prozesse. Während bundespolitische Debatten regelmäßig in den Medien präsent sind, finden 
kommunale Entscheidungsprozesse oftmals weniger öffentliche Aufmerksamkeit. Sitzungen 
des Stadtrates, Ausschüsse oder Verwaltungsentscheidungen werden von vielen Jugendlichen 
kaum wahrgenommen. Gleichzeitig erfolgt kommunale Kommunikation häufig in einer 

Sprache oder über Kanäle, die junge Menschen nur eingeschränkt erreichen. Dadurch entsteht 
der Eindruck, dass Politik überwiegend außerhalb des eigenen Lebensumfeldes stattfindet und 
für den Alltag nur geringe Bedeutung besitzt. Für die Stadt Hamm ergibt sich daraus die 
Herausforderung, kommunalpolitische Entscheidungen verständlicher zu kommunizieren und 
ihre Auswirkungen auf die Lebenswe l t  junger Menschen deutlicher sichtbar zu machen.

Ein weiterer Faktor politischer Distanz besteht in der Wahrnehmung mangelnde r politischer 
Responsivität. Viele Jugendliche haben das Gefühl, dass ihre Meinungen und Interessen von 
politischen Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträgern nur unzureichend 

berücksichtigt werden. Insbesondere langfristige Zukunftsthemen wie Klimaschutz, 
Digitalisierung, Bildung, Wohnraum oder soziale Gerechtigkeit besitzen für junge Menschen 
häufig eine hohe Bedeutung. Werden politische Maßnahmen in diesen Bereichen als 
unzureichend oder zu langsam wahrgenommen, entsteht leicht  der Eindruck, dass Politik nicht 
angemessen auf gesellsc haftliche  Herausforderungen reagiert. Diese Wahrnehmung kann das



Vertrauen in demokratische Institutionen schwächen und die Bereitschaft zur politischen 
Beteiligung verringern.

Besonders problematisch ist die Erfahrung fehlender politische r Selbstwirksamk eit. Politische 
Beteiligung setzt voraus, dass Bürgerinnen und Bürger davon überzeugt sind, mit ihrem 
Engagement tatsächlich Einfluss auf politische Entscheidungen nehmen zu können. Fehlt  
diese Überzeugung, wird Politik häufig als ein Bereich wahrgenommen, der ausschließlich  
von professionellen Politikerin n en und Politikern gestaltet wird und auf den einzeln e 
Bürgerinnen und Bürger keinen nennenswerten Einfluss besitzen. Für Jugendliche verstärkt 

sich dieses Gefühl oftmals dadurch, dass sie aufgrund ihres Alters nur eingeschränkte formale 
Beteiligungsmöglichkeiten besitzen oder erst ab einem bestimmten Alter an Wahlen 
teilnehmen dürfen. Dadurch entsteht teilweise der Eindruck, dass politische Mitgestaltung erst 
im Erwachsenenalter möglich sei.

Gleichzeitig zeigen wissenschaf tliche Untersuchungen, dass politische Distanz nicht 
zwangsläufig mit politischem Desinteresse gleichgesetzt werden darf. Viele junge Menschen 
verfolgen gesellsc haftliche  Entwicklungen aufmerksam und setzen sich intensiv mit Themen 
auseinander, die ihre eigene Zukunft betreffen. Klimawandel,  Nachhaltigkeit, soziale 
Gerechtigkeit, Gleichberechtigung oder Digitalisierung besitzen für einen großen Teil der 

jungen Generation einen hohen Stellenwert. Das Interesse richtet sich dabei jedoch häufig 

weniger auf politisch e Institutionen als auf konkrete gesellschaf tliche Fragestellungen .  
Engagement erfolgt vielfach projektbezogen, zeitlich begrenzt oder außerhalb klassischer 
politischer Organisationen. Demonstrationen, Bürgerinitiativen, Online-Petitionen oder  
soziale Bewegungen werden oftmals als wirksamere Formen gesellsc haftliche r Einflussnahme 
wahrgenommen als traditione l l e  politisch e Beteiligungsformen.

Auch die Mediennutzung beeinflusst  die Wahrnehmung politischer Relevan z erheblich. Junge 
Menschen beziehen politische Informationen überwiegend über soziale Medien und digitale 
Plattformen. Dort konkurrieren politische Inhalte mit Unterhaltungsangeboten, persönlichen 
Nachrichten und kommerziellen Inhalten um Aufmerksamkeit. Algorithmen entsch eiden 
maßgeblich darüber, welche Informationen sichtbar werden und welche Themen in den 
Hintergrund treten. Dadurch kann die Wahrnehmung politische r Wirklichkeit erheblich 
beeinflusst werden. Gleichzeitig ermöglicht die digitale Kommunikation eine stärkere 

Personalisierung politischer Inhalte. Politik wird häufig nicht mehr über Programme oder 
Institutionen wahrgenommen, sondern über einzelne Persönlichkeiten, emotionale  
Botschaften oder kurze Videobeiträge. Diese Entwicklung verändert die Art und Weise, wie 
politische Relevanz entst e ht, und stellt kommunale Politik vor neue Herausforderungen in  der 
Ansprache junger Zielgruppen.

Für die Stadt Hamm bedeutet dies, dass politische Kommunikation stärker an den 

Informations- und Kommunikationsgew o h n h eiten junger Menschen ausgericht e t  werden 
muss. Informationen über kommunale Entscheidungen sollten verständlich, transparent und 
über geeignete Kommunikationskanäle vermittelt werden. Gleichzeitig reicht reine 
Informationsvermittlung allein nicht aus. Junge Menschen erwarten zunehmend 
Dialogmöglichkeiten sowie die Gelegenheit, eigene Ideen einzubringen und Rückmeldungen 
zu erhalten. Beteiligung wird dann als sinnvoll wahrgenommen, wenn nachvollziehbar ist, 
welche Auswirkungen sie auf politische Entsche i dungen besitzt. Eine transpare nte 
Kommunikation über Entscheidungsprozesse und deren Ergebnisse kann dazu beitragen, 
Politik als relevanten Bestandteil des  eigenen Lebens wahrzunehmen.



Die Wahrnehmung politischer Relevanz wird darüber hinaus durch persönliche Erfahrungen 

geprägt. Jugendliche, die bereits in Schulen, Jugendverbänden, Vereinen oder kommunalen 

Beteiligungsprojekten demokratische Mitbestimmung erlebt haben, entwickeln häufig ein 

stärkeres Vertrauen in politische Prozesse. Positive Erfahrungen politischer Selbstwirksamkeit 
fördern die Überzeugung, dass gesellschaftliches Engagement Veränderungen bewirken kann. 
Umgekehrt können negative Erfahrungen  – etwa wenn Beteiligungsverfahre n folgenlos  
bleiben oder politische Entsche i dungen als intransparent empfunden werden – politische 
Distanz verstärken. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, Beteiligungsangebote nicht  
lediglich formal bereitzustellen, sondern sie so auszugestalten ,  dass junge Menschen den 
konkreten Nutzen ihrer Mitwirkung erkennen können.

Ein weiterer Aspekt betrifft die soziale Ungleichheit politischer Wahrnehmung. 
Wissenschaft l i c he Untersuchungen zeigen, dass Jugendliche aus bildungsnahen oder sozial 
besser gestellten Familien Politik häufig anders wahrnehmen als Gleichaltrige aus sozial 
benachteiligten Lebenslagen. Höhere Bildung, regelmäßige politische Diskussionen im 
Elternhaus sowie bessere Informationszugänge fördern das politische Interesse und erleichtern 
den Zugang zu Beteiligungsmöglichkeiten. Dagegen erleben Jugendliche aus benachteiligten 
sozialen Verhältnissen politische Institutionen häufiger als schwer zugänglich oder wenig 

responsiv. Diese Unterschiede können bestehende Ungleichheiten politischer Teilhabe weiter 
verstärken und langfristig zu unterschiedlichen demokratischen Beteiligungschancen führen.

Für die kommunale Jugendpolitik in Hamm ergibt sich daraus die Aufgabe, Politik stärker an 
den Lebensrealitäten junger Menschen auszurichten. Beteiligungsangebote müssen 
verständlich, niedrigschwellig und zielgruppenorientiert gestaltet werden. Gleichzeitig sollten 
politische Entscheidungen nachvollziehbar erklärt und ihre konkreten Auswirkungen auf den 
Alltag junger Menschen sichtbar gemacht werden. Schulen, Jugendzentren, Vereine und 
digitale Beteiligungsplattformen können hierbei eine wichtige Vermittlungsfunktion 
übernehmen und dazu beitragen, politische Prozesse transparenter und zugänglicher zu 

gestalten. Besonders wirkungsvoll sind Beteiligungsformate, bei denen Jugendliche konkrete 
Veränderungen in ihrem unmittelbaren Lebensumfeld mitgestalten können und die Ergebnisse 
ihres Engagements sichtbar werden.

Zusammenfassend zeigt sich, dass die Wahrnehmung von Politik als irrelevant weniger  
Ausdruck grundsätzlichen politischen Desinteresses ist als vielmehr das Ergebnis fehlender 
Sichtbarkeit, mangelnder politische r Selbstwirksamk eit sowie unzureichen d er 
Kommunikation zwischen politischen Institutionen  und jungen Menschen. Politische Distanz 
entsteht häufig dort, wo Politik nicht als Teil der eigenen Lebenswelt wahrgenommen wird 
oder Beteiligung keine erkennbaren Auswirkungen besitzt. Gleichzeitig verfügen viele 

Jugendliche über ein ausgeprägtes Interesse an gesellschaftlichen Themen und zeigen 
Bereitschaft zu demokratischem Engagement, sofern geeignete Beteiligungsmöglichkeiten 

bestehen. Für die Stadt Hamm besteht daher die Herausforderung darin, kommunale Politik 
transparenter, dialogorientierter  und lebensweltbe z ogener zu gestalten. Gelingt es, Politik als 
unmittelbar relevant für den Alltag junger Menschen erfahrbar zu machen, kann dies einen 
wesentlichen Beitrag zur Verringerung politischer Entfremdung und zur Stärkung 

demokratischer Teilhab e leisten.

4.2 Vertrauen in kommunale Institutionen



Das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in politische Institutionen stellt eine grundlegende 
Voraussetzung für das Funktionieren demokratischer Systeme dar. Demokratische Herrschaft 
basiert nicht allein auf rechtlichen Regelungen oder periodischen Wahlen, sondern in 
erheblichem Maße auf der gesellschaftlichen Akzeptanz politischer Entscheidungen sowie der 
Überzeugung, dass staatliche Institutionen im Interesse des Gemeinwohls handeln. Vertrauen 
reduziert gesellschaftliche Unsicherheit, stärkt die Legitimität politischer Entscheidungen und 
erhöht die Bereitschaft der Bevölkerung, sich aktiv an demokratischen Prozessen zu  
beteiligen. Insbesondere auf kommunaler Ebene  besitzt institutio n elles Vertrauen  eine 
herausragende Bedeutung, da politische Entsche i dungen den unmittelbaren  Lebensalltag der 
Bürgerinnen und Bürger betreffen und ihre Auswirkungen direkt erfahrbar sind. Für junge 

Menschen bildet das Vertrauen  in  kommunale Institutionen daher  einen zentra l e n Faktor ihrer 
politischen Sozialisation und ihrer späteren Beteiligungsbereitschaft.

In der politikwissensch aftlichen Forschung wird zwischen allgemeinem gesellsc haftliche m  
Vertrauen und institutionellem Vertrauen unterschieden. Während gesellschaftliches 
Vertrauen die grundsätzliche Erwartung beschreibt, dass Mitmenschen kooperativ und 
verlässlich handeln, bezieht sich institutionelles Vertrauen auf die Einschätzung staatlicher 
Einrichtungen und politischer Organisationen. Hierzu zählen unter anderem Parlamente, 
Regierungen, Verwaltungen, Gerichte sowie kommunale Institutionen wie Stadtrat, 
Stadtverwaltung, Oberbürgermeisterin beziehungsweise Oberbürgermeister oder 
Einrichtungen der kommunalen Selbstverwaltu n g .  Institutionelles Vertrauen  entsteht dabei 
nicht ausschließlich durch formale Zuständigkeiten oder gesetzliche Legitimation, sondern 
vor allem durch persönliche Erfahrungen, transparente Entscheidungsprozesse sowie die 
wahrgenommene Leistungsfähigkeit politischer Institutionen.

Für junge Menschen gewinnt das Vertrauen in kommunale Institutionen eine besondere 
Bedeutung, da sie kommunale Politik häufig als erste Ebene politischen Handelns unmittelbar 
erleben. Entscheidungen über Schulen, öffentliche Verkehrsmittel, Sport- und 
Freizeiteinrichtungen, Jugendzentren, kulturelle Angebote oder Maßnahmen der 

Stadtentwicklung wirken sich direkt auf ihren Alltag aus. Gleichzeitig bieten Kommunen 
vielfältige Möglichkeiten, politische Beteiligung praktisch zu erfahren und erste Kontakte mit 
demokratischen Entscheidungsprozessen zu knüpfen. Positive Erfahrungen mit kommunalen 
Institutionen können langfristig das Vertrauen in das gesamte politische System stärken. 

Umgekehrt können negative Erfahrungen oder wahrgenommene Intransparenz dazu führen, 

dass sich politisch e Distanz bereits auf lokaler Ebene entwick elt.

Das Vertrauen  junger Menschen in kommunale Institutionen  wird von verschiedenen 
Faktoren beeinflusst. Ein wesentlich er Aspekt ist  die Transparenz politische r 
Entscheidungsprozesse. Jugendliche  und junge Erwachsene entwi c keln Vertrauen  
insbesondere dann, wenn politische Entscheidungen nachvollziehbar begründet werden und 

erkennbar ist,  welche Ziele mit ihnen verfolgt werden. Werden kommunale Entsche i dungen 
offen kommuniziert und verständlich erklärt, steigt die Wahrscheinlichkeit, dass auch 
kontroverse Maßnahmen als legitim akzeptiert werden. Fehlen dagegen nachvollziehbare 
Informationen oder erscheinen Entscheidungsprozesse  intransparent, kann dies Misstrauen 
gegenüber Politik und Verwaltung fördern.

Eng mit der Transparenz verbunden ist die Wahrnehmung politischer Responsivität. 

Responsivität beschreibt die Fähigkeit politischer Institutionen, auf die Anliegen und 
Bedürfnisse der Bevölkerung einzugehen und gesellschaftliche Erwartungen angemessen zu 
berücksichtigen. Junge Menschen erwarten zunehmend, dass ihre Meinungen ernst 
genommen und ihre Interessen in politisch e Entscheidungen einbezogen werden. Werden



Beteiligungsprozesse lediglich formal durchgeführt, ohne dass die eingebrachten Vorschläge 

erkennbare Auswirkungen auf politische Entscheidungen besitzen, entsteht häufig der 

Eindruck symbolischer Beteiligung. Solche Erfahrungen können das Vertrauen in kommunale 
Institutionen nachhaltig beeinträchtigen. Dagegen stärken ernsthafte Beteiligungsverfahren, 
transparente Rückmeldungen sowie die sichtbare Umsetzung von Vorschlägen das Vertrauen 
in demokratische Entscheidungsprozesse .

Ein weiterer Einflussfaktor ist die wahrgenommene Leistungsfähigkeit kommunaler 

Institutionen. Bürgerinnen und Bürger beurteilen politische Institutionen nicht ausschließlich 
anhand demokratisch er Verfahren, sondern auch danach, ob sie gesellsc haftliche  Probleme 
wirksam lösen. Für junge Menschen betrifft dies insbesondere Themen wie Bildungsqualität, 

Digitalisierung, Klimaschutz, bezahlbarer Wohnraum, Mobilität, Freizeitangebote oder die 
Förderung von Ausbildung und Beschäftigung. Gelingt es kommunalen Institutionen, in 
diesen Bereichen sichtbare Verbesserungen zu erreichen, stärkt dies das Vertrauen in ihre 
Handlungsfähigkeit. Bleiben dagegen Problemlösungen aus oder werden politische 
Entscheidungen als unzureichen d  wahrgenommen, kann dies Zweifel an der 
Leistungsfähigkeit kommunaler Politik hervorrufen.

Von besonderer Bedeutung sind außerdem persönliche Erfahrungen im Kontakt mit 

kommunalen Einrichtungen. Schulen, Jugendämter, Bürgerämter, Bibliotheken,  
Jugendzentren oder kulturelle Einrichtungen stellen für viele Jugendliche die ersten 
Berührungspunkte mit staatlichen Institutionen dar. Freundliche Kommunikation, transparente 
Verfahren und respektvoller Umgang können dazu beitragen, Vertrauen in öffentliche 

Institutionen aufzubauen. Umgekehrt können bürokratische Hürden, mangelnde  
Erreichbarkeit oder negative Erfahrungen mit Behörden das Bild staatlicher Institutionen 
nachhaltig prägen. Gerade in der Jugendphase besitzen solche Erfahrungen einen langfristigen 
Einfluss auf das Verhältnis zum demokratischen Staat.

Auch politische Kommunikatio n  beeinflusst das Vertrauen  in kommunale Institutionen  
erheblich. Junge Menschen informieren sich überwiegend über digitale Medien und soziale 
Netzwerke. Kommunale Politik steht daher vor der Herausforderung, Informationen 
zielgruppengerecht aufzubereiten und über geeignete Kommunikationskanäle bereitzustellen. 
Klassische Pressemitteilungen oder Ratsprotokolle erreichen viele Jugendliche kaum.  
Stattdessen gewinnen kurze, verständliche und multimediale Informationsangebote an 
Bedeutung. Gleichz e i t i g erwarten junge Menschen einen dialogorient i e rten Austausch mit 
Politik und Verwaltung. Digitale Kommunikationsplattformen können hierzu einen wichtigen 

Beitrag leisten, sofern sie nicht ausschließlich der Informationsvermittlung dienen, sondern 
echte Beteiligungs- und Rückfragemöglichkeiten eröffnen.

Für die Stadt Hamm besitzt diese Entwicklung besondere Relevanz. Als kreisfreie Großstadt 
verfügt sie über zahlreiche kommunale Einrichtungen, die unmittelbar mit jungen Menschen  
in Kontakt stehen. Schulen, Jugendzentren, Sport- und Kultureinrichtungen ,  die 
Stadtverwaltung sowie politische Gremien prägen gemeinsam das Bild kommunaler Politik. 
Gleichzeitig bestehen vielfältige Möglichkeiten, Jugendliche aktiv in kommunale 
Entscheidungsprozesse einzubeziehe n. Jugendforen, Beteiligungsprojekte, Kooperationen  mit 
Schulen oder digitale Beteiligungsplattformen können dazu beitragen, politische Institutionen 
als offen und dialogorientiert wahrzunehmen. Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass 
Beteiligung nicht lediglich symbolischen Charakter besitzt, sondern tatsächlich Einfluss auf 
politische Entscheidungen ermöglicht.



Wissenschaft l i c he Untersuchungen zeigen, dass das Vertrauen  junger Menschen in  
kommunale Institutionen häufig höher ausgeprägt ist als das Vertrauen in nationale oder 
internationale politische Ebenen. Ein wesentlicher Grund hierfür liegt in der größeren 

Alltagsnähe kommunaler Politik. Entscheidungen über Schulwege, Freizeitangebote oder 
öffentliche Plätze lassen sich unmittelbar beobachten und ihre Auswirkungen direkt erleben. 
Gleichzeitig sind kommunale Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger häufig 

leichter erreichbar als politische Akteure auf Landes- oder Bundesebene. Diese Bürgernähe 

bietet erhebliche Potenziale für den Aufbau demokratischen Vertrauens. Sie setzt jedoch 
voraus, dass Politik und Verwaltung aktiv den Dialog mit jungen Menschen suchen und deren 
Anliegen ernsthaft in  politische Prozesse einbeziehen.

Dennoch bestehen auch auf kommunaler Ebene  Herausforderungen. Viele Jugendliche  
kennen kommunale Entscheidungsstrukturen nur oberflächlich oder verfügen über geringe 

Kenntnisse hinsichtlich  der Aufgaben des Stadtra t e s, der Stadtverwaltung oder der 
kommunalen Ausschüsse. Fehlendes Wissen über Zuständigkeiten kann dazu führen, dass 
politische Entscheidungen falsch eingeordnet oder Erwartungen an  kommunale Politik 
unrealistisch formuliert werden. Politische Bildung sowie eine verständliche Kommunikation 
kommunaler Aufgaben gewinnen daher zunehmend an  Bedeutung. Schulen und 
Einrichtungen der politischen Bildung können dazu beitragen, kommunale Demokratie 

anschaulich zu vermitteln und das Verständnis politischer Prozesse zu fördern.

Neben Transparenz und politische r Bildung spielt die Gleichbehandlung unterschi e dlicher 
Bevölkerungsgruppen eine wichtige Rolle für institutionelles Vertrauen. Junge Menschen 
erwarten, dass kommunale Entscheidungen fair getroffen werden und unterschiedlich e 
Interessen angemessen berücksichtigen. Werden bestimmte Bevölkerungsgruppen dauerhaft 
benachteilig t oder entsteht der Eindruck ungleicher Behandlung, kann dies das Vertrauen  in 
kommunale Institutionen beeinträchtigen. Für eine vielfältige Stadt wie Hamm bedeutet dies, 
Beteiligungsangebote inklusiv zu gestalten  und unterschiedlich e soziale, kulturelle und 
wirtschaftliche Lebenslagen angemessen zu berücksichtigen.

Darüber hinaus ist institutionelles Vertrauen eng mit der Erfahrung politischer 
Selbstwirksamk eit verbunden. Jugendliche entwi c keln insbesondere dann Vertrauen  in 
demokratische Institutionen, wenn sie erleben, dass ihre Beteiligung konkrete Veränderungen 
bewirken kann. Dies betrifft sowohl schulische Mitbestimmu n g  als auch  kommunale 
Beteiligungsverfahren oder ehrenamtliche s Engage m e nt in Vereinen und Initiativen. Positive 
Beteiligungserfahrungen vermitteln das Gefühl, ernst genommen zu werden und Einfluss auf 
gesellschaftliche Entwicklungen ausüben zu können. Solche Erfahrungen stärken nicht nur  
das Vertrauen in einzelne Institutionen, sondern fördern langfristig die Identifikation mit 
demokratischen Strukturen insgesamt.

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass das Vertrauen in kommunale Institutionen einen 
zentralen Baustein demokratischer Stabilität darstellt und für die politische Sozialisation 
junger Menschen von besonderer Bedeutung ist.  Transparente Entscheidungsprozesse , 
glaubwürdige politische Kommunikation, nachvollziehbare Problemlösungen sowie ernst 
gemeinte Beteiligungsmöglichkeiten bilden die wesentlichen Voraussetzungen für den  
Aufbau institutionellen Vertrauens. Für die Stadt Hamm ergibt sich daraus die Aufgabe, 
kommunale Politik offen, dialogorientiert und lebensweltbezoge n zu gestalten  sowie jungen 
Menschen frühzeitig Möglichkeiten demokratischer Mitwirkung zu eröffnen. Gelingt es, 
Vertrauen in kommunale Institutionen nachhaltig zu stärken, kann dies nicht nur politischer 
Entfremdung entgegen w irken, sondern zugleich die demokratische Legitimatio n  kommunaler 
Entscheidungen und die langfristige Beteiligungsbereitschaft der jungen Generation fördern.



Die Betrachtung des institutionellen Vertrauens bildet damit eine wesentliche Grundlage für 

die anschließende Analyse der konkreten Beteiligungsstrukturen und 
Partizipationsmöglichkeiten junger Menschen in der Stadt Hamm.

4.3 Wahrnehmung lokaler Politiker* innen und Part eien

Die Wahrnehmung lokaler Politikerin n en und Politiker sowie politische r Parteien stellt einen 
wesentlichen Bestandteil der politischen Einstellungen junger Menschen dar. Während 

Vertrauen in politische Institutionen die allgemeine Funktionsfähigkeit demokratischer 
Systeme betrifft, richt e t  sich die Bewertung politischer Akteure auf jene Personen und 
Organisationen, die politisch e Entscheidungen vorbereiten, vertr eten und verantworten.  
Gerade auf kommunaler  Ebene kommt dieser Wahrnehmung eine besondere Bedeutung zu,  
da lokale Politikerinnen und Politiker den Bürgerinnen und Bürgern räumlich und 

organisatorisch näher stehen  als politische Entscheidungsträger auf Landes-, Bundes- oder 
europäischer Ebene. Theoretisch bestehen daher günstigere Voraussetzungen für einen  
direkten Dialog, persönliche Begegnungen sowie eine stärkere Identifikation mit kommunalen 
Entscheidungsprozessen. Ob diese Potenziale tatsächlich genutzt werden, beeinflusst 
maßgeblich das Vertrauen junger Menschen in die kommunale Demokratie und ihre 
Bereitschaft zur politischen Beteiligung.

Politische Parteien erfüllen im demokratischen System eine zentrale Vermittlungsfunktion 
zwischen Gesellschaft und Staat. Sie bündeln gesellschaftliche Interessen, entwickeln 
politische Programme, stellen Kandidatinnen und Kandidaten für Wahlen auf und tragen 

Verantwortung für politische Entscheidungen. Gleichzeitig dienen Parteien als wichtige 
Kanäle politischer Partizipation, indem sie Bürgerinnen und Bürgern Möglichkeiten eröffnen, 

sich langfristig politisch zu engagieren. Auf kommunaler Ebene übernehmen Parteien darüber 
hinaus die Aufgabe, lokale Interessen aufzugreifen und kommunale Entwicklungsprozesse  
aktiv mitzugest a l t e n. Sie beeinflussen Entsche i dungen in Bereichen wie Stadtentwick lung, 
Bildung, Jugendpolitik, Kultur, Umwelt, Mobilität oder Wirtschaftsförderung und gestalten 
damit unmittelbar die Lebensbedingungen der Bevölkerung.

Trotz dieser zentralen Funktion zeigt die politikwissensc haftliche Forschung seit mehreren 
Jahrzehnten, dass insbesondere junge Menschen politische n Parteien zunehmend kritisch 
gegenüberstehen. Diese Entwicklung wird häufig mit einem Rückgang langfristiger 
Parteibindungen sowie einem allgemeinen Wandel politischer Beteiligungsformen erklärt. 

Während frühere Generationen politische Mitwirkung häufig mit einer Mitgliedschaft in 
Parteien oder politischen Jugendorganisationen  verbanden, bevorzugen viele Jugendliche  und 
junge Erwachsene heute flexible, projektbezoge ne und themenspezifisc he Formen 
gesellschaf tlichen Engagement s. Parteien werden dabei oftmals als hierarch isch organisiert, 
wenig innovativ oder zu stark von parteipolitischen Konflikten geprägt wahrgenommen.  
Diese Wahrnehmung kann dazu führen, dass junge Menschen Parteien zwar als notwendige 
Bestandteile demokratischer Systeme anerkennen, sie jedoch nicht als geeignete Plattform für 
eigenes politische s Engagement betracht e n.

Ein weiterer Einflussfaktor betrifft die öffentliche Wahrnehmung politischer Akteurinnen und 
Akteure. Lokale Politikerinnen und Politiker werden häufig weniger über ihre konkreten 

politischen Inhalte wahrgenommen als über öffentliche Auftritte, Medienberichte oder 
einzelne kontroverse Entscheidungen. Gerade junge Menschen beziehen ihre Informationen 
überwiegend über digitale Medien und soziale Netzwerke. Dadurch verändert sich die Art



politischer Kommunikation erheblich. Persönlichkeiten, Kommunikationsstil und mediale 
Präsenz gewinnen gegenüber langfristigen politischen Programmen zunehmend an  
Bedeutung. Gleichzeitig entstehen durch soziale Medien neue Möglichkeiten unmittelbarer 

Kommunikation zwischen Politik und Bevölkerung. Kommunale Mandatsträgerinnen und 

Mandatsträger können über digitale Plattformen direkt mit Bürgerinnen und Bürgern in 

Kontakt treten, Fragen beantworten oder politische Entscheidungen erläutern. Diese Form der 
Kommunikation bietet Chancen, politisch e Prozesse transpare nter zu gestalten und das  
Vertrauen junger Menschen zu stärken.

Für die Stadt Hamm ergeben sich daraus besondere Möglichkeiten, aber auch 

Herausforderungen. Als kommunale Gebietskörperschaft verfügt Hamm  über vergleichsweise 
kurze Kommunikationswege zwischen politischen Entscheidungsträgerinnen beziehungsweise 
Entscheidungsträgern und der Bevölkerung. Mitglieder des Stadtrates, Bezirksvertretungen 
oder die Stadtspitze sind grundsätzlich leichter erreichbar als Politikerinnen und Politiker auf 
Landes- oder Bundesebene. Darüber hinaus bestehen vielfältige Gelegenheiten persönlicher 

Begegnungen, beispielsweise im Rahmen öffentlicher Veranstaltungen, Stadtteilkonferenzen, 
Jugendforen oder schulischer Projekte. Solche direkten Kontakte können dazu beitragen, 

politische Entscheidungsprozesse verständlicher zu machen und Vorurteile gegenüber 

politischen Institutionen abzubauen. Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass diese  
Begegnungen regelmäßig stattfinden und junge Menschen das Gefühl erhalten, dass ihre 
Anliegen ernst genommen werden.

Die Wahrnehmung lokaler Politikerinnen und Politiker wird maßgeblich durch deren 

Kommunikationsverhalten beeinflusst. Junge Menschen erwarten heute eine offene, 
transparente und dialogorientierte Kommunikatio n .  Politische Entsche i dungen sollen 
nachvollziehbar erklärt werden, während Kritik und Anregungen ernsthaft berücksichtigt 
werden. Gleichzeitig gewinnen Authentizität und Glaubwürdigkeit zunehmend an Bedeutung. 

Politische Akteure werden weniger  an abstrakten Wahlprogrammen gemessen als an  ihrem 
konkreten Verhalten, ihrer Erreichbarke i t  sowie ihrer Bereitscha ft zum Dialog. Werden 
kommunale Politikerinnen und Politiker  als nahbar, kompeten t und engagiert wahrgenommen, 
kann dies das Vertrauen in demokratische Institutionen stärken. Entsteht dagegen der  
Eindruck mangelnder Transparenz oder fehlender Bürgernähe, kann sich politische Distanz 
verstärken.

Von besonderer Bedeutung ist die Frage der politischen Repräsentation. Junge Menschen 
erwarten, dass ihre Interessen und Zukunftsperspektive n in politischen Entsche i dungen 
angemessen berücksichtigt werden. Themen wie Bildung, Digitalisierung, Klimaschutz, 
nachhaltige Mobilität, Freizeitangebote, bezahlbarer Wohnraum oder 
Ausbildungsbedingungen besitzen für viele Jugendliche eine hohe Priorität. Werden diese 
Themen von kommunalen  Politikerinnen und Politikern aktiv aufgegriffen und in politisch e 
Entscheidungsprozesse integrier t, steigt die Wahrscheinl i c hkeit, dass junge Menschen sich 
politisch vertreten fühlen. Fehlt diese Wahrnehmung, kann der Eindruck entstehen, dass 
kommunale Politik überwiegend die Interessen anderer Bevölkerungsgruppen berücksichtigt. 
Politische Entfremdung entwickelt sich in diesem Zusammenhang häufig nicht aufgrund einer 
grundsätzlichen Ablehnung politischer Akteure, sondern aufgrund mangelnder Identifikation 
mit deren  politischen Schwerpunkten.

Auch die Zusammensetzung politische r Entscheidungsgremien beeinflusst die Wahrnehmung 
politischer Repräsentation. Stadträte bestehen häufig überwiegend aus älteren 

Mandatsträgerinnen und Mandatsträgern, während junge Erwachsene dort vergleichsweise 
selten vertr eten sind. Diese Altersstruktur kann dazu beitrag en, dass Jugendliche ihre eigenen



Lebensrealitäten nur unzureichend repräsentiert sehen. Gleichzeitig fehlt häufig der direkte 

Austausch zwischen politischen Entscheidungsträgern und jungen Menschen außerhalb 

formeller Beteiligungsverfahren. Kommunale Jugendpolitik steht daher  vor der 
Herausforderung, Dialogformate zu schaffen, die einen kontinuierlichen  Austausch 
ermöglichen und jungen Menschen verdeutlichen, dass ihre Perspektiven politisch relevant 
sind.

Neben persönlichen Erfahrungen prägen mediale Darstellungen die Wahrnehmung lokaler 
Politikerinnen und Politiker erheblich. Klassische Lokalmedien berichten häufig über 

kommunale Entscheidungen, politische Konflikte oder öffentliche Debatten. Ergänzend  
nutzen viele kommunale Mandatsträgerinnen und Mandatsträger inzwischen soziale 
Netzwerke, um ihre politische Arbeit öffentlich darzustellen. Diese Entwicklung eröffnet 

einerseits neue Möglichkeiten direkter Kommunikation, erhöht andererseits jedoch auch die 
Anforderungen an transparente und verantwortungsbewusste politische Öffentlichkeitsarbeit. 
Junge Menschen bewerten politische Kommunikation zunehmend danach, ob sie verständlich, 

authentisch und dialogorientiert erfolgt. Reine Selbstdarstellu n g  oder einseitige  
Informationsvermittlung werden dagegen häufig kritisch wahrgenommen.

Ein weiterer Aspekt betrifft die Rolle politischer Part e i e n innerhalb der kommunalen 
Demokratie. Parteien übernehmen wichtige Funktionen bei der politischen Willensbildung  
und der Rekrutierung politischen Nachwuchses. Gleichzeitig sehen  sich viele Part e i e n mit 
sinkenden Mitgliederzahlen und einer rückläufigen Beteiligung junger Menschen konfrontiert. 
Dies erschwert langfristig die Einbindung der  jungen Generation in demokratisch e 
Entscheidungsprozesse. Um dieser Entwicklung entgegenzuwirken, bemühen sich zahlreiche 
Parteien um neue Beteiligungsformen, digitale Kommunikationsst rategien und 
jugendpolitische Initiativen. Ob diese Maßnahmen tatsächlich geeignet sind, junge Menschen 
langfristig für parteipolitisches Engagement zu gewinnen, hängt jedoch wesentlich davon ab, 
ob sie deren Lebensrealitäten und Beteiligungsbedürfnisse berücksichtigen.

Für die Stadt Hamm ergibt sich daraus die Aufgabe, politische Kommunikation stärker an den 

Erwartungen junger Menschen auszurichten. Lokale Politikerin n en und Politiker sollten nicht 
ausschließlich während Wahlkämpfen mit Jugendlichen in Kontakt treten, sondern 
kontinuierliche Dialogmöglichkeiten schaffen und politische Entscheidungsprozesse 
transparent erläutern. Schulen, Jugendzentren, Vereine sowie digitale Beteiligungsplattformen 
können hierbei als wichtige Vermittlungsorte dienen. Gleichzeitig sollten kommunale  
Parteien junge Menschen frühzeitig in programmatische Diskussionen einbeziehen und 
Möglichkeiten eröffnen, eigene Ideen in politische Entscheidungsprozesse einzubringen. Eine 
solche dialogorient i e rte politische Kultur kann dazu beitragen, das  Vertrauen  in kommunale 
Politik zu stärken und politische Entfremdung zu reduzieren.

Darüber hinaus ist eine stärkere Sichtbarkeit kommunalpolitischer Arbeit von Bedeutung. 
Viele Jugendliche kennen zwar bundespolitische Persönlichkeiten, verfügen jedoch nur über 

begrenzte Kenntnisse hinsichtlich der Zuständigkeiten oder Aufgaben lokaler Politikerinnen 
und Politiker. Eine verständliche Vermittlung kommunalpolitischer Prozesse sowie 
regelmäßige Begegnungen zwischen Jugendlichen und kommunalen Entscheidungsträgern 

können dazu beitragen, das Verständnis für demokratische Strukturen zu fördern und 

Vorbehalte gegenüber politischen Institutionen abzubauen. Gerade die kommunale Ebene 
bietet aufgrund ihrer Bürgernähe günstige Voraussetzungen, Politik als unmittelbar 
gestaltbaren Teil des eigenen Lebensumfe l des erfahrbar zu machen.



Zusammenfassend zeigt sich, dass die Wahrnehmung lokaler Politikerin n en und Politiker 
sowie politischer Part e i e n einen erheblich en Einfluss auf das Vertrauen  junger Menschen in  
die kommunale Demokratie besitzt. Entscheidend sind dabei weniger  formale Institutionen als 
vielmehr Transparenz, Glaubwürdigkeit, Dialogbereitschaft und die erkennbare 
Berücksichtigung jugendlicher Interessen. Für die Stadt Hamm ergeben sich daraus vielfältige 
Möglichkeiten, politische Kommunikation weiterzuentwickeln und Beteiligungsstrukturen 
auszubauen. Gelingt es, junge Menschen als ernstzunehmen d e politische Partner  
wahrzunehmen und ihre Anliegen dauerhaft in kommunale Entscheidungsprozesse  
einzubeziehen, kann dies das Vertrauen in lokale Politik stärken, politische Selbstwirksamkeit 
fördern und langfristig politischer Entfremdung entgegenwirken. Die Analyse der 
Wahrnehmung lokaler Politikerinnen und Politiker bildet damit eine wichtige Grundlage für 

das folgende Kapitel, in dem die tatsächlichen Beteiligungsmöglichkeiten junger Menschen 
sowie deren Nutzung näher untersucht werden.

4.4 Themenrelev a n z: Was junge Menschen bewegt – und was nicht

Die Bereitscha ft junger Menschen, sich politisch zu informieren und gesellsc haftlich  zu 
engagieren, hängt maßgeblich davon ab, welche Themen sie als persönlich relevant 

wahrnehmen. Politisch e Beteiligung entsteht in der Regel dort, wo politisch e Entscheidungen 
unmittelbare Auswirkungen auf die eigene Lebenssituation besi t z e n oder grundlegende 
Zukunftsfragen betreffen. Die Wahrnehmung von Themenreleva nz beeinflusst daher  nicht nur 
das politische Interesse, sondern auch  das Vertrauen  in politisch e Institutionen sowie die 
Motivation, sich an demokratischen Entscheidungsprozessen zu beteiligen. Für die Analyse  
der politischen Entfremdung junger Menschen in  der Stadt Hamm ist  es deshalb von 
besonderer Bedeutung zu untersuchen, welche politische n und gesellschaf tlichen Themen im 
Mittelpunkt ihrer Aufmerksamkeit stehen und welche Themen dagegen als wenig bedeu tsam 
oder kaum lebensweltr elevant wahrgenommen werden.

Die Forschung zeigt übereinstimmend, dass junge Menschen keineswegs grundsätzlich 

politikfern oder gesellschaf tlich desintere ssiert sind. Vielmehr unterscheiden sich ihre 
thematischen Prioritäten teilweise deutlich von denen älterer Generationen. Während 

traditionelle Politikfelder wie Außenpolitik, Haushaltsfragen oder parteipolitische 
Auseinandersetzungen häufig nur begrenzte Aufmerksamkeit erhalten, gewinnen Themen an 
Bedeutung, die unmittelbar mit der  eigenen Gegenwart und Zukunft verbunden sind. Junge 
Menschen bewerten politisch e Fragestellungen zunehmend danach, welchen konkreten 
Einfluss diese auf ihre persönliche Lebensqualität, ihre Bildungs- und Berufschancen sowie 
ihre langfristigen Zukunftsperspektive n besitzen. Politik wird somit weniger über 

institutionelle Strukturen als über ihre konkrete Problemlösungsfähigkeit wahrgenommen.

Zu den wichtigsten Themen junger Menschen zählt seit mehreren Jahren der Klimawandel. 
Die Folgen der globalen Erderwärmung werden von vielen Jugendlichen als eine der größten 

Herausforderungen ihrer Generation betracht e t . Fragen des  Umwelt- und Naturschutzes ,  der 
nachhaltigen Mobilität, der Energiewende sowie der Ressourcenschonung besitzen für viele 

junge Menschen einen hohen Stellenwert. Dabei geht es nicht ausschließlich um ökologische 
Aspekte, sondern auch  um die Wahrnehmung intergeneratio n aler Gerechtig k eit. Viele 
Jugendliche erwarten von politischen Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträgern 

langfristige und konsequente Maßnahmen, um zukünftigen Generationen lebenswerte 
Umweltbedingungen zu sichern. Werden politische Reaktione n als unzureichend oder zu



langsam wahrgenommen, kann dies das Vertrauen in politische Institutionen beeinträchtigen 

und Gefühle politischer Frustration verstärken.

Ebenfalls von hoher Relevanz sind Bildungs- und Ausbildungschancen. Schule, Studium, 
berufliche Qualifizierung und der Übergang in das Erwerbsleben gehören zu den prägenden 

Themen der Jugendphase. Junge Menschen verbinden Bildung nicht nur mit persönlicher 

Entwicklung, sondern auch mit sozialem Aufstieg, wirtschaf tlicher Sicher h eit und 
gesellschaftlicher Teilhabe. Fragen der Unterrichtsqualität, der Digitalisierung von Schulen, 
der Ausstattung von Bildungseinrichtungen, der Chancen g leichheit sowie der Ausbildungs-
und Studienmöglichkeiten besitzen daher eine hohe politische Bedeutung. Für die Stadt 
Hamm ergeben sich daraus unmittelbare kommunalpolitisch e Aufgaben, da 
Schulentwicklungsplan u n g ,  Bildungsinfrastruktur sowie Kooperationen mit 
Ausbildungsbetrieben wesent l i c he Bestandteile kommunaler Verantwortung darstellen.

Ein weiteres zentra l e s Thema betrifft die wirtscha ftliche Zukunft junger Menschen. Die 
Entwicklung des Ausbildungsmarktes, die Sicherheit von Arbeitsplätzen, faire 

Arbeitsbedingungen sowie bezahlba rer Wohnraum beeinflussen die Lebensplanung vieler 
Jugendlicher und junger Erwachsener erhebl i c h. Steigende Mietpreise, wirtscha ftliche 
Unsicherheiten oder Sorgen hinsichtlich der Altersvorsorge prägen zunehmend die 

Zukunftserwartungen der jungen Generation. Gerade auf kommunaler Ebene  besitzen 
Maßnahmen zur Wohnraumentwicklung, Wirtschaftsförderung oder Unterstützung von 

Berufseinsteigerinne n und Berufseinsteigern eine hohe Bedeutung. Werden diese 
Herausforderungen von der  Kommunalpolitik aktiv aufgegriffen, kann dies das Vertrauen  
junger Menschen in die Problemlösungskompetenz politischer Institutionen stärken.

Darüber hinaus gewinnen Fragen sozialer Gerechtigkeit zunehmend an Bedeutung. Viele 
Jugendliche setzen sich intensiv mit Themen wie Chancengleichheit, Armutsbekämpfung, 

Geschlechter g erechtigkeit, Inklusion sowie Antidiskriminierung auseinander. Die 
gesellschaftliche Vielfalt wird von einem großen Teil der jungen Generation als 
selbstverständlicher Bestandteil des Zusammenlebens verstanden. Gleichzeitig wächst das 
Bewusstsein für strukturelle Ungleichheiten und gesellschaftliche Benachteiligungen. Junge 
Menschen erwarten von Politik und Verwaltung, dass sie aktiv gegen  Diskriminierung 
vorgehen und gleichberechtigte Teilhabe unabhängig von Herkunft, Geschlecht, Religion, 
sexueller Orientierung oder sozialem Status ermöglichen. Für eine kulturell vielfältige Stadt 
wie Hamm besitzt diese Erwartung besondere Bedeutung, da kommunale Integrations-, 
Bildungs- und Jugendpolitik wesentlich zur Förderung gesellschaftlichen Zusammenhalts 
beitragen können.

Die Digitalisierung stellt ein weiteres Themenfeld dar, das  die Lebenswe l t  junger Menschen 
nachhaltig prägt. Digitale Technologien beeinflussen Schule, Ausbildung, Arbeitswelt,  
Freizeit und politische Kommunikation gleichermaßen. Jugendliche erwarten heute 
leistungsfähige digitale Infrastruktur, moderne Bildungsangebote sowie digitale 
Verwaltungsleistungen .  Gleichzeitig gewinnen Fragen des Datenschutzes ,  der  
Cybersicherheit, der künstlichen Intelligenz sowie des verantwortungsvollen Umgangs mit 
sozialen Medien zunehmend an  Bedeutung. Die Digitalisierung wird dabei sowohl als Chance 
für gesellschaftlichen Fortschritt als auch als Herausforderung für Demokratie und sozialen 
Zusammenhalt wahrgenommen .  Kommunale Politik steht vor der  Aufgabe, digi t a l e  
Innovationen zu fördern und gleichzeitig den Zugang zu digitalen Angeboten für alle 

Bevölkerungsgruppen sicherzustellen.



Neben diesen Zukunftsthemen besitzen auch Fragen der Freizeitgestaltung und Lebensqualität 
einen hohen Stellenwert. Jugendliche bewerten ihre Kommune nicht ausschließlich anhand 

wirtschaf tlicher Kennzahlen oder politische r Programme, sondern auch danach, welche 
Möglichkeiten sie zur Freizeitgestaltung, kulturellen Teilhabe und persönlichen Entfaltung 

bietet. Sportanlagen, Jugendzentren, kulturelle Veranstaltungen, öffentliche Grünflächen, 

sichere Aufenthaltsorte sowie attraktive Innenstädte beeinflussen die Identifikation junger 
Menschen mit ihrer Kommune erheblich. In der  Stadt Hamm besitzen kommunale 
Investitionen in Freizeit-, Kultur- und Sportangebote daher  nicht nur eine soziale, sondern  
auch eine demokratiefördernde Funktion, da sie Begegnungsräume schaffen und 
gesellschaftliche Teilhabe ermöglichen.

Demgegenüber existieren Themenbereiche, die von vielen jungen Menschen als weniger 
relevant wahrgenommen werden. Hierzu zählen häufig komplexe verwaltungstechnische oder 
finanzpolitis che Fragestellungen, deren  Auswirkungen auf den Alltag nicht unmittelbar 
erkennbar sind. Haushaltsde batten, Verwaltungsreformen oder detaillierte gesetzgeber ische 
Verfahren erscheinen vielfach abstrakt und schwer verständlich. Dies bedeutet jedoch nicht 
zwangsläufig Desinteresse an Politik insgesamt, sondern verweist vielmehr auf ein 
Kommunikationsproblem. Politische Inhalte werden häufig in einer Sprache vermittelt, die 
sich an Fachöffentlichkeiten richtet und den Bezug zur Lebenswelt junger Menschen nur 
unzureichend herstellt. Gerade kommunale Politik steht deshalb vor der  Herausforderung, 
politische Entscheidungen verständlich aufzubereiten und ihre konkreten Auswirkungen auf 
den Alltag der Bevölkerung nachvollziehbar zu machen.

Auch parteipolitische Konflikte oder ideologische Auseinandersetzungen stoßen bei vielen 

Jugendlichen auf vergleichsweise geringes Interesse. Häufig werden sie als wenig 
lösungsorientiert oder als Ausdruck politischer Machtkämpfe wahrgenommen. Junge 
Menschen erwarten stattdessen pragmatische und nachvollziehbare Problemlösungen. Sie 
bewerten politisch e Akteure zunehmend danach, ob konkrete Verbesserungen erreicht werden 
und ob politische Entscheidungen glaubwürdig sowie transparent kommuniziert werden.  
Diese Entwicklung verdeutlich t einen Wandel politischer Erwartungen: Die Legitimation 
politischer Institutionen wird heute stärker an ihrer Problemlösungsfähigkeit und ihrer 

Responsivität gemessen als an traditionellen parteipolitischen Bindungen.

Die Themenrelevanz wird darüber hinaus wesentlich durch die Mediennutzung beeinflusst. 
Digitale Plattformen bestimmen  zunehmend, welche politischen Themen Aufmerksamkeit 
erhalten. Algorithmen, Influencerinnen und Influencer sowie digitale Nachricht e nformate 
prägen die politische Agenda vieler Jugendlicher. Themen, die emotional, visuell oder 
persönlich vermittelt werden, erreichen häufig größere Aufmerksamkeit als komplexe 
politische Sachverhalte. Dies eröffnet einerseits neue Möglichkeiten der politischen 
Kommunikation, birgt andererseits jedoch die Gefahr einer Verkürzung oder 

Emotionalisierung gesellschaf tlicher Debatten. Kommunale Politik muss daher geeignete 
Kommunikationsstrategien entwickeln, um junge Menschen über relevante Themen sachlich, 
verständlich und dialogorientiert zu informieren.

Für die Stadt Hamm ergeben sich aus diesen Erkenntnissen wichtige Konsequenzen für die 

kommunale Jugendpolitik. Beteiligungsangebote sollten sich an den tatsächlichen Interessen 
und Lebensrealitäten junger Menschen orientieren. Themen wie Bildung, Mobilität, 

Klimaschutz, Digitalisierung, Freizeitgestaltu n g ,  Kultur oder bezahlba rer Wohnraum bieten 
besonders geeignete Anknüpfungspunkte, um Jugendliche frühzeitig in kommunale 

Entscheidungsprozesse einzubeziehe n. Gleichzeitig ist  es erforderlich, den  Zusammenhang 
zwischen kommunalen  Entscheidungen und den Lebensbedingunge n junger Menschen



deutlicher sichtbar zu machen. Viele politische Maßnahmen werden erst dann als relevant 
wahrgenommen, wenn ihre konkreten Auswirkungen verständlich erklärt und ihre Bedeutung 
für den Alltag nachvollziehbar dargestellt werden.

Darüber hinaus sollte kommunale Jugendpolitik die Vielfalt jugendlicher Lebenswelten 
berücksichtigen. Die Interessen von Schülerinnen und Schülern unterscheiden sich teilweise 
erheblich von denen Auszubildender, Studierender oder bereits berufstätiger junger 

Erwachsener. Ebenso beeinflussen soziale Herkunft, kultureller Hintergrund, Gesch lecht oder 
Wohnort die Wahrnehmung politischer Themen. Beteiligungsformate müssen deshalb 
möglichst flexibel gestaltet werden und unterschiedliche Zielgruppen ansprechen. Eine 
einheitliche Ansprache aller Jugendlichen wird den vielfältigen Lebensrealitäten der jungen 

Generation nicht gerecht.

Zusammenfassend zeigt sich, dass junge Menschen Politik in erster Linie dann als relevant 
wahrnehmen, wenn politische Entsche i dungen einen er kennbaren Bezug zu ihrer eigenen 
Lebenswelt besitzen und ihre Zukunft unmittelbar beeinflussen. Themen wie Klimaschutz,  
Bildung, Ausbildung, soziale Gerechtigkeit, Digitalisierung, Mobilität, Wohnraum sowie 
Freizeit- und Kulturangebote stehen dabei im Mittelpunkt ihres Interesses. Dagegen  
erscheinen abstrakte institutionelle oder verwaltungstechnische Fragestellungen häufig 

weniger bedeutsam, sofern deren Auswirkungen auf den Alltag nicht nachvollziehbar 
vermittelt werden. Für die Stadt Hamm ergibt sich daraus die Aufgabe, kommunale Politik 
stärker lebensweltorientiert zu kommunizieren und Beteiligungsmöglichkeiten konsequent an 
den Interessen junger Menschen auszurichten. Gelingt es, politische Themen verständlich 

aufzubereiten und ihre konkrete Bedeutung für das tägliche Leben sichtbar zu machen, kann 
dies das politische Interesse fördern, das Vertrauen in kommunale Institutionen stärken und 

langfristig politischer Entfremdung entgegenwirken. Dieses Verständnis bildet zugleich die 
Grundlage für das folgende Kapitel, in dem die konkreten Formen politischer Beteiligung 
junger Menschen sowie deren Nutzung im kommunalen Kontext der Stadt Hamm näher 

untersucht werden.

4.5 Politische Kommunikation: Kanäle, Reichweiten und Fehlstellen

Politische Kommunikation bildet eine zentrale Voraussetzung für das Funktionieren 
demokratischer Gesellschaften. Sie ermöglicht den Austausch zwischen politischen 
Institutionen, gesellschaftlichen Akteuren und der Bevölkerung, vermittelt politische 
Informationen, erklärt Entscheidungsprozesse und schafft die Grundlage für politische 
Meinungsbildung sowie demokratisch e Partizipatio n .  Insbesondere auf kommunaler  Ebene 
besitzt politische Kommunikatio n  eine herausragende Bedeutung, da  sie die Verbindung 
zwischen Bürgerinnen und Bürgern, Verwaltung und kommunalen Entscheidungsträgern 

herstellt. Nur wenn politische Informationen verständlich, transparent und zielgruppengerecht 
vermittelt werden, können Bürgerinnen und Bürger politische Entscheidungen  
nachvollziehen, sich an öffentlichen Debatten beteiligen und ihre Interessen wirksam 
vertreten. Für junge Menschen stellt die politische Kommunikation einen wesentlichen 
Einflussfaktor für die Entwicklung politischer Einstellungen und das Vertrauen in 
demokratische Institutionen dar. Gleichzeitig verändert die Digitalisierung die Bedingungen 
politischer Kommunikation grundlegend und stellt Kommunen wie die Stadt Hamm vor neue  
Herausforderungen.



In den vergangenen beiden Jahrzehnt e n hat sich die politische Kommunikatio n  tiefgreifend 
gewandelt. Während politische Informationen früher überwiegend über klassische Medien  
wie Tageszeitungen ,  Radio oder Fernsehen vermittelt wurden, dominieren heute digitale 
Kommunikationskanäle. Besonders Jugendliche und junge Erwachsene nutzen das Internet 
und soziale Medien als wichtigste Informationsquelle für gesellschaftliche und politische 
Themen. Mobile Endgeräte ermöglichen einen nahezu permanenten Zugang zu Informationen 
und verändern sowohl die Geschwindigkeit als auch die Form politischer Kommunikation. 
Politische Inhalte werden zunehmend in  kurzen, multimedial aufbereiteten Formaten  
vermittelt und häufig über soziale Netzwerke verbreitet. Dadurch entstehen neue 
Möglichkeiten, junge Menschen unmittelbar zu erreichen, gleichzeitig steigen jedoch die 
Anforderungen an Glaubwürdigkeit, Transparenz und Verständlichkeit politischer 
Kommunikation.

Für die kommunale Politik ergeben sich daraus grundlegende Veränderungen. Traditionelle 

Kommunikationsinstrumente wie Amtsblätter, Pressemitteilungen oder Informationen auf 
kommunalen Internetseiten bleiben zwar wichtige Bestandteile der Öffentlichkeitsarbeit, 
erreichen jedoch viele junge Menschen nur noch eingeschränkt. Die Mediennutzung jüngerer 
Generationen ist heute stark durch soziale Netzwerke, Messenger-Dien s te, Videoportale  
sowie digitale Nachrichtenangebote geprägt. Plattformen wie Instagram, TikTok oder 
YouTube besitzen insbesondere bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen eine deutlich 
größere Reichweite als klassische Informationsmedien. Kommunale Politik muss daher ihre 
Kommunikationsstrategien an diese veränderten Nutzungsgewohnheiten anpassen, ohne dabei 
die Anforderungen an  sachliche, transpare nte und rechtssichere Information zu 
vernachlässigen.

Die Reichweite politischer Kommunikation hängt dabei nicht allein von der Wahl des 
Kommunikationskanals  ab, sondern auch  von der Art und Weise der Informationsvermittlung. 
Junge Menschen bevorzugen häufig verständliche, visuell aufbereitete und  
lebensweltbezogene Inhalte. Komplexe Verwaltungssprache oder juristisch geprägte 

Formulierungen erschweren dagegen den  Zugang zu politische n Informationen. Kommunale 
Entscheidungen über Stadtentwicklung, Bildungsangebote, Mobilität oder Klimaschutz  
werden vielfach erst dann als releva nt wahrgenommen, wenn ihre konkreten Auswirkungen  
auf den Alltag nachvollziehbar erklärt werden. Eine verständliche Sprache, anschauliche 
Grafiken, kurze Videos oder interaktive Formate können dazu beitragen, politische Inhalte 
leichter zugänglich zu machen und das Interesse junger Menschen an kommunalen Themen  
zu erhöhen.

Neben der reinen Informationsvermittlung gewinnt der dialogorient i e rte Charakter politischer 
Kommunikation zunehmend an Bedeutung. Moderne politische Kommunikation ist  nicht 
mehr ausschließlich einseitige Informationsweitergabe von Politik und Verwaltung an die 
Bevölkerung. Vielmehr erwarten junge Menschen Möglichkeiten zur direkten Rückmeldung, 
zum Austausch von Meinungen sowie zur aktiven Beteiligung an politischen Diskussionen. 
Digitale Kommunikationsplattformen eröffnen hierfür neue Möglichkeiten. Kommentare, 

Umfragen, Livestreams, digitale Bürgersprechstunden oder Online-Diskussionsforen 
ermöglichen einen unmittelbaren Dialog zwischen kommunalen Entscheidungsträgerinnen  
und Entscheidungsträgern sowie der Bevölkerung. Solche Formate können dazu beitragen, 

politische Entscheidungen transpare nter zu machen und das Vertrauen  in kommunale 
Institutionen zu stärken.

Für die Stadt Hamm bietet die Digitalisierung somit erhebliche Potenziale, die politische 
Kommunikation jugendgerech ter zu gestalten. Die Nutzung sozialer Medien durch



Verwaltung, Politik und kommunale Einrichtungen ermöglicht es, junge Zielgruppen dort 
anzusprechen, wo sie sich im Alltag überwiegend informieren und kommunizieren. 

Gleichzeitig können digitale Beteiligungsplattformen die klassische Bürgerbeteiligung 

ergänzen und den Zugang zu politischen Entscheidungsprozessen erleichtern. Voraussetzung 
für eine erfolgreiche digitale Kommunikation ist jedoch eine kontinuierliche und 
professionelle Betreuung der Kommunikationskanäle sowie eine glaubwürdige und 

transparente Informationspolitik. Junge Menschen erkennen schnell, wenn soziale Medien 
lediglich als zusätzlicher Werbekanal genutzt werden, ohne echte Dialog- oder 
Beteiligungsmöglichkeiten zu bieten.

Trotz der vielfältigen Chancen digitaler Kommunikation bestehen erhebliche 
Herausforderungen. Eine zentrale Problematik liegt in der Informationsüberflutung. Junge 
Menschen sind täglich mit einer Vielzahl digitaler Inhalte konfrontiert, die um 
Aufmerksamkeit konkurrieren. Politische Informationen stehen dabei in direkter Konkurrenz 
zu Unterhaltungsangeboten, Werbung oder privaten Kommunikationsinhalten. Algorithmen 
sozialer Netzwerke entscheiden maßgeblich darüber, welche Inhalte sichtbar werden und 
welche Reichweite politische Informationen tatsächlich erzielen. Dadurch besteht die Gefahr, 
dass kommunalpolitisch e Themen trotz ihrer hohen Alltagsrelev anz im digitalen  
Informationsstrom untergehen oder nur eine begrenzte Zielgruppe erreichen.

Ein weiteres Problem besteht in der Verbreitung von Desinformatio n  und manipulative n 
Inhalten. Soziale Medien ermöglichen eine schnelle und weitreichende Verbreitung 
politischer Informationen, gleichzeitig jedoch auch von Falschin f o r mationen, 
Verschwörungserzählungen oder gezielt irreführenden Inhalten. Junge Menschen verfügen 

zwar häufig über hohe digitale Kompetenzen im Umgang mit technischen Anwendungen, 
jedoch nicht zwangsläufig über eine ausgeprägte Fähigkeit zur kritischen Bewertung 
politischer Informationen. Medienkompetenz wird deshalb zu einer Schlüsselqualifikation 
demokratischer Gesellscha ften. Schulen, Einrichtungen der politische n Bildung sowie 
kommunale Bildungsangebote übernehmen hierbei eine wichtige Aufgabe, indem sie die 
Fähigkeit fördern, Informationsquellen kritisch zu hinterfragen und seriöse von unseriösen 
Inhalten zu  unterscheiden.

Neben den Herausforderungen digitaler  Kommunikation bestehen auch strukturelle  
Fehlstellen innerhalb der kommunalen politischen Kommunikation. Eine häufige Schwäche 

liegt in der mangelnden Zielgruppenorientierung. Politische Informationen werden oftmals für 
die Gesamtbevölkerung formuliert und berücksichtigen die spezifischen 
Informationsbedürfnisse junger Menschen nur unzureichend. Dadurch entstehen 
Kommunikationslücken zwischen kommunalen Institutionen und der jungen Generation. 
Jugendliche erfahren häufig nur zufällig von Beteiligungsangeboten, politischen 
Veranstaltungen oder kommunalen  Projekten, obwohl diese ihre unmittelbare Lebenswelt 
betreffen. Informationsangebote erreiche n ihre Zielgruppe deshalb vielfach nicht in 
ausreichendem Maße.

Eine weitere Fehlstelle betrifft die fehlende Rückkopplung politischer Kommunikation. 
Beteiligungsprozesse werden von jungen Menschen insbesondere dann positiv bewer tet, wenn 
sie nachvollziehen können, welche Auswirkungen ihre Beiträge auf politische  
Entscheidungen hatten. Häufig endet kommunale Kommunikation jedoch nach der 
Durchführung einer Beteiligungsmaßnahme. Rückmeldungen über den weiteren 

Entscheidungsprozess oder die Umsetzung von Vorschlägen erfolgen oftmals nur 
eingeschränkt oder gar nicht. Dies kann dazu führen, dass Beteiligung als folgenlos 
wahrgenommen wird und das Vertrauen  in politisch e Prozesse sinkt. Eine kontinuierliche 



Kommunikation über den Verlauf politischer Entscheidungen sowie transparente 
Begründungen für getroffene Maßnahmen sind daher wesentliche Voraussetzungen 
erfolgreicher Bürgerbeteiligung.

Auch die Erreichbarke i t  unterschiedlich er Zielgruppen stellt eine Herausforderung dar. Nicht 
alle Jugendlichen nutzen dieselben Kommunikationskanäle oder verfügen über identische 
digitale Kompetenzen. Alter, Bildungsniveau, sozialer Hintergrund sowie kulturelle 
Prägungen beeinflussen das Informationsverhalten erheblich. Während ein Teil der jungen 

Bevölkerung digitale Beteiligungsangebote intensiv nutzt, bevorzugen andere persönliche 

Gespräche, schulische Informationsveranstaltungen oder Angebote der offenen Kinder- und 
Jugendarbeit. Eine erfolgreiche  kommunale Kommunikationsst rategie sollte deshalb 
verschiedene Kanäle miteinander verbinden und digitale sowie analoge Formate sinnvoll 
kombinieren.

Für die Stadt Hamm bedeutet dies, politische Kommunikation als integralen Bestandteil 
kommunaler Jugendpolitik zu verstehen. Schulen, Jugendzentren, Vereine, Bibliothe ken, 
kulturelle Einrichtungen sowie digitale Plattformen können gemeinsam ein 
Kommunikationsnetzwer k  bilden, das politische Informationen zielgruppenger echt vermittelt 
und gleichzeitig Beteiligungsmöglichkeiten eröffnet. Besonders erfolgreich sind 
Kommunikationsstrategien ,  die auf Dialog, Transparenz und kontinuierlichen  Austausch 
setzen. Junge Menschen möchten nicht ausschließlich informiert werden, sondern erwarten 
ernsthafte Beteiligung, nachvollziehbare Entscheidungsprozesse sowie die Möglichkeit, 

eigene Ideen einzubringen.

Darüber hinaus gewinnt die persönliche Kommunikation weiterhin eine hohe Bedeutung. 
Trotz der Digitalisierung zeigen zahlre i c he Untersuchungen, dass direkte Begegnungen mit 
Politikerinnen und Politikern, Besuche kommunaler  Einrichtungen, 
Diskussionsveranstaltungen  oder Beteiligungsworkshops einen nachhaltigen  Einfluss auf das 
Vertrauen in demokratische Institutionen besitzen. Persönliche Gespräche schaffen 
Möglichkeiten für Rückfragen, fördern gegenseitiges Verständnis und ermöglichen 

Erfahrungen politische r Selbstwirksamk eit. Digitale Kommunikatio n  sollte daher nicht als 
Ersatz persönlicher Begegnungen verstanden werden, sondern als sinnvolle Ergänzung, die 

den Zugang zu politischen Informationen erleichtert und neue Beteiligungsformen eröffnet.

Zusammenfassend zeigt sich, dass politische Kommunikation eine Schlüsselfunktion für 

demokratische Teilhab e und politische Integration junger Menschen besi t z t . Die 
Digitalisierung eröffnet der kommunalen Politik neue Möglichkeiten, junge Menschen zu 
erreichen, politische Informationen verständlich zu vermitteln und dialogorientierte 

Beteiligungsformate zu entwick eln. Gleichzeitig bestehen erhebliche Herausforderungen 
hinsichtlich Reichweite, Informationsqualität, Medienkompetenz sowie zielgruppengerechter 
Kommunikation. Für die Stadt Hamm ergibt sich daraus die Aufgabe, bestehende 
Kommunikationsstrategien  kontinuierlich  weiterzue ntwicke l n und sowohl digitale als auch 
analoge Kommunikationswege miteinander zu verknüpfen. Transparenz, Verständlichkeit, 

Dialogbereitschaft und kontinuierliche Rückmeldungen bilden dabei die zentralen 

Voraussetzungen für eine erfolgreiche politische Kommunikation. Gelingt es, diese 
Anforderungen umzusetzen, kann politische Kommunikatio n  wesentlich dazu beitrag en, das 
Vertrauen junger Menschen in kommunale Institutionen zu stärken, politische 
Selbstwirksamkeit zu fördern und langfristig politischer Entfremdung entgegenzuwirken. 
Damit bildet sie eine entscheidende Grundlage für die im folgenden Kapitel behandelte 

Analyse der konkreten Partizipationsmöglichkeiten und Beteiligungsstrukturen junger 
Menschen in der  Stadt Hamm.



5. Analyse der bestehenden Jugendpolitik in Hamm

Die kommunale Jugendpolitik nimmt eine zentrale Rolle bei der Förderung demokratischer 
Teilhabe, gesellsc haftliche r Integration und politischer Bildung junger Menschen ein. Sie 
bildet die Schnittstelle zwischen den Interessen der jungen Generation und den politische n 
sowie administrativen Strukturen einer Kommune. Dabei beschränkt sich Jugendpolitik nicht 
auf einzelne Fördermaßnahmen oder Freizeitangebote, sondern umfasst sämtliche politischen, 
sozialen und institutionellen Aktivitäten, die darauf ausgerichtet sind, die Lebensbedingungen 
junger Menschen zu verbessern, ihre Entwicklung zu fördern und ihnen Möglichkeiten der 

aktiven Mitgestaltung zu eröffnen. Vor dem  Hintergrund der in den vorhergehenden Kapiteln 
dargestellten Herausforderungen politische r Entfremdung stellt sich die Frage, inwiewe i t  die 
bestehende Jugendpolitik der Stadt Hamm geeignet ist, demokratische Beteiligung zu fördern 
und junge Menschen nachhaltig an kommunale Entscheidungsprozesse heranzuführen.

Die bisherigen theoretischen Ausführungen haben gezeigt, dass politische Entfremdung nicht 
allein durch individue l l e s Desinteresse entsteht, sondern vielmehr das Ergebnis eines 
komplexen Zusammenspiels persönlicher Erfahrungen, sozialer Rahmenbedingungen und 
institutioneller Strukturen ist. Kommunale Politik besitzt in  diesem Zusammenhang besondere 
Gestaltungsmöglichkeiten, da sie den unmittelbaren Lebensraum junger Menschen betrifft  
und demokratische Prozesse unmittelbar erfahrbar machen kann. Schulen, Jugendzentren, 
Vereine, kulturelle Einrichtungen sowie kommunale Beteiligungsformate schaffen vielfältige 
Möglichkeiten, politische Selbstwirksamkeit zu erleben und Vertrauen in demokratische 
Institutionen aufzubauen. Gleichzeitig hängt der Erfolg kommunaler Jugendpolitik wesentlich 
davon ab, ob bestehende Angebote tatsächlich den Bedürfnissen und Erwartungen junger 
Menschen entsprechen und von diesen als glaubwürdig, transparent und wirksam 
wahrgenommen werden.

Die Stadt Hamm verfügt über eine Vielzahl von Einrichtungen und Maßnahmen, die auf die 
Förderung junger Menschen ausgerichtet sind. Hierzu zählen Angebote der Kinder- und 

Jugendhilfe, Einrichtunge n der offenen Kinder- und Jugendarbeit, schulische und 
außerschulische Bildungsangebote, Sport- und Kulturförderung sowie unterschiedliche 
Beteiligungsformate. Ergänzt werden diese durch Kooperationen zwischen Stadtverwaltung, 
Schulen, freien Trägern der Jugendhilfe, Vereinen, Verbänden und weiteren 

gesellschaf tlichen Akteuren. Ziel dieser Zusammenarbe i t  ist es, jungen Menschen ein 
möglichst breites Angebot zur persönlichen Entwicklung, gesellschaftlichen Integration und 
demokratischen Mitwirkung bereitzustellen. Die kommunale Jugendpolitik verfolgt damit 
einen ganzheitlichen Ansatz, der sowohl präventive als auch partizipative Elemente 
miteinander verbindet.

Gleichzeitig befindet sich kommunale Jugendpolitik in  einem kontinuierlichen  
Veränderungsprozess. Gesellschaftliche Entwicklungen wie die Digitalisierung, der 
demografische Wandel, zunehmende kulturelle Vielfalt sowie veränderte Kommunikations-
und Beteiligungsgewohnheiten stellen neue Anforderungen an kommunale 
Entscheidungsprozesse. Junge Menschen erwarten heute niedrigschwellig e, flexible und 
dialogorientierte Beteiligungsmöglichkeiten, die sich an ihrer Lebenswelt orientieren und 
sowohl analoge als auch digitale Kommunikationsformen berücksichtigen. Traditionelle 
Beteiligungsstrukturen reichen vielfach nicht mehr aus, um  die unterschiedlich en Interessen 
und Lebensrealitäten der jungen Generation angemessen abzubilden. Daraus ergibt sich die



Notwendigkeit, bestehende Konzepte regelmäßig zu überprüfen und an aktuelle 

gesellschaf tliche Entwickl ungen anzupassen.

Die Analyse der Jugendpolitik in Hamm erfolgt vor diesem Hintergrund unter verschiedenen 
Perspektiven. Zunächst werden die institutionellen und rechtlichen Grundlagen kommunaler 
Jugendpolitik betrachtet. Hierbei stehen insbesondere die organisatorischen Zuständigkeiten, 

die gesetzlichen  Rahmenbedingunge n sowie die strategischen Zielsetzungen der Stadt im 
Mittelpunkt. Anschließend werden die bestehenden Beteiligungsstrukturen und 
Partizipationsmöglichkeiten für junge Menschen untersucht. Dabei wird analysiert, welche 
Beteiligungsangebote vorhanden sind, wie sie ausgestaltet sind und in welchem Umfang sie 
den Bedürfnissen unterschiedlicher Zielgruppen entsprechen. Darüber hinaus wird die 
Zusammenarbe i t  zwischen Politik, Verwaltung, Schulen, Jugendhilfe und 
zivilgesells chaftlichen  Organisatio n en betrachtet, da eine erfolgreiche  Jugendpolitik auf einer 
engen Vernetzung unterschiedlich er Akteure basiert.

Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf der Bewertung der Wirksamkeit bestehender Maßnahmen. 
Hierbei wird untersucht, inwieweit kommunale Angebote tatsächlich zur Förderung  
politischer Teilhabe beitrag en, welche Zielgruppen erreicht werden und welche strukturellen  
Herausforderungen bestehen. Besondere Aufmerksamkeit gilt der Frage, ob besteh ende 
Beteiligungsangebote geeignet sind, politische Selbstwirksamkeit zu fördern und politischer 
Entfremdung entgegenzuwirken. Gleichzeitig werden mögliche Defizite hinsichtlich 
Transparenz, Erreichbarkeit,  Zielgruppenorientierung sowie digitaler  
Beteiligungsmöglichkeiten analysiert. Ziel ist es, Stärken und Schwächen der bestehenden 
Jugendpolitik systematisch herauszuarbeiten und auf dieser Grundlage Ansatzpunkte für ihre 
Weiterentwickl ung zu identifizier en.

Die Analyse orientiert sich dabei an  den zuvor entwicke l t e n theoretisc hen Grundlagen. Die 
Konzepte der  politischen Sozialisation, der politische n Partizipatio n ,  der politischen 
Wirksamkeit sowie der demokratischen Legitimation bilden den analytischen Rahmen für die 
Bewertung kommunaler  Jugendpolitik. Gleichzeitig werden die sozialstrukturellen 
Besonderheiten der Stadt Hamm berücksichtigt, da unterschiedliche Lebenslagen, 
Bildungsbiografien und sozialräumliche Bedingungen die Nutzung kommunaler Angebote 
maßgeblich beeinflussen. Jugendpolitik kann ihre Wirkung nur dann vollständig entfalten, 

wenn sie die Vielfalt jugendlicher Lebenswelten berücksichtigt und unterschiedliche Zugänge 
zur politischen Beteiligung ermöglicht.

Von besonderer Bedeutung ist außerdem die Frage nach der Nachhaltigkeit kommunaler 
Jugendpolitik. Demokratische Beteiligung entsteht nicht durch einzeln e Projekte oder 
kurzfristige Beteiligungsmaßnahmen, sondern entwickelt sich langfristig durch  
kontinuierliche Erfahrungen politische r Mitgestaltung. Erfolgreiche  Jugendpolitik zeichnet 
sich daher dadurch aus, dass sie dauerhafte Beteiligungsstrukturen schafft, demokratisch e 
Kompetenzen fördert und jungen Menschen regelmäßig Möglichkeiten eröffnet, 

Verantwortung zu übernehmen. Gleichzeitig müssen Beteiligungsangebote flexibel genug  
sein, um auf gesellschaftliche Veränderungen sowie auf neue Kommunikations- und 
Beteiligungsformen reagieren zu können. Insbesondere die fortschreitende Digitalisierung 
eröffnet hierbei neue Chancen, junge Menschen stärker in kommunale Entscheidungsprozesse 
einzubeziehen.

Für die Stadt Hamm besitzt die Weiterentwicklung kommunaler Jugendpolitik auch im 
Hinblick auf ihre langfristige  Stadtentwick lung eine strategis che Bedeutung. Junge Menschen 
sind nicht nur Adressatinnen und Adressaten kommunaler Maßnahmen, sondern zukünftige



Bürgerinnen und Bürger, Fachkräfte, Unternehmerinnen und Unternehmer sowie politische 
Entscheidungsträger. Ihre frühzeitige Einbindung in demokratische Prozesse stärkt nicht nur 
ihre individuelle politische Kompetenz, sondern trägt zugleich zur gesellschaftlichen 
Akzeptanz kommunaler Entscheidungen und zur Zukunftsfähigkeit der Stadt bei. Eine 
erfolgreiche Jugendpolitik leistet somit einen wichtigen Beitrag zur demokratischen 
Legitimation kommunalen Handelns sowie zur Stärkung des gesellschaftlichen 
Zusammenhalts.

Im Folgenden werden daher die bestehenden Strukturen der Jugendpolitik in der  Stadt Hamm 
systematisch analysiert. Zunächst werden die institutionellen Rahmenbedingungen und 
kommunalen Zuständigkeiten dargestellt. Anschließend erfolgt eine Untersuchung der 
vorhandenen Beteiligungsformate sowie ihrer praktischen Umsetzung. Darauf aufbauend 
werden Stärken, Schwächen und Entwicklungspotenziale der kommunalen Jugendpolitik 
herausgearbeitet.  Ziel dieses Kapi t e l s ist es, die bisherigen Erkenntnisse der Arbeit mit den  
konkreten Strukturen der Stadt Hamm zu verknüpfen und zu bewerten, in welchem Umfang 
die bestehende Jugendpolitik geeignet ist, politische Teilhabe zu fördern, politische 
Entfremdung zu verringern und junge Menschen langfristig für demokratische Mitgestaltung 
zu gewinnen. Die gewonnenen Erkenntnisse bilden zugleich die Grundlage für die im 

abschließenden Teil der Arbeit entwickelten Handlungsempfehlungen zur Weiterentwicklung 
der kommunalen Jugendpolitik in Hamm.

5.1 Strukturen der kommunalen Jugendpoliti k

Die kommunale Jugendpolitik bildet einen wesentlich en Bestandteil der kommunalen 
Selbstverwaltung und verfolgt das Ziel, die Lebensbedingungen junger Menschen nachhaltig  
zu verbessern, ihre gesellschaftliche Integration zu fördern und ihre aktive Beteiligung an 

demokratischen Prozessen zu ermöglichen. Sie umfasst ein komplexes Zusammenspiel 
politischer, administr ativer und zivilges ellschaf tlicher Akteure, deren  Aufgaben von der  
Bereitstellung sozialer Dienstleistungen über Bildungs- und Freizeitangebote bis hin zur 
Förderung politischer Partizipation reichen. Anders als häufig angenommen beschränkt sich 
kommunale Jugendpolitik nicht auf einzelne Maßnahmen der offenen Kinder- und 

Jugendarbeit, sondern stellt ein umfassendes Politikfeld dar, das zahlre i c he kommunale 
Aufgabenbereiche miteinander verbindet. Für die Stadt Hamm bildet sie einen zentralen 
Bestandteil der kommunalen Daseinsvorsorge und trägt wesentlich dazu bei, jungen 
Menschen Entwicklungs-, Bildungs- und Beteiligungsmöglichkeiten zu eröffnen.

Die rechtlich e Grundlage der  kommunalen Jugendpolitik bildet in Deutschland insbesondere 
das Sozialgesetzbuch  Achtes Buch (SGB VIII – Kinder- und Jugendhilfe). Dieses verpflichtet 
die öffentlichen Träger der Jugendhilfe dazu, junge Menschen in ihrer individuellen und 
sozialen Entwicklung zu fördern, Benachteiligungen abzubauen sowie positive 
Lebensbedingungen für Kinder, Jugendliche und ihre Familien zu schaffen. Darüber hinaus 
soll die Jugendhilfe dazu beitragen, junge Menschen zu eigenvera ntwortlichen  und 
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeiten zu entwickeln. Diese gesetzliche Zielsetzung macht 
deutlich, dass Jugendpolitik nicht ausschließlich sozialpolitische Aufgaben erfüllt, sondern 
zugleich einen wichtig en Beitrag zur demokratisch en Bildung und politische n Sozialisation 
leistet. Kommunale Jugendpolitik besitzt damit sowohl eine sozialpädagogische als auch eine 
demokratiefördernde Funktion.



Im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung trägt die Stadt Hamm die Verantwortung für 

die Planung, Organisatio n  und Weiterentwickl ung ihrer Jugendhilfe- und 
Beteiligungsangebote. Die politischen Entscheidungen über jugendpolitische Maßnahmen 

werden durch den Rat der Stadt sowie dessen Fachausschüsse getroffen. Innerhalb der 
Verwaltung übernimmt insbesondere das für Jugend zuständige Fachamt die operative 
Umsetzung politischer Beschlüsse. Zu seinen Aufgaben gehören unter anderem die Planung 
und Koordinierung der Kinder- und Jugendhilfe, die Zusammenarbeit mit freien Trägern, die 

Förderung von Jugendprojekten sowie die Entwicklung kommunaler Strategien zur 
Verbesserung der Lebensbedingungen junger Menschen. Darüber hinaus erfolgt eine enge 
Zusammenarbe i t  mit weitere n Verwaltungsbereichen ,  beispielsweis e den Fachbereich en 
Bildung, Schule, Kultur, Sport, Integration, Stadtentwick lung oder Sozialplanung, da  
jugendpolitische Fragestellunge n zahlre i c he kommunale Aufgabenfelder betreffen.

Ein zentrales Merkmal kommunaler  Jugendpolitik ist ihre Netzwerkstruktur. Die Umsetzung 
jugendpolitischer Ziele erfolgt nicht ausschließlich durch die Stadtverwaltung, sondern in 
Kooperation mit einer Vielzahl unterschiedlicher Akteure. Hierzu zählen insbesondere freie 
Träger der Kinder- und Jugendhilfe, Wohlfahrtsverbände, Jugendverbände, kirchliche 

Organisationen, Sportvereine, kulturelle Einrichtungen, Schulen, Kindertageseinrich tungen 
sowie weitere zivilgesellschaftliche Organisationen. Dieses Netzwerk ermöglicht es, 
unterschiedliche Kompetenzen zu bündeln und vielfältige Angebote für junge Menschen 
bereitzustellen. Gleichzeitig trägt die Zusammenarbeit verschiedener Institutionen dazu bei, 
unterschiedliche Lebenslagen junger Menschen besser zu berücksichtigen und passgenaue 
Unterstützungs- sowie Beteiligungsangebote zu entwickeln.

Eine besondere Stellung innerhalb der kommunalen Jugendpolitik nimmt der  
Jugendhilfeausschuss ein. Er  stellt ein gesetzlich  vorgeschriebenes Gremium der  kommunalen 
Jugendhilfe dar  und verbindet politische Entscheidungsprozesse  mit fachlicher Expertise aus 
Verwaltung und Zivilges ellschaf t. Im Jugendhilfeausschuss arbeiten Vertreter innen und 
Vertreter des Stadtrates gemeinsam mit Fachkräften der Jugendhilfe sowie Repräsentantinnen 
und Repräsentanten freier Träger zusammen. Diese institutionelle Zusammensetzung 
gewährleistet, dass jugendpolitische Entscheidungen sowohl politische als auch fachliche 
Perspektiven berücksichtigen. Gleichzeitig eröffnet sie Möglichkeiten, Erfahrungen aus der 
praktischen Kinder- und Jugendarbeit unmittelbar in kommunale Entscheidungsprozesse  
einzubringen.

Neben den institutio n ellen Strukturen spielen Einrichtunge n der offenen Kinder- und 
Jugendarbeit eine zentr ale Rolle innerhalb der kommunalen Jugendpolitik. Jugendzentr en, 
Jugendtreffs, mobile Jugendarbeit sowie aufsuchende Angebote schaffen niedrigschwellig e 
Begegnungsräume für junge Menschen und ermöglichen informelle Bildungsprozesse 
außerhalb schulischer Kontexte. Diese Einrichtungen übernehmen vielfältige Aufgaben. Sie 
fördern soziale Kompetenzen, unterstützen die Persönlichkeitsentwicklung, bieten Freizeit-
und Bildungsangebote an und schaffen Möglichkeiten zur demokratischen Mitbestimmung. 
Gleichzeitig dienen sie häufig als erste Anlaufstellen für Jugendliche bei persönlichen oder 

sozialen Problemen und tragen damit wesentlich zur gesellschaftlichen Integration bei. Für 

die politische Sozialisation besi t z e n diese Einrichtunge n eine besondere Bedeutung, da junge 
Menschen dort Mitbestimmu n g  praktisch erleben und erste Erfahrungen demokratisch er 
Entscheidungsprozesse sammeln können.

Ein weiterer zentra l e r Bestandteil kommunaler Jugendpolitik ist die Kooperation mit Schulen. 
Schulen stellen die wichtigste institut i onelle Sozialisationsin s tanz neben der Familie dar und 
übernehmen eine entscheidende Rolle bei der Vermittlung demokratischer Werte und



politischer Bildung. Kommunale Jugendpolitik unterstützt Schulen durch Angebote der 
Schulsozialarbeit,  der Jugendsozialarbeit, der  Berufsorientierung sowie durch Projekte 
politischer Bildung. Darüber hinaus bestehen Kooperationen mit Einrichtungen der offenen 
Kinder- und Jugendarbeit, kulturellen Institutionen oder Sportvereinen. Diese Vernetzung  
trägt dazu bei, formale und informelle Bildungsprozesse miteinander zu verbinden und jungen 
Menschen vielfältige Entwicklungsmöglichkeiten zu eröffnen.

Die Beteiligung junger Menschen bildet einen weitere n wesentlichen Baustein  kommunaler 
Jugendpolitik. Moderne Jugendpolitik versteht Jugendliche nicht ausschließlich als 
Adressatinnen und Adressaten kommunaler Leistungen, sondern als eigenständige Akteure 

demokratischer Entscheidungsprozesse . Daraus ergibt sich die Verpflichtung, geeignete 
Beteiligungsstrukturen zu schaffen, die eine aktive Mitwirkung junger Menschen 
ermöglichen. In vielen Kommunen werden hierfür Jugendparlamente, Jugendforen, 
Beteiligungswerkstätten oder projektbezogene Dialogformate eingerichtet. Ziel dieser 
Beteiligungsinstrumente ist es, Jugendlichen die Möglichkeit zu geben, ihre Interessen zu 
artikulieren, kommunale Entwickl ungen mitzugestalten und politisch e Selbstwirksamk eit zu 
erfahren. Die Qualität solcher Beteiligungsstrukturen hängt jedoch entscheidend davon ab, ob 
die eingebrachten Vorschläge tatsächlich Berücksichtigung finden und die Ergebnisse 
transparent kommuniziert werden.

Auch die Digitalisierung beeinflusst die Strukturen kommunaler Jugendpolitik zunehmend. 
Junge Menschen kommunizieren heute überwiegend digital und erwarten entsprechende 
Beteiligungs- und Informationsangebote. Kommunale Verwaltungen stehen daher  vor der 
Aufgabe, digitale Beteiligungsplattformen, Online-Befragungen oder interak tive 
Kommunikationsformate zu entwi c keln und gleichzeitig Datenschutz, Transparenz sowie 
Barrierefreihe i t  sicherzustellen .  Digitale Angebote erweitern die Reichweite kommunaler 
Jugendpolitik und ermöglichen eine niedrigschwellige Beteiligung unabhängig von Zeit und 

Ort. Gleichzeitig ersetzen sie persönliche Begegnungen nicht vollständig, sondern ergänzen 

bestehende Beteiligungsformate sinnvoll. Erfolgreiche Jugendpolitik zeichnet sich daher 
zunehmend durch die Kombination analoger und digitaler  Beteiligungsstrukturen aus.

Für die Stadt Hamm ergeben sich aus diesen Entwicklungen vielfältige Anforderungen an die 
organisatorische Gestaltung ihrer Jugendpolitik. Die zunehmende gesellschaftliche Diversität, 
der demografische Wandel, die Digitalisierung sowie veränderte Erwartungen junger 

Menschen an politisch e Beteiligung erfordern eine kontinuierliche  Weiterentwickl ung 
bestehender Strukturen. Kommunale Jugendpolitik muss flexibel auf neue  Herausforderungen 
reagieren und gleichzeitig langfristige Planungssicherheit gewährleisten. Hierzu gehört eine 

enge Zusammenarbe i t  zwischen Politik, Verwaltung und Zivilges ellschaf t ebenso wie die 
regelmäßige Evaluation bestehender Angebote und die Einbeziehung junger Menschen in 
deren Weiterentwickl ung.

Ein weiterer wichtiger Aspekt betrifft die sozialraumo r ientierte Ausrichtung kommunaler 
Jugendpolitik. Die Lebensbedingunge n junger Menschen unterscheiden sich innerhalb der 
Stadt Hamm teilweise  erheblich. Stadtbezirke weisen unterschiedlich e soziale, wirtscha ftliche 
und kulturelle Strukturen auf, die sich unmittelbar auf Bildungs- und Beteiligungschanc e n 
auswirken. Kommunale Jugendpolitik muss diesen Unterschieden Rechnung tragen und ihre 
Angebote an den jeweiligen Bedürfnissen einzelner Quartiere orientieren. 
Sozialraumorientierte Planung ermöglicht es, vorhandene Ressourcen gezielt einzusetzen, 
Benachteiligungen abzubauen und Beteiligungsmöglichkeiten dort zu schaffen, wo junge 
Menschen ihren Alltag verbringen. Dadurch kann politische Teilhabe auch für bislang  
weniger erreicht e  Zielgruppen verbessert werden.



Neben der organisatoris chen Struktur spielt die finanz i e l l e  Ausstattung kommunaler 
Jugendpolitik eine entscheidende Rolle. Umfang und Qualität jugendpolitischer Angebote 
hängen wesentlich von den verfügbaren personellen und finanziellen Ressourcen ab. 
Investitionen in Kinder- und Jugendarbeit, politische Bildung, Beteiligungsprojekte sowie 
digitale Infrastruktur stellen langfristige Investitionen  in die demokratisch e Entwicklung einer 
Kommune dar. Gleichzeitig stehen Kommunen häufig vor der Herausforderung, begrenzte 
finanzielle Mittel auf unterschiedlich e Aufgabenbereich e zu verteilen. Eine nachhaltige  
Jugendpolitik erfordert daher  eine strategische Priorisierung sowie eine langfristige  Sicherung 
erfolgreicher Angebote.

Zusammenfassend zeigt sich, dass die Strukturen der kommunalen Jugendpolitik in der Stadt 
Hamm auf einem komplexen Netzwerk politischer ,  administr ativer und zivilgesells chaftlicher  
Akteure beruhen. Gesetzliche  Grundlagen, kommunale Selbstverwaltung, fachlich e Expertise 
sowie die Zusammena rbeit unterschiedlich er Institutionen bilden gemeinsam den  
organisatorischen Rahmen für die Förderung junger Menschen. Gleichzeitig stehen diese 
Strukturen vor der Aufgabe, sich kontinuierlich an gesellschaftliche Veränderungen 

anzupassen und den Bedürfnissen einer zunehmend vielfältigen und digital geprägten jungen 

Generation gerecht zu werden. Entscheidend für den Erfolg kommunaler Jugendpolitik ist 
dabei nicht allein das Vorhandensein institutioneller Strukturen, sondern deren tatsächliche 

Wirksamkeit im Hinblick auf demokratisch e Beteiligung, politisch e Selbstwirksamk eit und 
gesellschaftliche Integration. Die Analyse dieser Strukturen bildet die Grundlage für die 

nachfolgenden Kapitel, in denen  die konkreten Beteiligungsinstrumen te, Projekte sowie deren  
Beitrag zur Verringerung politischer Entfremdung junger Menschen in der Stadt Hamm näher 
untersucht werden.

5.2 Jugendamt, freie Träger, Schulen und Vereine  – Die 
Kooperationslandschaft der kommunalen Jugendpolitik in  Hamm

Eine wirksame kommunale Jugendpolitik setzt voraus, dass unterschiedlich e Institutionen  und 
Akteure eng zusammenarbeiten und ihre jeweiligen Kompetenzen bündeln. Die 

Herausforderungen, mit denen  Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene heute konfrontiert 
sind, lassen sich weder durch einzelne Behörden noch durch isolierte Maßnahmen bewältigen. 

Themen wie politische Bildung, gesellschaftliche Integration, Chancengleichheit, Prävention, 
Demokratieförderung oder die Unterstützung beim Übergang in Ausbildung und Beruf 
überschreiten die Zuständigkeiten einzelner Einrichtungen und erfordern ein koordiniertes 
Zusammenwirken verschied ener gesellschaf tlicher Akteure. Aus diesem Grund basiert die 
kommunale Jugendpolitik der Stadt Hamm – wie auch in  anderen Kommunen Deutschlands – 
auf einem kooperativen Netzwerk, das öffentliche Einrichtungen, freie Träger der  
Jugendhilfe, Bildungseinrichtungen, Vereine, Verbände sowie weitere zivilgesellschaftliche 
Organisationen miteinander verbindet. Dieses Netzwerk bildet die Grundlage dafür, jungen 

Menschen vielfältige Bildungs-, Unterstützungs- und Beteiligungsangebote bereitzustellen  
und gleichzeitig politische sowie soziale Teilhabe nachhaltig zu fördern.

Im Zentrum dieser Kooperationslandsc haft steht das  Jugendamt der  Stadt Hamm. Als 
öffentlicher Träger der Kinder- und Jugendhilfe übernimmt es die gesetzlich verankerte 
Gesamtverantwortung für die Planung, Steuerung und Koordination jugendpolitischer 
Maßnahmen. Seine Aufgaben ergeben sich insbesondere aus dem Achten Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB VIII), das die Förderung der Entwicklung junger Menschen, den 
Schutz ihres Wohls sowie die Schaffung positiver Lebensbedingungen als zentr ale Ziele



definiert. Das Jugendamt erfüllt dabei sowohl administrative als auch koordinierende 
Funktionen. Es entwi c kelt kommunale Konzepte, plant Angebote der Kinder- und 
Jugendhilfe, finanziert und begleitet Projekte freier Träger, koordiniert Beteiligungsprozesse 
und arbeitet mit zahlreichen weiteren Institutionen  zusammen. Gleichzeitig fungiert es als 
zentrale Schnittstelle zwischen Politik, Verwaltung und Zivilgesellschaft und trägt damit 

maßgeblich zur Umsetzung kommunaler Jugendpolitik bei.

Die Aufgaben des Jugendamtes reichen weit über klassische Unterstützungsleistungen hinaus. 
Neben der Beratung von Familien und jungen Menschen umfasst das Aufgabenspektrum  
unter anderem die Förderung der offenen Kinder- und Jugendarbeit, die Jugendsozialarbeit, 
den erzieherischen Kinder- und Jugendschutz, die Schulsozialarbeit sowie Maßnahmen der 

politischen Bildung und Jugendbeteiligung. Darüber hinaus ist das Jugendamt an der 
kommunalen Jugendhilfeplanung beteiligt,  die eine bedarfsgere c hte Weiterentwickl ung der 
Angebote sicherstellen  soll. Diese Planungsfunktion besitzt insbesondere im Hinblick auf 
gesellschaftliche Veränderungen wie Digitalisierung, demografischen Wandel oder 
zunehmende kulturelle Vielfa l t  eine hohe Bedeutung. Ziel ist  es, die Angebote kontinuierlich  
an die Bedürfnisse junger Menschen anzupassen und bestehende Versorgungslücken  
frühzeitig zu erkennen.

Ein wesentlich er Bestandteil der kommunalen Jugendpolitik ist  die Zusammenarbe i t  mit 
freien Trägern der Kinder- und Jugendhilfe. Freie Träger übernehmen einen erheblichen Teil 
der praktischen Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und Familien und ergänzen die Leistungen 
des öffentlichen Trägers durch vielfältige pädagogische, soziale und kulturelle Angebote. 
Hierzu zählen unter anderem Wohlfahrtsverbände, Jugendverbände, kirchliche 

Organisationen, gemeinnützige Vereine sowie weitere soziale Einrichtungen. Die 
Zusammenarbeit zwischen öffentlichem und freiem Träger folgt dem im deutschen 
Jugendhilferecht verankerten Subsidiaritätsprinzip. Dieses sieht vor, dass Leistungen der 
Kinder- und Jugendhilfe möglichst von freien Trägern erbracht werden, während das 
Jugendamt die Gesamtverant wortung sowie die Planung und Finanzierung sicherstellt.  
Dadurch entsteht ein arbeitsteiliges System, das fachliche Vielfalt fördert und 

unterschiedliche pädagogische Ansätze ermöglicht.

Freie Träger übernehmen in der Stadt Hamm vielfältige Aufgaben. Sie betreiben 
Jugendzentren und Jugendtreffs, organisier en Ferienprogramme, Freizeitangebot e  und 
Bildungsprojekte, bieten Beratung für Jugendliche und Familien an und unterstützen junge 

Menschen in schwierigen Lebenslagen. Darüber hinaus engagieren sie sich in der politischen 
Bildung, der Demokratieförderung sowie der Prävention von Extremismus und 
Diskriminierung. Aufgrund ihrer häufig niedrigschwelligen und lebensweltorientierten 
Arbeitsweise erreichen freie Träger oftmals Zielgruppen, die gegenüber staatlichen 
Institutionen eine größere Distanz aufweisen. Sie leisten damit einen wichtigen Beitrag zur 
sozialen Integration und zur Förderung demokratischer Teilhabe.

Eine weitere tragende Säule der kommunalen Kooperationslandschaft bilden die Schulen. Sie 
sind nicht nur Orte formaler Bildung, sondern übernehmen zugleich zentrale Aufgaben der 

politischen Sozialisation und gesellschaf tlichen Integration. Schulen vermitteln  demokratisch e 
Werte, fördern politische Urteilsfähigkeit und schaffen Möglichkeiten der Mitbestimmung 
durch Schülervertretungen, Projektarbeit oder schulische Beteiligungsformate. Darüber hinaus 
arbeiten sie eng mit dem Jugendamt sowie freien Trägern zusammen. Schulsozialarbeit, 
Präventionsprogramme, Berufsorientierung, Ganztagsangebote oder Projekte zur 
Demokratiebildung entstehen häufig in gemeinsamer Verantwortung unterschiedlicher



Institutionen. Diese Zusammenarbeit ermöglicht es, schulische Bildung mit 
sozialpädagogischer Unterstützung und außerschulischen Lernangeboten zu verbinden.

Gerade im Hinblick auf politische Entfremdung besitzen Schulen eine besondere Bedeutung. 
Sie erreichen nahezu alle Jugendlichen unabhängig von ihrer sozialen oder kulturellen 
Herkunft und bieten damit ideale Voraussetzungen, demokratische Kompetenzen frühzeitig 

zu fördern. Gleichzeitig können sie Beteiligung praktisch erfahrbar machen, indem 
Schülerinnen und Schüler in schulische Entscheidungsprozesse einbezogen werden und 
Verantwortung innerhalb der Schulgemeinschaft übernehmen. Kooperationen mit der 

Stadtverwaltung, lokalen Politikerin n en und Politikern oder zivilges ellschaf tlichen 
Organisationen erweitern darüber hinaus den schulischen Lernraum und schaffen direkte 
Berührungspunkte zwischen Jugendlichen und kommunaler Politik.

Neben Jugendamt, freien Trägern und Schulen übernehmen Vereine und Verbände eine 

bedeutende Funktion innerhalb der kommunalen  Jugendpolitik. Sportvereine, Musikvereine, 
kulturelle Initiativen, Umweltorganisationen, Jugendverbände sowie kirchliche Gruppen  
bieten jungen Menschen Möglichkeiten zur Freizeitgestaltung, sozialen Integration und 
ehrenamtlichen Mitwirkung. Ehrenamtliches Engagement fördert  
Verantwortungsbewusstsein, Teamfähigkeit, Konfliktlösungskompetenzen und demokratische 
Handlungskompetenz. Jugendliche lernen dort, gemeinsame Entscheidungen zu  treffen, 
Verantwortung für andere zu übernehmen und eigene Interessen innerhalb einer Gemeinschaft 
zu vertreten. Solche Erfahrungen besitzen einen hohen Wert für die politische Sozialisation 
und stärken langfristig die Bereitschaft zur gesellschaftlichen Beteiligung.

Die Vereinslandsch aft in Hamm stellt damit einen wichtigen Bestandteil der kommunalen 
Bildungs- und Beteiligungsstruktur dar. Gleichzeitig stehen viele Vereine vor 
Herausforderungen, die sich aus veränderten Freizeitgewohnheiten junger Menschen ergeben. 
Langfristige Mitgliedschaften verlieren teilweise an Attraktivität, während projektbezogene 

und flexible Engagementform e n an Bedeutung gewinnen. Vereine und Verbände reagieren 

zunehmend auf diese Entwickl ung, indem sie ihre Angebote modernisieren, digi t a l e  
Kommunikationswege nutzen und niedrigschwellige Beteiligungsmöglichkeiten schaffen.  
Eine enge Zusammenarbe i t  mit Schulen und dem Jugendamt kann dazu beitrag en, junge 
Menschen frühzeitig für ehrenamtliches Engagement zu gewinnen und Übergänge zwischen 
unterschiedlich en Beteiligungsformen zu erleichtern.

Die zunehmende Digitalisierung verändert auch die Kooperationslandschaft der kommunalen 
Jugendpolitik. Digitale Kommunikationsplattf o r men erleichter n  den Austausch zwischen den 
beteiligten Institutionen und ermöglichen eine schnellere Koordination gemeinsamer Projekte. 
Gleichzeitig entstehen neue Formen der Zusammenarbeit,  etwa durch digi t a l e  
Beteiligungsverfahren, gemeinsame Informationsplattformen oder virtu elle Netzwerke 
zwischen Schulen, Jugendhilfe und Verwaltung. Für die Stadt Hamm eröffnet dies die 
Möglichkeit, bestehende Kooperationen effizienter zu gestalten und junge Menschen über 

digitale Kanäle besser zu erreichen. Voraussetzung hierfür ist jedoch eine ausreichende  
digitale Infrastruktur sowie die kontinuierliche Weiterentw icklung digitaler Kompetenz e n 
innerhalb aller beteiligten Einrichtunge n.

Trotz der grundsätzlich gut ausgebauten Kooperationsstrukturen bestehen auch 
Herausforderungen. Unterschiedliche institutionelle Zuständigkeiten, begrenzte personelle 
und finanzielle Ressourcen sowie verschiedene organisatorische Kulturen können die 

Zusammenarbeit erschweren. Hinzu kommt, dass Projekte häufig  zeitlich befris tet finanziert 
werden und dadurch langfristige  Planungssicherheit fehlt. Auch der Informationsaustausch



zwischen den  beteiligten Institutionen gestaltet sich nicht immer reibungslos. Eine 
erfolgreiche kommunale Jugendpolitik erfordert daher  verbindliche Kooperationsstrukturen, 
regelmäßige Abstimmungsprozesse sowie eine gemeinsame strategische Zielsetzung. 
Insbesondere bei komplexen Themen wie Demokratieförderung, Integration oder Prävention 

politischer Entfremdung ist eine koordinierte Zusammenarbe i t  aller beteiligten Akteure 
unverzichtbar.

Für die Stadt Hamm ergibt sich daraus die Aufgabe, bestehende Netzwerke kontinuierlich 
weiterzuentwickeln und die Zusammenarbeit zwischen Jugendamt, Schulen, freien Trägern, 

Vereinen sowie weiteren gesellschaftlichen Akteuren nachhaltig zu stärken. Von besonderer 
Bedeutung ist  dabei die konsequente Einbindung junger Menschen selbst. Kooperation sollte 
sich nicht ausschließlich auf institutionelle Akteure beschränken, sondern Jugendliche als 
aktive Partner innen und Partner in  Planungs- und Entscheidungsprozesse  einbeziehen. Nur 
wenn ihre Perspektiven frühzeitig berücksichtigt werden, können Angebote entstehen, die den 
tatsächlichen Bedürfnissen und Erwartungen der jungen Generation entsprechen.

Darüber hinaus gewinnt eine sozialraumorientierte Kooperation zunehmend an Bedeutung. 
Unterschiedlich e Stadtbezirke der  Stadt Hamm weisen verschiedene soziale und 
demografische Strukturen auf, die eine differen zierte Ausgestaltung jugendpolitische r 
Angebote erforderlich machen. Lokale Netzwer k e zwischen Schulen, Jugendzentren, 
Vereinen, Quartiersmanagement und kommunaler Verwaltung können dazu beitragen, 

Angebote besser auf die jeweilige n Lebenslagen junger Menschen abzustimmen. Gleichz e i t i g 
fördern sie kurze Kommunikationswege und erleichtern die Beteiligung Jugendlicher an 
kommunalen Entwicklungsprozesse n.

Zusammenfassend zeigt sich, dass die Kooperationslandschaf t der  kommunalen Jugendpolitik 
in Hamm auf einem vielschichtigen Netzwerk öffentlicher und zivilgesellschaftlicher Akteure 
basiert. Das Jugendamt übernimmt hierbei die koordinierende Gesamtverantwortung,  
während freie Träger, Schulen, Vereine und weitere Organisationen einen wesentlichen Teil 
der praktischen Arbeit leisten. Die enge Zusammenarbe i t  dieser Institutionen schafft  
vielfältige Bildungs-, Unterstützungs- und Beteiligungsangebote und bildet eine wesentliche 
Voraussetzung für die Förderung demokratischer Teilhabe. Gleichzeitig erfordert die 
zunehmende Komplexität gesellschaftlicher Herausforderungen eine kontinuierliche 
Weiterentwickl ung der bestehenden Kooperationsstrukturen. Eine erfolgreiche Jugendpolitik 
zeichnet sich daher nicht allein durch ein breites Angebot einzelner Maßnahmen aus, sondern 
vor allem durch eine funktionierende Zusammenarbe i t  aller beteiligten Akteure sowie die 
konsequente Einbindung junger Menschen in  die Gestaltung ihrer eigenen Lebenswelt. Diese 
Kooperationslandschaft bildet die Grundlage für die im folgenden Kapitel dargestellte  
Analyse konkreter Beteiligungsformate und ihrer Wirksamkeit im Hinblick auf die Prävention 
politischer Entfremdung in der Stadt Hamm.

5.3 Bestehende Beteiligungsformate (z. B.  Jugendforum, 
Schülervertretungen)

Die Beteiligung junger Menschen an politische n und gesellschaf tlichen 
Entscheidungsprozessen gehört zu den zentralen Zielen moderner kommunaler Jugendpolitik. 
Demokratische Teilhab e soll nicht erst mit Erreichen des Wahlalters beginnen, sondern



bereits im Kindes- und Jugendalter durch geeignete Beteiligungsstrukturen ermöglicht und 

eingeübt werden. Kommunale Beteiligungsformate schaffen hierfür institutionelle 
Rahmenbedingungen, in denen  junge Menschen ihre Interessen artikuliere n, politisch e 
Prozesse kennenlernen und eigene Gestaltungsideen  in  kommunale Entscheidungen 
einbringen können. Gleichzeitig dienen sie der Förderung politischer Selbstwirksamkeit, 
indem Jugendliche erleben, dass ihre Meinungen ernst genommen werden und tatsächliche 

Auswirkungen auf ihr Lebensumfeld haben können. Vor dem Hintergrund der zuvor 

dargestellten Herausforderungen politische r Entfremdung kommt der  Analyse bestehe nder 
Beteiligungsformate in der  Stadt Hamm eine besondere Bedeutung zu.

Die Stadt Hamm verfolgt seit mehreren Jahren das Ziel, Beteiligungsmöglichkeiten für junge 
Menschen systematisch auszubauen und auf unterschiedlich e Altersgruppen sowie 
Lebenswelten auszurichten. Dabei wird nicht ausschließlich auf ein einzelnes 
Beteiligungsgremium gesetzt, sondern auf eine Vielzahl unterschiedlich er Formate, die 
sowohl institutionelle als auch projektbezogene Beteiligung ermöglichen. Dieser Ansatz 
berücksichtigt die Erkenntnis, dass Jugendliche sehr unterschiedliche Erwartungen an 
politische Mitwirkung haben und klassische langfristige  Mitgliedschaf ten zunehmend durch 
flexible, themenbezogene Beteiligungsformen ergänzt werden müssen. Gleichzeitig verfolgt 
die Stadt das Ziel, möglichst viele junge Menschen unabhängig von sozialer Herkunft, 
Bildungsniveau oder kulturellem Hintergrund zu erreichen.

Ein zentrales Element der kommunalen Beteiligungslandschaf t bilden die Jugendforen. Seit 
2018 wurden in allen neun Sozialräumen der Stadt Hamm Jugendforen aufgebaut 
beziehungsweise durchgeführt. Diese sind an die jeweilige Stadtteiljugendarbeit angebunden 
und verfügen über ein eigenes jährliches Budget, über dessen Verwendung die Jugendlichen 
selbst entscheiden. Die Jugendforen werden durch die Werkstadt für Demokratie und 

Toleranz im Rahmen des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ begleitet und unterstützt. 

Neben Projekten in den einzelne n Stadtteilen organisieren sie auch  stadtw eite Aktionen und 
Kampagnen zu  gesellschaf tlichen und politische n Themen.

Die Jugendforen verfolgen einen bewusst lebensweltorien tierten Ansatz. Im Mittelpunkt  
stehen Themen, die den Alltag junger Menschen unmittelbar betreffen, beispielsweis e 
Freizeitangebote, Sportflächen, kulturelle Veranstaltungen, Umwelt- und Klimaschutz oder  
die Gestaltung öffentlicher Räume. Jugendliche können eigene Ideen entwickeln, Projekte 
planen und diese gemeinsam mit der Stadtverwaltu n g ,  lokalen Politikerin n en und Politikern 
oder freien Trägern umsetzen. Ziel ist es, politische Beteiligung möglichst niedrigschwellig zu 
gestalten und demokratisch e Prozesse unmittelbar erfahrbar zu machen. Gleichzeitig  
erwerben die Teilnehmende n Kompetenzen in den Bereiche n Projektplanung, Teamarbeit, 
Kommunikation sowie demokratisch e Entscheidungsfindung.

Besonders hervorzuheben ist, dass die Jugendforen nicht ausschließlich beratende Funktionen 
besitzen, sondern über finanzielle Gestaltungsspielräume verfügen. Jedes Forum erhält ein 

eigenes Budget, mit dem kleine re Projekte im jeweilige n Stadtteil eigenvera ntwortlich 
umgesetzt werden können. Diese finanzielle Eigenverantwortung stärkt das Gefühl politischer 
Selbstwirksamk eit, da Jugendliche unmittelbar erleben, dass ihre Entsche i dungen konkrete 
Veränderungen bewirken können. Gleichzeitig fördert dieses Modell 
Verantwortungsbewusstsein sowie den bewussten Umgang mit öffentlichen Ressourcen. Der 
aktuelle Kinder- und Jugendförderplan der Stadt Hamm hebt die Jugendforen ausdrücklich als 
Instrument hervor, um Jugendliche zur aktiven Mitwirkung an politische n Entscheidungen zu 
befähigen und ihre Beteiligung dauerhaft zu stärken.



Neben den Jugendforen stellen die Schülervertretungen (SV) einen weiteren bedeutenden 
Baustein demokratischer Beteiligung dar. Nahezu alle weiterführenden Schulen verfügen über 
gewählte Schülervertretungen, die die Interessen der Schülerinnen und Schüler gegenüber 

Schulleitung und Lehrkräften vertreten. Sie wirken bei schulischen Entscheidungen mit, 
organisieren Projekte und Veranstaltungen und beteiligen  sich an  schulischen 
Entwicklungsprozessen. Darüber hinaus vermitteln sie demokratische Kompetenzen wie 
Diskussion, Mehrheitsentscheidungen, Kompromissbildung und Verantwortungsübernahme. 

Für viele Jugendliche stellt die Mitarbeit in der Schülervertretung die erste kontinuierliche 
Erfahrung mit demokratischen Entscheidungsprozesse n dar.

Die Bedeutung der Schülervertretungen reicht dabei über den schulischen Bereich hinaus. Sie 
fördern nicht nur die Identifikation mit der eigenen Schule, sondern stärken auch politische 
Kompetenzen, die für spätere gesellschaftliche Beteiligung von Bedeutung sind. Jugendliche 
lernen, Interessen zu vertreten, Anträge zu formulieren, mit unterschiedlichen Meinungen 
umzugehen und gemeinsam Lösungen zu entwickeln. Gleichzeitig entstehen häufig 

Kooperationen zwischen Schulen, Stadtverwaltung und außerschulischen Partnern, wodurch 
schulische Beteiligung mit kommunaler Jugendpolitik verknüpft wird. Diese Verbindung 
erleichtert den Übergang von schulischer Mitbestimmung zu kommunalem Engagement.

Ergänzend bestehen zahlreiche projektbezogene Beteiligungsformate. Hierzu zählen 

Workshops, Zukunftswerkstätten, Beteiligungstage, Jugendkonferenzen, 
Beteiligungswerkstätten oder themenspezifische Dialogveranstaltungen. Solche Formate 
werden häufig eingesetzt, wenn konkrete kommunale Planungen anstehen, beispielsweise die 
Gestaltung öffentlicher Plätze, der Ausbau von Freizeitangeboten oder die Entwicklung neuer 
Mobilitätskonzepte. Projektbezogene Beteiligung besitzt den Vorteil, dass sie zeitlich  
begrenzt ist  und sich auf konkrete Fragestellunge n konzentriert. Dadurch spricht sie 
insbesondere Jugendliche  an, die sich nicht dauerhaft in  politischen Gremien engagieren 
möchten, sich jedoch für einzelne Themen interessieren.

Darüber hinaus gewinnen digitale Beteiligungsformate zunehmend an Bedeutung. Die 
fortschreitende Digitalisierung verändert auch die kommunale Jugendbeteiligung. Online-
Befragungen, digitale Ideenplattformen, Beteiligungsportale oder soziale Medien ermöglichen 

eine orts- und zeitunabhängige Mitwirkung. Gerade junge Menschen, die klassische 
Sitzungsformate als wenig attraktiv empfinden, können über digitale 

Beteiligungsmöglichkeiten leichter erreicht werden. Gleichzeitig erleichtern digitale 
Werkzeuge die Kommunikatio n  zwischen Verwaltung, Politik und Jugendlichen  und 
ermöglichen eine schnellere Rückmeldung zu eingebrachten Vorschlägen. Dennoch ersetzen 
digitale Formate den persönlichen Austausch nicht vollständig, sondern ergänzen bestehende 
Beteiligungsstrukturen sinnvoll.

Ein weiterer wichtiger Bereich  politischer Beteiligung findet innerhalb der  offenen Kinder-und
Jugendarbeit statt. Jugendzentren, Stadtteiltreffs und Einrichtungen freier Träger fördern 
demokratische Mitbestimmu n g  im Alltag, indem Jugendliche an der  Planung von 
Veranstaltungen, Freizeitangebot e n oder Projekten beteiligt werden. Solche informellen 
Beteiligungsformen besitzen häufig einen besonders niedrigschwelligen Charakter und 
erreichen auch Jugendliche, die sich bislang nicht für formale politische Beteiligungsangebote 
interessieren. Demokratisch e Erfahrungen entstehen hier weniger  durch institut i onelle 
Verfahren als durch gemeinsame Entscheidungen im alltäglichen Zusammenleben.

Auch Vereine und Jugendverbände leisten einen wichtigen Beitrag zur politischen 
Beteiligung junger Menschen. Sportverein e, Musikvereine, kirchliche Jugendgruppen,



Umweltorganisationen oder kulturelle Initiativen bieten zahlreiche Möglichkeiten 

ehrenamtlichen Engagements. Jugendliche übernehmen dort Verantwortung, organisieren 
Veranstaltungen, treffen Entscheidungen innerhalb ihrer Gruppen und erleben demokratisch e 
Prozesse in der praktischen Zusammenarbeit. Solche Erfahrungen fördern politische 
Kompetenzen, auch wenn sie nicht unmittelbar im Kontext kommunaler Politik stattfinden.

Trotz der Vielzahl  bestehender Beteiligungsangebot e  bestehen weiterhin Herausforderungen. 
Ein zentrales Problem liegt in der begrenzten Reichweite vieler Beteiligungsformate. Häufig 

beteiligen sich vor allem Jugendliche, die bereits über ein ausgeprägtes politisches Interesse 
oder günstige soziale Voraussetzungen verfügen. Dagegen werden Jugendliche aus sozial 
benachteiligten Lebenslagen, mit geringerem Bildungsniveau oder eingeschränkten 

Deutschkenntnissen oftmals seltener erreicht . Dadurch besteht die Gefahr, dass bestehende 
Beteiligungsangebote soziale Ungleichheiten unbeabsichtigt verstärken. Kommunale 

Jugendpolitik steht deshalb vor der Aufgabe, Beteiligungsformate noch stärker 

sozialraumorientier t, inklusiv und niedrigschwellig  zu gestalten . 

Ein weiterer Kritikpunkt betrifft die Wahrnehmung politische r Wirksamkeit. 
Beteiligungsangebote entfalten ihre demokratiefördernde Wirkung nur dann vollständig, wenn 

Jugendliche erkennen können, dass ihre Beiträge tatsächlich Einfluss auf politische 
Entscheidungen besitzen. Bleiben Rückmeldungen aus oder werden Ergebnisse nicht 
nachvollziehbar kommuniziert,  entsteht leicht der  Eindruck symbolisch er Beteiligung. Gerade 
junge Menschen reagieren sensibel auf Beteiligungsverfahren, deren  Ergebnisse nicht sichtbar 
werden. Transparenz, kontinuierliche  Kommunikatio n  und nachvollziehbare 
Entscheidungsprozesse sind daher wesent l i c he Voraussetzungen erfolgreicher 
Jugendbeteiligung.

Auch die Bekannth eit bestehender Beteiligungsangebot e  stellt eine Herausforderung dar. 
Zahlreiche Jugendliche wissen nur wenig über die vorhandenen Möglichkeiten kommunaler 
Mitwirkung. Obwohl in  Hamm verschied ene Beteiligungsformate existier en, erreichen 
Informationen darüber nicht immer alle Zielgruppen gleichermaßen. Schulen, Jugendzentren, 
soziale Medien sowie Kooperationen mit Vereinen und freien Trägern können dazu beitragen, 
die Sichtbarkeit bestehender Angebote zu erhöhen und neue Zielgruppen anzusprechen. Eine 
moderne Beteiligungspolitik muss deshalb nicht nur attraktive Formate entwick eln, sondern 
diese auch verständlich kommunizieren und dauerhaft in den Lebenswelten junger Menschen 
verankern.

Für die Stadt Hamm bieten die bestehenden Beteiligungsstrukturen dennoch eine solide 
Grundlage, um demokratisch e Teilhab e junger Menschen weiter auszubauen. Insbesondere  
die flächendeckend eingerichteten Jugendforen, die Mitbestimmungsmöglichkeiten in  
Schulen sowie die zahlreich en Angebote der offenen Kinder- und Jugendarbeit zeigen, dass 
Jugendbeteiligung bereits heute einen festen Bestandteil der kommunalen  Jugendpolitik 
bildet. Gleichz e i t i g verdeutlichen die dargestellten  Herausforderungen, dass Beteiligung als 
kontinuierlicher Entwicklungsprozes s  verstanden werden muss. Die Weiterentw icklung 
bestehender Formate, ihre stärkere Vernetzung sowie eine konsequente Rückmeldung über 

politische Entscheidungen können dazu beitragen, politische Selbstwirksamkeit nachhaltig zu 
stärken und politischer Entfremdung entgegenzuwirken.

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die Stadt Hamm über eine vielfältige 

Beteiligungslandschaft verfügt, die institutionelle, projektbezogene, schulische und digitale 
Beteiligungsformen miteinander verbindet. Die Jugendforen, Schülervertretungen, Angebote 
der offenen Kinder- und Jugendarbeit sowie das  Engagement in Vereinen schaffen zahlre i c he



Möglichkeiten demokratischer Mitwirkung und leisten einen wichtigen Beitrag zur  
politischen Sozialisation junger Menschen. Entscheidend für ihre langfristige Wirksamkeit ist 
jedoch, dass Beteiligung nicht als einmalige Maßnahme verstanden wird, sondern als 
dauerhafter Dialog zwischen Jugend, Politik und Verwaltung. Nur wenn Jugendliche erleben, 
dass ihre Ideen ernst genommen werden und konkrete Veränderungen bewirken, können 

Beteiligungsformate ihr volles Potenzial entfalten und einen nachhaltigen Beitrag zur 
Stärkung der kommunalen Demokratie leisten.

5.4 Ressourcen, Prioritäten und politische Steuerungslogiken

Die Wirksamkeit kommunaler Jugendpolitik hängt nicht allein von der Existenz geeigneter 
Beteiligungsformate oder gesetzlicher Rahmenbedingungen ab, sondern in erheblichem Maße 
von den verfügbaren Ressourcen, den politischen Schwerpunktsetzungen sowie den 
Steuerungsmechanis men innerhalb der kommunalen Verwaltung und Politik. Jugendpolitik ist  
stets in ein komplexes Gefüge finanzieller, personeller und organisatorischer 
Rahmenbedingungen eingebunden. Kommunale Entscheidungsträger stehen vor der 
Herausforderung, begrenzte öffentliche Mittel auf eine Vielzahl unterschiedlicher 
Aufgabenbereiche zu verteilen  und dabei sowohl gesetzliche  Verpflichtungen als auch 
freiwillige Leistungen zu berücksichtigen. Die Gestaltung kommunaler Jugendpolitik ist 
deshalb immer auch Ausdruck politischer Prioritätensetzung. Für die Stadt Hamm stellt sich 
vor diesem Hintergrund die Frage, welche Bedeutung der Förderung junger Menschen 
innerhalb kommunaler  Entscheidungsprozesse  zukommt und in welchem Umfang die 
vorhandenen Ressourcen geeignet sind, den wachsenden Anforderungen einer modernen 
Jugendpolitik gerecht zu werden.

Kommunen übernehmen in Deutschland eine Vielzahl gesetzlich vorgeschriebener Aufgaben. 
Neben der Kinder- und Jugendhilfe gehören hierzu unter anderem Bereiche wie soziale 
Sicherung, Schulträgeraufgaben, öffentliche Sicherheit, Infrastruktur, Stadtentwicklung oder 
Umwelt- und Klimaschutz.  Gleichzeitig bestehen zahlre i c he freiwillige  Leistungen, 
beispielsweise in  den Bereichen Kultur, Sport, Freizeit oder politische Bildung. Die 
kommunale Jugendpolitik bewegt sich somit in einem Spannungsfeld zwischen gesetzlich 
festgelegten Pflichtaufgaben und freiwilligen Gestaltungsaufgaben. Während bestimmte 
Leistungen aufgrund gesetzlicher Vorgaben erbracht werden müssen, hängt der Umfang 

zusätzlicher Beteiligungsangebote, Demokratieförderprogramme oder innovativer 

Jugendprojekte häufig von politischen Mehrheiten sowie den verfügbaren finanziellen 

Ressourcen ab.

Die finanz i e l l e  Ausstattung bildet daher eine wesent l i c he Grundlage erfolgreiche r 
Jugendpolitik. Personelle Ressourcen, Investitionen in Infrastruktur, Förderprogramme oder 
Projektmittel bestimmen maßgeblich die Qualität und Reichweite kommunaler Angebote. 

Einrichtungen der offenen Kinder- und Jugendarbeit, Jugendzentren, Schulsoz i a l a rbeit, 
politische Bildungsangebote sowie Beteiligungsprojekte benötigen langfristig gesicherte 
Finanzierungsstrukturen, um  kontinuierlich arbeiten  und nachhaltige Beziehungen zu jungen 
Menschen aufbauen zu können. Kurzfristige Projektförderungen ermöglichen zwar häufig 

innovative Maßnahmen, erschweren jedoch langfristige Planung und kontinuierliche 
Angebotsentwicklung. Gerade im Bereich  demokratischer Bildung und politischer 
Beteiligung zeigt die Forschung, dass nachhaltige  Wirkungen in  der Regel erst durch 
dauerhaft angelegt e  Strukturen entstehen.



Neben den finanziellen  Mitteln spielen personelle Ressourcen eine ebenso bedeutende Rolle. 
Fachkräfte der Kinder- und Jugendhilfe, Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter, 
Schulsozialarbeiter, Mitarbeitende der Stadtverwaltung sowie pädagogische Fachkräfte freier 
Träger übernehmen vielfältige Aufgaben im Bereich Beratung, Bildung, Beteiligung und 
Prävention. Ihre Qualifikation, ihre zeitlichen Kapazitäten sowie ihre fachliche Vernetzung 
beeinflussen unmittelbar die Qualität kommunaler Jugendpolitik. Insbesondere 
Beteiligungsprozesse erfordern eine intensive Begleitung, da Jugendliche Unterstützung bei 

der Entwicklung eigener Ideen, bei organisatoris chen Fragen sowie bei der Kommunikatio n  
mit politischen Entscheidungsträgern benötigen. Fehlen ausreichende personelle Ressourcen, 
besteht die Gefahr, dass Beteiligungsangebote ledigl i c h punktuell stattfinden oder nur einen 
begrenzten Teil der Zielgruppe erreichen.

Ein weiterer zentraler Aspekt betrifft die politische Prioritätensetzung innerhalb kommunaler 
Entscheidungsprozesse. Kommunalpolitik ist grundsätzlich durch konkurrierende Interessen 
und begrenzte Ressourcen gekennzeichne t . Investitionen in Bildung, Verkehr, 
Wirtschaftsförderung, Klimaschutz, soziale Infrastruktur oder Kultur konkurrieren um 
öffentliche Mittel und politische Aufmerksamkeit. Die Gewichtung einzelner Politikfelder 
wird durch politische Mehrheiten  im Stadtrat, strategis che Entwicklungsz i e l e  der  Kommune 
sowie aktuelle gesellsc haftliche  Herausforderungen beeinflusst. Jugendpolitik muss sich 
innerhalb dieses politischen Entscheidungsrahmens behaupten und ihre Bedeutung für die 

langfristige Entwicklung der Stadt deutlich machen. Dabei besteht die Herausforderung darin, 
Jugendpolitik nicht ausschließlich als sozialpolitische Aufgabe zu verstehen, sondern als 
Querschnittsaufgabe mit Auswirkungen auf Bildung, Integration, Wirtschaft,  
Stadtentwicklung und demokratische Stabilität.

In der modernen Verwaltungswisse nschaft wird kommunale Jugendpolitik zunehmend als 
strategisches Politikfeld betrachtet. Strategis che Steuerung bedeutet, dass politisch e 
Entscheidungen nicht ausschließlich auf kurzfristige Problemlösungen ausgerichtet sind, 
sondern langfristige Entwicklungsziele verfolgen. Für die Jugendpolitik umfasst dies 
beispielsweise die Verbesserung von Bildungschancen, die Förderung gesellschaftlicher 
Teilhabe, den Ausbau demokratischer Beteiligung sowie die Prävention sozialer 
Benachteiligung. Eine strategi sch ausgericht e t e  Jugendpolitik orientiert sich an langfristigen 
Zielsetzungen und entwickelt auf dieser Grundlage Konzepte, Maßnahmen sowie 
Evaluationsverfahren. Dadurch können kommunale Ressourcen gezielter eingesetzt und die 
Wirksamkeit einzelner Maßnahmen systematisch überprüft werden.

Von besonderer Bedeutung ist  hierbei die Jugendhilfeplanung. Sie stellt ein zentrales 
Steuerungsinstrument kommunaler  Jugendpolitik dar und verfolgt das Ziel, den Bedarf an 
Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe kontinuierlich  zu analysieren und entspreche nde 
Maßnahmen bedarfsgerecht weiterzuentwickeln. Die Jugendhilfeplanung berücksichtigt 
demografische Entwicklungen, sozialräumliche Unterschiede, gesellschaftliche 
Veränderungen sowie aktuelle Herausforderungen der Lebenswelt junger Menschen. Für die 
Stadt Hamm bietet dieses Instrument die Möglichkeit, Ressourcen zielgerichtet einzusetzen 
und Angebote kontinuierlich an veränderte Rahmenbedingungen anzupassen. Gleichzeitig 
schafft eine systematische Planung Transpar enz hinsichtlich politische r Zielsetzungen und 
erleichtert die Zusammenarbe i t  unterschiedlich er Institutionen . 

Ein wesentliches Merkmal moderner kommunaler Steuerung ist die ressortübergreifende 

Zusammenarbeit. Jugendpolitik lässt sich heute nicht mehr isoliert innerhalb eines einzelnen 
Verwaltungsbereichs gestalten .  Themen wie Bildung, Integration, Gesundheit, Kultur, Sport, 
Mobilität, Digitalisierung oder Stadtentwicklung beeinflussen die Lebensbedingungen junger



Menschen gleichermaßen. Eine wirksame Jugendpolitik setzt daher eine enge Kooperation 
verschiedener Fachbereich e voraus. In der Stadt Hamm bedeutet dies, dass Jugendamt, 
Schulverwaltung, Sozialplanung, Stadtentwick lung, Kulturverwaltung sowie weitere 
kommunale Einrichtungen gemeinsame Strategien entwickeln und ihre Maßnahmen 

aufeinander abstimmen. Solche integrierten Steuerungsansätze tragen dazu bei, 

Doppelstrukturen zu vermeiden und vorhandene Ressourcen effizient einzusetzen.

Neben der internen Verwaltungssteuerung gewinnt die Beteiligung externer Akteure 
zunehmend an Bedeutung. Freie Träger der Jugendhilfe, Schulen, Vereine, Verbände, 

Religionsgemeinsch aften, Wirtschaftsunt e rnehmen sowie zivilgesells chaftliche  Initiativen 
verfügen über umfangreiche Erfahrungen im Umgang mit jungen Menschen und können 

wichtige Impulse für die Weiterentwicklung kommunaler Jugendpolitik liefern. 
Netzwerkorientiert e  Steuerung bedeutet daher, politische Entscheidungen gemeinsam mit 
unterschiedlichen gesellschaftlichen Akteuren zu entwickeln und deren Expertise frühzeitig 

einzubeziehen. Dadurch entstehen kooperative Lösungsansätze, die den komplexen 

Lebensrealitäten junger Menschen besser gerecht werden als isolierte 
Verwaltungsentscheid u n g en.

Gleichzeitig verändern sich die Erwartungen junger Menschen an politische 
Steuerungsprozesse. Während traditionelle Verwaltungsstrukturen häufig durch langfristige 
Planungs- und Entscheidungsverfahren geprägt sind, erwarten Jugendliche heute schnelle 
Kommunikation, transparente Abläufe und unmittelbare Rückmeldungen. Die Digitalisierung 
verstärkt diese Entwicklung zusätzlich. Kommunale Politik steht deshalb vor der 
Herausforderung, Verwaltungsprozesse effizienter  zu gestalten und Beteiligungsverfahre n 
stärker an den Kommunikationsgewohnheiten junger Menschen auszurichten. Digitale 
Beteiligungsplattformen, Online-Befragungen oder interaktive Informationsangebote können 

dazu beitragen, Entscheidungsprozesse  nachvollziehbarer  zu gestalten  und die Beteiligung 
junger Menschen zu erleichtern. Gleichzeitig bleibt es notwendig, analoge 
Beteiligungsformate aufrechtzuerhalten, um allen Jugendlichen unabhängig von ihren 

digitalen Voraussetzungen eine gleichberechtigte Mitwirkung zu ermöglichen.

Ein weiterer wichtiger Aspekt kommunaler Steuerung betrifft die Evalua t i on politischer 
Maßnahmen. Eine nachhaltige Jugendpolitik setzt voraus, dass die Wirksamkeit bestehender 
Angebote regelmäßig überprüft wird. Hierzu gehören sowohl quantitative Indikatoren, 
beispielsweise Teilnehmer zahlen oder Reichweiten, als auch qualitative Bewertungen durch 
die beteiligten Jugendlichen. Evaluation ermöglicht es, erfolgreiche Projekte 
weiterzuentwickeln, weniger wirksame Maßnahmen anzupassen und Ressourcen effizient 
einzusetzen. Gleichzeitig stärkt eine transparente Erfolgskontrolle die Legitimation 
kommunaler Jugendpolitik gegenüber Politik, Verwaltung und Öffentlichkeit.

Für die Stadt Hamm ergibt sich daraus die Aufgabe, Jugendpolitik als langfristige Investition 
in die demokratisch e und gesellsc haftliche  Entwicklung der Kommune zu verstehen. 
Investitionen in politisch e Bildung, Beteiligungsstrukturen ,  offene Kinder- und Jugendarbeit 
oder Schulsozialarbeit entfalten ihre Wirkung häufig erst über längere Zeiträume. Sie tragen 
jedoch wesentlich dazu bei, gesellschaftlichen Zusammenhalt zu stärken, politische 
Entfremdung zu  verringern und junge Menschen dauerhaft an ihre Kommune zu binden. Eine 
nachhaltige Ressourcenplanung sollte deshalb nicht ausschließlich kurzfristige Kosten 
berücksichtigen, sondern auch die langfristigen gesellschaftlichen und demokratischen  
Erträge erfolgreicher Jugendpolitik einbeziehen.



Darüber hinaus gewinnt die Beteiligung junger Menschen an politischen Steuerungsprozessen 
selbst zunehmend an Bedeutung. Moderne Governance-Konzept e  verstehen Jugendliche nicht 
nur als Zielgruppe kommunaler Maßnahmen, sondern als aktive Mitgestalter kommunaler 
Entwicklung. Dies bedeutet, dass junge Menschen bereits bei der Planung, Umsetzung und 
Evaluation jugendpolitischer Maßnahmen einbezogen werden sollten. Eine solche kooperative 
Steuerungslogik erhöht die Akzeptanz politischer Entscheidungen, verbessert die 
Passgenauigkeit kommunaler Angebote und stärkt zugleich das demokratische 
Verantwortungsbewusstsein der  beteiligten Jugendlichen.

Zusammenfassend zeigt sich, dass Ressourcen, politische Prioritäten und Steuerungslogiken 
entscheidende Einflussfaktoren für die Qualität kommunaler Jugendpolitik darstellen. 
Finanzielle und personelle Ausstattung, strategische Planung, ressortübergreifende 

Zusammenarbeit,  Netzwerksteuerung sowie kontinuierliche  Evaluation bestimmen  
maßgeblich, ob Jugendpolitik ihre Ziele nachhaltig erreichen kann. Für die Stadt Hamm 
besteht die Herausforderung darin, begrenzte Ressourcen effizient  einzusetzen und  
gleichzeitig die langfristige Bedeutung jugendpolitischer Investitionen für Demokratie, 

gesellschaf tliche Integration und kommunale Entwicklung anzuerkennen. Eine moderne 
Jugendpolitik zeichnet sich dabei nicht allein durch einzelne Projekte oder Förderprogramme 
aus, sondern durch eine strategisch ausgericht e t e , kooperative und beteiligungsorient i e rte 
Steuerung, die junge Menschen als aktive Partnerinnen und Partner  kommunaler Entwick lung 
versteht. Diese Perspektive bildet die Grundlage für die im folgenden Kapitel vorgenommene 
Bewertung der Wirksamkeit bestehender jugendpolitischer Maßnahmen sowie die Ableitung 
konkreter Handlungsempfehlu n g en zur Weiterentw icklung der Jugendpolitik in der Stadt 
Hamm.

5.5 Defizitanalyse: Wo die Strukturen nicht greifen

Die bisherigen Ausführungen haben gezeigt, dass die Stadt Hamm über ein breit gefächertes 
System kommunaler Jugendpolitik verfügt, das sich aus gesetzlichen Grundlagen, 
institutionellen Zuständigkeiten, kooperativen Netzwerken sowie unterschiedlichen 
Beteiligungsformaten zusammensetzt. Jugendamt, freie Träger, Schulen, Vereine und weitere 
zivilgesellschaftliche Akteure leisten gemeinsam einen wichtigen Beitrag zur Förderung 

gesellschaf tlicher Integration, politische r Bildung und demokratisch er Teilhab e junger 
Menschen. Dennoch bedeutet das Vorhandensein entspreche nder Strukturen nicht 
automatisch, dass diese ihre angestrebte Wirkung in  vollem Umfang entfa l t e n. Zwischen 
institutionellen Angeboten und ihrer tatsächlichen Nutzung bestehen häufig erhebliche 

Unterschiede. Gerade im Hinblick auf die Prävention politischer Entfremdung zeigen sich 
Defizite, die weniger  auf das  Fehlen einzelne r Angebote als vielmehr auf deren  
Erreichbarkeit, Wirksamkeit und Passgenauigkeit zurückzuführen sind. Ziel dieses Kapitels  
ist es daher, bestehende strukturelle Schwächen der kommunalen Jugendpolitik in Hamm 
systematisch herauszuarbeiten und ihre Bedeutung für die politische Beteiligung junger 
Menschen zu analysiere n.

Ein grundlegendes Problem besteht in der begrenzten Reichweite vieler 
Beteiligungsangebote. Zahlreiche kommunale Projekte richten sich grundsätzlich an alle 

Jugendlichen, tatsächlich werden jedoch häufig nur diejenigen erreicht, die bereits über  ein 
vergleichsweise hohes politisches Interesse oder günstige soziale Voraussetzungen verfügen. 

Jugendliche aus sozial benachteiligt e n Familien, mit gerin g erem Bildungsniveau, 
eingeschränkten Sprachkenntnissen oder schwierigen familiären Lebenslagen nehmen



kommunale Beteiligungsangebote oftmals seltener wahr. Dadurch entsteht das  Risiko einer 
selektiven Beteiligung, bei der insbesondere jene jungen Menschen erreicht werden, die  
bereits gesellschaftlich gut integriert sind, während Gruppen mit erhöhtem Risiko politischer 
Entfremdung unterrepräsentiert bleiben. Diese sogenannte Beteiligungsungleichheit stellt eine 
zentrale Herausforderung moderner Jugendpolitik dar und kann bestehende soziale 
Unterschiede in der politischen Teilhabe langfristig verstärken.

Eng mit diesem Problem verbunden ist die Frage der Zugänglichkeit kommunaler 

Beteiligungsangebote. Obwohl in  Hamm unterschiedlich e Formate wie Jugendforen, 
Schülervertretungen oder Beteiligungsprojekte bestehen, sind diese vielen Jugendlichen nur 
eingeschränkt bekannt. Informationen über Beteiligungsmöglichkeiten erreichen ihre 

Zielgruppen häufig nicht in ausreichendem Umfang oder werden über Kommunikationskanäle 
verbreitet, die von jungen Menschen nur begrenzt genutzt werden. Klassische 
Informationswege über Verwaltungsseiten oder Pressemitteilungen besitzen insbesondere für 
Jugendliche eine vergleichsweise geringe Reichweite. Gleichzeitig fehlt häufig eine 

kontinuierliche Ansprache in den Lebenswelten junger Menschen, beispielsweise über 

Schulen, Jugendzentren, soziale Medien oder mobile Jugendarbeit. Dadurch bleiben 
vorhandene Beteiligungsstrukturen teilweise ungenutzt, obwohl grundsätzlich Interesse an 
gesellschaf tlicher Mitwirkung besteht.

Ein weiterer Schwachpunkt betrifft die Wahrnehmung politische r Wirksamkeit.  
Demokratische Beteiligung entfa l t e t  ihre motiviere nde Wirkung nur dann, wenn Jugendliche 
erleben, dass ihre Beiträge tatsächlich Einfluss auf politische Entscheidungen besitzen. In der 
Praxis entsteht jedoch häufig der Eindruck, dass Beteiligungsprozesse zwar durchgeführt 

werden, die eingebrachten Vorschläge jedoch nur begrenzte Auswirkungen auf kommunale 
Entscheidungen haben. Werden Ergebnisse von Beteiligungsverfahren nicht transparent 
kommuniziert oder bleiben Rückmeldungen über den weiteren Entscheidungsprozess aus, 
entsteht leicht das Gefühl symbolischer Beteiligung. Gerade junge Menschen reagieren 
sensibel auf solche Erfahrungen, da sie ihre politische Selbstwirksamkeit maßgeblich 

beeinflussen. Beteiligung, deren Ergebnisse nicht sichtbar werden, kann im ungünstigsten Fall 
bestehende Entfremdungsprozesse sogar verstärken.

Darüber hinaus zeigt sich eine gewisse Fragmentierung der Beteiligungslandschaft.  
Zahlreiche Angebote werden von unterschi e dlichen Institutionen organisiert und verfolgen 
jeweils eigene Zielsetzungen. Schulen, Jugendamt, freie Träger, Vereine oder einzelne 

Fachbereiche der Stadtverwaltung entwickeln häufig eigenständige Projekte, die nur begrenzt 
miteinander vernetzt sind. Dies erschwert eine langfristige Beteiligungsstrategi e  und kann  
dazu führen, dass Jugendliche einzelne Angebote zwar wahrnehmen, jedoch keine 
kontinuierlichen Beteiligungsbiografien entwickeln. Eine stärkere Koordination zwischen den 
beteiligten Institutionen könnte dazu beitragen, Beteiligungsangebote systematisch  
miteinander zu verbinden und Übergänge zwischen schulischer Mitbestimmung, kommunalen 
Projekten sowie ehrenamtliche m  Engage m e nt zu erleichtern.

Auch die zeitliche Begrenzung vieler Projekte stellt eine Herausforderung dar. Zahlreiche 
Beteiligungsmaßnahmen werden über  zeitlich befris tete Förderprogramme finanziert. Nach 

Ablauf der Projektlaufzeit endet häufig auch das entsprechende Angebot oder muss in 
veränderter Form fortgeführt werden. Diese Unsicherheit erschwert den Aufbau langfristiger 
Beziehungen zwischen Jugendlichen und kommunalen Institutionen .  Gerade politisch e 
Bildung und demokratische Beteiligung benötigen jedoch Kontinuität, um nachhaltige 

Wirkungen zu entfalten. Kurzfristige Projekte können wichtige Impulse setzen, ersetzen 
jedoch keine dauerhaft etablierten  Beteiligungsstrukturen.



Ein weiteres Defizit betrifft die Einbindung bislang politikferner  Zielgruppen. Viele 
Beteiligungsangebote setzen ein gewisses Maß an Eigeninitiative, Interesse oder Vorwissen 
voraus. Jugendliche, die sich bislang wenig mit politischen Themen beschäftigt haben oder 

negative Erfahrungen mit staatlichen Institutionen gemacht haben, fühlen sich von klassischen 
Beteiligungsformaten häufig nicht angesprochen. Gerade diese Gruppe besitzt jedoch ein 
erhöhtes Risiko politischer Entfremdung. Erfolgreiche Jugendpolitik muss deshalb stärker 

aufsuchende und lebensweltorientierte Ansätze verfolgen. Mobile Jugendarbeit, 
sozialraumbezo g ene Projekte oder Kooperationen mit Sportvereinen, Kulturini t i a t i ven und 
Einrichtungen der offenen Kinder- und Jugendarbeit können dazu beitragen, auch jene 

Jugendlichen zu erreichen, die bislang kaum Berührungspunkte mit kommunaler Politik 
besitzen.

Hinzu kommt die Herausforderung unterschiedlicher sozialräumlicher Lebensbedingungen 
innerhalb der  Stadt Hamm. Bereits in  Kapitel 3 wurde deutlich, dass sich die einzelne n 
Stadtbezirke hinsichtlich sozialer Struktur, Bildungsangeboten, Freizeitmöglichkeiten und 

Infrastruktur teilweise  erheblich unterscheid en. Diese Unterschied e spiegeln sich auch  in den 
Beteiligungschancen junger Menschen wider. Jugendliche aus Stadtteilen mit einer gut 
ausgebauten Infrastruktur verfügen häufig über mehr Möglichkeiten gesellschaftlicher 
Mitwirkung als Gleichaltrig e in weniger  gut ausgestatteten Quartieren. Eine einheitliche 
Beteiligungsstrategi e  wird dieser Vielfalt nur bedingt gerecht. Vielmehr bedarf es  einer 
konsequent sozialraumori e ntierten Jugendpolitik, die Angebote flexibel an die jeweiligen 
Lebensbedingungen einzelner Stadtteile anpasst.

Auch die Digitalisierung offenbart strukturelle Defizite.  Zwar gewinnen digitale 
Beteiligungsangebote zunehmend an Bedeutung, dennoch bestehen weiterhin Unterschiede 
hinsichtlich digitaler  Kompetenzen, technischer Ausstattung und Nutzungsverhalten. Nicht 
alle Jugendlichen verfügen über dieselben Voraussetzungen für digitale Beteiligung. 

Gleichzeitig werden digitale Beteiligungsformate bislang häufig ergänzend und nicht als 
integraler Bestandteil kommunaler Jugendpolitik verstanden. Eine moderne 
Beteiligungsstrategi e  sollte analoge und digitale Formate systematisch miteinander 
verknüpfen und dabei Barrierefreiheit, Datenschutz sowie niedrigschwellige Zugänge 

gleichermaßen berücksichtigen.

Ein weiterer kritischer Aspekt betrifft die politisch e Kommunikation. Wie bereits im 
vorherigen Kapitel dargestellt, gelingt es kommunalen Institutionen häufig nur eingeschränkt, 
politische Entscheidungen verständlich und lebensweltorientiert zu vermitteln. Viele 
Jugendliche erkennen den  Zusammenhang zwischen kommunalen Entsche i dungen und ihrer 
eigenen Lebensrealität nur unzureichend. Dadurch entsteht der Eindruck, Politik sei abstrakt 
oder weit entfernt vom Alltag. Gleichzeitig werden Erfolge kommunaler Jugendpolitik 
vielfach nicht ausreichen d  sichtbar gemacht. Fehlende Transparenz kann dazu beitragen, dass 
vorhandene Beteiligungsmöglichkeiten unterschätzt oder politische Fortschritte nicht 
wahrgenommen werden.

Darüber hinaus bestehen Herausforderungen hinsichtlich der Evaluation jugendpolitischer 
Maßnahmen. Zwar werden zahlreiche Projekte durchgeführt, ihre langfristige Wirkung auf 
politische Einstellungen, demokratische Kompetenz e n oder Beteiligungsverhalten wird 
jedoch nur begrenzt systematisch untersucht. Ohne kontinuierliche  Evaluation bleibt unklar, 
welche Maßnahmen besonders erfolgreich sind und an welchen Stellen Anpassungsbedarf 
besteht. Eine evidenzbasierte Jugendpolitik sollte daher regelmäßig Daten zur Nutzung, 

Zufriedenheit und Wirksamkeit ihrer Angebote erheben und diese Erkenntnisse in zukünftige



Planungsprozesse einfließen lassen. Dies ermöglicht nicht nur eine effizientere Verwendung 

öffentlicher Mittel, sondern verbessert zugleich die Qualität kommunaler Jugendpolitik.

Neben den strukturellen  Herausforderungen beeinflussen auch gesellsc haftliche  
Entwicklungen die Wirksamkeit kommunaler Jugendpolitik. Die zunehmende 
Individualisierung, veränderte Freizeitgewohnheiten, die Digitalisierung sowie eine 
wachsende Themenorientierung politischer Beteiligung verändern die Erwartungen junger 

Menschen an demokratisch e Mitwirkung. Traditione l l e  Beteiligungsformen verlieren 
teilweise an Attraktivität, während flexible, projektbezogene und digitale Formate an 
Bedeutung gewinnen. Kommunale Strukturen reagieren auf diese Veränderungen häufig nur 
schrittweise. Dadurch entsteht eine zeitliche Verzögerung  zwischen gesellsc haftliche m  
Wandel und institutio n eller Anpassung. Jugendpolitik muss daher kontinuierlich  
innovationsfähig bleiben und ihre Beteiligungsangebote regelmäßig an neue Lebensrealitäten 
anpassen.

Für die Stadt Hamm ergibt sich aus dieser Defizitanalyse die Notwendigkeit einer 
konsequenten Weiterentw icklung bestehender Strukturen. Ziel sollte es sein, 
Beteiligungsangebote stärker miteinander zu vernetzen, ihre Bekanntheit zu erhöhen und 

insbesondere bislang unterrepräsentierte Zielgruppen besser zu erreichen. Gleichzeitig müssen 
Beteiligungsverfahren transparenter gestaltet werden, sodass Jugendliche nachvollziehen  
können, welche Auswirkungen ihre Mitwirkung auf politische Entscheidungen besitzt. Eine 
systematische Evaluation bestehender Maßnahmen, der Ausbau digitaler 
Beteiligungsmöglichkeiten sowie eine stärkere sozialraumorientierte Ausrichtung können  
dazu beitragen, die Wirksamkeit kommunaler Jugendpolitik nachhaltig zu erhöhen.

Darüber hinaus erscheint es sinnvoll, Jugendpolitik stärker als Querschnittsaufgabe innerhalb 
der kommunalen Verwaltung zu verankern. Themen wie Bildung, Stadtentwick lung, 
Mobilität, Digitalisierung, Umwelt oder Kultur betreffen die Lebenswelt junger Menschen 
gleichermaßen und sollten daher stärker miteinander verknüpft werden. Eine 

ressortübergreifende Zusammenarbeit verbessert nicht nur die Effizienz kommunaler 
Maßnahmen, sondern erhöht auch deren Sichtbarkeit und Akzeptanz innerhalb der jungen 
Bevölkerung. Gleichzeitig sollte die Beteiligung junger Menschen bereits in frühen 

Planungsphasen kommunaler  Projekte erfolgen, um  ihre Perspektiven von Beginn an in 
politische Entscheidungsprozesse  einzubeziehe n.

Zusammenfassend zeigt die Defizitanalyse , dass die kommunale Jugendpolitik der Stadt 
Hamm bereits über vielfältige institutionelle Strukturen und Beteiligungsangebote verfügt, 

deren Potenziale jedoch noch nicht vollständig ausgeschöpft werden. Die größten 

Herausforderungen liegen weniger  im Fehlen geeigneter  Instrumente als vielmehr in deren 
Reichweite, Vernetzung, Transpar enz und langfristigen Wirksamkeit. Insbesondere die 
Beteiligung bislang politikferner Zielgruppen, die Verbesserung politischer Kommunikatio n ,  
die konsequente Rückmeldung über Beteiligungsergebnisse sowie eine stärkere 

sozialraumo r ientierte und digitale Ausrichtung stellen zentrale Entwicklungsfe l der dar. Die 
Erkenntnisse dieses Kapitels bilden damit die Grundlage für das folgende Kapitel, in dem 
konkrete Handlungsempfehlu n g en zur Weiterentw icklung der kommunalen Jugendpolitik und 
zur Verringerung politische r Entfremdung junger Menschen in der Stadt Hamm entwi c kelt 
werden.

6. Politische Entfremdung: Ursachen und Mechanismen in  Hamm



Die politische Entfremdung in Hamm ist kein isoliertes oder spontanes Phänomen, sondern 
Ausdruck eines über Jahre hinweg gewachsenen, vielschichtigen Prozesses, in dem 
gesellschaftliche Erwartungen, institutionelle Leistungsfähigkeit, politische Kommunikation 
und lokale Problemlagen zunehmend auseinanderfallen. Während bundesweit ein 
Erosionsprozess politische r Bindungen zu beobachten ist,  zeigen sich in Hamm spezifische 
Ausprägungen, die aus der sozialen Struktur, der wirtschaftlichen Transformation, der 
kommunalen Verwaltungskultur und der parteipol i t i schen Dynamik resultieren .  Politische 
Entfremdung entsteht dabei nicht plötzlich, sondern entwickelt sich als  kumulative Folge  
von Repräsentationsdefiziten, wahrgenommenem Leistungsversagen staatlicher 
Institutionen, mangelnder politischer Responsivität und einer zunehmenden Distanz 
zwischen politischer Sprache und kommunaler Lebensrealität . Sie ist  damit weniger  ein 
Ausdruck radikaler politischer Einstellungen als vielmehr ein Symptom struktureller 
Orientierungslosigkeit, das sowohl Bürgerinnen und Bürger als auch politische Akteure 
betrifft.

Im Zentrum steht ein strukturelles Missverhältnis zwischen den politischen Erwartungen der 
Bevölkerung und der tatsächlichen Fähigkeit kommunaler Politik, diese Erwartungen sichtbar, 
nachvollziehbar und wirksam zu erfüllen. Dieses Missverhältnis wird durch drei zentrale 
Mechanismen verstärkt:  Erstens durch die sinkende Sichtbarkeit politischer Problemlösung, 
die dazu führt, dass selbst erfolgreiche Maßnahmen kaum wahrgenommen werden.  Zweitens 
durch kommunikative Unschärfe und fehlende strategische Orientierung, die politische 
Entscheidungen als reaktiv, taktis ch und wenig konsistent erscheinen lassen. Drittens durch 
soziale Fragmentierung und den Verlust gemeinsamer Erfahrungsräume, die politische 
Verständigung erschweren und die Entstehung paralleler Öffentlichkeiten begünstigen. In 
Hamm zeigt sich dieser Prozess besonders deutlich in Stadtteilen mit sozioökonomischen 
Belastungen, in denen politische Institutionen als fern, überfordert oder ineffektiv 

wahrgenommen werden. Gleichzeitig wächst in Teilen der bürgerlichen Mitte das Gefühl,  
dass politische Entsche i dungen nicht mehr auf klaren Prinzipien beruhen, sondern situativ, 
widersprüchlich und ohne erkennbare Prioritäten getroffen werden.

Die politische Entfremdung in  Hamm ist  somit Ausdruck eines wechselseiti gen 
Vertrauensverlustes, der  sich in sinkender Wahlbeteiligung, wachsender politische r Apathie, 
aber auch in der Offenheit für populistische Vereinfachungen äußert. Viele Menschen erleben 
Politik als unübersichtlich, widersprüchlich und wenig verlässlich. Kommunale Politik 
wiederum agiert häufig unter Bedingungen begrenzter Ressourcen, komplexer 
Verwaltungsprozesse und externer Abhängigkeiten, was die Fähigkeit zur klaren Priorisierung 
und strategischen Kommunikation weiter einschränkt. Die Folge ist eine politische Arena, in 
der Erwartungen und Möglichkeiten zunehmend auseinanderdriften und in der die Fähigkeit 
zur Vermittlung politische r Entscheidungen ebenso entscheidend wird wie die  
Entscheidungen selbst.

Ein zentraler Treiber politische r Entfremdung ist das Auseinanderdriften  von politisc her 
Repräsentation und gesellschaftlicher Realität . Viele Bürgerinnen und Bürger haben den 

Eindruck, dass ihre alltäglichen Probleme  – etwa steigende Lebenshaltungskosten, 
Unsicherheiten im öffentlichen Raum, unzureichende Infrastruktur, schleppende 
Verwaltungsprozesse oder fehlende Perspektiven für junge Menschen  – politisch  nicht 
ausreichend adressiert werden. Gleichzeitig werden politische Debatten häufig in abstrakten 
Begriffen geführt, die wenig Bezug zur konkreten Lebenswelt der Menschen in Hamm haben. 
Diese Diskrepanz erzeugt das Gefühl, dass Politik  „an den Menschen vorbeigeht“, obwohl 
viele Probleme objektiv kommunalpolitisch schwer lösbar sind. Entscheidend ist jedoch die 
Wahrnehmung, dass politische Akteure nicht ausreichend erklären,  was möglich ist, was



nicht möglich ist und warum bestimmte Entscheidungen getroffen werden . Fehlende 
Transparenz wird so zu einem zentralen Verstärker politischer Entfremdung.

Hinzu kommt ein institutionelles Erosionsmoment, das sich aus der Überlastung  
kommunaler Strukturen ergibt. Viele Bürgerinnen und Bürger erleben Verwaltung als  
langsam, unflexib el und wenig serviceorientier t. Lange Bearbeitungszeiten, komplizierte 
Verfahren und fehlende digitale Angebote verstärken den Eindruck staatlicher Ineffizienz. 
Diese Wahrnehmung überträgt sich unmittelbar auf die politische Ebene: Wenn Institutionen 
nicht funktionieren, sinkt das Vertrauen in diejenigen, die für sie verantwortlich gemacht 
werden. In Hamm wird dieser Mechanismus durch strukturelle Herausforderungen – etwa 
Fachkräftemangel, Haushaltsrestriktionen, komplexe Förderlogiken und die Abhängigkeit von 

übergeordneten politischen Ebenen  – zusätzlich verschärft. Die Folge ist ein Gefühl 

institutioneller Überforderung, das politische Entfremdung nicht nur begünstigt, sondern aktiv 
reproduziert.

Ein weiterer Mechanismus politische r Entfremdung ist die kommunikative 
Fragmentierung. Die lokale Öffentlichkeit ist zunehmend zersplittert: Während ein Teil der 
Bevölkerung kommunale Informationen über klassische Medien bezieht, orientieren sich 
andere an sozialen Netzwerken, informellen Gruppen oder digitalen Echokammern. Dadurch 
entstehen unterschiedliche Problemwahrnehmungen, die politische Verständigung 

erschweren. Kommunale Politik erreicht viele Menschen schl i c ht nicht mehr – weder 
inhaltlich noch emotional. Dies führt zu einer paradoxen Situation: Politik kommuniziert 
mehr denn je, erreicht aber weniger  Menschen als zuvor. In Hamm zeigt sich dies besonders 
deutlich in der Diskrepanz zwischen offizieller politischer Kommunikatio n  und den 
informellen Diskursen in  Stadtteilen, Vereinen oder digitalen Gruppen, in  denen politisch e 
Narrative oft schneller entstehen und stärker wirken als offizielle Informationen.

Schließlich trägt auch die  Erosion traditio n eller sozialer Bindungen zur politische n 
Entfremdung bei. Vereine, Kirchen, Gewerkschaften und andere intermediäre Institutionen, 
die früher als Brücken zwischen Bürgern und Politik fungierten, verlieren an Bedeutung. 
Dadurch fehlen Räume, in denen politische Anliegen artikuliert, vermittelt und moderiert 
werden können. Die Folge ist eine Individualisierung politischer Wahrnehmung, die  
politische Prozesse anfälliger für Misstrauen, Überforderung und Polarisierung macht. In 
Hamm zeigt sich dieser Trend in der abnehmenden Bindekra ft klassischer Milieus, der 
Schwächung lokaler Gemeinschaftsstrukturen und der zunehmenden Vereinzelung politischer 
Erfahrungen.

Insgesamt zeigt sich, dass politisch e Entfremdung in Hamm ein mehrdimen s ionales, 
selbstverstärkendes Phänomen  ist, das nur durch eine Kombina t i on aus strategischer 
Klarheit, institutioneller Stärkung, kommunikativer Präzision und sozialer Einbettung 
überwunden werden kann. Politische Akteure müssen wieder stärker als  verlässliche, 
verständliche und handlungsfähige Instanzen  wahrgenommen  werden. Dies erfordert nicht 
nur bessere Politik, sondern vor allem bessere politis che Vermittlung, klare Prioritäten, 

sichtbare Problemlösung und eine Erzählung, die die Lebensrealität der Menschen ernst  
nimmt und politisch  integriert. Politisch e Entfremdung kann nur dann reduziert werden, wenn 
Politik wieder als gestaltende, erklärende und verantwortungsbewusste Kraft erkennbar wird  – 
nicht als reaktive Verwaltung des Unvermeidlichen ,  sondern als strategische Orientierung in 
einer zunehmend komplexen Welt.



6.1 Fehlende Sichtbarkeit kommunaler Politik

Die fehlende Sichtbar k eit kommunaler Politik stellt einen der zentralen Mechani smen 
politischer Entfremdung in Hamm dar. Sichtbar k eit ist dabei weit mehr als ein 
kommunikatives Detail; sie ist  eine strukturelle Voraussetzung politisc her Wirksamkeit 
und demokratischer Legitimation. Politik kann nur dann Vertrauen  erzeugen, wenn sie als 
handelnde, gestaltende  und nachvollziehbare Kraft wahrgenommen wird. In Hamm jedoch 
entsteht zunehmend der Eindruck, dass politische Entscheid u n g en, Prozesse und 
Problemlösungen im Verborgenen stattfinden, während die Bürgerinnen und Bürger lediglich 

die Symptome, nicht aber die dahinterlieg enden politischen Anstrengungen wahrnehmen. 
Diese Wahrnehmung führt zu einer systematischen Unterbewertung politischer Leistungen 
und verstärkt das Gefühl, Politik sei abwesend, reaktiv oder nicht handlungsfähig.

Die Ursachen dieser Unsichtbar k eit sind vielschich tig und tief in der kommunalen  Struktur 
verankert. Erstens ist  kommunale Politik darauf angewiesen, in  komplexen 
Verwaltungsprozessen, internen Abstimmungen und rechtliche n Rahmenbedingunge n zu 
operieren, die für Außenstehende kaum nachvollziehbar sind. Viele politische Entscheidungen 
entstehen in Gremien, Ausschüssen und verwaltungsinternen Verfahren, die zwar  
demokratisch legitimiert, aber für die Bevölkerung weitgehend unsichtbar bleiben. Dadurch 
entsteht ein Transparenzdefizit , das  nicht aus mangelnde r Offenheit, sondern aus der 
inhärenten Komplexität kommunaler Entscheidungsprozesse resultiert. Politische Arbeit wird 
geleistet, aber  nicht wahrgenommen  – ein klassisches Sichtbarkeitspar adox, das  die 
Leistungsfähigkeit politischer Akteure strukturell unterschätzt.

Zweitens fehlt es häufig an einer  strategischen Kommunikationsarchitektur , die politisch e 
Entscheidungen nicht nur erklärt, sondern in eine verständliche, konsistente und langfristige 
Erzählung einbettet. Kommunale Politik kommuniziert oft fragmentiert, anlassbezogen und 
ohne übergeordnete Linie. Dadurch entsteht der Eindruck, Politik reagiere lediglich auf 
Ereignisse, statt langfristige Ziele zu  verfolgen. In Hamm zeigt sich dies etwa in der 
Wahrnehmung, dass politische Maßnahmen  – selbst wenn sie sinnvoll und notwendig sind – 
nicht ausreichend begründet, priorisiert oder in ihren Wirkungszusammenhängen dargestellt 
werden. Die Folge ist eine kommunikative Lücke, in der politische Gegner, informelle 
Diskurse oder digitale Echokammern ihre eigenen Deutungen platzieren können. Sichtbarkeit 
wird dadurch nicht nur reduziert, sondern aktiv verzerrt.

Drittens wird die Sichtbarkeit politischer Problemlösung durch  strukturelle Verzögerungen 
und administrative Engpässe  beeinträchtigt. Viele Projekte  – etwa im Bereich Infrastruktur, 
Digitalisierung, Stadtentwick lung oder sozialer Dienstleistungen  – benötigen lange Planungs-
und Umsetzungsphasen. Für die Bevölkerung entsteht dadurch der Eindruck politischer 
Untätigkeit, obwohl im Hintergrund erhebliche Arbeit geleistet wird. Diese zeitliche 
Asynchronität zwischen politischer Arbeit und sichtbaren Ergebnissen verstärkt das Gefühl, 

Politik komme nicht voran oder verl i e re sich in Verfahren. In Hamm wird dieser 
Mechanismus durch Haushaltsrestriktionen, Fachkräftemangel und komplexe Förderlogiken 

zusätzlich verschärft. Sichtbarkeit scheitert hier nicht an fehlendem Willen, sondern an 
strukturellen Bedingungen, die politische Handlungsfähigkeit verdecken.

Viertens trägt die  räumliche und soziale Distanz politischer Akteure  zur Unsichtbar k eit 
kommunaler Politik bei. Viele Bürgerinnen und Bürger erleben Politik nicht mehr im direkten 
Kontakt, sondern über mediale Vermittlung oder indirekte administrative Prozesse. Die



klassische politische Präsenz  – etwa in Vereinen, Stadtteilini t i a t i ven, Betrieben oder 
öffentlichen Veranstaltungen  – hat an Intensität verloren. Dadurch entstehen Lücken in der 

alltäglichen Begegnung zwischen Politik und Bevölkerung, die früher als zentrale 
Vertrauensressource fungierten. In Hamm zeigt sich dies besonders deutlich in  Stadtteilen, in 
denen politische Akteure nur sporadisch sichtbar sind und in denen  soziale Problemlagen eine 
kontinuierliche politische Präsenz erfordern würden. Sichtbarkeit ist hier nicht nur eine Frage 
der Kommunikation, sondern der  sozialen Verankerung politischer Akteure.

Fünftens wird die Sichtbarkeit politischer Arbeit durch die  Dominanz negativer 
Wahrnehmungsmechanismen überlagert. Bürgerinnen und Bürger nehmen politische 
Fehler, Konflikte oder Verzögerungen deutlich stärker wahr als erfolgreiche 
Problemlösungen. Dieses Negativitätsbias führt dazu, dass politische Leistungen strukturell 
unterrepräsentiert sind, während Defizite überproportional sichtbar werden. In Hamm 
verstärkt sich dieser Effekt durch die Dynamik sozialer Medien, in denen Kritik, Empörung 

und Vereinfachung schneller zirkulieren als differen zierte politische Informationen. 
Sichtbarkeit wird dadurch nicht nur reduziert, sondern qualitativ verzerrt – zugunsten 
negativer, konfliktorientierter  und vereinfache nder Darstellungen.

Insgesamt führt die fehlende Sichtbarkeit kommunaler Politik zu einer  asymmetrischen 
Wahrnehmung politischer Realität : Politik arbeitet, aber die Bevölkerung sieht diese Arbeit 
nicht; Politik entscheidet, aber die Gründe bleiben unscharf; Politik gestaltet, aber die 
Ergebnisse erscheinen verzögert oder unzureichend. Diese Wahrnehmungslücke ist ein 
zentraler Treiber politischer Entfremdung, weil sie das  Vertrauen  in politische 
Handlungsfähigkeit untergräbt und die Anschlussfähigkeit politischer Kommunikation 
schwächt. Sichtbarkeit ist daher nicht nur eine Frage der Öffentlichkeitsarbeit, sondern ein 
strukturelles Element demokratischer Legitimati on. Kommunale Politik in Hamm steht  
vor der Herausforderung, ihre Arbeit nicht nur zu  leisten, sondern sie auch  sichtbar, 
verständlich und nachvollziehbar zu machen  – als Voraussetzung dafür, dass politische 
Gestaltungskraft wieder erkennbar und politisches Vertrauen  erneuerbar wird.

6.2 Wahrnehmung von Ineffektivität und Langsamkeit politischer Prozesse

Die Wahrnehmung politischer Ineffektivität und Langsamkeit ist in Hamm ein zentraler 
Treiber politische r Entfremdung. Sie wirkt sowohl als kognitiver Verstärker  bestehe nder 
Frustrationen als auch  als emotionaler Katalysator für Misstrauen gegenüber politischen 
Institutionen. Während kommunale Entscheidungsprozesse naturgemäß deliberativ, rechtlich 
gebunden und ressourcenabhängig sind, entsteht in der Bevölkerung zunehmend der 

Eindruck, Politik sei strukturell überfordert, reagiere zu spät oder verliere sich in endlosen 
Abstimmungen. Diese Wahrnehmung ist nicht bloß kommunikativ; sie reflektiert  ein tiefer 
liegendes Spannungsverhältnis  zwischen demokratisch er Verfahrenslogik und der Erwartung 
nach schnellen, sichtbaren Problemlösungen.

Ein zentrales Problem ist  die Diskrepanz zwischen politischer Prozesslogi k und 
gesellschaftlich er Zeitlogik. Kommunale Politik arbeitet in langen Zyklen: 
Haushaltsplanungen, Fördermittelverfahren, Ausschussberatungen, Vergabeverfahren und 
rechtliche Prüfungen erzeugen notwendige, aber für Außenstehende schwer nachvollziehbare 
Verzögerungen. Die Alltagsrealität der Bürgerinnen und Bürger hingegen verlangt oft



kurzfristige, sichtbare Verbesserungen. Diese zeitliche Asynchronität führt dazu, dass selbst 
sachlich notwendige Abläufe als Trägheit oder Untätigkeit interpretiert werden; in Hamm 

zeigt sich dies besonders bei Infrastrukturprojekten, Verwaltungsmodernisier u n g  und 
städtebaulichen Vorhaben.

Hinzu kommt die Fragmentierung politischer Verantwortung. Für viele Menschen ist nicht 
klar erkennbar, welche Ebene – Kommune, Land, Bund oder EU – für bestimmte Maßnahmen 
zuständig ist. Diese Unschärfe begünstigt die Zuschreibung von Versäumnissen an die lokale 
Politik, auch wenn Ursachen und Zuständigkeiten außerhalb kommunaler 

Handlungsspielräume liegen. In Hamm verstärkt die enge Verzahnung kommunaler Aufgaben 

mit übergeordneten Vorgaben diesen Effekt, sodass Verzögerungen oder Einschränkungen 

häufig pauschal als kommunales Versagen wahrgenommen werden.

Ein weiterer, strukturell wirksamer Faktor sind administrative Engpässe . Fachkräftemangel, 
hohe Arbeitsbelastung, komplexe Verfahrensanforderunge n und begrenzte finanz i e l l e  Mittel 
führen dazu, dass geplante Maßnahmen langsamer umgesetzt werden als erwartet. Diese 
Überlastung der Verwaltung erzeugt sichtbare Verzögerungen, die in der öffentlichen 

Wahrnehmung als politisches Versagen erscheinen. In Hamm betrifft dies besonders Bereiche 
wie Baugenehmigunge n, soziale Dienstleistungen ,  die Digitalisierung der Verwaltung und die 
Umsetzung städtebaulicher Projekte.

Psychologische Mechanismen verstärken diese Wahrnehmung zusätzlich: Menschen 
gewichten negative Erfahrungen stärker als positive. Einzelne Verzögerungen, Konflikte oder 
gescheiterte Projekte bleiben im öffentlichen Gedächtnis, während erfolgreiche, aber weniger 
spektakuläre Maßnahmen schnell in Vergessenheit geraten. Dieses  Negativitätsbias  führt 

dazu, dass das Bild politischer Ineffektivität überproportional dominiert, obwohl die 

tatsächliche Leistungsbilanz differenzierter wäre.

Schließlich verschärft die  kommunikative Untererklärung  politische r Prozesse die 
Problemlage. Wenn politische Akteure nicht ausreichend erklären, warum Entscheidungen 
Zeit benötigen, welche Zwischenschritte erforderlich sind oder welche externen 
Abhängigkeiten bestehen, entsteht ein Informationsvakuum. Dieses Vakuum wird von 
informellen Diskursen, Gerüchten oder vereinfachenden Narrativen gefüllt, insbesondere in 
digitalen Räumen, wo komplexe Abläufe leicht auf  „Untätigkeit “ reduziert werden. In Hamm 
führt dies dazu, dass die Legitimation politischer Entscheidungen erodiert, weil die Gründe  
für Verzögerungen nicht nachvollziehbar gemacht werden.

Die kumulative Wirkung dieser Faktoren ist  eine Erosion politisc her Selbstwirksamkeit: 
Bürgerinnen und Bürger verlieren das Vertrauen, dass Politik Probleme lösen kann; politische 
Akteure verlieren die Gewissheit, dass ihre Arbeit anerkannt wird. Dieser Teufelskreis 
verstärkt politische Apathie und öffnet Raum für populistische Vereinfachungen. Die 
Herausforderung für Hamm besteht daher nicht allein in der Beschleunigung administrativer 
Abläufe, sondern vor allem in der transparenten, verständlichen und strategischen  
Vermittlung der bestehenden Rahmenbedingungen. Effektivität muss sichtbar gemacht  
werden: durch klare Zeitpläne, nachvollziehbare Verantwortungszuweisungen, regelmäßige 

Zwischenergebnisse und eine kommunikative Einbettung, die die Komplexität demokratischer 
Entscheidungsprozesse erklärt, statt sie zu verschleiern.

6.3 Soziale Ungleichheit und politis che Distanz



Soziale Ungleichheit bildet einen der wirkmächtigsten strukturellen Treiber politischer  
Distanz in Hamm. Sie wirkt nicht nur über materielle Benachteiligung, sondern vor allem  
über die Erosion politischer Selbstwirksamkeit, die aus ungleichen  Lebenslagen,  
ungleichen Chancen und ungleichen Erfahrungen mit staatlichen Institutionen  resultiert. 
Politische Distanz entsteht dabei weniger aus ideologischer Ablehnung als aus der alltäglichen 
Erfahrung, dass Politik die eigenen Lebensrealitäten nicht ausreichend berücksichtigt, nicht 
erreicht oder nicht wirksam adressier t. Ungleichhe it wird so zu  einem sozialen  
Resonanzraum, in dem politische Erwartungen enttäuscht, Verantwortlichkeiten unklar und 
institutionelle Versprechen brüchig erscheinen.

Im Zentrum steht die Verknüpfung von materieller Ungleichheit und politischer 
Repräsentationslücke . In Stadtteilen mit hoher Arbeitslosigkeit, prekären 

Beschäftigungsverhältnissen, geringeren Bildungsressourcen oder eingeschränkter 

Infrastruktur entsteht häufig das Gefühl, dass politische Entscheidungen nicht  für, sondern 
über die Menschen getroffen werden. Diese Wahrnehmung wird durch konkrete 
Alltagserfahrungen verstärkt: lange Wege zu öffentlichen Dienstleistungen, schlechtere 
Nahversorgung, unzureichende Mobilitätsangebote, fehlende Freizeit- und 
Bildungsinfrastruktur oder sichtbare Vernachlässigung des öffentlichen Raums. Solche 
strukturellen Defizite werden politisch interpretiert  – als Zeichen mangelnder Wertschätzung, 

fehlender Prioritätensetzung oder politischer Abwesenheit.

Gleichzeitig wirkt soziale Ungleichheit über  subjektive Wahrnehmungen von Statusverlust 
und relativer Benachteiligung. Menschen vergleiche n ihre Lebensl a ge nicht nur mit 
objektiven Standards, sondern mit den  Lebenslagen anderer Gruppen. Wenn Unterschied e 
wachsen oder als wachsend wahrgenommen werden, entsteht das Gefühl,  „abgehängt “ oder 
„zurückgelassen “ zu sein. Diese Wahrnehmung ist politisch hoch relevan t, weil sie die 
Erwartung senkt, dass politische Institutionen  noch in der Lage oder willens sind, die eigene 
Situation zu verbessern. Politische Distanz entsteht hier als Folge enttäuschter 
Zukunftserwartungen – ein Prozess, der sich besonders in jenen Milieus verfestigt, die über 

geringe soziale Aufstiegschancen verfügen.

Ein weiterer Mechanismus ist  die räumliche Segregation , die in Hamm – wie in vielen 
Städten – zu einer ungleichen Verteilung politischer Präsenz führt. In sozial belasteten 
Quartieren sind politische Akteure seltener sichtbar, institutionelle Angebote schwächer 

ausgeprägt und intermediäre Strukturen (Vereine, Nachbarschaftsnetzwerke, 
Bildungsinstitutionen) weniger stabil. Dadurch fehlen jene sozialen Räume, in denen 

politische Anliegen artikuliert, vermittelt und moderiert werden können. Politische 
Kommunikation erreicht diese Milieus oft nur fragmentarisch, während informelle Diskurse, 
Gerüchte oder digitale Echokammern an Bedeutung gewinnen. Politische Distanz entsteht 
hier als Folge fehlender politischer Anschlussfähigkeit.

Hinzu kommt die ungleiche Erfahrung staatlicher Leistungsfähigkeit . Wer wiederholt mit 
bürokratischen Hürden, langen Bearbeitungszeiten oder unzureichenden 
Unterstützungsangeboten konfrontiert ist, entwickelt ein strukturelles Misstrauen gegenüber 

politischen Institutionen. Dieses Misstrauen ist  nicht abstrakt, sondern biografisch veran k ert: 
Es speist sich aus konkreten Erlebnissen mit Jobcenter, Wohnungsmarkt, Schulverwaltung 
oder Sozialdiensten. In Hamm zeigt sich dies besonders in jenen Bereichen, in denen  soziale 
Problemlagen kumulieren und staatliche Institutionen gleichzeitig überlastet sind. Die Folge 
ist eine politische Wahrnehmungslogik, in der institutionelle Schwächen als systemische 
Gleichgültigkeit interpretiert werden.



Insgesamt führt soziale Ungleichheit zu einer  asymmetrischen politischen Wahrnehmung: 
Während privilegiertere Gruppen Politik als gestaltend, erreichbar und responsiv erleben, 
erscheint sie für benachteiligte Gruppen oft als fern, überfordert oder irrelevant. Politische 
Distanz ist damit nicht nur ein individuelles Gefühl, sondern ein strukturelles Produkt 
ungleicher Lebenslagen. Sie kann nur überwunden werden, wenn Politik nicht nur 
kommuniziert, sondern konkret erfahrbar wird – durch sichtbare Investitionen, verlässliche 
Daseinsvorsorge, kontinuierliche Präsenz und eine politische Erzählung, die die 

Lebensrealitäten aller Stadtteile ernst nimmt und integriert.

6.4 Digitale Öffentlichkeiten und Desinformation

Digitale Öffentlichkeiten bilden im 21.  Jahrhundert die zentrale Infrastruktur politischer 
Kommunikation. Sie sind nicht ledigl i c h technische Plattformen, sondern komplexe
sozio-technische Arenen, in denen  Wahrnehmung, Deutung und Mobilisierung politische r 
Konflikte neu  organisiert werden. In dieser Struktur entfaltet Desinformatio n  nicht die 
Funktion eines Störfaktors, sondern eines systemischen Mechanismus, der die Funktionslogik 
digitaler Kommunikationsräume prägt und demokratische Ordnungen in ihren epistemischen, 
deliberativen und repräsentativen Grundlagen herausfordert. Die enge Verflechtung von 
digitalen Öffentlichkeiten und Desinformation ist Ausdruck einer tiefgreifenden 
Transformation politischer Öffentlichkeit, in der algorithmische Selektionslogiken, 
ökonomische Anreizstrukturen und transnationale Kommunikationsflüsse neue 
Machtkonstellationen erzeugen.

Digitale Öffentlichkeiten lösen die historisch gewachsene Architektur der Massenmedien auf, 
in der professionelle Gatekeeper Sichtbarkeit, Faktizität und Relevanz regulierten. An ihre 

Stelle treten algorithmisc he Systeme, die Inhalte nach Interaktionswa hrscheinlich k eit 
priorisieren und damit eine Informationsordnung hervorbringen, die strukturell anfällig für 

Manipulation ist. Die Logik dieser digitalen Informationsarchitektur begünstigt affektive, 
polarisierende und skandalisierende Inhalte, während komplexe, differenzierte oder 

deliberative Beiträge systematisch an Sichtbarkeit verlieren. Dadurch entsteht eine 
Öffentlichkeit, die nicht mehr durch gemeinsame Referenzrahmen, sondern durch parallele 
Informationsökosysteme geprägt ist, in denen unterschiedliche Wirklichkeitskonstruktionen 
zirkulieren und politische Verständigung zunehmend erschwert wird.

In dieser fragmentierten Struktur entfaltet Desinformation ihre Wirkung nicht primär durch 

einzelne falsche Behauptungen, sondern durch die kumulative Erosion epistemisc her 
Grundlagen. Desinformatio n  ist ein intentiona l e r Eingriff in die Wahrnehmungs- und 
Deutungsstrukturen einer Gesellsch aft. Sie zielt darauf ab, Vertrauen  zu  unterminieren, 
Konflikte zu verschärfen, institutionelle Legitimität zu beschädigen und politische 
Entscheidungsprozesse zu beeinflussen. Digitale Öffentlichkeiten senken die Kosten für die 

Produktion und Verbreitung manipulativer Inhalte erheblich und ermöglichen es staatlichen 
wie nichtst a a t l i c hen Akteuren, mit minimalem Ressourceneinsatz maximale Wirkung zu 
erzielen. Die Kombination aus algorithmischer Verstärkung, emotionalisierter 
Kommunikation und transnationaler Vernetzung erzeugt Resonanzräume, in denen 

Desinformation nicht nur verbreitet, sondern strukturell privilegier t wird.

Die strategische Bedeutung von Desinformation liegt in ihrer Fähigkeit, politische Konflikte 
zu reframen und gesellschaftliche Wahrnehmungen zu verzerren. Digitale Öffentlichkeiten 

ermöglichen die Simulation gesellschaftlicher Mehrheiten, die Erzeugung künstlicher Krisen 
und die Konstruktion alternativer Wirklichkeitsräume, die sich der Korrektur durch klassische 
journalistische Mechani smen entziehen. Koordinierte Netzwer k e aus Bots, Trollfar men und



orchestrierten Kampagnen verstärken diese Dynamiken, indem sie künstliche 
Interaktionssigna l e  erzeugen, die algorithmisc he Systeme als Relevanzindi katoren 
interpretieren. Dadurch entsteht eine Rückkopplungsschleife, in der manipulative Inhalte 
durch die Logik der Plattformen selbst verstärkt werden, ohne dass deren Intentionalität 

sichtbar wird.

Die demokratisch en Implikationen dieser Entwicklung sind tiefgreifend. Die deliberativ e 
Qualität öffentlicher Kommunikation wird geschwächt, weil gemeinsame epistemische 
Grundlagen erodieren und politisch e Akteure zunehmend auf affekt i ve Stimmungsbilder 
reagieren, die nicht reale Mehrheiten abbilden, sondern algorithmisc h verzerrte 
Resonanzräume. Die repräsentative Dimension demokratischer Politik wird dadurch 
verschoben, dass politische Agenden nicht mehr primär durch gesellschaftliche Präferenzen, 
sondern durch digitale Sichtbar k eitslogike n strukturiert werden. Gleichz e i t i g unterminiert die 
permanente Präsenz von Desinformation das Vertrauen in Institutionen, Medien und 
demokratische Verfahren, indem sie Unsicherheit erzeugt und die Grenze zwischen Fakt und 
Fiktion verwischt. Die Folge ist eine politische Öffentlichkeit, in der nicht mehr die Qualität 

von Argumenten, sondern die Dynamik digitaler Aufmerksamkeit über politische 
Wirksamkeit entsche i det.

Besonders bedeutsam sind die transnationalen  Dimensionen digitaler  Desinformation.  
Digitale Öffentlichkeiten sind global vernetzt und ermöglichen es externen Akteuren, 
unmittelbar in nationale Diskurse einzugreifen. Geopolitische Rivalitäten werden zunehmend 
in digitalen Räumen ausgetragen, in denen Staaten, Parteien, Bewegungen und private  
Akteure um Deutungshoheit konkurrieren. Transnationale Verschwörungserzählungen, 

populistische Frames und polarisierende Narrative diffundieren über Sprach- und 
Kulturgrenzen hinweg und verbinden lokale Konflikte mit globalen Diskursen. Dadurch 
entstehen hybride Konfliktformationen, in denen  nationale politisch e Auseinandersetzungen  
durch externe Interventionen verstärkt,  reframed oder instrumentalisi e rt werden. Die 
Verwundbarkeit demokratischer Systeme steigt insbesondere dort, wo institut i onelle Resilienz  
schwach ausgeprägt ist und gesellschaftliche Polarisierung bereits fortgeschritten ist.

Die strukturelle Herausforderung besteht darin, dass Desinformation nicht durch punktuelle 
Korrekturen oder technische Maßnahmen eingedämmt werden kann. Sie ist Ausdruck einer 
veränderten Kommunikationsordnung, in der ökonomische Anreizstrukturen, algorithmische 
Logiken und politisch e Interessen ineinandergre i fen. Demokratische Resilienz  erfordert daher 
eine umfassende Neubestimmu n g  der normativen, institutionellen und technologisch en 
Grundlagen politischer Öffentlichkeit. Dies umfasst die Stärkung journalistischer 
Qualitätsstandards, die Regulierung algorithmischer Systeme, die Förderung digitaler 

Medienkompetenz und die Entwicklung institutioneller Mechanismen, die die Integrität 

öffentlicher Kommunikation sichern. Entscheidend ist jedoch, dass demokratische Systeme  
die Fähigkeit zurückgewinnen, gemeinsame Referenzrahmen herzustellen und politische 
Konflikte auf der Grundlage geteilter Fakten auszutragen.

Digitale Öffentlichkeiten und Desinformation bilden damit ein  Mechanismenbündel , das die 
Struktur politischer Kommunikatio n  im 21. Jahrhundert grundlegend transformiert. Die 
Herausforderung besteht nicht allein in der Bekämpfung falscher Inhalte, sondern in der 
Wiederherstellung jener epistemisc hen, deliberativ en und institutio n ellen Bedingungen, die 
demokratische Öffentlichkeit tragen. Die Analyse dieses Mechanismus zeigt, dass digitale 
Transformation nicht nur technologische, sondern zutiefst politische Konsequenzen hat, die 
die Stabilität demokratischer Systeme nachhaltig beeinflussen.



6.5 Fragmentierung der Jugendmilieus

Die Jugend der Gegenwart bildet kein homogenes soziales Kollektiv mehr, sondern ein 
hochgradig ausdifferenziertes Gefüge pluraler Lebensstile, Wertorientierungen und sozialer 
Lagen. Die Fragmentierung der Jugendmilieus ist Ausdruck tiefgreifende r gesellsc haftliche r 
Transformationsprozesse, die durch Digitalisierung, soziale Ungleichheit, kulturelle 
Polarisierung und institutionelle Überlastung beschleunigt werden. Während frühere 

Generationen durch relativ stabile Übergangsstrukturen, gemeinsame kulturelle Referenzen 
und vergleichbare biografische Sequenzen geprägt waren, wachsen heutige Jugendliche in 
einer Welt auf, in der soziale Zugehörigkeiten fluide, normative Erwartungen widersprüchlich 

und institutionelle Leitplanken brüchig geworden sind. Die Jugendmilieus differenzieren sich 
nicht nur horizontal in  unterschiedlich e Lebensstile, sondern vertikal entlang sozialer 
Ungleichheiten, die sich in  Bildungschancen, Zukunftserwartu n g en und politischer 
Partizipation manifest i e ren.

Diese Fragmentierung ist kein zufälliges Nebenprodukt gesellschaftlicher Modernisierung, 
sondern ein struktureller Mechanismus, der die Lebenslagen junger Menschen prägt und ihre 
politischen Orientierungen beeinflusst. Digitale Öffentlichkeiten verstärken diese 
Differenzierungsprozesse, indem sie parallele kulturelle Räume erzeugen, in denen 

Jugendliche unterschiedliche Narrative, Identitätsangebote und Weltdeutungen rezipieren. Die 
Folge ist eine Jugend, die sich in distinkte Teilöffentlichkeiten aufspaltet, deren 
Kommunikationslogik en, Wertorientierunge n und Zukunftsbilder kaum noch 
Überschneidungen aufweisen. Während ein Teil der Jugendlichen in urbanen, bildungsnahen 
und kosmopolitischen Milieus sozialisiert wird, die auf Selbstentfaltung, Diversität und  
globale Vernetzung setzen, wachsen andere in prekären, sozial benachteiligten oder  
traditionell orientierten  Kontexten auf, in denen  materielle Unsicherheit,  institutionelle  
Distanz und kulturelle Schutzbedürfnisse dominieren. Diese Divergenzen prägen nicht nur 

Lebensstile, sondern auch politische Präferenzen, Risikowahrnehmungen und Formen der 
gesellschaf tlichen Teilhabe .

Die Fragmentierung der  Jugendmilieus zeigt sich besonders deutlich in der  zunehmenden 
Divergenz von Bildungsbiografien. Während privilegierte Milieus von stabilen 
Bildungsinstitutionen, familiärer Unterstützung und kulturellem Kapital profitieren, erleben 

benachteiligte Jugendliche ein Bildungssystem, das durch Überlastung, Selektivität und 

strukturelle Barrieren geprägt ist. Diese Ungleichheiten verstärken sich durch digitale 
Differenzen: Jugendliche aus ressourcenstarken Milieus nutzen digitale Räume zur 

Kompetenzentwicklung, Vernetzung und Selbstoptimierung, während andere vor allem mit 

fragmentierten Informationsökosystemen, Desinformation und algorithmisch verstärkten 

Risikodynamiken konfrontiert sind. Die digitale Spaltung wird damit zu einem zentra l e n 
Treiber milieuspezifis cher Fragmentierung, der nicht nur den  Zugang zu Wissen, sondern 
auch die Fähigkeit zur Orientierung in komplexen gesellschaftlichen Zusammenhängen 

beeinflusst.

Parallel dazu differen zieren sich politische Orientierungen der  Jugend zunehmend aus. Die 
einen engagieren sich in progressiven, aktivist i schen und global vernetzten  Bewegungen, die 
auf Klimaschutz, soziale Gerechtigkeit und Diversität setzen. Andere orientieren sich an 
sicherheitsorientierten, konservativen oder populistischen Narrativen, die Stabilität, kulturelle 
Identität und institutionelle Kontrolle betonen. Zwischen diesen Polen entsteht ein  
wachsender Zwische nraum apolitische r oder politisch desillusionier ter Jugendlicher, die sich



aufgrund institutioneller Enttäuschungen, sozialer Unsicherheit oder digitaler Überforderung 
aus politischer Teilhabe zurückziehen. Die Fragmentierung der Jugendmilieus ist damit nicht 
nur eine soziale, sondern auch eine politische Fragmentierung, die die Fähigkeit 

demokratischer Systeme herausfordert, junge Menschen in ihrer Vielfalt zu repräsentieren und 
zu integrieren.

Diese Differenzierungsprozesse werden durch ökonomische und räumliche Faktoren weiter 
verstärkt. Urban geprägte Jugendmilieus verfügen über andere Chancen, Netzwerke und 

kulturelle Ressourcen als Jugendliche in ländlichen oder strukturschwachen Regionen. Die 
Wohnungsmarktkrise, die Prekarisierung von Arbeitsverhältnissen und die Unsicherheit 
beruflicher Übergänge erzeugen milieuspezifische Belastungen, die sich in unterschiedlichen 
Zukunftserwartungen niederschlagen. Während ein Teil der Jugend optimistisch in die 
Zukunft blickt und sich als Gestalter gesellsc haftliche r Transformation versteht, erlebt ein 
anderer Teil Zukunft als Bedrohung, Unsicherheit oder Kontrollverlu s t. Diese divergier enden 
Zukunftsbilder prägen nicht nur individuelle Lebensentscheidungen, sondern auch kollektive 
Orientierungen und politische Mobilisierungsformen.

Die Fragmentierung der Jugendmilieus ist schließlich auch eine kulturelle Fragmentierung. 
Jugendliche bewegen sich in unterschiedlichen ästhetischen, medialen und identitären 

Räumen, die durch digitale Plattformen, transnationale Trends und subkulturelle Dynamiken 
geprägt sind. Musik, Mode, Sprache und digitale Ausdrucksformen werden zu Markern 
milieuspezifischer Zugehörigkeit, die soziale Grenzen markieren und Identität stabilisieren. 
Gleichzeitig entstehen hybride Identitätsformen, die traditionelle Kategorien wie Klasse, 
Ethnie oder Geschlecht überschreiten und neue Formen jugendlicher Selbstverortung 
hervorbringen. Diese kulturelle Pluralisierung eröffnet neue Freiheiten, erzeugt aber auch 
neue Unsicherheiten, da gemeinsame kulturelle Bezugspunkte erodieren und normative 
Orientierungsmuster an Stabilität verlieren.

Insgesamt zeigt die Analyse, dass die Fragmentier u n g  der Jugendmilieus ein zentraler 
Mechanismus gesellschaf tlicher Transformation ist, der die Lebenslagen, Orientierungen  und 
Zukunftsperspektiven junger Menschen prägt. Sie ist Ausdruck einer Gesellschaft, die ihre 
integrativen Strukturen verliert und in der  soziale, digitale und kulturelle Differenzen 
zunehmend unverbunden nebeneinanderstehen. Die Herausforderung für demokratische 
Systeme besteht darin, diese Vielfalt nicht als Bedrohung, sondern als Ausdruck 
gesellschaftlicher Pluralität zu begreifen und institutionelle Formen zu entwickeln, die junge 
Menschen in ihrer Heterogenität repräsentieren, unterstützen und befähigen. Die 

Fragmentierung der Jugendmilieus ist damit nicht nur Diagnose, sondern Ausgangspunkt für 
die Frage, wie eine Gesellschaft gestaltet werden kann, die jungen Menschen Orientierung, 
Teilhabe und Zukunftssicherhe i t  bietet.

6.6 Vertrauensverlust durch fehlende Responsivität

Fehlende Responsivität politischer Institutionen zählt zu den zentralen Mechanismen des 
Vertrauensverlusts in modernen Demokratien. Sie bezeichnet die wahrgenommen e oder 
tatsächliche Unfähigkeit politischer Akteure, gesellschaftliche Problemlagen angemessen zu 
erkennen, zeitnah zu  reagieren und Entscheidungen nachvollziehbar zu kommunizieren .  In 
einer zunehmend komplexen, beschleu n igten und digitalisiert e n Gesellsch aft wird 
Responsivität zu einer Schlüsselressource politischer Legitimität. Wo sie ausbleibt, entstehen 
Wahrnehmungen politischer Distanz, institutioneller Trägheit und demokratischer



Entfremdung, die sich kumulativ zu einem Erosionsprozess politischer Unterstützung 

verdichten.

Der Vertrauensverlust durch fehlende Responsivität ist kein punktuelles Phänomen, sondern 
ein struktureller Mechanis mus, der sich an  den Schnittstellen  zwischen politischen 
Institutionen, gesellsc haftliche n Erwartungen und medialen Kommunikationslogik en entfa l t e t . 
Bürgerinnen und Bürger erleben politische Entscheidungsprozesse zunehmend als langsam, 
widersprüchlich oder unzureichend koordiniert, während gesellschaftliche Problemlagen  –  
von sozialer Ungleichheit über Migration bis hin zu Klimarisiken  – an Dringlichkeit  
gewinnen. Die Diskrepanz zwischen Problemdruck und politischer Reaktionsfähigkeit erzeugt 
ein Gefühl institutioneller Überforderung, das sich in sinkender Akzeptanz politischer 
Entscheidungen, wachsender Skepsis gegenüber etablierten Parteien und einer zunehmenden 
Offenheit für populistische oder anti-institutionelle Angebote niederschlägt.

Fehlende Responsivität manifestiert sich auf mehreren Ebenen. Auf der  input-orientierten 
Ebene entsteht der  Eindruck, dass politische Institutionen gesellsc haftliche  Anliegen nicht 
ausreichend wahrnehmen oder falsch priorisieren. Bürgerinnen und Bürger erleben, dass ihre 
Lebensrealitäten in politischen Debatten kaum vorkommen oder dass politische Agenden von 
parteipolitischen Konflikten, Koalitionslogiken oder medialen Dynamiken überlagert werden. 
Auf der throughput-Ebene verstärken intransparente Entscheidungsprozesse, unklare 
Verantwortlichkeiten  und institut i onelle Blockaden die Wahrnehmung politische r Ineffizienz. 
Komplexe Abstimmungsprozesse, föderale Zuständigkeitskonflikte oder langwierige 
Gesetzgebungsverfahren werden als Ausdruck politischer Handlungsunfähigkeit interpretiert. 
Auf der output-orientierten Ebene  schließlich führt die Erfahrung unzureichender 

Problemlösungsfähigkeit  – etwa bei Infrastruktur, Bildung, Migration oder Klimapolitik – zu 
einer Erosion der Überzeugung, dass demokratische Institutionen in der Lage sind, 
gesellschaftliche Herausforderungen wirksam zu bewältigen.

Digitale Öffentlichkeiten verstärken diese Dynamiken erheblich. Die Beschleunigung 
politischer Kommunikation erzeugt Erwartungshaltungen, die mit den realen Zeitlogiken  
demokratischer Entscheidungsprozesse  kaum  vereinbar sind. Politische Akteure geraten unter 
Druck, permanent zu reagieren, ohne strukturelle Probleme nachhaltig adressieren zu können. 

Gleichzeitig werden Verzögerungen, Kompromisse oder komplexe Abwägungen in digitalen 
Räumen häufig als Schwäche oder Unfähigkeit interpretiert. Die Logik digitaler 

Aufmerksamkeit privilegiert schnelle, klare und konfliktorientierte Botschaften, während 

demokratische Politik auf Ausgleich, Deliberatio n  und institutionelle Verfahren angewiesen 
ist. Dadurch entsteht ein strukturelles Missverhältnis zwischen den Erwartungen digitaler 
Öffentlichkeiten und den Funktionslogiken demokratischer Institutionen,  das die 
Wahrnehmung fehlender Responsivität verstärkt.

Fehlende Responsivität wirkt zudem als Katalysator politischer Polarisierung. Gruppen, deren 
Anliegen über längere Zeit nicht adressiert werden, entwickeln ein wachsendes Gefühl 

politischer Marginalisier u n g .  Dies betrifft insbesondere sozial benachteilig te Milieus, junge 
Menschen in prekären Lebenslagen, ländliche Regionen oder kulturell verunsicherte Gruppen. 
Die Erfahrung, dass politische Institutionen nicht zuhören oder nicht handeln, fördert die 

Attraktivität politischer Akteure, die einfache Lösungen versprechen, institutionelle 
Komplexität delegitimieren oder sich als  „einzige Stimme des Volkes“  inszenieren. 
Populistische Bewegungen nutzen diese Wahrnehmunge n gezielt, indem sie 
Responsivitätsdefizite  als Beleg für eine angebliche Entfremdung der politischen Elite von der 
Bevölkerung interpretieren und damit bestehende Vertrauenskrisen weiter vertiefen.



Die Folgen fehlender Responsivität reichen weit über kurzfristige Unzufriedenheit hinaus. Sie 
unterminieren die normative Grundlage demokratischer Legitimität, die auf der Annahme 

beruht, dass politisch e Institutionen in der  Lage sind, gesellsc haftliche  Interessen zu erkennen, 
zu verarbeiten und in wirksame Politik zu übersetzen. Wo diese Erwartung enttäuscht wird, 
entstehen langfristige Vertrauensschäden, die sich nur schwer rückgängig machen lassen. 
Bürgerinnen und Bürger entwickeln eine erhöhte Sensibilität für politische Fehler, 
interpretieren Kompromisse als Schwäche und verlieren die Bereitschaft, demokratische 
Verfahren als legitim anzuerkennen. Die politische Kultur wird fragiler, da Loyalität, 

Anerkennung und Kompromissfähigkeit erodieren  – jene Elemente, die demokratisch e 
Systeme im Innersten zusammenhalten.

Der Mechanismus des Vertrauensverlusts durch fehlende Responsivität zeigt damit, wie eng 
politische Leistungsfähigkeit, institutionelle Kommunikation und gesellschaftliche 
Erwartungen miteinander  verwoben sind. Demokratien geraten unter Druck, wenn sie nicht in  
der Lage sind, die wachsende Komplexität gesellschaftlicher Problemlagen mit angemessener 
Reaktionsfähigkeit zu beantworten. Die Herausforderung besteht darin, institutionelle 
Strukturen so zu gestalten, dass sie sowohl handlungsfähig als auch legitimationsfähig  
bleiben. Dies erfordert transparente Entscheidungsprozesse , klare Verantwortlichkeiten ,  eine 
strategische politische Kommunikation und die Fähigkeit, gesellschaftliche Anliegen  
frühzeitig zu erkennen und in kohärente Politik zu übersetzen. Nur wenn politische 
Institutionen Responsivität nicht als kurzfristige Reaktion, sondern als strukturelle Kompetenz 
begreifen, kann Vertrauen stabilisiert und demokratische Resilienz gestärkt werden.

7. Beteiligungsformate: Was funktioniert – und warum?

(vollständig ausgearbeitet, maximal erweitert, wissenschaftlich stringent, blocksatzfähig)

Politische Beteiligungsformate stehen im Zentrum demokratischer Erneuerungsdebatten. Sie 
gelten als Antwort auf Vertrauensverlust, Responsivitätsdefizite  und die Fragmentierung 
gesellschaftlicher Milieus. Doch die empirische Bilanz ist ambivalent: Während einige 

Formate substanzielle Wirkung entfalten, bleiben andere symbolisch, folgen ritualis ierten 
Mustern oder erzeugen sogar neue Enttäuschungen. Die Frage, welche Beteiligungsformate 
funktionieren – und warum –, lässt sich nur beantworten, wenn man ihre institutionellen 
Voraussetzungen, ihre sozialen Zielgruppen und ihre Einbettung in politisch e 
Entscheidungsprozesse berücksichtigt. Beteiligung ist kein technisches Instrument, sondern 
ein politischer Mechanismus, dessen Wirksamkeit von strukturellen Bedingungen abhängt.

Beteiligungsformate funktionieren dann, wenn sie drei zentrale Bedingungen erfüllen: Erstens 
müssen sie epistemis ch produktiv sein, also Wissen, Perspektiven und Problemlagen 
erschließen, die in institutionellen Arenen sonst unsichtbar bleiben. Zweitens müssen sie 
entscheidungsrelevant sein, das heißt, sie müssen in politische Prozesse rückgebunden sein 
und reale Wirkung entfalten können. Drittens müssen sie  sozial inklusiv sein, indem sie 
unterschiedlich e Milieus, Lebenslagen und Erfahrungswelten erreiche n. Wo diese 
Bedingungen nicht erfüllt sind, entstehen Beteiligungsillusionen, die Vertrauen eher 
unterminieren als stärken.

Die Wirksamkeit von Beteiligungsformaten hängt eng mit der Struktur gesellschaftlicher 
Fragmentierung zusammen. In einer Gesellsch aft, in der Jugendmilieus, soziale Gruppen und 
digitale Öffentlichkeiten auseinanderdriften, können Beteiligungsformate nur dann integrativ



wirken, wenn sie Brücken zwischen diesen Teilöffentlichkeiten schlagen. Formate, die 
ausschließlich bildungsnahe, politisch affine oder digital kompetente Gruppen erreichen, 
reproduzieren bestehende Ungleichheiten und verstärken die Wahrnehmung politischer 
Exklusivität. Erfolgreiche Beteiligung zeichnet sich daher durch  Milieuüberschneidungen 
aus: Sie schafft Räume, in denen unterschiedliche Perspektiven sichtbar werden und in denen 
politische Institutionen Zugang zu jenen Gruppen erhalten, die sich aus tradi t i onellen 
Beteiligungsformen zurückgezogen haben.

Zugleich zeigt sich, dass Beteiligungsformate nur dann Vertrauen stärken, wenn sie 
Responsivität erzeugen . Bürgerinnen und Bürger erwarten nicht nur, gehört zu werden, 

sondern dass ihre Beiträge in Entscheidungen einfließen. Beteiligung ohne Wirkung wird als 

symbolische Politik wahrgenommen und verstärkt das Gefühl politischer Ohnmacht. 
Erfolgreiche Formate zeichnen sich daher durch klare Mandate, transparente 
Entscheidungswege und verbindliche Rückkopplungsmechanismen aus. Sie machen sichtbar, 
wie Beteiligung politische Entsche i dungen beeinflusst, und schaffen damit eine neue  Form 
institutioneller Glaubwürdigkeit. Wo diese Rückkopplung fehlt, entsteht ein 
„Partizipationsparadox“:  Je mehr Beteiligung angeboten wird, desto größer wird die 

Enttäuschung über ihre Wirkungslosigkeit.

Ein weiterer Erfolgsfaktor liegt in der  Gestaltung der Kommunikationsräume . 
Beteiligungsformate funktionieren dann, wenn sie deliberative Qualität erzeugen  – also 
Räume, in denen Argumente ausgetauscht, Perspektiven reflektiert und Konflikte konstruktiv 
bearbeitet werden können. In digitalen Öffentlichkeiten, die durch Beschleunigung, 
Emotionalisierung und Polarisierung geprägt sind, gewinnen solche deliberativen Räume an 

Bedeutung. Erfolgreiche  Formate schaffen eine Gegenlogik zur digitalen  Fragmentierung, 
indem sie Zeit, Struktur und Moderation bereitstellen, die kollektive Verständigung 

ermöglichen. Sie erzeugen eine Form von  „kommunikativ er Entschleunigung“, die notwendig 
ist, um komplexe Probleme zu bearbeiten  und Vertrauen  aufzubauen.

Gleichzeitig zeigt die Forschung, dass Beteiligungsformate nur dann nachhaltig  wirken, wenn 
sie institutionell verankert sind. Einmalige Beteiligungsprozesse erzeugen kurzfristige 
Aufmerksamkeit, aber keine strukturelle Veränderung. Erfolgreiche Formate sind in politische 
Routinen integriert, verfügen über stabile Ressourcen und sind Teil institutioneller 
Lernprozesse. Sie schaffen eine dauerhafte Infrastruktur politischer Öffnung, die nicht von 

einzelnen Projekten oder politischen Konjunkturen abhängt. Institutionelle Verstetigung ist 
daher ein zentra l e r Mechanismus, um Beteiligung von symbolischer zu substantieller Politik 
weiterzuentwi c keln.

Schließlich hängt die Wirksamkeit von Beteiligungsformaten eng mit ihrer  kommunikativen 
Einbettung zusammen. Beteiligung entfa l t e t  nur dann Wirkung, wenn sie sichtbar, 
nachvollziehbar und verständlich kommuniziert wird. Politische Institutionen müssen  
erklären, warum Beteiligung stattfindet, wie sie organisiert ist und welche Wirkung sie 
entfaltet. Transpare nte Kommunikation schafft Erwartungssicherhe i t  und verhindert 
Missverständnisse über Ziele und Grenzen des Prozesses. Erfolgreiche Formate zeichnen sich 
daher durch eine strategis che Kommunikationsarchitek tur aus, die Beteiligung nicht als 
isoliertes Ereignis, sondern als Teil eines umfassenden politische n Prozesses darstellt. 

Insgesamt zeigt die Analyse, dass Beteiligungsformate nicht per se  funktionieren, sondern nur 
unter bestimmten  strukturellen Bedingungen. Sie sind dann wirksam, wenn sie epistemis ch 
produktiv, sozial inklusiv, deliberativ hochwertig, institutione l l  verankert und politisch  
rückgebunden sind. Beteiligung ist kein Ersatz für politische Entscheidungen, sondern ein



Mechanismus, der demokratische Legitimität stärkt, wenn er in kohärente institutionelle 
Strukturen eingebettet ist.  Die Herausforderung besteht darin, Beteiligung nicht als 
technokratisches Instrument, sondern als integra l e n Bestandteil demokratisch er Governance 
zu begreifen – als Prozess, der politische Institutionen öffnet, gesellschaftliche Vielfalt 
sichtbar macht und Vertrauen durch nachvollziehbare Responsivität erzeugt.

7.1 Erfolgsfaktoren wirksamer Jugendbeteiligung

Wirksame Jugendbeteiligung entsteht nicht durch die bloße Bereitstellung von Formaten, 
sondern durch die Schaffung struktureller Bedingungen, die jungen Menschen reale 
Einflussmöglichkeiten, Orientierungssicherheit und Anerkennung bieten. Jugendbeteiligung 
ist ein politische r Mechanismus, der nur dann Wirkung entfa l t e t , wenn er die Lebenslagen, 
Kommunikationslogik en und Zukunftserwartungen junger Menschen ernst nimmt und 
institutionell so gestaltet ist, dass ihre Perspektiven nicht nur gehört, sondern in politische 
Entscheidungen übersetzt werden. Die Analyse zeigt, dass erfolgreiche Jugendbeteiligung auf 
einem Bündel ineinandergreifender Faktoren beruht, die epistemische Produktivität, soziale 
Inklusion, institutionelle Verbindlichkeit und kommunikative Glaubwürdigkeit miteinander 

verbinden.

Ein zentraler Erfolgsfaktor liegt in  der Authentizität und Verbindlichkeit  des 
Beteiligungsprozesses. Jugendliche erkennen sehr genau, ob Beteiligung ernst gemeint ist 
oder lediglich symbolischen Chara kter hat. Beteiligungsformate, die ohne klares Mandat, 
ohne definierte Entscheidungswege oder ohne Rückkopplung an politische Prozesse 
organisiert werden, erzeugen Enttäuschung und verstärken das Gefühl politischer Irrelevanz. 
Wirksame Jugendbeteiligung erfordert daher  transparente Zielsetzungen, klare 
Verantwortlichkeiten  und institut i onelle Mechanismen, die sicherstellen ,  dass die Ergebnisse 
des Beteiligungsprozesses in politische Entscheidungen einfließen. Verbindlichkeit ist nicht 
nur ein organisatorisches Prinzip, sondern ein zentrales Element politischer Glaubwürdigkeit.

Ebenso entscheidend ist  die Passung zwischen Beteiligungsformat und jugendliche r  
Lebenswelt. Jugendliche bewegen sich in fragmentierten sozialen und digitalen Räumen, die 
durch unterschiedliche Kommunikationsstile, Zeitlogiken und kulturelle Codes geprägt sind. 
Beteiligungsformate, die diese Lebenswelten ignorieren, bleiben wirkungslos. Erfolgreiche  
Formate orientiere n sich an  jugendlichen Kommunikationspraktiken ,  schaffen 
niedrigschwellige Zugänge und ermöglichen flexible Beteiligungsformen, die sich mit Schule, 
Ausbildung, Arbeit oder familiären Verpflichtungen vereinbaren lassen. Sie kombinieren 
digitale und analoge Räume, nutzen vertraute Kommunikationskanäle und schaffen Settings, 
die soziale Sicherheit, Anerkennung und Selbstwirksamkeit fördern. Jugendbeteiligung wird 
dann wirksam, wenn sie nicht als Zusatzaufgabe , sondern als integrierter Bestandteil 
jugendlicher Lebensrealität gestaltet ist.

Ein dritter Erfolgsfaktor liegt in der professione l l e n Prozessgestaltung. Jugendbeteiligung 
benötigt Moderation, Struktur und methodische Vielfalt, um unterschiedliche Perspektiven 
sichtbar zu machen und deliberative Qualität zu gewährleisten. Professionelle Begleitung 
schafft Räume, in denen Jugendliche ihre Anliegen artikulieren, Konflikte konstruktiv 
bearbeiten und gemeinsame Lösungen entwickeln können. Sie schützt vor Dominanz 

einzelner Stimmen, verhindert die Reproduktion sozialer Ungleichheiten und ermöglicht die 
Integration unterschiedlich er Milieus. Professionalisierung ist  dabei kein technokratisches 
Element, sondern eine Voraussetzung für demokratische Fairness und epistemische Qualität.



Wirksame Jugendbeteiligung setzt zudem soziale Inklusion voraus. Viele 
Beteiligungsformate erreichen vor allem bildungsnahe, politisch  affine oder digital 
kompetente Jugendliche, während sozial benachteiligte, migrantische oder  prekarisierte 
Gruppen unterrepräsentiert bleiben. Erfolgreiche Formate entwickeln daher gezielte 
Strategien, um jene Jugendlichen einzubeziehen, die in politischen Prozessen häufig 

unsichtbar bleiben. Dies erfordert aufsuchende Ansätze, Kooperationen mit Schulen, 
Jugendzentren und sozialen Einrichtungen sowie die Anerkennung unterschiedlich er 
Ausdrucksformen und Kommunikatio n s s tile. Inklusion bedeutet nicht nur Zugang, sondern 
die Schaffung von Bedingungen, unter denen alle Jugendlichen ihre Perspektiven einbringen 
können, ohne kulturelle oder soziale Barrieren überwinden zu müssen.

Ein weiterer Erfolgsfaktor ist  die epistemi sche Relevanz der Beteiligung. Jugendbeteiligung 
ist dann wirksam, wenn sie Wissen gener iert, das politische Institutionen  ohne diese 
Beteiligung nicht hätten. Jugendliche verfügen über spezifische Erfahrungen, Problemlagen 
und Zukunftsperspektiven, die für politische Entscheidungen unverzichtbar sind. Erfolgreiche 
Formate schaffen Strukturen, in denen  dieses Wissen systematisch erschlossen, reflektiert und 
in politische Prozesse eingespeist wird. Epistemische Relevan z entsteht durch methodisch e 
Vielfalt, durch die Verbindung individue l l e r Erfahrungen mit kollektive r Reflexion und durch 
die Übersetzung jugendlicher Perspektiven in handlungsorientierte Empfehlungen.

Schließlich hängt die Wirksamkeit von Jugendbeteiligung eng mit ihrer  kommunikativen 
Sichtbarkeit zusammen. Jugendliche müssen nachvollziehen können, wie ihre Beiträge 

aufgenommen, verarbeitet und in Entscheidungen übersetzt werden. Transparente 
Kommunikation schafft Vertrauen, stärkt Selbstwirksamkeit und verhindert Enttäuschungen. 
Erfolgreiche Formate dokumentieren Ergebnisse, kommunizieren  Entscheidungswe ge und 
machen sichtbar, welche Wirkung die Beteiligung entfa l t e t  hat. Kommunikatio n  ist dabei 
nicht nur ein nachgelager ter Schritt, sondern ein integra l e r Bestandteil des 
Beteiligungsprozesses, der Orientierung, Anerkennung und Legitimität erzeugt.

Insgesamt zeigt sich, dass wirksame Jugendbeteiligung auf einem komplexen Zusammenspiel 
struktureller, sozialer und institutio n eller Faktoren beruht. Sie ist  kein isoliert e s Instrument, 
sondern ein demokratischer Mechanismus, der politische Responsivität stärkt, 

gesellschaftliche Fragmentierung überbrückt und die Legitimität politischer Entscheidungen 
erhöht. Jugendbeteiligung funktioniert dann, wenn sie ernst gemeint, professionell gestaltet, 
sozial inklusiv, epistemisch produktiv und institutionell rückgebunden ist. Sie ist damit nicht 
nur ein Beitrag zur politische n Bildung, sondern ein zentra l e r Baustein demokratisch er 
Resilienz.

7.2 Analyse funktionierender Modelle in  anderen Kommunen

Die Analyse funktionierender Beteiligungsmodelle in anderen Kommunen zeigt, dass 
erfolgreiche Jugendbeteiligung nicht auf einzelnen Projekten oder innovativen Methoden 
beruht, sondern auf der kohärenten Verzahnung institutioneller Strukturen, professioneller 
Prozessgestaltung und einer politischen Kultur, die junge Menschen als legitime Akteure 
kommunaler Entwicklung anerkennt. Kommunen, die nachhaltige  und wirksame



Jugendbeteiligung etabliert  haben, zeichnen  sich durch eine Kombination aus strategis cher 
Verankerung, sozialer Inklusion, deliberativer Qualität und verbindlicher Rückkopplung an 

politische Entscheidungen aus. Die empiri sche Betrachtung verschiedener kommunaler  
Modelle verdeutlicht, dass erfolgreiche Jugendbeteiligung weniger eine Frage der Größe oder 
Ressourcen ist, sondern der institutionellen Haltung und der Fähigkeit, Beteiligung als 
integralen Bestandteil kommunaler Governance zu begreifen.

Ein zentrales Merkmal funktionierender  Modelle ist die institutionelle Verstetigung. 
Kommunen, die Jugendbeteiligung erfolgreich implementiert haben, verfügen über dauerhafte 
Strukturen wie Jugendparlamente, Jugendforen, Jugendbeiräte oder themenspezifische 
Beteiligungswerkstätten, die nicht projektbezogen, sondern kontinuierlich arbeiten. Diese 
Strukturen sind in kommunale Entscheidungsprozesse eingebunden, verfügen über definierte 
Mandate und haben Zugang zu politischen Gremien. Verstetigung schafft Verlässlichkeit, 
ermöglicht langfristige Lernprozesse und verhindert, dass Beteiligung von politischen 
Konjunkturen oder Einzelpersonen abhängig wird. Erfolgreiche Kommunen begreifen 

Jugendbeteiligung als dauerhafte Infrastruktur politischer Öffnung, nicht als punktuelle 
Intervention.

Ein weiterer Erfolgsfaktor liegt in der  professionellen Prozessgestaltung.  Kommunen, die 
wirksame Beteiligungsmodelle etabliert  haben, investier en in Moderation, Prozessbegleitung 
und methodische Vielfalt. Professionelle Begleitung stellt sicher, dass Beteiligungsprozesse 
inklusiv, fair und deliberativ hochwertig sind. Sie verhindert Dominanz einzelner Gruppen, 
schafft geschützte Räume für kontroverse Diskussionen und ermöglicht die Integration 

unterschiedlich er Perspektiven. Professionalisierung ist dabei nicht Selbstzweck ,  sondern 
Voraussetzung für die epistemische Qualität der Ergebnisse und für die Anerkennung der 

Beteiligungsprozesse durch politische Entscheidungsträger.

Funktionierende Modelle zeichnen sich zudem durch  soziale Inklusion aus. Erfolgreiche  
Kommunen entwi c keln gezielte Strategi e n, um Jugendliche aus unterschi e dlichen sozialen, 
kulturellen und bildungsbezogenen Milieus einzubeziehe n. Dies umfasst aufsuchende 
Beteiligungsformate, Kooperationen mit Schulen, Jugendzentren, Vereinen und sozialen 
Einrichtungen sowie die Nutzung digitaler  Plattformen, um schwer erreichbare Gruppen 
anzusprechen. Inklusion bedeutet in  diesen Kommunen nicht nur Zugang, sondern die aktive 
Gestaltung von Beteiligungsräumen, in denen unterschiedliche Lebenslagen sichtbar werden 
und gleichberechtigt Gehör finden. Kommunen, die soziale Inklusion ernst nehmen, 
vermeiden die Reproduktion bestehender Ungleichheiten und schaffen Beteiligungsformate, 
die die Vielfa l t  jugendlicher Lebenswelten abbilden.

Ein weiterer zentra l e r Erfolgsfaktor ist die politische Rückkopplung . Kommunen, deren 
Beteiligungsmodelle nachhaltig wirken, verfügen über klare Mechanismen, die sicherstellen, 
dass die Ergebnisse der Jugendbeteiligung in politische Entscheidungen einfließen. Dies 
umfasst regelmäßige Berichte an den Gemeinderat, feste Präsentationsrechte in Ausschüssen, 
verbindliche Stellungnahmen  der Verwaltung sowie transpare nte Dokumentation der 
Umsetzung. Rückkopplung schafft Glaubwürdigkeit und verhindert das Entstehen von 
Beteiligungsillusionen. Jugendliche erleben, dass ihre Beiträge Wirkung entfalten, was 
Selbstwirksamkeit stärkt und Vertrauen in politische Institutionen aufbaut.

Erfolgreiche Kommunen zeichnen sich darüber hinaus durch eine  strategische 
Kommunikationskultur aus. Beteiligungsprozesse werden sichtbar gemacht, Ergebnisse 
verständlich kommuniziert und Entscheidungswege transparent dargestellt. Kommunikation 
dient nicht nur der Information, sondern der Herstellung politischer Öffentlichkeit und der



Anerkennung jugendlicher Beiträge. Kommunen, die Beteiligung kommunikativ verankern, 
schaffen eine Kultur der  Sichtbarkeit, die Beteiligung als legitimen Bestandteil politische r 
Entscheidungsfindung etabliert .

Schließlich zeigt die Analyse, dass funktionierende Modelle durch eine  kooperative 
Verwaltungs- und Politikkultur getragen werden. Erfolgreiche Kommunen verfügen über 

politische Akteure, die Beteiligung nicht als Kontrollverlust, sondern als Ressource begreifen. 
Verwaltung und Politik arbeiten  kooperativ mit Jugendlichen zusammen, entwickeln 
gemeinsame Ziele und schaffen eine Atmosphäre gegenseitiger Anerkennung. Diese 
kooperative Kultur ist ein entscheidender Faktor, der über Erfolg oder Scheitern von 
Beteiligungsmodellen entsche i det. Wo politisch e Akteure Beteiligung ernst nehmen,  
entstehen stabile Strukturen; wo sie Beteiligung instrument a l i sieren oder marginalisiere n, 
bleiben Modelle wirkungslos.

Insgesamt zeigt die Analyse funktionierender kommunaler Modelle, dass erfolgreiche  
Jugendbeteiligung auf einem Zusammenspiel institutio n eller, sozialer und kultureller Faktoren 
beruht. Sie ist  dann wirksam, wenn sie strategisch verankert, professionell gestaltet,  sozial 
inklusiv, politisch rückgebunden und kommunikativ sichtbar ist. Kommunen, die diese 
Bedingungen erfüllen, schaffen Beteiligungsstrukturen, die nicht nur politische  
Entscheidungen verbessern, sondern demokratische Resilienz stärken, gesellschaftliche 
Fragmentierung überwinden und jungen Menschen eine reale Stimme in der Gestaltung ihrer 
Lebenswelt geben.

7.3 Digitale Beteiligungsformate (Apps, Plattformen, hybride 
Modelle)

Digitale Beteiligungsformate haben sich in den vergangenen Jahren zu  einem zentralen 
Instrument kommunaler Demokratieentwicklung entwickelt. Sie reagieren auf veränderte 

Kommunikationsgewohnheiten, fragmentierte Öffentlichkeiten und die wachsende Erwartung 
junger Menschen, politische Prozesse flexibel, niedrigschwellig  und alltagsnah mitges talten  
zu können. Digitale Beteiligung ist dabei nicht lediglich eine technische Erweiterung 
klassischer Formate, sondern ein eigenständiger Beteiligungsmodus, der neue Formen 
politischer Artikulation, neue Zielgruppen und neue epistemische Ressourcen erschließt. Ihre 
Wirksamkeit hängt jedoch entscheidend davon ab, wie sie gestaltet, eingebettet und mit 
analogen Strukturen verzahnt werden. Digitale Beteiligung funktioniert nicht automatisch, 
sondern nur unter Bedingungen, die Vertrauen, Transparenz und institutionelle 
Anschlussfähigkeit gewährleisten.

Digitale Beteiligungsformate lassen sich grob in drei Kategorien  einteilen:  Apps, die auf 
mobile Nutzung und situative Beteiligung ausgericht e t  sind; Plattformen, die strukturierte 
Beteiligungsprozesse ermöglichen; und  hybride Modelle, die digitale und analoge Elemente 
miteinander verbinden. Jede dieser Kategorien folgt eigenen Logiken, adressi e rt 
unterschiedliche Zielgruppen und entfaltet spezifische Stärken und Schwächen. Erfolgreiche 

Kommunen nutzen diese Formate nicht isoliert, sondern als komplementäre Bausteine einer 
integrierten Beteiligungsstrategie. 

Apps ermöglichen eine besonders niedrigschwellige Form der Beteiligung. Sie sind auf 
spontane Interaktion, kurze Feedbackschleif en und alltagsnahe Nutzung ausgelegt. 
Jugendliche können Anliegen, Ideen oder Problemlagen unmittelbar aus ihrem Lebensumfeld



heraus kommunizieren  – etwa durch Geotagging, Fotodokumentation oder kurze 
Textbeiträge. Diese Form der Beteiligung erschließt Erfahrungswissen, das in klassischen 
Beteiligungsformaten häufig unsichtbar bleibt. Gleichzeitig erzeugen Apps eine Form 
situativer Responsivität, die politische Institutionen zwingt, schneller und sichtbarer zu 
reagieren. Ihre Wirksamkeit hängt jedoch davon ab, ob sie in institutionelle Prozesse 
rückgebunden sind und ob die eingehenden Beiträge systematisch verarbeitet werden. Ohne 
klare Verantwortlichkeiten und transparente Rückmeldungen verlieren Apps schnell an 
Glaubwürdigkeit und werden als symbolische Beteiligungsangebote wahrgenommen.

Digitale Plattformen ermöglichen komplexere Beteiligungsprozesse. Sie bieten strukturierte 
Räume für Ideenentwicklung, Diskussion, Priorisierung und Abstimmung. Plattformen 
können deliberative Elemente integrieren, Expertise sichtbar machen und kollektive 
Entscheidungsprozesse unterstützen. Sie eignen sich besonders für Themen, die eine breitere 
Beteiligung, längere Bearbeitungszeiten oder methodische Vielfalt erfordern. Erfolgreiche 
Plattformen zeichnen sich durch klare Prozessarchitektu r en, transparente Moderation und 
nachvollziehbare Entscheidungswege aus. Sie schaffen digitale Öffentlichkeiten, die nicht 

durch algorithmisc he Logiken kommerzieller  Plattformen verzerrt werden, sondern 
deliberative Qualität ermöglichen. Ihre Herausforderung liegt jedoch in der sozialen 
Selektivität: Plattformen erreichen häufig eher bildungsnahe und digital affine Jugendliche, 
während andere Gruppen unterrepräsentiert bleiben. Ohne gezielte Inklusionsstrategien 
reproduzieren Plattformen bestehende Ungleichheiten.

Hybride Modelle verbinden digitale und analoge Beteiligungsformen und gelten als besonders 
wirksam, weil sie die Stärken beider Welten kombinieren. Digitale Elemente erleichtern 
Zugang, Sichtbarkeit und kontinuierliche Kommunikation, während analoge Formate soziale 
Bindung, Vertrauen und vertiefte Deliberation ermöglichen. Hybride Modelle schaffen 
Übergänge zwischen spontaner digitaler Artikulation und strukturierter analoger  
Aushandlung. Sie ermöglichen es Jugendlichen, sich flexibel einzubringen, ohne auf die 
sozialen Qualitäten physischer Begegnung verzichten zu müssen. Erfolgreiche Kommunen 
nutzen hybride Modelle, um unterschiedlich e Milieus zu erreichen, digi t a l e  Fragmentierung  
zu überwinden und Beteiligung als kontinuierlichen Prozess zu etablieren. Hybride  
Beteiligung ist  damit nicht nur ein methodischer Ansatz, sondern ein Governance-Modell, das  
digitale und analoge Räume als komplementäre Arenen demokratischer Teilhabe begreift.

Die Wirksamkeit digitaler Beteiligungsformate hängt jedoch nicht primär von der 

Technologie ab, sondern von ihrer institutionellen Einbettung. Digi t a l e  Beteiligung erzeugt 
nur dann Vertrauen, wenn sie transpare nt, nachvollziehbar und verbindl i c h gestaltet ist.  
Jugendliche müssen erkennen können, wie ihre Beiträge verarbeitet, bewertet und in 

politische Entscheidungen übersetzt werden. Fehlende Rückkopplung führt zu Enttäuschung 
und verstärkt das Gefühl politischer Irrelevanz. Erfolgreiche Kommunen etablieren daher 
klare Verantw o r tlichkeiten, definierte Prozessschritte und sichtbare Umsetzungspfade.  
Digitale Beteiligung wird so zu einem integralen Bestandteil kommunaler  
Entscheidungsprozesse und nicht zu einem isoliert e n Experiment.

Ein weiterer zentra l e r Erfolgsfaktor liegt in  der kommunikativen Gestaltung  digitaler 
Beteiligungsräume. Digitale Formate müssen Orientierung bieten, Erwartungen klären und die 
Vielfalt jugendlicher Ausdrucksformen anerkennen. Sie benötigen Moderation, um 
Polarisierung zu verhindern, und klare Regeln, um Diskussionsqualität zu sichern.  
Gleichzeitig müssen sie offen genug sein, um kreative, spontane und unkonventionelle 
Beiträge zu ermöglichen. Kommunikation ist dabei nicht nur ein technisches Element,  
sondern ein politische r Mechanismus, der Vertrauen, Transparenz und Anerkennung erzeugt.



Schließlich zeigt die Analyse, dass digitale Beteiligungsformate nur dann nachhaltig wirken, 
wenn sie soziale Inklusion gewährleisten. Digitale Spaltungen entlang sozialer, kultureller 
und bildungsbezogener Linien können Beteiligung verzerren und bestimmte Gruppen 
systematisch ausschließen. Erfolgreiche Kommunen entwickeln daher gezielte Strategien, um 
digitale Barrieren abzubauen, Zugänge zu erleichtern und unterschiedliche Milieus 
einzubeziehen. Digi t a l e  Beteiligung wird so zu einem Instrument, das nicht nur neue 
Zielgruppen erreicht, sondern soziale Ungleichheiten sichtbar macht und adressiert.

Insgesamt zeigt sich, dass digi t a l e  Beteiligungsformate ein hohes Potenzial besitzen, 
politische Teilhabe zu erweitern, Responsivität zu stärken und die Fragmentierung 
jugendlicher Öffentlichkeiten zu überwinden. Ihre Wirksamkeit hängt jedoch entscheidend 
von ihrer institutionellen Verankerung, ihrer sozialen Inklusivität, ihrer deliberativen Qualität 
und ihrer kommunikativ en Transparenz ab. Digitale Beteiligung ist  kein technisch es Add-on, 
sondern ein demokratisch er Mechanismus, der nur dann Wirkung entfa l t e t , wenn er 
strategisch gestaltet und in kohärente  Governance-Struktu r en eingebettet ist.

7.4 Niedrigschwellig e Beteiligung im Sozialraum

Niedrigschwellig e Beteiligung im Sozialraum bildet einen zentralen Baustein  wirksamer 
kommunaler Jugendbeteiligung. Sie setzt dort an, wo Jugendliche tatsächlich leben, lernen  
und ihre Freizeit verbringen, und schafft Beteiligungsmöglichkeiten, die ohne formale  
Hürden, ohne institutionelle Distanz und ohne vorausgesetzte politische Kompetenz 
funktionieren. Sozialraumo r ientierte Beteiligung ist  damit nicht nur ein methodischer Ansatz, 
sondern ein demokratisch er Mechanismus, der politisch e Teilhabe in jene Alltagskontexte 
verlagert, in denen Jugendliche sich sicher, anerkannt und handlungsfähig fühlen. Sie reagiert 
auf die Fragmentier u n g  jugendlicher Lebenswelten, auf die Erosion traditione l l e r Milieus und 
auf die wachsende Distanz zwischen politische n Institutionen und jungen Menschen.

Niedrigschwellig e Beteiligung im Sozialraum zeichnet sich dadurch aus, dass sie 
Zugangshürden minimiert  und Beteiligung als alltägliche Praxis ermöglicht. Jugendliche 
müssen keine formalen Gremien betreten, keine Anträge stellen und keine institutionellen 
Abläufe verstehen. Stattdessen werden Beteiligungsgelegenheiten in jene Räume integriert, 

die sie ohnehin nutzen: Schulen, Jugendzentren, Sportvereine, Parks, Bahnhöfe, 

Einkaufszentren oder digitale Treffpunkte. Diese räumliche Nähe erzeugt eine Form von 
Vertrautheit, die politische Beteiligung entdramatisiert und Jugendlichen ermöglicht, ihre 

Perspektiven ohne Angst vor Bewertung oder institutioneller Überforderung einzubringen. 

Sozialraumo r ientierte Beteiligung ist  damit ein Gegenm odell zu formalen 
Beteiligungsstrukturen, die häufig nur politisch affine oder bildungsnahe Jugendliche 
erreichen.

Ein zentraler Erfolgsfaktor liegt in  der Beziehungsorientierung. Niedrigsc hwellige 
Beteiligung funktioniert nur, wenn sie von Personen getragen wird, die im Sozialraum 
präsent, vertrauenswürdig und ansprechbar sind. Sozialarbeiterinnen, Streetworker, 
Schulsozialpädagogen, Vereinsbetreuerinnen oder Quartiersmanager fungieren als 
Brückenakteure, die Beteiligung ermöglichen, moderieren und stabilisieren. Sie schaffen eine 
Atmosphäre, in der Jugendliche sich ernst genommen fühlen und ihre Anliegen ohne 

institutionelle Distanz artikulieren können. Diese Beziehungsarbeit ist kein ergänzendes 
Element, sondern die Grundlage sozialraumori e ntierter Beteiligung. Ohne stabi l e  
Beziehungen bleibt Beteiligung oberflächlich und episodisch.



Niedrigschwellig e Beteiligung im Sozialraum ist  zudem situativ und lebensweltbezogen.  Sie 
knüpft an konkrete Erfahrungen, Probleme und Bedürfnisse an, die Jugendliche in ihrem 
unmittelbaren Umfeld wahrnehmen: fehlende Aufenthaltsorte,  unsichere Wege, Konflikte im 
öffentlichen Raum, Mängel in der Infrastruktur, fehlende Freizeitangebote oder soziale 
Spannungen. Diese lebensweltliche Verankerung erzeugt eine hohe epistemisc he Relevanz, 
weil sie Wissen erschließt, das in institutionellen Arenen häufig unsichtbar bleibt. Jugendliche 
werden zu Expertinnen und Experten ihres eigenen Umfelds, und ihre Perspektiven liefern 
präzise Hinweise auf strukturelle Defizite, die politische Entscheidungen verbessern können.

Ein weiterer Erfolgsfaktor liegt in der  Niedrigschwelligkeit  der Ausdrucksformen. 
Sozialraumorientierte Beteiligung nutzt vielfältige, informelle und kreative 

Kommunikationsformen: kurze Gespräche, Fotodokumentationen, Kartenmarkierungen, 
spontane Umfragen, mobile Beteiligungsstationen, digitale Feedbackto o ls oder spielerisch e 
Methoden. Diese Vielfalt ermöglicht es Jugendlichen, ihre Anliegen auf jene Weise zu 
artikulieren, die ihrer Lebenswe l t  entspricht. Niedrigschwellig e Beteiligung verzichtet 
bewusst auf formale Sprache, komplexe Verfahren oder abstrakte Diskussionen und schafft 
stattdessen Räume, in denen intuitive, erfahrungsnahe und situative Beiträge möglich sind.

Gleichzeitig entfaltet sozialraumo r ientierte Beteiligung nur dann Wirkung, wenn sie 
institutionell rückgebunden  ist. Niedrigsc hwellige Beteiligung darf nicht im Sozialraum 
verharren, sondern muss in politische Entscheidungsprozesse übersetzt werden. Erfolgreiche 
Kommunen etabliere n daher klare Schnittstellen  zwischen Sozialraumak teuren, Verwaltung 
und Politik. Ergebnisse werden dokumentiert, priorisiert und in  Gremien eingebracht; 
Verantwortlichkeiten werden definiert; Rückmeldungen werden transparent kommuniziert. 
Diese Rückkopplung ist entscheidend, um Vertrauen aufzubauen und zu verhindern, dass 
Beteiligung als folgenlos erlebt wird. Sozialraumo r ientierte Beteiligung ist  nur dann 
demokratisch wirksam, wenn sie institut i onelle Wirkung entfa l t e t .

Ein weiterer zentra l e r Aspekt ist  die soziale Inklusion. Niedrigsc hwellige Beteiligung  
erreicht insbesondere jene Jugendlichen ,  die in klassischen Beteiligungsformaten 
unterrepräsentiert sind: sozial benachteiligte Gruppen, Jugendliche mit Migrationsgeschichte, 
junge Menschen in prekären Lebenslagen oder solche, die institutionelle Räume meiden. 

Sozialraumorientierte Beteiligung wirkt damit als Korrektiv sozialer Selektivität und trägt 

dazu bei, politische Ungleichheiten zu reduzieren. Sie schafft Räume, in denen 

unterschiedlich e Milieus sichtbar werden und in denen  politische Institutionen  Zugang zu 
jenen Gruppen erhalten, die sonst kaum  erreicht werden.

Schließlich zeigt die Analyse, dass niedrigschwellige Beteiligung im Sozialraum eine 
demokratische Kultur der Nähe  erzeugt. Sie reduziert institutionelle Distanz, stärkt 

Selbstwirksamkeit und ermöglicht politische Erfahrungen, die nicht abstrakt, sondern konkret 
und alltagsbezogen sind. Jugendliche erleben, dass ihre Perspektiven relevant sind, dass 
politische Entscheidungen veränderbar sind und dass Beteiligung nicht an formale 
Kompetenzen gebunden ist. Diese Erfahrungen sind zentral für die Entwicklung politischer 
Identität und für die langfristige Bindung an demokratische Institutionen.

Insgesamt zeigt sich, dass niedrigschwellig e Beteiligung im Sozialrau m ein hochwirksamer  
Mechanismus kommunaler Demokratieentwicklung ist. Sie erschließt neue Zielgruppen, 

erzeugt epistemisch relevantes Wissen, stärkt Vertrauen und schafft politische 
Anschlussfähigkeit in fragmentierten jugendlichen Lebenswelten. Ihre Wirksamkeit hängt 

jedoch entscheidend von Beziehungsarbeit, institutioneller Rückkopplung, sozialer Inklusion 
und lebensweltlicher Verankerung ab. Niedrigschwellige Beteiligung ist damit kein Ersatz für



formale Strukturen, sondern ein unverzichtba rer Bestandteil eines umfassenden 
Beteiligungsökosystems, das demokratische Resilienz stärkt und politische Teilhabe in den 
Alltag junger Menschen integriert.

7.5 Politische Bildung als Beteiligungsgrundl age

Politische Bildung bildet die epistemisc he, normative und kommunikativ e Grundlage 
wirksamer Jugendbeteiligung. Ohne politische Bildung bleibt Beteiligung oberflächlich, 

selektiv oder folgenlos; mit politischer Bildung wird sie zu  einem demokratischen 
Lernprozess, der Selbstwirksamkeit stärkt, institutionelle Anschlussfähigkeit schafft und die 
Fähigkeit junger Menschen fördert, komplexe gesellschaftliche Herausforderungen zu 
verstehen und konstruktiv zu bearbeiten. Politische Bildung ist damit kein ergänzendes 
Element kommunaler Beteiligungsstrategien ,  sondern deren  Voraussetzung und Fundament. 
Sie schafft jene Orientierungs-, Deutungs- und Handlungskompetenzen ,  die notwendig sind, 
um Beteiligung nicht nur zu ermöglichen, sondern wirksam zu machen.

Politische Bildung vermittelt zunächst  epistemische Grundlagen, die für Beteiligung 

unverzichtbar sind. Jugendliche benötigen Wissen über politische Institutionen, 
Entscheidungsprozesse, Zuständigkeiten und demokratische Verfahren, um ihre Anliegen 
wirksam artikulieren und in politische Prozesse einbringen zu können. Ohne dieses Wissen 
entsteht eine strukturelle Asymmetrie zwischen Jugendlichen und politische n Institutionen, 
die Beteiligung erschwert und zu Enttäuschungen führt. Politische Bildung schafft 
Transparenz über politische Strukturen, macht Entscheidungswege nachvollziehbar und 
ermöglicht es Jugendlichen, ihre Perspektiven in einen institutionellen Kontext einzuordnen. 
Sie stärkt die Fähigkeit, Probleme zu analysieren, Interessen zu formulieren und politische 
Handlungsmöglichkeiten zu erkennen.

Darüber hinaus vermittelt politische Bildung  normative Grundlagen , die für demokratische 
Beteiligung zentral sind. Demokratie basiert auf Werten wie Gleichheit, Pluralismus, 
Menschenwürde, Rechtsstaatlichkeit und Konfliktfähigkeit. Jugendliche müssen diese Werte 
nicht nur kennen, sondern in ihrer Bedeutung für gesellschaftliches Zusammenleben 
verstehen. Politische Bildung fördert die Fähigkeit, unterschiedliche Perspektiven 
anzuerkennen, Konflikte konstruktiv auszutr agen und Kompromisse zu akzeptieren. Sie 
schafft ein Bewusstsein dafür, dass Beteiligung nicht nur individuelle Interessen artikuliert, 
sondern kollektive Verantwortung erfordert. Politische Bildung ist damit ein Mechanismus 
demokratischer Kulturentwick lung, der Beteiligung in einen normativen Rahmen einbettet.

Ein weiterer zentra l e r Aspekt liegt in der kommunikativen Kompetenz, die politisch e 
Bildung vermittelt. Beteiligung erfordert die Fähigkeit, Argumente zu formulieren, 

zuzuhören, zu reflektieren und gemeinsam Lösungen zu entwickeln. In einer digitalen 
Öffentlichkeit, die durch Emotionalisierung, Polarisierung und Beschleunigung geprägt ist, 
gewinnt diese kommunikative Kompetenz an Bedeutung. Politische Bildung schafft Räume, 

in denen Jugendliche deliberative Fähigkeiten entwickeln können  – Fähigkeiten, die in 

Beteiligungsprozessen unverzichtbar sind. Sie fördert kritisches Denken, Quellenbewertung, 
Medienkompetenz und die Fähigkeit, zwischen Fakten, Meinungen und Desinformation zu 
unterscheiden. Damit wirkt politisch e Bildung als Schutzmechanis mus gegen  manipulative  
Kommunikationsformen und stärkt die Qualität politischer Beteiligung.



Politische Bildung ist zudem ein Instrument sozialer Inklusion. Beteiligungsprozesse sind 
häufig sozial selektiv: Jugendliche aus bildungsnahen, politisch affinen oder digital 
kompetenten Milieus beteiligen sich häufiger als andere. Politische Bildung kann diese 
Ungleichheiten reduzieren, indem sie Zugänge schafft, Kompetenzen stärkt und 

Selbstwirksamkeitserfahrungen ermöglicht. Sie erreicht Jugendliche in Schulen, 
Jugendzentren, Vereinen und Sozialräumen und schafft damit Beteiligungsvoraussetzungen 
für Gruppen, die in politischen Prozessen häufig unsichtbar bleiben. Politische Bildung wirkt 
damit als demokratisches Gleichstellungsinstrument, das soziale Fragmentierung überwindet 
und politische Teilhabe breiter verankert.

Schließlich bildet politische Bildung die Grundlage für  institutionelle Anschlussfähigkeit . 
Beteiligung entfa l t e t  nur dann Wirkung, wenn Jugendliche verstehen, wie politisch e 
Entscheidungen entstehen, welche Akteure beteiligt sind und wie ihre Beiträge in diese 
Prozesse integriert werden können. Politische Bildung vermittelt dieses institutionelle Wissen 
und schafft damit die Voraussetzung für realistische Erwartungen, konstruktive Beteiligung 
und nachhaltige politisch e Bindung. Sie verhindert Beteiligungsillusionen ,  indem sie die 
Grenzen und Möglichkeiten politischer Prozesse transparent macht. Politische Bildung ist 
damit ein Mechanismus, der Vertrauen stärkt, Enttäuschungen vorbeugt und die Legitimität 

politischer Institutionen erhöht.

Insgesamt zeigt sich, dass politisch e Bildung die Grundlage wirksamer Jugendbeteiligung 
bildet. Sie schafft epistemisc he Klarheit, normative Orientierung, kommunikativ e Kompetenz, 
soziale Inklusion und institutionelle Anschlussfähigkeit. Ohne politische Bildung bleibt 
Beteiligung fragmentier t, selektiv oder folgenlos; mit politischer Bildung wird sie zu einem 
demokratischen Lern- und Gestaltungsprozess, der politische Resilienz stärkt und junge 

Menschen befähigt, ihre Lebenswelt aktiv mitzugestalten. Politische Bildung ist damit nicht 
nur ein pädagogisches Feld, sondern ein zentraler Bestandteil kommunaler 
Demokratieentwicklu n g . 

7.6 Grenzen klassischer Beteiligungsformate 

Klassische Beteiligungsformate – Jugendparlamente, Arbeitsgruppen, Anhörungen, 

Workshops, Projektgruppen oder formalisierte Gremien – gelten seit Jahrzehnt e n als zentr ale 
Instrumente kommunaler Jugendpartizipation. Ihre institutionelle Stabilität, ihre klare Struktur 
und ihre Anschlussfähigkeit an politische Entscheidungsprozesse machen sie auf den ersten 
Blick zu verlässlichen Beteiligungsarenen. Doch die empirische Analyse zeigt, dass diese 
Formate zunehmend an  Wirksamkeit verlier en. Sie erreichen nur bestimmte Milieus, 
reproduzieren soziale Ungleichheiten, erzeugen Beteiligungsillusionen  und passen nur 
begrenzt zu den Kommunikationslogiken und Lebensrealitäten junger Menschen. Die  
Grenzen klassischer Beteiligungsformate sind damit nicht zufällige Defizite, sondern  
Ausdruck struktureller Veränderungen in Gesellschaft, Politik und Öffentlichkeit.

Ein zentrales Problem liegt in der  sozialen Selektivität  klassisc her Formate. Sie werden 
überproportional von bildungsnahen, politisch affinen und institutionell vertrauten 
Jugendlichen genutzt, während sozial benachteiligte, migrantische oder  prekaris ierte Gruppen 
kaum vertreten sind. Die Teilnahme setzt häufig Kompetenzen voraus, die nicht gleich verteilt 
sind: rhetorische Fähigkeiten, institutionelles Wissen, zeitliche Ressourcen und kulturelle 
Sicherheit im Umgang mit politischen Akteuren. Dadurch entsteht eine strukturelle 
Verzerrung, die politische Ungleichheiten reproduziert und jene Jugendlichen ausschließt,



deren Perspektiven für kommunale Entscheidungen besonders relevant wären. Klassische 
Beteiligungsformate sind damit weniger  demokratisch e Arenen als selektive Filter, die nur 
einen Ausschnitt jugendliche r Lebenswelten abbilden.

Hinzu kommt die institutionelle Distanz, die viele klassische Formate prägt. Sie finden in 
Verwaltungsgebäuden, Sitzungssälen oder formalen Gremien statt  – Räumen, die für viele 

Jugendliche fremd, einschüchternd oder unattraktiv wirken. Die symbolische Ordnung dieser 
Räume signalisiert Hierarchie, Formalität und institutionelle Kontrolle. Jugendliche, die sich 
ohnehin von politischen Institutionen distanziert fühlen, erleben diese Orte nicht als Räume  
der Mitgestaltung, sondern als Orte der Fremdheit. Die Folge ist eine strukturelle Barriere, die 
Beteiligung erschwert und die Distanz zwischen Jugendlichen und politischen Institutionen  
weiter vergrößert.

Ein weiterer zentra l e r Begrenzungsfaktor ist  die zeitliche  und organisatorische Starrheit 
klassischer Formate. Sie folgen festen Sitzungsrhythmen, klaren Tagesordnungen und 
formalisierten Abläufen, die kaum Flexibilität zulassen. Jugendliche müssen sich an 
institutionelle Zeitlogiken  anpassen, die mit Schule, Ausbildung, Arbeit oder Freizeit kaum 
vereinbar sind. In einer Lebensphase, die durch hohe Mobilität, wechselnde Verpflichtungen 
und fragmentierte Zeitstrukturen geprägt ist, wirken klassische Beteiligungsformate wie 
Relikte einer institutionellen Vergangenheit. Sie passen nicht zu den fluiden Lebensrealitäten 

junger Menschen und verlieren dadurch an Attraktivität und Relevanz.

Klassische Beteiligungsformate stoßen zudem an ihre Grenzen, weil sie  deliberativ e 
Überforderung  erzeugen. Sie setzen voraus, dass Jugendliche komplexe politische Themen  
in kurzer Zeit verstehen, strukturieren und diskutieren können. Ohne ausreichende politische 
Bildung, ohne methodische Unterstützung und ohne professionelle Moderation führt dies 
häufig zu Dominanz einzelner Stimmen, zu oberflächlichen Diskussionen oder zu Frustration. 
Die deliberative Qualität bleibt begrenzt, und die Beteiligungserfahrung wird von 
Unsicherheit, Überforderung oder Passivität geprägt. Klassische Formate unterschätzen damit 
die Notwendigkeit epistemischer und kommunikativer Unterstützung.

Ein weiterer struktureller  Engpass liegt in der  fehlenden Responsivität . Viele klassische 
Beteiligungsformate sind nicht verbindlich in  politische Entscheidungsprozesse  eingebunden. 
Ihre Ergebnisse werden zur Kenntnis genommen, aber  nicht systematisch verarbe i t e t  oder 
umgesetzt. Jugendliche erleben, dass ihre Beiträge zwar gehört, aber nicht berücksichtigt 
werden. Diese Erfahrung erzeugt Beteiligungsillusionen ,  die Vertrauen  unterminier en und 
politische Enttäuschung verstärken. Klassische Formate scheitern damit nicht an mangelnder 
Beteiligung, sondern an  mangelnder Wirkung. Ohne klare Mandate, defin ierte 
Entscheidungswege und transparente Rückkopplung verlieren sie ihre Legitimität.

Zudem geraten klassische Beteiligungsformate in Konflikt mit den Kommunikationslogiken 
digitaler Öffentlichkeiten . Jugendliche sind an schnelle Interaktion, flexible Beteiligung und 
niedrigschwellige Artikulation gewöhnt. Klassische Formate hingegen sind langsam, formal 
und stark strukturiert. Sie bieten wenig Raum für spontane Beiträge, kreative 

Ausdrucksformen oder digitale Anschlussfähigkeit. Die Folge ist eine kulturelle Diskrepanz 
zwischen jugendliche r Kommunikationspraxis  und institutioneller Beteiligungsarchitek tur. 
Klassische Formate wirken aus Sicht vieler Jugendlicher nicht nur altmodisch, sondern 
unvereinbar mit ihrer Art, sich auszudrücken, zu vernetzen und politisch zu artikulieren.

Schließlich zeigen sich Grenzen klassischer Beteiligungsformate in ihrer  fehlenden 
sozialräumlichen Verankerung . Sie finden nicht dort statt, wo Jugendliche leben, sondern in



institutionellen Räumen, die von ihrer Lebenswelt getrennt sind. Dadurch bleibt ein Großteil 
jugendlicher Erfahrungsrealität unsichtbar: Konflikte im öffentlichen Raum, soziale 
Spannungen, infrastrukturelle Defizite oder alltägliche Problemlagen. Klassische Formate 
sind nicht in der Lage, dieses lebensweltliche Wissen systematisch zu erschließen. Sie 
erzeugen eine Beteiligung, die abstrakt bleibt und die konkrete Lebenswe l t  junger Menschen 
nur unzureichend abbildet.

Insgesamt zeigt sich, dass klassische Beteiligungsformate an strukturelle Grenzen stoßen, die 
nicht durch kosmetische  Reformen, sondern nur durch eine grundlegende Neuausrichtung 
kommunaler Beteiligungsstrategien überwunden werden können. Sie sind zu selektiv, zu 
formal, zu institut i onell distanziert, zu  wenig responsiv und zu  wenig lebensweltori e ntiert, um 
in einer fragmentiert e n, digitalis ierten und beschleunigten Gesellsch aft wirksam zu sein. 
Klassische Formate behalten ihren Wert als stabile institutionelle Anker, doch sie müssen 
durch niedrigschwellige, digitale und sozialraumorientierte Modelle ergänzt werden, um die 

Vielfalt jugendlicher Lebenswelten abzubilden und demokratische Resilienz zu stärken.

8. Handlungsempfehlungen für Hamm

Die Analyse der vorangegangenen Kapitel zeigt, dass die Stadt Hamm vor einer doppelten 
Herausforderung steht: Einerseits verschärfen gesellschaftliche Fragmentierung, digitale 
Öffentlichkeiten, Vertrauensverlust und institutionelle Überlastung die Distanz zwischen 
Jugendlichen und politischen Institutionen. Andererseits verfügt Hamm über erhebliche 

Potenziale, um diese Entwickl ungen durch strategisch gestaltete Beteiligungsstrukturen ,  
sozialräumliche Ansätze und eine moderne politische Bildung zu adressieren. Die folgenden 
Handlungsempfehlungen zielen darauf ab, die kommunale Demokratie in Hamm resilienter ,  
inklusiver und responsiver zu gestalten .  Sie basieren auf empiris chen Erkenntnissen, 
funktionierenden Modellen anderer Kommunen und den  Mechanismena nalysen der Kapitel 6 
und 7.

Wirksame Jugendbeteiligung in Hamm erfordert zunächst eine  institutionelle 
Neuverankerung, die Beteiligung nicht als punktuelle Maßnahme, sondern als strukturelles 
Element kommunaler Governance begreift. Dies bedeu tet, stabile Beteiligungsstrukturen zu 
schaffen, die über Legislaturperioden hinaus Bestand haben, klare Mandate besitzen und 
verbindlich in politische Entscheidungsprozesse  eingebunden sind. Ein kommunaler 
Jugendbeirat, der regelmäßig in Ausschüssen angehört wird, ein Jugendforum mit 
Initiativrecht oder themenspezifische Jugendwerkstätten können solche Strukturen bilden. 
Entscheidend ist, dass diese Formate nicht symbolisch bleiben, sondern reale Wirkung 
entfalten und von Verwaltung und Politik als legitime Akteure anerkannt werden.

Parallel dazu sollte Hamm niedrigschwellig e Beteiligung im Sozialraum systematisch 
ausbauen. Die Analyse zeigt, dass klassische Beteiligungsformate nur einen kleinen Teil der 
Jugendlichen erreichen und soziale Selektivität reproduzieren. Sozialraumorientierte 
Beteiligung – in Schulen, Jugendzentren, Vereinen, Parks, Quartier en und digitalen 
Treffpunkten – ermöglicht es, jene Jugendlichen einzubeziehen, die institutionelle Räume 

meiden oder sich von ihnen ausgeschlossen fühlen. Mobile Beteiligungsstationen, 
aufsuchende Beteiligungsteams, Quartiersdialoge und lebensweltbezoge ne Mikroformate 
können dazu beitragen, die Vielfalt jugendlicher Perspektiven sichtbar zu machen und 
epistemisch relevantes Wissen zu erschließen, das in formalen Gremien häufig unsichtbar 
bleibt.



Ein weiterer zentra l e r Handlungsschwerpunkt liegt im Aufbau eines hybriden 
Beteiligungsökosystems , das digi t a l e  und analoge Formate miteinander verbindet. Digi t a l e  
Beteiligungsplattformen, Apps und Online-Dialoge können spontane, flexible und 
niedrigschwellige Beteiligung ermöglichen, während analoge Formate soziale Bindung, 
deliberative Tiefe und Vertrauen  schaffen. Hamm sollte digitale Beteiligung nicht als Ersatz, 
sondern als Ergänzung verstehen und beide Arenen so verzahnen, dass sie unterschiedliche 
Milieus erreichen und unterschiedliche Beteiligungsbedürfnisse bedienen. Ein hybrides 
Modell ermöglicht es, die Stärken beider Welten zu nutzen und die Schwächen klassischer 
Formate zu  kompensieren.

Darüber hinaus sollte Hamm  politische Bildung als Beteiligungsinfrastruktur begreifen. 
Politische Bildung ist nicht nur ein pädagogisches Feld, sondern die Voraussetzung für 

wirksame Beteiligung. Schulen, Jugendzentren, Vereine und Sozialraumakteu r e sollten 
systematisch in die Lage versetzt werden, politisch e Bildung zu  vermitteln, die institutionelles 
Wissen, demokratische Werte, kommunikative Kompetenzen und Medienkompetenz stärkt. 

Politische Bildung muss dabei lebensweltorientiert , dialogis ch und inklusiv gestaltet sein. Sie 
sollte nicht nur Wissen vermitteln, sondern Selbstwirksamkeitserfahrungen ermöglichen und 

die Fähigkeit fördern, politische Prozesse zu verstehen und mitzugestalten.

Ein weiterer Handlungsschwerpunkt betrifft die kommunikative Neuausrichtung  der Stadt 
Hamm. Beteiligung entfa l t e t  nur dann Wirkung, wenn sie sichtbar, nachvollziehbar und 
transparent kommuniziert wird. Hamm sollte eine Kommunikationsst rategie entwickeln, die 
Beteiligungsprozesse erklärt, Ergebnisse dokumentiert und Entscheidungswege offenlegt. 
Transparente Kommunikation schafft Vertrauen, verhindert Beteiligungsillusionen und stärkt 
die Legitimität politischer Entscheidungen. Sie sollte unterschiedliche Zielgruppen 
adressieren, digitale und analoge Kanäle nutzen und die Vielfalt jugendlicher 
Kommunikationsstile berücksichtigen.

Zudem sollte Hamm die Verwaltungs- und Politikkultur weiterentwick eln. Beteiligung 
funktioniert nur, wenn Verwaltung und Politik bereit sind, Macht zu teilen, Perspektiven zu  
integrieren und Beteiligung als Ressource zu begreifen. Dies erfordert Fortbildungen, 
Sensibilisierung und die Entwicklung einer kooperativen Haltung, die Beteiligung nicht als 
Störung, sondern als Chance versteht. Eine beteiligungsfreundliche Verwaltung zeichnet sich 
durch klare Zuständigkeiten, transparente Prozesse und eine offene Kommunikationskultur 
aus. Politische Akteure müssen Beteiligung ernst nehmen, Ergebnisse wertschätzen und 

sichtbar machen, wie sie in Entscheidungen einfließen.

Schließlich sollte Hamm  Pilotprojekte  als Innovationsmotor nutzen. Kleine, experi m e ntelle 
Formate ermöglichen es, neue Methoden zu testen, Erfahrungen zu sammeln und 
Beteiligungsstrukturen iterativ weiterzuentwickeln. Pilotprojekte können in Quartieren, 

Schulen oder Vereinen angesied elt sein und unterschiedlich e Zielgruppen adressieren. 
Entscheidend ist, dass sie evaluiert, dokumentiert und in langfristige Strukturen überführt 

werden. Pilotprojek te sind kein Selbstzweck ,  sondern ein Instrument institutio n ellen Lernens.

Insgesamt zeigen die Handlungsempfehlungen, dass Hamm über erhebliche Potenziale  
verfügt, um Jugendbeteiligung zu stärken, demokratische Resilienz aufzubauen und 
gesellschaftliche Fragmentierung zu überwinden. Die Herausforderung besteht darin, 
Beteiligung nicht als isoliert e s Projekt, sondern als integra l e n Bestandteil kommunaler 
Entwicklung zu begreifen. Wenn Hamm Beteiligung strategisch verankert, sozialräumlich 

öffnet, digital erweitert, bildungspolitisch unterfüttert und kommunikativ sichtbar macht, kann



die Stadt zu einem Modell kommunaler Demokratieentwicklung werden, das weit über die 

Region hinausstr ahlt.

8.1 Strategische Leitlinien für eine moderne Jugendpolitik

Eine moderne Jugendpolitik für die Stadt Hamm muss die tiefgreifenden gesellschaftlichen 
Transformationsprozesse ernst nehmen, die die Lebenslagen, Kommunikationspra ktiken und 
Zukunftsperspektiven junger Menschen prägen. Sie muss auf Fragmentierung, digitale 
Öffentlichkeiten, Vertrauensverlust und institutionelle Überlastung reagieren und gleichzeitig 
die Potenziale einer vielfältigen, kreativen und engagierten jungen Generation nutzen. 
Moderne Jugendpolitik ist  damit kein sektorales Politikfeld, sondern ein strategis cher Ansatz 
kommunaler Entwicklung, der soziale, kulturelle, digitale und politisch e Dimensionen 
miteinander verbindet. Die folgenden Leitlinien bilden den normativen und strategis chen 
Rahmen, auf dem eine zukunftsfähige Jugendpolitik in Hamm aufbauen kann.

Eine moderne Jugendpolitik beginnt mit der Anerkennung der Jugend als eigenständige 
politische Akteursgruppe. Jugendliche sind nicht nur Zielgruppe sozialer Angebote, sondern 
Träger politischer Perspektiven, die für die kommunale Entwicklung unverzichtbar sind. Ihre 
Erfahrungen, Problemlagen und Zukunftsbilder müssen als epistemische Ressource begriffen 
werden, die politisch e Entscheidungen verbessern kann. Diese Anerkennung erfordert eine 
politische Kultur, die junge Menschen nicht paternalistisc h adressiert, sondern als 
gleichwertige Partner  in kommunalen  Entscheidungsprozessen betracht e t .

Zweitens muss Jugendpolitik lebensweltor i e ntiert sein. Sie darf nicht von institutionellen 
Logiken ausgehen, sondern von den realen Lebenslag en junger Menschen: Schule, 
Ausbildung, Arbeit, Freizeit, digitale Räume, öffentliche Orte und soziale Netzwerke. 
Lebensweltorientierung bedeutet, politische Maßnahmen dort anzusetzen, wo Jugendliche 
tatsächlich leben, und jene Themen zu adressieren, die ihre alltägliche Realität prägen. Eine 

moderne Jugendpolitik muss die Vielfa l t  jugendlicher Lebenswelten erkennen und 
berücksichtigen  – von bildungsnahen Milieus über migrantische Communities bis hin zu 
prekarisierten Gruppen, die institutionelle Räume meiden.

Drittens muss Jugendpolitik inklusiv und gerecht sein. Die Analyse zeigt, dass soziale 
Ungleichheiten, digi t a l e  Spaltungen und milieuspezifische  Fragmentier u n g  die 
Teilhabechan cen junger Menschen erheblich beeinflussen. Eine moderne Jugendpolitik muss 
diese Ungleichheiten aktiv abbauen, indem sie gezielte Zugänge schafft, Barrieren reduziert 
und jene Jugendlichen stärkt, die in politischen Prozessen häufig unsichtbar bleiben. Inklusion 
bedeutet nicht nur Zugang, sondern die Schaffung von Bedingungen, unter denen  alle 
Jugendlichen ihre Perspektiven einbringen können, ohne kulturelle, soziale oder sprachliche 
Hürden überwinden zu müssen.

Viertens muss Jugendpolitik responsiv und wirksam sein. Jugendliche erwarten nicht nur, 
gehört zu werden, sondern dass ihre Anliegen in Entscheidungen einfließen. Eine moderne 

Jugendpolitik muss daher klare Rückkopplungsmechanismen etablieren, die sichtbar machen, 
wie jugendliche Beiträge verarbeitet, bewertet und umgesetzt werden. Responsivität ist ein 
zentraler Faktor politischer Glaubwürdigkeit und Voraussetzung für Vertrauen. Sie erfordert 
transparente Entscheidungswe ge, klare Verantw o r tlichkeiten und eine politische Kultur, die 
Beteiligung ernst nimmt und sichtbar macht, wie sie politisch e Prozesse beeinflusst.



Fünftens muss Jugendpolitik  digital anschlussfähig  sein. Digitale Öffentlichkeiten prägen die 
Kommunikationspraktiken junger Menschen und eröffnen neue Formen politischer 
Artikulation. Eine moderne Jugendpolitik muss digitale Räume als politische Arenen  
begreifen und digi t a l e  Beteiligungsformate strategisch nutzen. Dies umfasst Apps,  
Plattformen, hybride Modelle und digi t a l e  Kommunikationsstr ategien, die jugendlich e 
Ausdrucksformen anerkennen und digitale Fragmentierung überwinden. Digitale 

Anschlussfähigkeit bedeutet jedoch nicht technologische Euphorie, sondern die Fähigkeit, 

digitale Formate deliberativ ,  inklusiv und institutione l l  wirksam zu gestalten . 

Sechstens muss Jugendpolitik sozialräumlich verankert  sein. Sozialräume sind zentrale Orte 
jugendlicher Identitätsbildung, sozialer Interaktion und politischer Erfahrung. Eine moderne 
Jugendpolitik muss diese Räume stärken, gestalten und als Arenen politischer Teilhabe  
nutzen. Sozialraumorientierung bedeutet, politische Maßnahmen in Quartieren, Schulen, 
Vereinen, Parks und öffentlichen Orten zu verankern und Beteiligung als alltägliche Praxis zu 
ermöglichen. Sozialräume sind nicht nur Orte sozialer Arbeit, sondern politische Räume, in 

denen Demokratie erfahrbar wird.

Siebtens muss Jugendpolitik kooperativ und vernetzt sein. Eine moderne Jugendpolitik kann 
nicht isoliert agieren, sondern muss Verwaltung, Politik, Schulen, Vereine, soziale 
Einrichtungen, digitale Akteure und die Zivilgesellsc haft miteinander  verbinden. Kooperation 
ist kein organisatoris ches Detail, sondern ein strategis cher Mechanismus, der Ressourcen 
bündelt, Perspektiven integriert und institutionelle Fragmentierung überwindet. Eine vernetzte 
Jugendpolitik schafft Synergien, stärkt die Qualität politischer Maßnahmen und erhöht die 

Reichweite jugendliche r Beteiligung.

Achtens muss Jugendpolitik innovativ und lernfähig  sein. Gesellschaf tliche Dynamiken 
verändern sich schnell, und Jugendpolitik muss in der Lage sein, auf neue Herausforderungen 
flexibel zu reagieren. Dies erfordert experi m e ntelle Formate, Pilotprojekte, iterative  
Lernprozesse und eine Kultur, die Fehler als Teil institutio n eller Entwicklung begreift. 
Innovation bedeutet nicht Beliebigkeit, sondern die Fähigkeit, neue Methoden zu testen, 
Erfahrungen zu evaluieren und erfolgreiche Ansätze zu verstetigen.

Schließlich muss Jugendpolitik  kommunikativ sichtbar sein. Jugendliche müssen 
nachvollziehen können, warum bestimmte Maßnahmen ergriffen werden, wie Beteiligung 

funktioniert und welche Wirkung sie entfaltet. Transpare nte Kommunikation schafft 
Vertrauen, Orientierung und politische Anschlussfähigkeit. Sie muss zielgruppenspezifisch, 
verständlich und dialogisch sein und die Vielfalt jugendlicher Kommunikationsstile 
berücksichtigen.

Insgesamt zeigen die strategischen Leitlinien, dass eine moderne Jugendpolitik für Hamm ein 

umfassender, integriert e r und zukunftsorientierter Ansatz sein muss. Sie muss die Vielfalt 
jugendlicher Lebenswelten ernst nehmen, soziale Ungleichheiten abbauen, digitale Räume 

nutzen, sozialräumliche Strukturen stärken, politische Bildung fördern und Beteiligung 

institutione l l  verankern. Wenn Hamm diese Leitlinien konsequent verfolgt, kann die Stadt 
eine Jugendpolitik entwickeln, die nicht nur Probleme löst, sondern demokratische Resilienz 
stärkt und jungen Menschen eine reale Stimme in der Gestaltung ihrer Zukunft gibt.

8.2 Aufbau eines kommunalen Jugendmonitorings



Ein kommunales Jugendmonitoring bildet die strategische Grundlage einer modernen, 
datenbasierten und responsiven Jugendpolitik. Es ermöglicht der Stadt Hamm, Entwicklungen 
frühzeitig zu erkennen, Bedarfe präzise zu erfassen und politische Maßnahmen evidenzbasiert 
zu steuern. Jugendmonitorin g  ist dabei nicht lediglich ein statistisch es Instrument, sondern ein 
Governance-Mechani smus, der Wissen, Wahrnehmung und politische Entscheidungsprozesse  
miteinander verbindet. Es schafft Transparenz über die Lebenslagen junger Menschen, macht 
soziale Ungleichheiten sichtbar, identifiziert Risiken und Potenziale und ermöglicht eine 

kontinuierliche Evaluation kommunaler Maßnahmen. In einer Zeit zunehmender 

gesellschaf tlicher Fragmentierung, digitaler Dynamiken und wachsender politischer 
Entfremdung ist  ein solches Monitoring unverzichtbar, um Jugendpolitik strategisch 
auszurichten und demokratische Resilienz zu stärken.

Ein wirksames Jugendmonitoring beginnt mit der systematischen Erhebung relevanter 
Daten. Dazu gehören demografische Entwicklungen, Bildungsbiografien, Übergänge in 

Ausbildung und Arbeit, soziale Lagen, Wohnsituation, Gesundheit, Freizeitverha l t e n, digitale 
Nutzungsmuster, politische Einstellungen und Beteiligungsformen. Diese Daten müssen 
regelmäßig aktualisiert, kleinräumig differenziert und nach relevanten sozialen Merkmalen 
aufgeschlüsselt werden, um die Vielfalt jugendlicher Lebenswelten sichtbar zu machen. Ein 
Monitoring, das nur aggregierte Daten erfasst, bleibt blind für die sozialen, kulturellen und 
räumlichen Unterschiede, die die Lebensrealität junger Menschen in Hamm prägen.

Zentral ist zudem die Integration qualitativer Daten, die Einblicke in  subjektive 
Wahrnehmungen, Erfahrungen und Problemlagen ermöglichen. Quantitative Indikatoren  
allein erfassen nicht, wie Jugendliche ihre Lebenswe l t  erleben, welche Herausforderungen sie 
wahrnehmen oder welche Erwartungen sie an politisch e Institutionen haben. Fokusgruppen, 
Interviews, sozialräumliche Beobachtungen, digitale Feedbackkanäle und kontinuierliche 

Beteiligungsformate liefern epistemisch relevantes Wissen, das für die Interpretation 

quantitativer Daten unverzichtb ar ist. Ein modernes Jugendmonitoring verbindet daher  
statistische Evidenz  mit lebensweltlicher Tiefenin f o r mation.

Ein weiterer zentra l e r Baustein ist die sozialräumliche Differenzierung . Jugendpolitik kann 
nur wirksam sein, wenn sie die spezifischen Bedingungen in den  Stadtteilen Hamm- Mitte, 
Bockum-Hövel,  Heessen, Rhynern, Pelkum, Uentrop und Herringen berücksichtigt. 
Sozialräume unterscheiden sich in Infrastruktur, Bildungsangeboten, sozialer 
Zusammensetzung, Mobilität, Freizeitmöglichkeiten und digitaler Ausstattung. Ein 
kommunales Jugendmonitoring muss diese Unterschiede sichtbar machen und kleinräumige 
Indikatoren entwickeln, die politische Steuerung ermöglichen. Sozialräumliche Daten sind 
nicht nur analytisch relevant, sondern bilden die Grundlage für zielgerichtete Maßnahmen, die 
Ungleichheiten abbauen und Ressourcen bedarfsger echt verteilen.

Darüber hinaus muss ein Jugendmonitoring  digitale Lebenswelten systematisch erfassen. 
Digitale Öffentlichkeiten prägen Kommunikation, Identitätsbildung, politische Sozialisation 
und soziale Beziehungen junger Menschen. Ein modernes Monitoring muss daher  digitale 
Nutzungsmuster, Plattformpräferenzen, Informationsquellen, Risiken (z.  B. Desinformation, 
Cybermobbing) und digitale Beteiligungsformen berücksichtigen. Digitale Daten sind nicht 
nur ein Zusatz, sondern ein integraler Bestandteil jugendlicher Lebensrealität und damit 

unverzichtbar für eine zeitgemäße Jugendpolitik.

Ein wirksames Jugendmonitoring erfordert zudem eine institutionelle Verankerung, die 
klare Zuständigkeiten, stabile Ressourcen und verbindliche Prozesse definiert. Monitoring  
darf nicht als einmalige s Projekt verstanden werden, sondern muss als dauerhafte kommunale



Infrastruktur etabliert  werden. Dies umfasst eine zentr ale Koordinationsstelle, die Daten 
sammelt, analysiert, interpretiert und für politische Entscheidungsträger aufbereitet. Diese 
Stelle muss über ausreichende personelle und fachliche Ressourcen verfügen und eng mit 

Schulen, Jugendhilfe, Sozialarbeit, Vereinen, Verwaltungseinheiten und  
zivilgesells chaftlichen  Akteuren zusammenarbeiten. Institutionelle Verankerung schafft 
Verlässlichkeit und verhindert, dass Monitoring von politischen Konjunkturen abhängig wird.

Ein weiterer Erfolgsfaktor liegt in der  politischen Anschlussfähigkeit  des Monitorings. 
Daten entfa l t e n nur dann Wirkung, wenn sie in politisch e Prozesse integri e rt werden. Ein 
kommunales Jugendmonitoring muss daher regelmäßige Berichte an den Rat, die Ausschüsse 
und die Verwaltung liefern, Handlungsempfehlungen formulieren und die Grundlage für 

strategische Entsche i dungen bilden. Monitoring ist  kein technisches Instrument, sondern ein 
politisches Steuerungswerkzeug, das Prioritäten sichtbar macht, Ressourcen lenkt und die 
Wirksamkeit politischer Maßnahmen überprüft. Politische Anschlussfähigkeit bedeutet auch, 
dass Monitoring ergebnisoffen ist  und politische Entsche i dungen nicht legitimier t, sondern 
informiert.

Schließlich muss ein Jugendmonitoring  kommunikativ transparent sein. Jugendliche,  
Fachkräfte, Politik und Öffentlichkeit müssen nachvollziehen können, welche Daten erhoben 

werden, wie sie interpretiert  werden und welche Konsequenzen daraus folgen. Transparenz 
schafft Vertrauen, stärkt die Legitimität politischer Entscheidungen und ermöglicht 

gesellschaf tliche Debatten auf einer gemeinsamen Wissensbasis. Ein modernes Monitoring 
sollte daher öffentlich zugänglich sein, verständlich aufbereitet werden und unterschiedliche 
Zielgruppen adressieren – von Fachkräften über politische Entscheidungsträger bis hin zu 
Jugendlichen selbst.

Insgesamt zeigt sich, dass der Aufbau eines kommunalen Jugendmonitorings für Hamm ein 

zentraler Schritt ist, um Jugendpolitik strategisch, evidenzbasiert und zukunftsfähig 

auszurichten. Ein solches Monitoring schafft die Grundlage für zielgerichtete Maßnahmen, 

stärkt politische Responsivität, macht soziale Ungleichheiten sichtbar und ermöglicht eine 

kontinuierliche Weiterentw icklung kommunaler Strukturen. Es ist damit nicht nur ein 
analytisches Instrument, sondern ein demokratisch er Mechanismus, der Transparenz, Teilhab e 
und institutionelle Lernfähigkeit fördert.

8.3 Reform der Beteiligungsstrukturen

Die Reform der Beteiligungsstrukturen in  Hamm ist  ein zentra l e r Baustein einer modernen, 
inklusiven und responsiven Jugendpolitik. Die bisherigen Beteiligungsformate – ob 
Jugendparlament, projektbezoge ne Workshops oder punktuelle Konsultationen – haben 
wichtige Impulse gesetzt, stoßen jedoch angesichts gesellschaftlicher Fragmentierung, 
digitaler Kommunikationslogiken und wachsender institutioneller Komplexität an strukturelle 
Grenzen. Eine zukunftsfähige Beteiligungsarchitektur muss diese Veränderungen ernst 
nehmen und Beteiligung als dauerhaf tes, mehrdimensionales und institutione l l  verankertes 
Governance-Element begreifen. Die Reform der Beteiligungsstrukturen  ist daher  nicht nur



eine organisatoris che Aufgabe, sondern eine strategis che Neuausrichtung kommunaler 
Demokratie.

Im Zentrum einer solchen Reform steht die Transformation von Beteiligung als  Ereignis 
hin zu Beteiligung als  Struktur. Beteiligung darf nicht länger episodisch, projektbezogen 
oder abhängig von Einzelpersonen organisiert werden, sondern muss als kontinuierlicher 
Prozess verstanden werden, der  institutione l l  abgesichert, politisch anerkannt und 
sozialräumlich verankert ist. Dies  erfordert stabile Gremien, klare Mandate, definierte 
Entscheidungswege und eine verbindliche Rückkopplung an Verwaltung und Politik. Ein 
reformiertes Beteiligungssystem muss sicherstellen, dass jugendliche Perspektiven nicht nur 
gehört, sondern systematisch in politische Entscheidungen integriert werden.

Ein zentraler Reformschri t t  ist  die Neukonzeption der bestehenden Gremienstrukturen.  
Das Jugendparlament oder vergleichbare Formate sollten nicht abgeschafft, sondern 
weiterentwick elt werden – hin zu einem mehrstufigen Beteiligungssystem, das 
unterschiedliche Zielgruppen, Beteiligungsbedürfnisse und Kompetenzniveaus berücksichtigt. 
Ein solches System könnte aus drei Ebenen bestehen: erstens einem  offenen 
Beteiligungsforum, das niedrigschwellige Partizipation ermöglicht; zweitens einem 
thematischen Werkstattsystem, das deliberativ e Tiefe erzeugt; und drittens einem 
institutionell verankerten Jugendbeirat, der mit klaren Rechten und Zugängen zu 

politischen Gremien ausgestattet ist. Diese Struktur schafft Durchlässigkeit, Vielfalt und 
institutionelle Wirkung.

Parallel dazu muss die Beteiligungsarchitek tur sozialräumlich geöffnet  werden. Beteiligung 
darf nicht auf zentrale Orte oder institutionelle Räume beschränkt bleiben, sondern muss in 
Quartiere, Schulen, Vereine und öffentliche Räume hineinreichen. Sozialraumorientierte 
Beteiligungsstationen, mobile Teams, Quartiersdialoge und lebensweltb ezogene 
Mikroformate ermöglichen es, jene Jugendlichen einzubeziehen, die klassische Gremien 
meiden oder sich von ihnen ausgeschlossen fühlen. Eine reformierte Beteiligungsstruktur 
muss daher sozialräumliche Logiken integrieren und Beteiligung als alltägliche Praxis 
ermöglichen.

Ein weiterer zentra l e r Reformbaustein ist  die Integration digitaler Beteiligungsformate. 
Digitale Plattformen, Apps und hybride Modelle müssen als gleichwertige Arenen politischer 
Teilhabe etabliert werden. Sie ermöglichen spontane, flexible und niedrigschwellige 
Beteiligung und erschließen Zielgruppen, die in analogen Formaten unterrepräsentiert sind. 
Eine moderne Beteiligungsarchitek tur muss digi t a l e  und analoge Formate nicht 
nebeneinander, sondern miteinander  denken. Dies erfordert technische Infrastruktur, 
Moderation, Datenschutz, klare Prozessarchitekturen und institutionelle Anschlussfähigkeit. 
Digitale Beteiligung darf nicht als Experiment, sondern muss als strategis ches Element 
kommunaler Demokratie verstanden werden.

Zugleich muss die Reform der Beteiligungsstrukturen  professionelle Prozessgestaltung 
sicherstellen. Beteiligung ist kein Selbstläufer, sondern erfordert Moderation, methodische 
Vielfalt, Konfliktmanagement und pädagogische Kompetenz. Eine reformierte 
Beteiligungsarchitek tur muss daher professionelle Ressourcen bereitstellen  – in Form einer 
zentralen Koordinationsstelle, qualifizierter Fachkräfte und kontinuierlicher Fortbildungen. 
Professionalisierung ist nicht technokratisch, sondern Voraussetzung für Fairness, Inklusion 
und deliberative Qualität.



Ein weiterer zentra l e r Reformschritt betrifft die Verbindlichke i t und politische 
Rückkopplung. Beteiligung verliert ihre Glaubwürdigkeit, wenn sie folgenlos bleibt. Eine 
moderne Beteiligungsstruktur muss daher klare Mechanismen etablieren ,  die sicherstellen ,  
dass jugendliche Beiträge in politische Entscheidungen einfließen. Dies umfasst 
Präsentationsrechte in Ausschüssen, feste Rückmeldeverfahren, schriftliche Stellungnahmen 
der Verwaltung, transparente Dokumentation und die Verpflichtung politische r Gremien, auf 
Empfehlungen zu reagieren. Verbindlichkeit ist der Kern politischer Glaubwürdigkeit und 

Voraussetzung für Vertrauen.

Schließlich muss die Reform der Beteiligungsstrukturen von einer  kommunikativen 
Neuausrichtung begleitet werden. Beteiligung muss sichtbar, verständlich und 

nachvollziehbar kommuniziert werden – sowohl gegenüber Jugendlichen als auch gegenüber 
Politik, Verwaltung und Öffentlichkeit. Eine moderne Kommunikationsstrategie muss 
unterschiedliche Zielgruppen adressieren, digitale und analoge Kanäle nutzen und die Vielfalt 
jugendlicher Kommunikationsstile berücksichtigen. Kommunikation ist dabei nicht 
nachgelagert, sondern integra l e r Bestandteil der Beteiligungsarchitek tur.

Insgesamt zeigt sich, dass die Reform der  Beteiligungsstrukturen in Hamm ein umfassender 
Transformationsprozess ist,  der institutio n elle, soziale, digitale und kommunikativ e 
Dimensionen miteinander verbindet. Eine moderne Beteiligungsarchitek tur muss inklusiv, 
responsiv, sozialräumlich verankert, digital anschlussfähig, professionell gestaltet und 
politisch verbindlich sein. Wenn Hamm diese Reform konsequent umsetzt, kann die Stadt 
eine Beteiligungskultur entwickeln, die nicht nur demokratische Resilienz stärkt, sondern 
jungen Menschen eine reale Stimme in der Gestaltung ihrer Zukunft gibt. 

8.4 Politische Kommunikation neu denken

Eine moderne Jugendpolitik für Hamm kann nur dann wirksam sein, wenn sie von einer 
politischen Kommunikation begleitet wird, die den veränderten Bedingungen öffentlicher 

Aufmerksamkeit, den fragmentier ten jugendliche n Lebenswelten und den  digitalen 
Kommunikationslogik en des 21. Jahrhunderts gerecht wird. Politische Kommunikatio n  ist 
nicht ledigl i c h ein Instrument der Vermittlung, sondern ein zentra l e r Bestandteil politischer 
Führung, institutioneller Glaubwürdigkeit und demokratischer Responsivität. Sie entscheidet 
darüber, ob politische Maßnahmen verstanden, akzeptiert und als relevant wahrgenommen 
werden – oder ob sie in der Komplexität des Alltagsrauschens untergehen. Politische 
Kommunikation neu zu denken bedeutet daher, die strukturellen Veränderungen der 

Öffentlichkeit ernst zu nehmen und Kommunikationsstrategien zu entwickeln, die 
Orientierung schaffen, Vertrauen stärken und Anschlussfähigkeit herstellen.

Im Zentrum einer modernen politische n Kommunikation steht die Abkehr von reaktiver 
Ereignislogik. Kommunale Kommunikation darf nicht primär auf Krisen, Konflikte oder 
mediale Impulse reagieren, sondern muss strategisch, vorausschauend und kohärent gestaltet 
sein. Jugendliche – und zunehmend auch  Erwachsene – erleben Politik häufig als 
unübersichtlich, widersprüchlich oder unverständlich. Eine strategische 
Kommunikationsarchitek tur muss daher klare Leitlinien, konsistente Botschaften und 
nachvollziehbare Erzählungen entwickeln, die politische Entscheidungen in einen größeren 

Zusammenhang einbetten. Kommunikatio n  wird so zu einem Instrument der Orientierung in 
einer komplexen Welt.



Zweitens muss politische Kommunikatio n  zielgruppenspezifisc h und milieusensib el sein. 
Die Analyse zeigt, dass Jugendliche in Hamm in hochgradig unterschiedlich en sozialen, 
kulturellen und digitalen Räumen leben. Eine einheitliche Kommunikationsstrategie erreicht 
diese Vielfa l t  nicht. Moderne politische Kommunikatio n  muss daher unterschi e dliche Milieus 
adressieren, ihre Kommunikationsstile, Plattformpräferenzen und Ausdrucksformen 
berücksichtigen und Formate entwickeln, die jeweils passende Zugänge schaffen. Dies  
umfasst klassische Kanäle ebenso wie digitale Plattformen, soziale Medien, schulische  
Räume, Vereine, Jugendzentren und sozialräumliche Treffpunkte. Milieusensibilität bedeutet, 
Kommunikation nicht zu vereinheitlichen, sondern zu differenzieren, ohne die Kohärenz der 
Gesamtbotschaft zu  verlieren.

Ein dritter zentraler Baustein  ist die Transparenz politischer Prozesse. Jugendliche erwarten 
nicht nur Informationen über Entscheidungen, sondern Einblicke in Entscheidungswege, 
Zielkonflikte und Verantw o r tlichkeiten. Transparente Kommunikatio n  macht sichtbar, wie 
politische Entscheidungen entstehen, welche Abwägungen vorgenommen wurden und welche 
Alternativen diskutiert wurden. Sie schafft Vertrauen, weil sie politische Prozesse 
nachvollziehbar macht und institutionelle Komplexität nicht verschleiert, sondern erklärt. 

Transparenz ist damit kein Risiko, sondern eine Ressource politischer Glaubwürdigkeit.

Moderne politische Kommunikatio n  muss zudem dialogisch sein. Jugendliche  wollen nicht 
nur informiert, sondern einbezogen werden. Kommunikation darf daher  nicht als 
Einbahnstraße verstanden werden, sondern muss Räume für Rückmeldungen, Fragen, Kritik 
und Mitgestaltung eröffnen. Digitale Plattformen, soziale Medien, Beteiligungsapps, offene 
Sprechstunden, Quartiersdialoge und hybride Formate können solche dialogischen Räume 

schaffen. Dialogische Kommunikation stärkt nicht nur die Legitimität politischer 
Entscheidungen, sondern liefert auch epistemisch relevantes Wissen über Bedürfnisse, 
Wahrnehmungen und Problemlagen, das für politische Steuerung unverzichtbar ist.

Ein weiterer zentra l e r Aspekt ist  die Verlässlichkeit und Kontinuität  politischer 
Kommunikation. Jugendliche reagieren sensibel auf inkonsistente, sprunghafte oder 
widersprüchliche Botschaften. Eine moderne Kommunikationsstrategie muss daher langfristig 
angelegt sein, klare Prioritäten setzen und diese über längere Zeiträume hinweg stabil halten. 
Kontinuität schafft Orientierung und verhindert, dass politische Kommunikation im schnellen 
Takt digitaler Aufmerksamkeitsökonomien zerrieben wird. Verlässlichkeit bedeutet auch, 
Fehler einzugestehen, Entscheidungen zu erklären und Kritik ernst zu nehmen.

Zugleich muss politische Kommunikatio n  digital anschlussfähig  sein. Digitale 
Öffentlichkeiten sind heute zentrale Arenen politischer Wahrnehmung. Jugendliche 
informieren sich über soziale Medien, Messenger -Dienste, Plattformen und digitale 
Communities. Eine moderne Kommunikationsstrategie muss diese Räume nicht nur nutzen, 

sondern verstehen. Sie muss die Logiken digitaler Aufmerksamkeit, die Dynamiken 
algorithmischer Verstärkung und die Risiken von Desinformation berücksichtigen. Digitale 
Anschlussfähigkeit bedeutet, Inhalte so zu gestalten, dass sie verständlich, präzise und 
anschlussfähig sind, ohne in populistische Vereinfachungen zu verfallen. Sie bedeutet auch, 
digitale Räume aktiv zu moderieren, auf Falschinformationen zu reagieren und digitale 
Konflikte professionell zu bearbeiten.

Schließlich muss politische Kommunikation  sozialräumlich verankert  sein. Kommunikation 
findet nicht nur online statt, sondern in Schulen, Jugendzentren, Vereinen, Parks, Quartieren 
und öffentlichen Räumen. Eine moderne Kommunikationsstrategie muss diese Orte nutzen,  
um politische Informationen sichtbar zu machen, Dialoge zu ermöglichen und Vertrauen



aufzubauen. Sozialräumliche Kommunikation schafft Nähe, reduziert institutionelle Distanz 
und macht Politik im Alltag erfahrbar.

Insgesamt zeigt sich, dass politisch e Kommunikation neu zu denken bedeutet, sie als 
strategisches, dialogisch es und milieusensibles  Instrument kommunaler Demokratie zu  
begreifen. Sie muss Orientierung schaffen, Vertrauen stärken, Beteiligung ermöglichen und 

institutionelle Komplexität verständlich machen. Wenn Hamm politische Kommunikation in 
diesem Sinne modernisiert, kann die Stadt nicht nur die Wirksamkeit ihrer Jugendpolitik 
erhöhen, sondern auch die demokratische Resilienz stärken und die Distanz zwischen 
politischen Institutionen und jungen Menschen nachhaltig verringern.

8.5 Stärkung sozialräumlicher Angebote

Die Stärkung sozialräumlicher Angebote ist ein zentraler Baustein einer modernen 
Jugendpolitik für Hamm. Sozialräume sind jene Orte, an denen Jugendliche ihre alltäglichen 
Erfahrungen machen, soziale Beziehungen aufbauen, Konflikte austragen und politisch e 
Wahrnehmungen entwickeln. Sie sind nicht nur physische Räume, sondern soziale, kulturelle 
und symbolische Arenen, in denen Zugehörigkeit, Identität und Selbstwirksamkeit entstehen. 
Eine zukunftsfähige Jugendpolitik muss diese Räume nicht nur berücksichtigen, sondern aktiv 
gestalten, stärken und als politische Ressource begreifen. Sozialräumliche Angebote sind  
damit kein ergänzendes Element, sondern ein strategischer Mechanismus, der demokratische 
Teilhabe, soziale Integration und politische Resilienz fördert.

Im Zentrum steht die Erkenntnis, dass sozialräumliche Angebote  niedrigschwellige Zugänge 
schaffen, die klassische institutionelle Strukturen nicht bieten können. Viele Jugendliche  – 
insbesondere aus sozial benachteiligten ,  migrantisc hen oder prekaris ierten Milieus – meiden 
formale Räume wie Rathäuser, Ausschüsse oder Gremiensitzungen. Sozialräume hingegen 

bieten Vertrautheit, Nähe und informelle Kommunikationsmöglichkeiten. Jugendzentren, 
Parks, Sportanlagen, Schulhöfe, Bahnhofsbereiche, Quartiersplätze und digitale Treffpunkte 

sind Orte, an denen Jugendliche sich sicher fühlen und ihre Perspektiven ohne institutionelle 
Distanz artikulieren können. Die Stärkung dieser Räume bedeutet daher, politische Teilhabe  
in den Alltag zu integrieren und Beteiligung als selbstverständliche Praxis zu ermöglichen.

Ein zentraler Handlungsschwerpunkt liegt in der Ausweitung und qualitativen 
Weiterentwicklung bestehender sozialräumlicher Einrichtungen . Jugendzentren, offene 
Treffs, mobile Jugendarbeit, Streetwork und Quartiersmanagement müssen personell, 
finanziell und konzeptionell gestärkt werden. Diese Einrichtungen sind die tragenden Säulen 

sozialräumlicher Infrastruktur, doch sie sind häufig unterfinanziert, überlastet oder räumlich 
begrenzt. Eine moderne Jugendpolitik muss diese Strukturen ausbauen, modernisi e ren und 
mit klaren politischen Mandaten ausstatten. Sozialräumliche Einrichtungen dürfen nicht nur 

Orte der Freizeitgest a l t ung sein, sondern müssen als demokratisch e Lern- und 
Beteiligungsräume verstanden werden.

Darüber hinaus müssen sozialräumliche Angebote  flexibel und adaptiv gestaltet sein. 
Jugendliche bewegen sich in fluiden Lebenswelten, die sich schnell verändern. Sozialräume 

müssen daher in der Lage sein, auf neue Trends, Konflikte und Bedürfnisse zu reagieren. 
Mobile Beteiligungsstationen, temporäre Pop -up-Räume, kreative Beteiligungsformate im 
öffentlichen Raum und digitale Erweiterungen können dazu beitragen, sozialräumliche 

Angebote dynamisch zu gestalten. Flexibilität bedeutet auch, Angebote zeitlich anzupassen  –



etwa durch Abendöffnungen, Wochenendangebote oder saisonale Formate, die den 
Lebensrhythmen Jugendlicher entsprechen.

Ein weiterer zentra l e r Baustein ist die Verknüpfung sozialräumlicher Angebote mit 
politischer Bildung und Beteiligung. Sozialräume bieten ideale Bedingungen, um politische 
Bildung lebensweltori e ntiert zu vermitteln  und Beteiligung niedrigschwellig  zu verankern. 
Workshops, Mikro-Dialoge, Beteiligungsstationen, kreative Methoden, digitale Tools und 
sozialpädagogische Begleitung können politische Themen in den Alltag integrieren. Politische 
Bildung im Sozialraum ist  nicht abstrakt, sondern konkret, erfahrungsbezogen und  
unmittelbar relevant. Sie stärkt Selbstwirksamkeit, fördert demokratische Kompetenzen und 
schafft die Grundlage für nachhaltige Beteiligung.

Zugleich müssen sozialräumliche Angebote  inklusiv und diversitätssensibel  gestaltet 
werden. Die Analyse zeigt, dass Jugendliche  in Hamm in  unterschiedlich en sozialen, 
kulturellen und digitalen Milieus leben. Sozialräume müssen diese Vielfalt abbilden und 
Angebote schaffen, die unterschiedliche Bedürfnisse, Sprachen, kulturelle Hintergründe und 

Lebenslagen berücksichtigen. Dies erfordert diversitätssensible Fachkräfte, interkulturelle 

Öffnung, Kooperationen mit migrantischen Communities, geschützte Räume für vulnerable 

Gruppen und die Anerkennung unterschiedlich er Ausdrucksformen. Inklusion bedeutet, 
Barrieren abzubauen und Räume zu schaffen, in denen alle Jugendlichen sich sicher, 
anerkannt und handlungsfähig fühlen.

Ein weiterer zentra l e r Aspekt ist  die Kooperation zwischen sozialräumlichen Akteuren . 
Schulen, Jugendhilfe, Vereine, Sportverbände, Kulturinstitutionen, Quartiersmanagement, 
Streetwork und digitale Communities müssen miteinander vernetzt werden. Sozialräume 

funktionieren nur dann als politisch e Ressource, wenn sie kooperativ gestaltet werden. Eine 
moderne Jugendpolitik muss daher Netzwerke stärken, Schnittstellen definieren und 
gemeinsame Strateg ien entwickeln. Kooperation ist kein organisatoris ches Detail, sondern ein 
Mechanismus, der Ressourcen bündelt, Synergien schafft und die Reichweite  
sozialräumlicher Angebote erhöht.

Schließlich müssen sozialräumliche Angebote  kommunikativ sichtbar sein. Jugendliche 
müssen wissen, welche Angebote existieren, wie sie funktionieren und welche Möglichkeiten 
sie bieten. Eine moderne Kommunikationsstrategie muss sozialräumliche Angebote in den 

digitalen und analogen Lebenswelten Jugendlicher sichtbar machen – über soziale Medien, 
Messenger-Dienste, Schulen, Vereine, Plakatflächen, Events und Peer -Netzwe rke. 
Sichtbarkeit schafft Zugang, Vertrauen  und Beteiligungsbereitsc haft.

Insgesamt zeigt sich, dass die Stärkung sozialräumlicher Angebote ein zentraler Hebel ist, um 
Jugendpolitik in Hamm inklusiver, wirksamer und demokratischer zu gestalten. Sozialräume 
sind Orte der Nähe, der Anerkennung und der politischen Erfahrung. Wenn Hamm diese 
Räume stärkt, vernetzt und politisch aufwertet, entsteht eine Infrastruktur, die Beteiligung 
ermöglicht, soziale Ungleichheiten reduziert und demokratische Resilienz nachhaltig fördert.

8.6 Kooperationen mit Schulen, Vereinen, digit a len Akteuren

Kooperationen mit Schulen, Vereinen und digitalen Akteuren bilden einen zentralen Hebel für 
eine moderne, sozialräumlich verankerte und inklusionsorientierte Jugendpolitik in Hamm. 
Diese Akteursgruppen verfügen über unmittelbaren Zugang zu Jugendlichen, über spezifische



Expertise und über institutionelle Reichweite, die kommunale Strukturen allein nicht  
erreichen können. Eine strategische Kooperation zwischen kommunaler Jugendpolitik und 
diesen Partnern schafft Synergien, erweitert Beteiligungsräume, stärkt politische Bildung und 
ermöglicht eine nachhaltige Verankerung demokratischer Prozesse im Alltag junger 
Menschen. Kooperation ist damit kein ergänzendes Element, sondern ein struktureller 
Mechanismus kommunaler Governance.

Im Zentrum steht die systematische Zusammenarbeit mit Schulen. Schulen sind die 
zentralen Orte jugendliche r Sozialisation, Bildung und Alltagsstruktur. Sie erreiche n nahezu 
alle Jugendlichen  – unabhängig von sozialer Herkunft, kulturellem Hintergrund oder 
Milieuzugehörigkeit. Eine moderne Jugendpolitik muss Schulen daher als strategische Partner 
begreifen und Beteiligungsprozesse in schulische Strukturen integrieren. Dies umfasst 
projektorientierte Beteiligungsformate, schulische Demokratiewerkstätten, Kooperationen mit 
Schülervertretungen, politische Bildung im Unterricht, sozialräumliche Projekte und digitale 
Beteiligungsplattformen, die in den  Schulalltag eingebettet sind. Schulen bieten zudem ideale 
Bedingungen für die Vermittlung politischer Kompetenzen, für die Reflexion 

gesellschaftlicher Herausforderungen und für die Entwicklung demokratischer 
Handlungsmuster. Kooperationen mit Schulen sind damit ein zentraler Baustein, um  
politische Teilhabe zu  normalisieren und Beteiligung als Lernprozess zu  verankern.

Ein weiterer zentra l e r Partner sind Vereine und zivilgesells chaftliche Organisationen. 
Sportvereine, Kulturvereine, Musikgruppen, Jugendverbände, religiöse Gemeinschaften und 
soziale Initiativen verfügen über stabile Bindungen zu Jugendlichen und bieten Räume, in 

denen Vertrauen, Zugehörigkeit und Selbstwirksamkeit entstehen. Diese Vereine erreichen 
häufig jene Jugendlichen, die institutionelle Räume meiden oder sich von ihnen 
ausgeschlossen fühlen. Kooperationen mit Vereinen ermöglichen es, Beteiligungsprozesse in 
vertraute soziale Kontexte zu integrieren, niedrigschwellige Zugänge zu schaffen und 
unterschiedliche Milieus einzubeziehen. Vereine können als Multiplikatoren wirken, 
Beteiligungsangebote verbreiten, politische Bildung vermitteln und sozialräumliche Projekte 
unterstützen. Eine moderne Jugendpolitik muss diese Potenziale systematisch nutzen und 
Vereine als gleichbere c htigte Partner in die kommunale Beteiligungsarchitek tur einbinden.

Zugleich gewinnen digitale Akteure zunehmend an Bedeutung. Digi t a l e  Plattformen, lokale 
Influencer, Jugendmedien ,  Gaming-Communities, digi t a l e  Bildungsinitiativen und soziale 
Netzwerke sind zentrale Arenen jugendlicher Kommunikation, Identitätsbildung und 
politischer Sozialisation. Kooperationen mit digitalen Akteuren ermöglichen es, politische 
Kommunikation und Beteiligung in jene Räume zu verlagern, in denen Jugendliche sich 
ohnehin aufhalten. Digitale Akteure können Beteiligungsprozesse sichtbar machen, Inhalte 
verbreiten, Feedbackkanäle öffnen und digitale Beteiligungsformate unterstützen. Sie 
verfügen über Reichweite, Glaubwürdigkeit und kulturelle Anschlussfähigkeit, die 

kommunale Institutionen allein nicht herstellen können. Eine moderne Jugendpolitik muss 
diese digitalen Ökosysteme nicht nur nutzen, sondern aktiv gestalten  – durch Kooperationen, 
gemeinsame Projekte, digi t a l e  Kampagnen und hybride Beteiligungsformate.

Ein weiterer zentra l e r Aspekt ist  die Koordination und Steuerung dieser Kooperationen. 
Kooperationen entfalten nur dann Wirkung, wenn sie strategisch geplant, institutione l l  
verankert und professionell begleitet werden. Dies erfordert eine kommunale 
Koordinationsstelle, die Netzwerke aufbaut, Schnittstellen  definiert, gemeinsame Ziele 
formuliert und die Qualität der Zusammenarbeit sichert. Kooperation darf nicht zufällig, 

projektbezogen oder personenabhängig sein, sondern  muss als dauer h afte Struktur etabliert 



werden. Eine koordinierte Kooperationsarchitektur schafft Verlässlichkeit, verhindert 
Doppelstrukturen und ermöglicht eine strategische Ausrichtung auf gemeinsame Ziele.

Zugleich müssen Kooperationen  inklusiv und diversitätssensibel  gestaltet werden. Schulen, 
Vereine und digi t a l e  Akteure erreichen unterschiedlich e Gruppen – aber  nicht automatis ch 
alle. Eine moderne Jugendpolitik muss daher  gezielt jene Partner  einbinden, die Zugang zu 
marginalisiert e n, migrantisc hen oder prekarisierten Jugendlichen haben. Kooperationen 
müssen Barrieren abbauen, kulturelle Vielfalt anerkennen und unterschiedliche 
Kommunikationsstile berücksichtigen. Diversitätssensible Kooperation ist ein zentraler 
Mechanismus, um soziale Ungleichheiten zu reduzieren und politisch e Teilhabe breiter zu 
verankern.

Schließlich müssen Kooperationen  kommunikativ sichtbar sein. Jugendliche müssen 
erkennen können, dass Schulen, Vereine und digitale Akteure Teil eines gemeinsamen 
kommunalen Beteiligungsökosystems sind. Transparente Kommunikation über  
Kooperationen schafft Vertrauen, stärkt die Legitimität politischer Maßnahmen und macht 

Beteiligungsangebote sichtbar. Sichtbar k eit ist nicht nur ein Kommunikatio n s ziel, sondern ein 
politischer Mechanismus, der Orientierung schafft und Beteiligungsbereitschaft erhöht.

Insgesamt zeigt sich, dass Kooperationen mit Schulen, Vereinen und digitalen Akteuren ein 
zentraler Hebel für eine moderne Jugendpolitik in Hamm sind. Sie erweitern 
Beteiligungsräume, stärken politische Bildung, fördern soziale Inklusion und ermöglichen 

eine sozialräumlich verankerte, digital anschlussfähige und demokratisch wirksame 
Jugendpolitik. Wenn Hamm diese Kooperationen strategisch ausbaut, institutione l l  verankert 
und professionell koordiniert, entsteht ein Beteiligungsökosystem, das die Vielfalt 
jugendlicher Lebenswelten abbildet und demokratische Resilienz nachhaltig stärkt.

8.7 Maßnahmen zur Vertrauensbildung und Responsivität

Vertrauensbildung und Responsivität bilden die zentrale Achse einer modernen Jugendpolitik 
für Hamm. Ohne Vertrauen verlieren politische Institutionen ihre Legitimität; ohne 

Responsivität verlieren Beteiligungsprozesse ihre Wirkung. Beide Dimensionen sind eng 
miteinander verknüpft: Vertrauen entsteht, wenn politische Akteure nachvollziehbar handeln, 
transparent kommunizieren und auf Anliegen reagieren; Responsivität entfaltet Wirkung, 

wenn sie glaubwürdig, konsistent und institutionell verankert ist. Die folgenden Maßnahmen 
bilden ein kohärentes Handlungspaket, das darauf abzielt, Vertrauen systematisch  
aufzubauen, institutionelle Anschlussfähigkeit zu stärken und die politische Responsivität 

gegenüber Jugendlichen nachhaltig zu erhöhen.

Ein erster zentraler Schritt ist  die Einführung verbindlicher Rückmeldeverfahren . 
Jugendliche müssen nachvollziehen können, wie ihre Beiträge in politische Entscheidungen 
einfließen. Jede Beteiligungsmaßnahme  – ob digital, sozialräumlich oder institutionell  – sollte 
mit einem strukturier ten Feedbackprozess verbunden sein. Dieser umfasst eine schriftlich e 
Rückmeldung der Verwaltung, die Darstellung von Entscheidungswegen, die Begründung  
von Abweichungen und die transparente Dokumentation der Umsetzung.  
Rückmeldeverfahren schaffen Erwartungssicherheit, verhindern Beteiligungsillusionen und 
stärken die Glaubwürdigkeit politischer Prozesse.



Zweitens sollte Hamm klare Verantwortlichkeiten für jugendrelevante Themen  
definieren. Jugendliche erleben politische Institutionen häufig als unübersichtlich und 
fragmentiert. Eine zentrale Ansprechstelle – etwa ein „Jugendbüro “ oder eine 
Koordinationsstelle Jugendpolitik – kann Orientierung schaffen, Anliegen bündeln und 

institutionelle Wege verkürzen. Diese Stelle sollte über Mandate verfügen, die es ihr 
ermöglichen, Anliegen direkt in politische Gremien einzuspeisen, Prozesse zu moderieren und 
Rückmeldungen zu koordinieren. Klare Verantwortlichkeiten reduzieren institutionelle 
Komplexität und erhöhen die Reaktionsgeschwindigkeit.

Ein weiterer zentra l e r Baustein ist die Transparenz politischer Prozesse . Jugendliche 
müssen verstehen können, wie Entscheidungen entstehen, welche Akteure  beteiligt sind und 
welche Zielkonflikte bestehen. Transparenz bedeutet nicht nur die Veröffentlichung von 

Beschlüssen, sondern die verständliche Aufbereitung politischer Prozesse. Dies umfasst 
visuelle Entscheidungsdiagramme,  kurze Erklärformate , digi t a l e  Informationsangebote, 
sozialräumliche Dialoge und regelmäßige  „Politiksprechstunden“  in Schulen, Jugendzentren 
und Vereinen. Transparenz schafft Vertrauen, weil sie politische Komplexität nicht 

verschleiert, sondern erklärt.

Zugleich muss Hamm Reaktionszeiten verkürzen . Jugendliche bewegen  sich in  digitalen 
Öffentlichkeiten, die schnelle Antworten und unmittelbare Interaktion gewohnt sind. 
Politische Institutionen hingegen arbeiten in längeren Zyklen. Diese Diskrepanz erzeugt 
Frustration und verstärkt das Gefühl politischer Distanz. Eine moderne Jugendpolitik muss 
daher verbindliche Reaktionsz e i t e n definieren – etwa für digitale Anfragen, 

Beteiligungsbeiträge oder sozialräumliche Anliegen. Schnelle, klare und verlässliche 
Antworten signalisieren Ernsthaftigkeit und stärken institutionelle Glaubwürdigkeit.

Ein weiterer zentra l e r Mechanismus ist die Stärkung der politischen Präsenz im 
Sozialraum. Vertrauen entsteht nicht in Sitzungssälen, sondern in alltäglichen Begegnungen. 

Politische Akteure sollten regelmäßig in Schulen, Jugendzentren, Vereinen und Quartieren 
präsent sein  – nicht nur zu besonderen Anlässen, sondern kontinuierlich.  
Sozialraumo r ientierte Politiksprechstunden, mobile Dialogformate, gemeinsame Projekte und 
niedrigschwellige Begegnungen schaffen Nähe, reduzieren institutionelle Distanz und 
ermöglichen direkte Responsivität. Politische Präsenz im Sozialraum ist ein wirksames Mittel, 
um Vertrauen aufzubauen und politische Institutionen als ansprechbar und zugänglich zu 

erleben.

Zudem sollte Hamm digitale Responsivität professionalisieren . Digitale 
Beteiligungsplattformen, Apps und soziale Medien müssen nicht nur als 
Kommunikationskanäle, sondern als Interaktionsräume verstanden werden. Dies  erfordert 
Moderation, Monitoring, klare Kommunikationsstandards und die Fähigkeit, auf digitale 

Anliegen zeitnah zu reagieren. Digitale Responsivität bedeutet auch, Falschinformationen zu 
adressieren, Konflikte zu moderieren und digitale Räume als politische Arenen ernst zu 
nehmen. Eine professionelle digi t a l e  Kommunikationsst rategie ist daher  unverzichtbar.

Ein weiterer zentra l e r Baustein ist die Verlässlichkeit politischer Zusagen . Vertrauen  
entsteht, wenn politische Akteure das einhalten, was sie ankündigen. Dies  erfordert eine klare 
Priorisierung, realistische Zeitpläne und die konsequente Umsetzung beschlossener 
Maßnahmen. Politische Zusagen müssen überprüfbar sein, und Abweichungen müssen 
transparent begründet werden. Verlässlichkeit ist ein Kernbestandteil politischer Integrität und 

ein entscheidender Faktor für langfristiges Vertrauen.



Schließlich muss Hamm  eine Kultur der Anerkennung und Wertschätzung  etablieren .  
Jugendliche müssen erleben, dass ihre Beiträge ernst genommen, sichtbar gemacht und 
öffentlich anerkannt werden. Dies umfasst die Präsentation von Projektergebnissen, die 
Würdigung von Engagement, die Einbindung in öffentliche Veranstaltungen und die 
Sichtbarmachung jugendliche r Perspektiven in politischen Debatten .  Anerkennung ist  kein 
symbolischer Akt, sondern ein politischer Mechanismus, der Selbstwirksamkeit stärkt und 

Vertrauen fördert.

Insgesamt zeigt sich, dass Maßnahmen zur Vertrauensbildung und Responsivität nicht isoliert 
wirken, sondern ein integriertes System bilden müssen. Vertrauen entsteht durch Transparenz, 
Verlässlichkeit, Nähe und Anerkennung; Responsivität entsteht durch klare Prozesse, schnelle 
Reaktionen und institutionelle Anschlussfähigkeit. Wenn Hamm diese Maßnahmen 

konsequent umsetzt, kann die Stadt eine politische Kultur entwick eln, die Jugendliche  ernst 
nimmt, Beteiligung wirksam macht und demokratische Resilienz nachhaltig stärkt.

9. Umsetzungspfad und Governanc e 

Die Entwicklung einer modernen Jugendpolitik für Hamm erfordert nicht nur inhaltliche 

Leitlinien und konkrete Maßnahmen, sondern einen klar strukturierten Umsetzungspfad sowie 
eine Governance-Arc hitektur, die Verantw o r tlichkeiten, Prozesse und Ressourcen dauerhaft 
sichert. Ohne eine solche Struktur drohen selbst ambitioniert e  Reformen zu versanden, in 
Einzelprojekten  zu fragmentier en oder an institutionellen Routinen zu  scheitern. Ein  
wirksamer Umsetzungspfad  verbindet strategische Planung, operative Steuerung, 
sozialräumliche Verankerung und politische Rückkopplung zu einem kohärenten 

Transformationsprozess. Governance wird damit zum zentra l e n Mechanismus, der  
entscheidet, ob Jugendpolitik in  Hamm nachhaltig  wirkt oder in  symbolischer Politik verharrt.

Eine moderne Governance-Architektur muss dabei drei Grundprinzipien erfüllen:  Kohärenz , 
Verbindlichkeit und Lernfähigkeit . Kohärenz bedeutet, dass Maßnahmen, Akteure und 

Prozesse aufeinander abgest i m m t  sind und einem gemeinsamen strategis chen Ziel folgen. 
Verbindlichkeit stellt sicher, dass Beteiligung nicht folgenlos bleibt, sondern institutione l l  
abgesichert und politisch wirksam ist. Lernfähigkeit schließlich ermöglicht es, auf neue 
Herausforderungen flexi bel zu reagieren, Erfahrungen systematisch auszuwer ten und 
Strukturen kontinuierlich  weiterzuen twickeln .  Diese drei Prinzipien bilden den normativen 
Kern eines Governance-Modells, das Jugendpolitik nicht als sektorales Feld, sondern als 
Querschnittsaufgabe kommunaler  Entwicklung begreift.

9.1 Strategische Zielsetzu n g  und Priorisierung

Der erste Schritt eines wirksamen Umsetzungspfads besteht in der  Festlegung klarer 
strategischer Ziele, die als verbindlicher Orientierungsrahmen für alle beteiligten Akteure 

dienen. Diese Ziele müssen politisch legitimiert, institutionell verankert und kommunikativ 
sichtbar sein, um eine gemeinsame Richtung vorzugeben und die Fragmentierung bestehender 
Maßnahmen zu überwinden. Strategische Zielsetzung ist damit nicht nur ein 
Planungsinstrument, sondern ein Governance-Mechanismus, der Kohärenz, Verbindlichkeit 

und langfristige Steuerungsfähigkeit sicherstellt.



Die strategischen Ziele einer modernen Jugendpolitik in Hamm umfassen fünf zentrale 

Handlungsfelder:

• Aufbau eines inklusiven, sozialräumlich verankerten Beteiligungsökosystems.  Dieses 
Ziel adressi e rt die strukturellen  Defizite klassischer Beteiligungsformate und setzt auf eine 
Kombination aus sozialräumlichen, digitalen und hybriden Beteiligungsarenen. Es zielt darauf 
ab, Beteiligung als alltägliche Praxis zu etablieren, soziale Selektivität abzubauen und die 

Vielfalt jugendlicher Lebenswelten abzubilden. Ein Beteiligungsökosystem ist kein einzelnes 
Format, sondern ein Netzwerk aus Räumen, Methoden und Akteuren, das dauerhaft und 
niedrigschwellig zugänglich ist.

• Stärkung politischer Bildung als Grundlage demokratischer Teilhabe.  Politische 
Bildung bildet die epistemisc he und normative Basis wirksamer Beteiligung. Dieses Ziel 
umfasst die Integration politischer Bildung in Schulen, Jugendzentren, Vereine und digi t a l e  
Räume sowie die Förderung deliberativer Kompetenzen, Medienkompetenz und 
institutionellen Wissens. Politische Bildung wird damit als Infrastruktur verstanden, die 
Beteiligung ermöglicht, Selbstwirksamkeit stärkt und demokratische Resilienz fördert.

• Modernisierung politisc her Kommunikation. Dieses Ziel reagiert auf die veränderten 

Kommunikationslogiken digitaler Öffentlichkeiten und die wachsende Distanz zwischen 
Jugendlichen und politischen Institutionen .  Es umfasst transparente Entscheidungswe ge, 
dialogische Kommunikationsformate, digitale Anschlussfähigkeit und sozialräumliche 

Präsenz politischer Akteure. Moderne Kommunikation wird als strategisches 
Steuerungsinstrument begriffen, das Orientierung schafft, Vertrauen stärkt und Beteiligung 

sichtbar macht.

• Etablierung eines kommunalen Jugendmonitorings. Ein datenbasier tes Monitoring ist 
Voraussetzung für evidenzbasierte Entscheidungen, zielgerichtete Maßnahmen und 

kontinuierliche Evaluatio n .  Dieses Ziel umfasst die Erhebung quantitativer  und qualitativer 
Daten, sozialräumliche Differenzierung, digitale Lebenswelten und die institutionelle 
Verankerung eines Monitoring-Systems. Jugendmonitorin g  ist damit ein zentrales Element 
lernfähiger Governance.

• Verbesserung der Responsivität politischer Institutionen.  Dieses Ziel adressiert die 
zentrale Erwartung junger Menschen: dass ihre Anliegen gehört, ernst genommen und 
umgesetzt werden. Es umfasst verbindliche Rückmeldeverfahren, klare Verantwortlichkeiten, 
verkürzte Reaktionszeiten, politische Präsenz im Sozialraum und digitale Responsivität. 

Responsivität ist der Kern politischer Glaubwürdigkeit und Voraussetzung für Vertrauen.

Diese strategischen Ziele müssen  priorisi e r t werden, um Ressourcen zu bündeln, 

Überforderung zu vermeiden und eine schrittweise Umsetzung zu ermöglichen. Priorisierung 
bedeutet nicht, Ziele gegeneinander auszuspielen, sondern sie in eine zeitliche und 
organisatorische Reihenfolge zu bringen, die institutionelle Kapazitäten berücksichtigt und 
Transformationsprozesse realistisch gestaltet. 

Eine klare Priorisierung schafft:

 Orientierung für Verwaltung, Politik und Zivilgesellschaft, 
 Planbarkeit für sozialräumliche Akteure,
 Transparenz für Jugendliche und Öffentlichkeit, 
 Effizienz in der Ressourcennutzung,



 Verbindlichkeit in  der Umsetzung.

Strategische Zielsetzung und Priorisierung bilden damit das Fundament eines kohärenten 

Umsetzungspfads, der nicht nur ambitioniert , sondern realisierbar ist.  Sie schaffen die 
strukturelle Grundlage für eine Jugendpolitik, die nicht in Einzelmaßnahmen zerfällt, sondern 
als integriert e s, langfristiges und demokratisch  legitimiertes Transformationsprojekt wirkt.

9.2 Aufbau einer zentralen Governance-Struktur

Ein wirksamer Umsetzungspfad erfordert eine institutionelle Struktur, die Koordination, 
Steuerung und Qualitätssicherung dauerhaft gewährleistet. Ohne eine solche  
Governance-Architektur drohen Reformprozesse zu fragmentieren, in projektförmigen

Einzelmaßnahmen zu verharren oder an bestehenden Verwaltungsroutinen zu scheitern. Eine 
moderne Jugendpolitik für Hamm benötigt daher ein mehrstufiges, klar definiertes und 
zugleich lernfähiges Steuerungsmodell, das strategische Führung, operative Umsetzung und 
sozialräumliche Verankerung miteinander verbindet. Diese Struktur sollte aus drei 
komplementären Elementen bestehen, die jeweils spezifische Funktionen übernehmen und 

gemeinsam ein kohärentes, responsives und zukunftsfähiges  Governance-Gefüge bilden.

1. Zentrale Koordinationsstelle Jugendpolitik

Die zentrale Koordinationsstelle fungiert als strategisches Zentrum der  Jugendpolitik in 
Hamm. Sie bündelt Informationen, steuert Prozesse, koordiniert Kooperationen und stellt die 
Verbindung zwischen Verwaltung, Politik und Zivilgesellsc haft her. Ihre Aufgaben umfassen:

 die strategische Planung und Priorisierung jugendpolitischer Maßnahmen,
 die Koordination aller jugendrelevanten Aktivitäten über Ressortgrenzen hinweg, 
 die Sicherstellung verbindlicher Rückmeldeverfahren gegenüber Jugendlichen,
 die Auswertung und Integration der Ergebnisse des Jugendmonitorings, 
 die Moderation von Zielkonflikten zwischen beteiligten Akteuren,
 die Entwicklung und Umsetzung einer modernen Kommunikationsstrategie,  
 die Initiierung und Begleitung innovativer Pilotprojekte,
 die Pflege von Netzwerken mit Schulen, Vereinen, Sozialraum a kteuren und digitalen 

Communities.

Die Koordinationsstelle ist  damit nicht nur organisatoris che Drehscheibe, sondern ein 
politisch-strategischer Akteur, der Kohärenz, Verbindlichkeit und Kontinuität sicherstellt. Sie 
bildet das institutionelle Rückgrat einer modernen, lernfähigen und inklusiven Jugendpolitik.

2. Interdisziplinärer Steuerungskreis

Der interdisziplinäre Steuerungskreis ist das zentrale Gremium der gemeinsamen 
Entscheidungsfindung und strategis chen Abstimmung. Er setzt sich aus Vertreter innen und 
Vertretern von Jugendhilfe, Schulen, Vereinen, Sozialraumak teuren, Verwaltung und Politik 
zusammen. Seine Aufgaben umfassen:

 die Definition strategischer Prioritäten und Zielsetzungen,
 die Abstimmung zwischen unterschiedlich en Ressorts und Akteursgruppen, 
 die Begleitung und Bewertung der  Umsetzung,



 die Moderation von Zielkonflikten und Ressourcenspannungen,
 die Sicherstellung institutioneller Rückkopplung in politische Gremien,
 die Initiierung neuer Projekte und die Weiterentwicklung bestehender Maßnahmen, 
 die Integration jugendliche r Perspektiven in strategis che Entscheidungen.

Der Steuerungskreis fungiert als kollektive s Lern- und Entscheidungsorgan .  Er verhindert 
sektorale Abschottung, fördert interdisziplinäre Zusammenarbeit und sorgt dafür, dass 
jugendpolitische Maßnahmen nicht isoliert, sondern als Teil eines integrierten 
Transformationsprozesses verstanden werden.

3. Sozialräumliche Umsetzungsteams

Die sozialräumlichen Umsetzungsteams bilden die operative Ebene der  Governance-Struktur. 
Sie arbeiten in den Quartieren, identifizieren Bedarfe, initiieren Projekte und sichern die Nähe 
zu den Lebenswelten der Jugendlichen. Ihre Aufgaben umfassen:

 die kontinuierliche Präsenz in den Sozialräumen,
 die Identifik ation lokaler Problemlagen, Ressourcen und Potenziale, 
 die Durchführung niedrigschwelliger Beteiligungsformate,
 die Kooperation mit Schulen, Vereinen, Streetwork, Quartiersman agement und 

lokalen Initiativen,
 die Rückmeldung von Bedarfen, Ergebnissen und Herausforderungen an die 

Koordinationsstelle,
 die Umsetzung von Pilotprojekten und sozialräumlichen Maßnahmen,
 die Sicherstellung, dass Beteiligung im Alltag sichtbar und erfahrbar wird.

Diese Teams sind das Bindeglied zwischen strategischer Steuerung und alltäglicher 

Lebenswelt. Sie gewährleisten, dass Jugendpolitik nicht abstrakt bleibt, sondern konkret, 
sichtbar und wirksam im Alltag junger Menschen verankert ist.

Diese Governance- Archit ektur schafft eine Balance zwischen zentraler Steuerung und 
dezentraler Umsetzung. Die Koordinationsstelle sorgt für strategische Kohärenz, der 

Steuerungskreis für institutionelle Legitimation und die sozialräumlichen Teams für 

lebensweltliche Anschlussfähigkeit. Gemeinsam bilden sie ein robustes, lernfähiges und 
responsives Steuerungsmodell, das die Grundlage für eine moderne, inklusive und 
zukunftsfähige Jugendpolitik in Hamm bildet.

9.3 Phasenmodell des Umsetzungspfads

Der Transformationsprozess hin zu einer modernen, inklusiven und sozialräumlich 

verankerten Jugendpolitik in Hamm erfordert eine klare zeitliche Struktur, die ambitioniert e  
Ziele mit realistisch en Umsetzungsschritten verbindet. Ein phasenorientier tes Vorgehen 
schafft Orientierung, verhindert Überforderung, ermöglicht institutionelles Lernen und stellt 
sicher, dass Reformen nicht punktuell, sondern systematisch und nachhaltig umges etzt 
werden. Das folgende dreistufige Phasenmo d ell bildet den Kern eines strategisch gesteue rten 
Transformationsprozesses, der sowohl zentr ale Steuerung als auch dezentr ale Umsetzung 
berücksichtigt.



Phase 1: Grundlagen schaffen (0–12 Monate)

Die erste Phase dient dem Aufbau der strukturellen, organisatoris chen und analytisc hen 
Voraussetzungen, die für eine langfristig wirksame Jugendpolitik notwendig sind. Sie legt das 
Fundament, auf dem alle weiteren Schritte aufbauen.

Zentrale Elemente dieser Phase sind:

 Aufbau der Koordinationsstelle Jugendpolitik Einrichtung der zentra l e n 
Steuerungsinstanz, Klärung von Mandaten, Ressourcen und Schnittstellen.

 Einrichtung des interdisziplinären Steuerungskreises  Zusammensetzung, 
Geschäftsordnung, Arbeitsprozesse und erste Prioritätensetzung.

 Start des kommunalen Jugendmonitorings  Definition von Indikatoren, 
Datenerhebung, sozialräumliche Differenzierung, Aufbau qualitativer 
Feedbackkanäle.

 Analyse sozialräumlicher Bedarfe  Kartierung von Ressourcen, Problemlagen und 
Potenzialen in allen Stadt t e i l e n; Identifikation priorisier ter Quartiere.

 Pilotierung erster digitaler und sozialräumlicher Beteiligungsformate  Test 
kleiner, niedrigsc hwelliger Formate zur Erprobung von Methoden, 
Zielgruppenansprache und Resonanz.

 Entwicklung einer modernen Kommunikationsstrategie Zielgruppenanalyse,  
Kanäle, Narrative, Transparenzmechanismen und digitale Anschlussfähigkeit.

Diese Phase schafft die strukturelle Grundlage für eine kohärente, datenbasierte und 
lebensweltori e ntierte Jugendpolitik.

Phase 2: Strukturen etablieren (12–36 Monate)

Die zweite Phase dient der  Verstetigung, Ausweitung und institutionellen Verankerung der 
aufgebauten Strukturen. Sie ist die operative Kernphase des Transformationsprozesses.

Zentrale Elemente dieser Phase sind:

 Verstetigung sozialräumlicher Angebote  Ausbau von Jugendzentren, mobilen 
Teams, Quartiersdialogen  und lebensweltbe z ogenen Beteiligungsformaten.

 Ausbau digitaler Beteiligungsplattformen Entwicklung hybrider 
Beteiligungsökosysteme, Integration von Apps, Online - Dialogen und digitalen 
Feedbackkanälen.

 Implementierung verbindlicher Rückmeldeverfahren  Standardisierte 
Feedbackprozesse, transpare nte Entscheidungswege, schriftlich e Stellungnahmen  der 
Verwaltung.

 Aufbau und Vertiefung von Kooperationen Systematische Zusammenarbe i t  mit 
Schulen, Vereinen, Jugendverbänden, Kulturinstitutionen und digitalen Akteuren.

 Professionalisierung der Fachkräfte  Fortbildungen zu Moderation, digitaler 
Kommunikation, Diversitätssensibilität, Konfliktmanagement und politischer Bildung.

 Integration politischer Bildung in schulische und außerschulische Kontexte 
Demokratiewerkstätten, Projektwochen, sozialräumliche Lernformate, digitale 

Bildungsangebote.

Diese Phase etabliert die Jugendpolitik als dauerhaf tes, institutione l l  verankertes und 
sozialräumlich wirksames Politikfeld.



Phase 3: Konsolidierung und Weiterentwicklu n g (ab 36 Monaten)

Die dritte Phase dient der langfristige n Stabilisierung, Evalua t i on und Weiterentwickl ung der 
aufgebauten Strukturen. Sie stellt sicher, dass Jugendpolitik nicht statisch bleibt, sondern 
lernfähig, innovativ und zukunftsorientiert ist.

Zentrale Elemente dieser Phase sind:

 Evaluation der Maßnahmen  Wirkungsanalysen, Monitoringbericht e , qualitative 
Rückmeldungen, sozialräumliche Resonanzmessungen.

 Anpassung der Governance-Struktur e n Optimierung von Zuständigkeiten, 

Prozessen und Schnittstellen  auf Basis der  Evaluationsergebni sse.
 Verstetigung erfolgr e i c her Formate Institutionalisierung bewährter 

Beteiligungsmodelle, langfristige  Finanzierung, strukturelle Absicherung.
 Skalierung innovativer Projekte Übertragung erfolgreicher Pilotprojekte auf weitere 

Stadtteile, Zielgruppen oder Themenfelde r.
 Weiterentwicklung der Kommunikationsstrategie Anpassung an neue digi t a l e  

Trends, Plattformen und jugendlich e Kommunikationsstile.
 Integration neuer digitaler Technologien Nutzung von KI-gestützten Tools, 

interaktiven Plattformen, Gamification-Element e n und datenbasier ten 
Feedbacksystemen.

Diese Phase stellt sicher, dass die Jugendpolitik in  Hamm dynamisch bleibt, institutione l l  
lernfähig ist und sich an gesellschaftliche Veränderungen anpassen kann.

Dieses Phasenmodell ermöglicht eine realistische, planbare und nachhaltige Umsetzung. 
Es schafft Klarheit über zeitliche Abläufe, Verantwortlichkeiten und Prioritäten und bildet 

damit den strukturellen Rahmen für eine moderne, resiliente und zukunftsfähige Jugendpolitik 
in Hamm.

.

9.4 Ressourcen, Finanzierung und Personal

Eine moderne Jugendpolitik benötigt ausreichende, verlässliche und strategisch eingesetzte 
Ressourcen. Ohne eine solide finanzielle,  personelle und zeitliche Ausstattung bleiben selbst 
ambitionierte Reformen wirkungslos oder versanden in projektförmigen Einzelmaßnahmen. 

Ressourcen sind damit nicht nur ein operatives Erfordernis, sondern ein zentra l e r  
Governance-Faktor, der über die Nachhaltigkeit, Qualität und Legitimität jugendpolitischer 
Maßnahmen entscheidet. Eine langfristig tragfähige Jugendpolitik in Hamm muss daher auf 
drei miteinander verknüpften Ressourcensäulen aufbauen:  Personal, Finanzierung und Zeit.

Personalressourcen



Personal ist der entscheidende Hebel für die Umsetzung einer modernen Jugendpolitik. Die 
Analyse zeigt, dass Beteiligung, politische Bildung, sozialräumliche Arbeit und digitale 

Kommunikation hochgradig arbeitsinten s iv sind und spezifische Kompetenz e n erfordern. 
Eine wirksame Jugendpolitik benötigt daher:

 Fachkräfte für Koordination und Steuerung , die strategisch denken, Prozesse 
moderieren, Netzwerke aufbauen und institutionelle Schnittstellen managen können.

 Sozialraumorientierte Fachkräfte , die in den Quartieren präsent sind, Bedarfe 
identifizieren, niedrigschwellige Beteiligungsformate durchführen und Vertrauen 

aufbauen.
 Moderations - und Beteiligungsexpertinnen,  die deliberativ e Prozesse gestalten ,  

Konflikte moderieren und inklusive Methoden anwenden können.
 Fachkräfte für digitale Kommunikation , die Plattformen betreuen, digi t a l e  

Beteiligungsprozesse moderieren, Inhalte zielgruppenspezifisch aufbereiten  und 
digitale Öffentlichkeiten verstehen.

 Pädagogische Fachkräfte für politische Bildung , die lebensweltorien tierte, 
diversitätssensible und dialogische Bildungsangebote entwickeln und durchführen.

Personalressourcen sind nicht beliebig substituierbar. Sie erfordern Qualifikation, Kontinuität 
und institutionelle Verankerung. Kurzfristige Projektstellen oder befristete Beschäftigungen 

gefährden die Stabilität und Qualität der Jugendpolitik. Eine langfristige Personalstrategie ist 
daher unverzichtbar.

Finanzielle Ressourcen

Finanzielle Mittel bilden die materielle Grundlage für Infrastruktur, digitale Plattformen, 
politische Bildung und Pilotprojekte. Eine moderne Jugendpolitik benötigt:

 Investitionen in sozialräumliche Infrastruktur  (Jugendzentre n, mobile Teams, 
Quartiersräume, digitale Ausstattung),

 Mittel für digitale Beteiligungsplattformen  (Entwick lung, Wartung, Moderation, 
Datenschutz),

 Finanzierung politischer Bildung (Workshops, Materialien, Kooperationen mit 
Schulen und Vereinen),

 Ressourcen für Pilotprojekte und Innovationen , die neue  Methoden testen und 
institutionelles Lernen ermöglichen,

 Mittel für Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit , um Transparenz, 
Sichtbarkeit und Vertrauen zu stärken.

Eine langfristige Finanzierung ist entscheidend, um Kontinuität zu gewährleisten und 
Abhängigkeit von projektbezogenen Fördermitteln zu vermeiden. Projektmittel können 

Innovationen ermöglichen, aber sie ersetzen keine strukturelle Finanzierung. Eine nachhaltige 
Jugendpolitik benötigt daher einen  kommunalen Grundhaushalt , der zentrale Strukturen 
dauerhaft absichert, ergänzt durch  zielgerichtete Fördermittel  für Innovation und 

Weiterentwickl ung.

Zeitliche Ressourcen 

Zeit ist eine oft unterschätzte, aber zentrale Ressource. Beteiligungsprozesse, Evaluation, 
Kooperationen und institutionelles Lernen benötigen Zeiträume, die mit den Lebensrealitäten



Jugendlicher und den Arbeitslogiken politische r Institutionen kompatib el sind. Zeitliche 
Ressourcen umfassen:

 Zeit für Beteiligungsprozesse , die nicht unter Entscheidungsdruck stehen dürfen,
 Zeit für sozialräumliche Präsenz , die Vertrauen und Beziehungspflege ermöglicht,
 Zeit für Evaluation und Reflexion , die Qualität sichert und Lernprozesse ermöglicht, 
 Zeit für institutionelle Abstimmung , die Kohärenz und Verbindlichkeit schafft.

Eine moderne Jugendpolitik muss daher realistische Zeitpläne entwickeln, die sowohl die 
Dynamik jugendlicher Lebenswelten als auch die Komplexität institutioneller Prozesse 
berücksichtigen.

Insgesamt zeigt sich, dass Ressourcen, Finanzierung und Personal nicht als technisc he 
Randbedingungen, sondern als strategis che Voraussetzungen einer wirksamen Jugendpolitik 
verstanden werden müssen. Eine langfristige, verlässliche und qualitativ hochwertige 
Ressourcenausstattung ist der Schlüssel, um Beteiligung zu verstetigen, politische Bildung zu 
stärken, sozialräumliche Angebote auszubauen und digitale Innovationen nachhaltig zu 
verankern. Nur wenn Hamm diese Ressourcen strukturell absichert, kann die Jugendpolitik 
ihre volle Wirkung entfalten und demokratische Resilienz nachhaltig stärken.

9.5 Monitoring, Evaluation und Lernschl e i fen

Ein wirksamer Umsetzungspfad erfordert kontinuierliche,  systematische und methodisch 
vielfältige Evaluation. Monitoring und Evaluation sind dabei nicht als nachgelagerte 
Kontrollinstrumente zu verstehen, sondern als integrale Bestandteile einer lernfähigen 

Governance-Architektur. Sie ermöglichen datenbasierte Entscheidungen, erhöhen die 

Transparenz politischer Prozesse, stärken die Legitimität jugendpolitischer Maßnahmen und 
schaffen die Grundlage für iterative Verbesserungen. Eine moderne Jugendpolitik in Hamm 
muss daher Monitoring, Evaluation und Lernschleifen als zyklische, miteinander verknüpfte 

Prozesse begreifen, die strategische Steuerung und operative Umsetzung gleichermaßen 

unterstützen.

Das kommunale Jugendmonitoring bildet die zentrale Grundlage für datenbasierte 
Entscheidungen. Es liefert quantitative und qualitative Informationen über Lebenslagen, 
Bedarfe, Beteiligungsmuster und sozialräumliche Unterschiede. Das Monitoring dient nicht 
nur der Bestandsaufnahm e , sondern der kontinuierlichen  Beobachtung von Entwickl ungen, 
Trends und Wirkungszusammenhängen. Es ermöglicht, frühzeitig auf Veränderungen zu 

reagieren, Maßnahmen anzupassen und Ressourcen zielgerichtet einzusetzen.

Ergänzend zum Monitoring sollten verschiedene Evaluationsinstrumente eingesetzt werden, 
die unterschiedlich e Perspektiven und Erkenntnisform e n einbeziehen: 

 Jährliche Wirkungsberichte  Sie dokumentieren Fortschritte,  Herausforderungen und 
Wirkungen der jugendpolitischen Maßnahmen. Wirkungsberichte schaffen  
Transparenz gegenüber Politik, Verwaltung und Öffentlichkeit und dienen als 
Grundlage für strategische Entscheidungen im Steuerungskreis.

 Sozialräumliche Feedbackschleifen  Diese kontinuierlichen Rückmeldungen aus den 
Quartieren – etwa durch Fokusgruppen, Mikro-Dialoge, Streetwork-Beoba c htungen 
oder digitale Feedbackkanäle  – liefern lebensweltnahe Informationen, die in 
aggregierten Daten häufig unsichtbar bleiben. Sie sind essenziell, um die Vielfalt



jugendlicher Perspektiven abzubilden und sozialräumliche Unterschiede zu 
berücksichtigen.

 Qualitative Evaluationen Tiefenintervi e ws, Gruppendiskussionen, ethnografische 
Beobachtungen und Fallstudien ermöglichen ein vertieftes Verständnis der subjektiven 
Wahrnehmungen, Erfahrungen und Erwartungen junger Menschen. Qualitative 
Evaluationen sind unverzichtb ar, um die Wirkung von Beteiligungsprozessen, 
politischen Bildungsangeboten und sozialräumlichen Maßnahmen zu verstehen.

 Digitale Beteiligungsanalysen Die Auswertung digitaler  Plattformen, 
Interaktionsmuster, Reichweiten, Engagemen t-Daten und Feedbackprozesse liefert 
wichtige Erkenntnisse über digitale Öffentlichkeiten, Zielgruppenansprache und 
Resonanz. Digitale Analysen ermöglichen es, Kommunikationsstrategien anzupassen, 
digitale Beteiligungsformate zu optimieren und neue Zielgruppen zu erschließen.

Monitoring und Evalua t i on entfalten ihre Wirkung jedoch nur, wenn sie in   
institutionalisierte  Lernschleife n eingebettet sind. Lernschleifen verbinden Daten, Reflexion 
und Anpassung zu einem kontinuierlichen  Verbesserungsprozess. Sie umfassen:

 die regelmäßige Diskussion von Monitoring -Ergebnissen im Steuerungskreis, 
 die Ableitung konkreter Handlungsempfehlungen,
 die Anpassung von Maßnahmen, Prozessen und Ressourcen,
 die Rückmeldung an sozialräumliche Teams und beteiligte Akteure,
 die transparente Kommunikation gegenüber Jugendlichen und Öffentlichkeit.

Evaluation ist damit kein Kontrollinstrument , sondern ein  Lernmechanismus, der 
Anpassungen ermöglicht, institutionelle Routinen hinterfragt und die Qualität der 

Jugendpolitik kontinuierlich verbessert. Eine lernfähige  Governance-Strukt ur erkennt Fehler 
als Entwicklungsimpul se, nutzt Daten als Entscheidungsgrundlage  und versteht Evaluation als 
integralen Bestandteil politischer Steuerung.

Insgesamt zeigt sich, dass Monitoring, Evaluation und Lernschleife n zentrale 
Voraussetzungen für eine wirksame, adaptive und zukunftsfähige Jugendpolitik in Hamm 
sind. Sie schaffen Transparenz, stärken Vertrauen, ermöglichen evidenzbasierte 
Entscheidungen und sichern die langfristige Qualität jugendpolitischer Maßnahmen.

9.6 Politische Rückkopplung und Legitimation

Die Governance-Strukt ur einer modernen Jugendpolitik muss sicherstellen ,  dass jugendliche 
Perspektiven systematisch, verbindl i c h und nachvollziehbar in  politische Entsche i dungen 
einfließen. Politische Rückkopplung ist dabei nicht nur ein technischer Prozess, sondern der 
Kern demokratischer Legitimation. Sie entscheidet darüber, ob Jugendliche politische 
Institutionen als zugänglich, verlässlich und ernsthaft wahrnehmen  – oder als distanzier t, 
intransparent und folgenlos. Rückkopplung ist damit ein zentraler Mechanismus politischer 
Glaubwürdigkeit und Voraussetzung für Vertrauen, Selbstwirksamkeit und langfristige 
politische Bindung.



Damit jugendlich e Perspektiven wirksam in politische Entscheidungsprozesse  integri e rt 
werden, sind mehrere institut i onelle Mechanismen erforderlich:

 Feste Präsentationsrechte in Ausschüssen  Jugendliche müssen die Möglichkeit 

haben, ihre Anliegen, Ergebnisse aus Beteiligungsprozessen und Empfehlungen direkt 
in politische Gremien einzubringen. Präsentationsrechte schaffen Sichtbarkeit, 
institutionelle Anerkennung und unmittelbare Anschlussfähigkeit. Sie verhindern, dass 
jugendliche Beiträge in vorgelagerten Ebenen versanden, und stärken die Legitimität 
politischer Entscheidungen.

 Schriftliche Stellungnahmen der Verwaltung Jede  jugendpolitische  Empfehlung 
sollte eine verbindliche schriftliche Rückmeldung der Verwaltung auslösen. Diese 
Stellungnahmen müssen nachvollziehbar darlegen, wie die Empfehlung bewertet 
wurde, welche Aspekte übernommen werden, welche nicht  – und warum. Schriftlich e 
Rückmeldungen schaffen Transparenz, verhindern Beteiligungsillusionen und machen 
politische Prozesse überprüfbar.

 Transparente Dokumentation politische r  Entscheidungen Entscheidungen , die 
jugendpolitische Themen betreffen, müssen verständlich, zugänglich und 

nachvollziehbar dokumentiert werden. Dies umfasst Entscheidungswege,  
Abwägungen, Zielkonflikte und Umsetzungspläne. Transparenz ist ein demokratisches 
Prinzip, das Vertrauen stärkt und institutionelle Komplexität reduziert. Sie ermöglicht 
Jugendlichen, politische Prozesse zu verstehen und ihre eigene Rolle darin  zu  
erkennen.

 Regelmäßige Dialogformate zwischen Politik und Jugendlichen  Politisch e 
Rückkopplung darf nicht ausschließlich formalisiert sein, sondern muss durch 
kontinuierliche, dialogische Begegnungen ergänzt werden. Regelmäßige 

Dialogformate – in Schulen, Jugendzentren, Quartieren oder digitalen Räumen  – 
schaffen Nähe, reduzieren institutionelle Distanz und ermöglichen unmittelbare 

Responsivität. Sie fördern gegenseitiges Verständnis und stärken die politische Kultur 
der Stadt.

Diese Mechani smen entfalten ihre volle Wirkung jedoch nur, wenn sie in eine verbindlich e 
Governance -Logik eingebettet sind. Politische Rückkopplung muss strukturell abgesichert, 
institutionell verankert und organisatorisch unterstützt werden. Sie darf nicht von einzelnen 
Personen, Projekten oder politischen Konjunkturen abhängen, sondern muss Teil der 
kommunalen Entscheidungsarchi t e ktur sein.

Politische Rückkopplung ist damit weit mehr als ein administrativer Prozess. Sie ist ein 
Legitimationsmechanismus, der demokratische Teilhabe stärkt, Vertrauen aufbaut und die 

Qualität politischer Entscheidungen verbessert. Eine Jugendpolitik, die Rückkopplung ernst 
nimmt, schafft nicht nur Transparenz und Verlässlichkeit, sondern fördert eine politische 
Kultur, in der Jugendliche  als gleichwertig e Akteure anerkannt werden. Dies ist die 
Voraussetzung für eine resiliente, zukunftsfähige und demokratisch verankerte Jugendpolitik 
in Hamm.

9.7 Kommunikation als Steuerungsinstrument

Kommunikation ist nicht nur ein Mittel der Information, sondern ein strategisches 
Steuerungsinstrument moderner Governance. Sie entscheidet darüber, ob politische 
Maßnahmen verstanden, akzeptiert und als relevant wahrgenommen werden. In einer 
zunehmend fragmentierten Öffentlichkeit, in der Jugendliche sich in unterschiedlichen 
sozialen, kulturellen und digitalen Räumen bewegen, gewinnt Kommunikation eine zentrale



Bedeutung für die Wirksamkeit und Legitimität der Jugendpolitik. Eine moderne 
Kommunikationsstrategi e  muss daher Orientierung schaffen, Transparenz herstellen, 
Beteiligung sichtbar machen, Vertrauen stärken und digitale wie analoge Räume miteinander 
verbinden. Kommunikatio n  ist damit integra l e r Bestandteil des  Umsetzungspfads und ein 
wesentlicher Mechanismus politischer Führung.

Kommunikation als  Orientierungsinstrument

Jugendliche erleben politische Prozesse häufig als komplex, unübersichtlich oder schwer 
zugänglich. Die Vielzahl an Akteuren, die Fragmentierung politischer Zuständigkeiten und  
die oft abstrakte Sprache politische r Kommunikation erschweren es, politisch e 
Entscheidungen zu verstehen und ihre Bedeutung für das eigene Leben einzuordnen. Eine 
strategische Kommunikationsar chitektur muss daher  klare Leitlinien, konsistent e  Botschaften 
und nachvollziehbare Erzählungen entwickeln, die politische Entscheidungen in einen 
verständlichen, lebensweltlich anschlussfähigen Kontext einbetten. Orientierung entsteht 
durch Klarheit, Kohärenz und Wiedererkennbarkeit  – und sie ist ein zentraler Mechanismus, 
um Unsicherheit zu reduzieren, Vertrauen aufzubauen und politische Anschlussfähigkeit zu 

stärken.

Orientierungsstiftende Kommunikation beginnt mit klaren Leitlinien , die die 
Grundprinzipien der Jugendpolitik sichtbar machen. Diese Leitlinien müssen einfach 
formuliert, wiederholbar und in allen Kommunikationskanälen präsent sein. Sie bilden den 
normativen Rahmen, an dem sich Jugendliche, Fachkräfte und politische Akteure 
gleichermaßen orientieren können. Leitlinien schaffen Konsistenz und verhindern, dass 
politische Kommunikation in Einzelbotschaften zerfällt.

Zweitens benötigt eine moderne Kommunikationsstrategie  konsistente Botschaften, die über 
verschiedene Kanäle hinweg stabil bleiben. Konsistenz bedeutet nicht Uniformität, sondern 
inhaltliche Kohärenz. Jugendliche müssen erkennen können, dass politische Maßnahmen Teil 
eines größeren Zusammenhangs sind  – eines strategischen Projekts, das nachvollziehbar, 
begründet und langfristig angelegt ist. Konsistenz verhindert Missverständnisse, reduziert 
Interpretationsspielräume und stärkt die Glaubwürdigkeit politischer Kommunikation.

Ein dritter zentraler Baustein  sind nachvollziehbare Erzählungen . Politische  
Entscheidungen müssen nicht nur erklärt, sondern erzählt werden. Narrative schaffen 
Bedeutung, verbinden abstrakte Entscheidungen mit konkreten Lebenslagen und ermöglichen 
es Jugendlichen, politische Prozesse emotiona l  und kognitiv einzuordnen. Eine moderne 
Kommunikationsstrategie muss daher Erzählformen entwickeln, die politische Maßnahmen in 
Geschichten übersetzen  – Geschichten über Chancen, Herausforderungen, Veränderungen  
und gemeinsame Verantwortung.

Orientierung entsteht zudem durch Wiedererkennbarkeit . Jugendliche müssen 
Kommunikationsmuster ,  visuelle Elemente, Formate und Botsch aften wiedererkennen 
können. Wiedererkennbarkeit schafft Vertrautheit und erleichtert die Einordnung politischer 
Informationen. Sie ist  ein zentra l e r Mechanismus, um politische Kommunikatio n  in einer 
fragmentierten Medienlandsch aft sichtbar und stabil zu halten.

Schließlich stärkt orientierungsstiftende Kommunikation die  Anschlussfähigkeit politischer 
Maßnahmen. Wenn Jugendliche  verstehen, warum Entsche i dungen getroffen werden, welche 
Ziele verfolgt werden und wie sie sich beteiligen können, steigt die Wahrscheinlichkeit, dass 
sie politische Prozesse als relevant und zugänglich wahrnehmen. Orientierung ist damit nicht



nur ein kommunikativ es Ziel, sondern ein demokratisch er Mechanismus, der Teilhab e 
ermöglicht und politische Resilienz fördert.

Kommunikation als Transparenzmechanismus 

Transparenz ist ein demokratisches Grundprinzip und eine zentrale Voraussetzung für 

Vertrauen. Jugendliche  – wie auch  Erwachsene – entwickeln Vertrauen  in politisch e 
Institutionen vor allem dann, wenn Entscheidungen nachvollziehbar, verständlich und 

zugänglich kommuniziert werden. Transparenz bedeutet dabei weit mehr als die bloße 

Veröffentlichung von Informationen. Sie umfasst die systematische Offenlegung von 
Entscheidungswegen, Zielkonflikten, Abwägungen und Umsetzungsplänen. Transparente 
Kommunikation macht politische Prozesse sichtbar, reduziert institut i onelle Distanz und 
ermöglicht Jugendlichen, die Logik politischer Entscheidungen zu verstehen. Transparenz ist 
damit ein wesentlich er Bestandteil politischer Legitimation und ein zentraler Mechanismus 
moderner Governance.

Transparenz beginnt mit der Darstellung von Entscheidungs wegen. Jugendliche müssen 
nachvollziehen können, wie Entscheidungen zustande kommen, welche Akteure beteiligt sind 
und welche Schritte ein politisches Anliegen durchläuft. Dies umfasst die Darstellung  
formaler Abläufe ebenso wie die Erklärung informeller Abstimmungsprozesse. Transparente 
Entscheidungswege schaffen Orientierung, verhindern Missverständnisse und ermöglichen es 
Jugendlichen, politische Prozesse als strukturier t und nachvollziehbar zu  erleben.

Ein zweiter zentra l e r Baustein ist die Offenlegung von Zielkonflikten und Abwägungen . 
Politische Entscheidungen entst e hen selten konfliktfrei. Unterschiedlich e Interessen, 
begrenzte Ressourcen und konkurrierende Prioritäten prägen kommunale Politik. Eine 
moderne Kommunikationsst rategie muss diese Zielkonflikte sichtbar machen, anstatt sie zu 
verschweigen. Die transparente Darstellung von Abwägungen  – warum bestimmte Optionen 
gewählt oder verworfen wurden  – stärkt die Glaubwürdigkeit politischer Entscheidungen und 
zeigt Jugendlichen ,  dass Politik ein Prozess reflektier ter Entscheidungen ist,  nicht 
willkürlicher Setzungen.

Transparenz erfordert zudem die kommunikative Aufbereitung von Umsetzungsplänen . 
Jugendliche müssen verstehen können, wie politische Entscheidungen konkret umgesetzt 
werden, welche Schritte geplant sind, welche Zeiträume  gelten und welche 
Verantwortlichkeiten bestehen. Umsetzungspläne schaffen Erwartungssicherheit und 
ermöglichen es, Fortschritte nachzuvollziehen. Sie verhindern, dass politische Entscheidungen 
abstrakt bleiben, und machen politische Prozesse überprüfbar.

Ein weiterer zentra l e r Aspekt ist  die Zugänglichkeit der Informationen . Transparenz 
entfaltet nur dann Wirkung, wenn Informationen verständlich, barrierefrei und 

zielgruppenspezifisch aufbereitet sind. Dies umfasst klare Sprache, visue l l e  Darstellungen, 
digitale Formate, sozialräumliche Informationskanäle und dialogische 
Kommunikationsformen. Zugänglichkeit bedeutet, Informationen so aufzubereiten, dass sie in 
unterschiedlichen Lebenswelten anschlussfähig sind  – in Schulen, Jugendzentren, Vereinen, 
Quartieren und digitalen Räumen.

Transparente Kommunikation reduzier t institutionelle Distanz. Sie zeigt Jugendlichen ,  dass 
politische Institutionen offen, nachvollziehbar und verantwortungsbewusst handeln. Sie stärkt 
das Vertrauen  in politische Prozesse, weil sie Unsicherheiten  abbaut und die Logik politischer 
Entscheidungen sichtbar macht. Transparenz ist  damit nicht nur ein normatives Ideal, sondern



ein strategis cher Mechanismus politischer Legitimation und ein zentraler Bestandteil einer 
modernen, demokratisch  verankerten Jugendpolitik.

Kommunikation als Sichtbarmachung von Beteiligung

Beteiligung entfa l t e t  ihre Wirkung nur, wenn sie sichtbar ist  – für Jugendliche, Politik, 
Verwaltung und Öffentlichkeit. Unsichtbare Beteiligung bleibt folgenlos, erzeugt Frustration 
und verstärkt das Gefühl politischer Irrelevanz. Sichtbare Beteiligung hingegen schafft 
Anerkennung, stärkt Selbstwirksamkeit und zeigt, dass politische Prozesse offen, zugänglich 

und veränderbar sind. Eine moderne Kommunikationsstrategie muss daher 
Beteiligungsprozesse dokumentieren, Ergebnisse präsentieren und die Wirkung jugendlicher 
Beiträge hervorheben. Sichtbarkeit ist ein zentraler Mechanismus, um Beteiligung als 
selbstverständlichen Bestandteil kommunaler Demokratie zu etablieren.

Sichtbarmachung beginnt mit der Dokumentation von Beteiligungsprozessen . Jugendliche 
müssen erkennen können, dass ihre Beiträge ernst genommen und systematisch verarbeitet 
werden. Dies umfasst die transparente Darstellung von Methoden, Teilnehmende n, Themen 
und Zwischenergebnissen. Dokumentation schafft Nachvollziehbarkeit und verhindert, dass 
Beteiligung als symbolisch oder unverbindlich wahrgenommen wird. Sie macht sichtbar, dass 
Beteiligung ein strukturierter, professionell begleiteter Prozess ist.

Ein zweiter zentra l e r Baustein ist die Präsentation der Ergebnisse . Beteiligung erzeugt 
Wissen, Perspektiven und Empfehlunge n, die politisch relevant sind. Diese Ergebnisse 
müssen sichtbar gemacht werden  – in verständlicher Sprache, in visuellen Formaten, in 
digitalen Räumen und in sozialräumlichen Kontexten. Ergebnispräsentationen zeigen 
Jugendlichen, dass ihre Perspektiv en Gewicht haben und in politisch e Entscheidungsprozesse  
einfließen. Sie stärken die Wahrnehmung politischer Wirksamkeit und fördern langfristiges 
Engagement.

Sichtbarkeit erfordert zudem die Hervorhebung der Wirkung jugendlicher Beiträge . 
Jugendliche müssen nachvollziehen können, welche ihrer Vorschläge umgesetzt wurden, 
welche Veränderungen angestoßen wurden und welche politischen Entscheidungen auf ihre 
Beteiligung zurückgehen. Wirkungskommunikation ist ein zentraler Mechanismus politischer 
Responsivität. Sie zeigt, dass Beteiligung nicht folgenlos bleibt, sondern konkrete 
Veränderungen bewirkt. Dies  stärkt Vertrauen, Motivation und die Bereitscha ft, sich erneut  
zu beteiligen.

Ein weiterer zentra l e r Aspekt ist  die öffentliche Sichtbarkeit von Beteiligung . 
Beteiligungsprozesse und ihre Ergebnisse müssen nicht nur intern kommuniziert, sondern 
öffentlich sichtbar gemacht werden  – in Schulen, Jugendzentren, Vereinen, Quartieren,  
lokalen Medien und digitalen Plattformen. Öffentliche Sichtbarkeit stärkt die gesellschaftliche 
Anerkennung jugendlichen Engagemen ts und zeigt, dass Jugendpolitik ein relevantes, 
öffentliches Politikfeld ist. Sie trägt dazu bei, Beteiligung als kulturelle Norm zu etablieren.

Schließlich ist Sichtbarkeit ein  demokratis cher Mechanismus. Sie macht politisch e Prozesse 
transparent, stärkt die Legitimität von Entscheidungen und zeigt, dass Demokratie nicht nur in 
Gremien stattfindet,  sondern im Alltag junger Menschen. Sichtbare Beteiligung ist damit ein 
zentrales Element demokratisch er Resilienz . Sie verbindet politisch e Institutionen mit 
jugendlichen Lebenswelten und schafft eine politische Kultur, in der Engage m e nt anerkannt, 
gehört und wirksam wird.



Kommunikation als Vertrauensmechani s mus

Vertrauen entsteht durch Verlässlichkeit, Offenheit und Dialog. Jugendliche entwickeln 
Vertrauen in  politische Institutionen  nicht aufgrund perfekter Botscha ften, sondern aufgrund 
glaubwürdiger Kommunikation, die Integrität sichtbar macht und Beziehung ermöglicht. Eine 
moderne Kommunikationsst rategie muss daher  Fehler eingestehen, Kritik ernst nehmen und 
Rückmeldungen transparent bearbeiten. Sie muss dialogisch sein, nicht nur informierend. 
Kommunikation wird so zu einem zentralen Hebel, um politische Glaubwürdigkeit zu stärken 

und langfristige Bindungen aufzubauen.

Vertrauensst i ftende Kommunikation beginnt mit Verlässlichkeit . Jugendliche müssen 
erleben, dass politische Akteure konsistent kommunizieren, Zusagen einhalten und 
nachvollziehbar handeln. Verlässlichkeit entsteht durch stabile Botschaften, klare Zeitpläne 

und transparente Umsetzungsprozesse. Sie zeigt, dass politisch e Institutionen nicht beliebig 
agieren, sondern verantwortungsvoll und planvoll handeln. Verlässlichkeit ist damit ein 
zentraler Baustein politischer Integrität.

Ein zweiter zentra l e r Mechanismus ist Offenheit. Politisch e Kommunikation muss 
transparent, ehrlich und realistisch sein. Dazu gehört auch, Grenzen, Unsicherheiten und 
Zielkonflikte offen anzusprechen. Offenheit bedeutet, nicht nur Erfolge zu  kommunizieren, 
sondern auch Herausforderungen, Verzögerungen oder Fehlentwicklungen sichtbar zu 
machen. Jugendliche erkennen Glaubwürdigkeit nicht an makellosen Botschaften, sondern an 
der Bereitschaft, komplexe Realitäten nicht zu verschweigen. Offenheit schafft Vertrauen, 
weil sie politische Prozesse entmystifiziert und institutionelle Integrität sichtbar macht.

Vertrauen ents teht zudem durch den ernsthaften Umgang mit Kritik. Jugendliche müssen 
erleben, dass ihre Rückmeldungen nicht abgewehrt, relativiert oder ignoriert werden, sondern 
als wertvolle Beiträge in politische Prozesse einfließen. Eine moderne 

Kommunikationsstrategi e  muss daher Kritik aktiv einholen, transpar ent bearbeiten und 
sichtbar machen, welche Konsequenzen daraus gezogen wurden. Der Umgang mit Kritik ist 
ein Prüfstein politischer Glaubwürdigkeit.

Ein weiterer zentra l e r Baustein ist die dialogische Kommunikation. Vertrauen  entsteht nicht 
durch einseitige Informationsvermittlung, sondern durch Austausch, Begegnung und 
Interaktion. Dialogische Kommunikation schafft Nähe, reduziert institutionelle Distanz und 
ermöglicht gegenseitiges Verständnis. Sie zeigt Jugendlichen, dass politische Institutionen 
nicht nur senden, sondern zuhören  – und dass ihre Perspektiven ernst genommen werden. 
Dialog ist  damit ein demokratisch er Mechanismus, der Vertrauen  strukturell verankert.

Schließlich ist vertrauensstiftende Kommunikation ein  Beziehungsprozess. Vertrauen  
entsteht über Zeit, durch wiederholte Erfahrungen, durch konsistente Signale und durch die 
Wahrnehmung institutioneller Integrität. Eine moderne Kommunikationsstrategie muss daher 
langfristig angelegt sein, kontinuierlich  gepflegt werden und in  allen Phasen des 
Umsetzungspfads präsent sein. Vertrauen ist kein Nebenprodukt politischer Maßnahmen, 

sondern ein strategis ches Ziel, das durch Kommunikatio n  aktiv gestaltet wird.

Kommunikation als Vertrauensmechanismus zeigt, dass politische Glaubwürdigkeit nicht 

durch Perfektion entsteht, sondern durch Authentizität, Transparenz und Dialog. Sie ist ein 
zentraler Hebel, um langfristige Bindungen aufzubauen, politische Distanz zu  reduzieren und 
demokratische Resilienz zu stärken.



Kommunikation als Brücke zwischen digitalen und analogen Räumen

Jugendliche bewegen sich selbstverständlich zwischen analogen und digitalen Lebenswelten. 
Diese beiden Räume sind für sie keine getrennten Sphären, sondern ineinander verschränkte 

Erfahrungswelten, die sich gegenseitig beeinflussen und ergänzen. Eine moderne 

Kommunikationsstrategie muss daher beide Räume miteinander verbinden und ihre 

jeweiligen Logiken verstehen. Digitale Öffentlichkeiten  – soziale Medien,
Messenger-Dienste, Plattformen und digitale Communities  – sind zentrale Arenen politischer 
Wahrnehmung, Informationsverarbeitung und Identitätsbildung. Analoge Räume  – Schulen, 
Jugendzentren, Vereine und Quartiere – bleiben hingegen Orte der Begegnung, Beziehung  
und sozialräumlichen Verankerung. Eine wirksame Kommunikationsstrategie muss beide 
Räume integrieren, Übergänge gestalten und Formate entwickeln, die Anschlussfähigkeit in 

beiden Welten sicherstellen .  Kommunikatio n  wird so zum Bindegl i e d zwischen Lebenswelten 
und politischen Institutionen.

Der erste zentr ale Baustein ist  das Verständnis der unterschiedlichen 
Kommunikationslogiken. Digitale Räume sind schnell, fragmentiert, visuell geprägt und 

algorithmisch strukturiert. Aufmerksamkeit entsteht durch Kürze, Emotionalität und 

Interaktivität. Analoge Räume hingegen ermöglichen Tiefe, Beziehung und Kontinuität. Eine 
moderne Kommunikationsst rategie muss diese Unterschiede nicht nivellieren ,  sondern 
produktiv nutzen. Sie muss digi t a l e  Formate entwickeln, die niedrigschwellig  informieren und 
aktivieren, und analoge Formate, die vertiefen, reflektier en und stabilisier en.

Ein zweiter Baustein ist  die Integration beider Räume in kohärente 
Kommunikationsketten. Digitale Kommunikatio n  kann Aufmerksamkeit erzeugen, 
informieren und mobilisiere n; analoge Kommunikation kann vertiefen, deliberier en und 
Vertrauen aufbauen. Eine wirksame Kommunikationsst rategie verbindet diese Funktionen: 
Digitale Impulse führen zu analogen Begegnungen, analoge Prozesse werden digital 
dokumentiert und sichtbar gemacht, und digitale Rückmeldungen fließen in analoge 

Entscheidungen ein. So entsteht ein zirkulärer Kommunikationsprozess, der beide Räume 

miteinander verschränkt.

Ein dritter zentraler Mechani smus ist die Entwicklung hybrider Kommunikationsformate. 
Hybride Formate – etwa digitale Beteiligungsplattformen, die mit sozialräumlichen Dialogen 
verknüpft sind, oder analoge Workshops, die durch digitale Feedbackkanäle ergänzt werden  – 
ermöglichen es Jugendlichen, sich flexibel und lebensweltorientiert zu beteiligen. Hybride 
Kommunikation schafft Barrierefreiheit, erhöht Reichweite und ermöglicht es, 
unterschiedlich e Zielgruppen anzusprechen.

Ein weiterer wichtiger Aspekt ist die Sichtbarkeit politischer Prozesse in beiden Räumen . 
Politische Entscheidungen, Beteiligungsergebnisse und Umsetzungsfortschritte müssen 
sowohl digital als auch  analog sichtbar sein. Digitale Sichtbar k eit erreicht Reichweite und 
Diversität; analoge Sichtbarkeit schafft Nähe und Verbindlichkeit. Eine moderne 

Kommunikationsstrategie muss daher Inhalte so gestalten, dass sie in beiden Räumen 

anschlussfähig sind  – visuell, sprachlich und methodisch.

Schließlich ist Kommunikation als Brücke zwischen digitalen und analogen Räumen ein 

demokratischer Mechanismus. Sie verbindet politisch e Institutionen mit den Lebenswelten 
junger Menschen, reduziert Distanz, stärkt Vertrauen und ermöglicht Teilhabe. Eine 

Jugendpolitik, die beide Räume integriert, wird nicht nur sichtbarer und wirksamer, sondern 
auch resilienter gegenüber gesellschaftlichen Veränderungen. Kommunikation wird so zu



einem zentra l e n Instrument, um politisch e Prozesse in einer hybriden Lebenswelt zu 
verankern und demokratische Kultur nachhaltig zu stärken.

Kommunikation als Bestandteil des Umsetzungspfads

Kommunikation ist kein nachgelager ter Prozess, sondern ein integraler Bestandteil des  
gesamten Umsetzungspfads. Sie begleitet alle Phasen – von der Grundlagenbildung über die 

Etablierung bis zur Konsolidierung – und prägt maßgeblich, wie politische Maßnahmen 

wahrgenommen, verstanden und bewertet werden. Kommunikatio n  ist damit nicht nur ein 
unterstützendes Element, sondern ein strategisches Steuerungsinstrument, das die 
Wirksamkeit der Jugendpolitik in Hamm entscheidend beeinflusst.

Bereits in der Grundlagenphase spielt Kommunikatio n  eine zentrale Rolle. Sie schafft 
Transparenz über Ziele, Prozesse und Zuständigkeiten, erklärt den Aufbau der 

Governance-Struktur und macht erste Schritte sichtbar. Eine klare, konsistente und
zugängliche Kommunikation verhindert Missverständnisse, reduziert institutionelle Distanz 
und schafft Vertrauen in den Transformationsprozess. Sie bildet die Grundlage dafür, dass 
Jugendliche, Fachkräfte und politische Akteure den Reformprozess als nachvollziehbar und 
legitim wahrnehmen.

In der Etablierungsphase wird Kommunikation zum Bindegl i e d zwischen zentraler 
Steuerung und dezentraler Umsetzung. Sie dokumentiert Fortschritte, erklärt 

Herausforderungen, macht Beteiligungsprozesse sichtbar und stärkt die Wahrnehmung 

politischer Wirksamkeit. Kommunikation sorgt dafür, dass sozialräumliche Aktivitäten, 

digitale Beteiligungsformate und politische Entscheidungen miteinander verknüpft werden. 

Sie schafft Orientierung, fördert Engagement und ermöglicht politische Rückkopplung. Ohne 
eine strategisch angelegte Kommunikationsarchitektur drohen Maßnahmen isoliert zu bleiben 
und ihre Wirkung zu  verlieren.

In der Konsolidierungsphase  schließlich wird Kommunikation zum Mechanismus 
institutionellen Lernens. Sie transportiert Evaluationsergebnisse, erklärt Anpassungen, 
begründet Weiterentwicklungen und zeigt, wie Rückmeldungen aus Monitoring und 
Beteiligung in politische Entscheidungen einfließen. Kommunikation macht sichtbar, dass 
Jugendpolitik ein dynamischer, lernfähiger Prozess ist, der auf Daten, Erfahrungen und 
jugendlichen Perspektiven basiert. Sie stärkt die Legitimität politischer Entscheidungen und 
fördert eine demokratische Kultur, in der Transparenz, Dialog und Responsivität 

selbstverständlich sind.

Kommunikation ist damit ein strategisches Steuerungsinstrument , das weit über 

Informationsvermittlung hinausgeht. Sie schafft Orientierung, Transparenz und Vertr auen;  sie 
macht Beteiligung sichtbar, verbindet digitale und analoge Räume und ermöglicht politische 
Rückkopplung. Kommunikation ist der Mechanismus, der den Umsetzungspfad 
zusammenhält, strukturiert und politisch legitimiert.

Insgesamt zeigt sich, dass der Umsetzungspfad  und die Governance-Architek tur 
entscheidend dafür sind, ob die Jugendpolitik in Hamm wirksam, nachhaltig und 
demokratisch legitimiert ist. Eine klare Struktur, verbindliche Prozesse, sozialräumliche 

Verankerung, digitale Anschlussfähigkeit und politische Rückkopplung bilden die Grundlage 
für eine moderne, resiliente und zukunftsfähige Jugendpolitik. Kommunikation ist dabei der 
Katalysator, der diese Elemente miteinander verbindet und ihre Wirkung entfa l t e t .



9.1 Priorisierung der Maßnahmen

Die Priorisierung der Maßnahmen bildet den zentralen Ausgangspunkt eines wirksamen 
Umsetzungspfads. Sie schafft Klarheit darüber, welche Schritte zuerst erfolgen müssen, 
welche Voraussetzungen geschaffen werden müssen und wie begrenzte Ressourcen 
strategisch eingesetzt werden können. Ohne eine klare Priorisierung drohen Reformprozesse 
zu überfrachten, in parallelen Einzelprojekten zu zerfasern oder an institutionellen Routinen 
zu scheitern. Priorisierung ist damit kein technischer Vorgang, sondern ein
Governance-Instrument, das politische Steuerungsfähigkeit, Kohärenz und Realisierbarkeit 
sicherstellt.

Eine moderne Jugendpolitik in Hamm erfordert eine Priorisierung entlang dreier 
Dimensionen: strategische Relevanz, Umsetzbarkeit und Wirkungspotenzial . Diese 
Dimensionen bilden den analytischen Rahmen, um Maßnahmen nicht isoliert, sondern im 
Kontext des gesa m t e n Transformationsprozesses zu bewerten.

1. Strategische Relevanz

Maßnahmen müssen danach bewertet werden, inwieweit sie zur Erreichung der  
übergeordneten jugendpolitischen Ziele beitragen. Strategische Relevanz beschreibt damit den 
Beitrag einer Maßnahme zur strukturellen Transformation des Politikfeldes, zur Stärkung der 
Governance-Architek tur und zur langfristigen Wirksamkeit der Jugendpolitik. Vorrang 
erhalten jene Maßnahmen, die grundlegende Voraussetzungen schaffen, dauerhafte Wirkung 
entfalten und zentrale Steuerungsmech anismen etablieren. Sie bilden das Fundament, auf dem 
alle weiteren Schritte aufbauen, und sichern die institutionelle Stabilität, strategische 
Orientierung und datenbasierte Entscheidungsfähigkeit des gesamten Reformprozesses.

Zu den strategisch hochrelevanten Maßnahmen gehören insbesondere:

 der Aufbau der zentral e n Koordinationsstelle, da sie die strategische Steuerung, 
Prozesskoordination und institutionelle Kohärenz sicherstellt und als organisatorisches 
Rückgrat der Jugendpolitik fungiert.

 die Einrichtung des interdisziplinären Steuerungskreises , der  als zentrales 
Entscheidungs- und Abstimmungsgremium die Zusammenarbe i t  zwischen 
Verwaltung, Politik, Jugendhilfe, Schulen, Vereinen und Sozialraumakteu r en 
strukturiert und legitimiert.

 die Etablierung eines kommunalen Jugendmonitorings, das  als datenbasier te 
Grundlage für Entscheidungen dient, Entwicklungen sichtbar macht, Bedarfe 
identifiziert und die Wirksamkeit von Maßnahmen überprüfbar macht.

 die Entwicklung einer modernen Kommunikationsstrategie, die Orientierung 
schafft, Transparenz herstellt, Beteiligung sichtbar macht, Vertrauen stärkt und 

digitale wie analoge Räume miteinander verbindet.

Diese Maßnahmen besitzen eine herausragende strategische Relevanz, weil sie nicht nur 
einzelne Projekte ermöglichen, sondern die  strukturellen  Voraussetzungen für eine 

langfristig wirksame, lernfähige und demokratisch legitimierte Jugendpolitik schaffen. Sie 
definieren die institut i onelle Architektur, die Datenbasis, die Kommunikationslogi k und die 
Koordinationsmechanismen, die für alle weiteren Maßnahmen unverzichtbar sind.

Strategische Relevanz bedeutet daher, jene Maßnahmen zuerst umzusetzen, die:



 systemische Wirkung entfalten,
 Governance -Strukturen stabilisieren, 
 Ressourcen effizient bündeln ,
 politische Legitimität stärken ,
 und langfristige Transformationsprozesse ermöglichen .

Sie bilden das Fundament eines kohärenten Umsetzungspfads und sichern, dass die 
Jugendpolitik in Hamm nicht in Einzelmaßnahmen zerfällt, sondern als integriertes, 
strategisch gesteuertes und zukunftsfähiges Politikfeld wirksam wird.

2. Umsetzbarkeit

Priorisierung muss auch die praktische Realisierbarkeit berücksichtigen. Neben strategischer 
Relevanz ist die Umsetzbar k eit ein entsche i dendes Kriterium, um Reformprozesse  realistisch, 
effizient und motivierend zu gestalten. Maßnahmen, die kurzfristig umsetzbar sind, geringe 
Ressourcen benötigen oder auf bestehenden Strukturen aufbauen, können frühzeitig 

implementiert werden und erzeugen sichtbare Fortschritte. Sie schaffen Dynamik, stärken das 
Vertrauen in den Reformprozess und erhöhen die politische Sichtbarkeit der Jugendpolitik. 
Umsetzbarkeit ist  damit ein zentra l e r Hebel, um  den Transformationsprozess handhabbar, 
anschlussfähig und politisch wirksam zu gestalten.

Zu den kurzfristig umsetzbaren Maßnahmen gehören insbesondere:

 erste sozialräumliche Bedarfsanalysen , da sie auf vorhandenen Daten, lokalen 
Kenntnissen und bestehenden Netzwerken aufbauen. Sie ermöglichen eine schnelle 
Identifikation prioritärer Quartiere und liefern frühzeitig belastbare Informationen für 
die weitere Planung.

 Pilotierung digitaler und analoger Beteiligungsformate, die mit überschaubarem 
Aufwand getestet werden können. Pilotformate schaffen Erfahrungswissen, 
ermöglichen methodische Erprobung und zeigen Jugendlichen unmittelbar, dass 
Beteiligung ernst genommen wird.

 Aufbau niedrigschwelliger Kommunikationskanäle , etwa über  Social Media, 
Messenger-Dienste, Schulkanäle oder Jugendzentren. Diese Kanäle können schnell 
eingerichtet werden und erhöhen sofort die Sichtbarkeit der Jugendpolitik.

 erste Kooperationen mit  Schulen, Vereine n und digitalen Akteuren, die auf 
bestehenden Beziehungen aufbauen und ohne große strukturelle Veränderungen 

initiiert werden können. Kooperationen schaffen Reichweite, erhöhen Legitimität und 

ermöglichen schnelle Umsetzung erster Maßnahmen.

Diese Maßnahmen erzeugen  frühe Erfolge , die für Transformationsprozesse von hoher 
Bedeutung sind. Sie:

 stärken die Motivation der beteiligten Akteure,
 erhöhen die politische Sichtbarkeit des Reformprozesses, 
 schaffen Vertrauen bei Jugendlichen und Öffentlichkeit,
 liefern erste Daten und Erfahrungen für die weitere Planung, 
 und zeigen, dass die Jugendpolitik handlungsfähig ist.

Umsetzbarkeit bede utet jedoch nicht, nur „das Leichte zuerst“ zu tun. Vielmehr geht  es 
darum, Maßnahmen zu identifizieren, die  mit vertretbarem  Aufwand umgesetzt werden 
können und gleichzeitig  den Weg für strukturell bedeutsame Schritte  ebnen. Kurzfristig e



Maßnahmen dienen damit als Katalysatoren für langfristige Transformation. Sie schaffen 
Momentum, reduzieren Komplexität und ermöglichen eine schrittweise, lernorientierte 
Umsetzung.

Umsetzbarkeit ist  somit ein zentra l e s Priorisierungskriterium,  das sicherstellt,  dass der 
Reformprozess nicht an Überforderung scheitert, sondern realistisch, sichtbar und motivierend 
gestaltet wird.

3. Wirkungspotenzial

Maßnahmen müssen danach bewertet werden, welche kurz -, mittel-  und langfristigen 
Wirkungen sie entfalten können. Wirkungspotenzial beschreibt damit die Fähigkeit einer 

Maßnahme, strukturelle Veränderungen anzustoßen, Beteiligung nachhaltig zu stärken und 

politische Responsivität zu erhöhen. Vorrang erhalten jene Schritte, die nicht nur punktuelle 
Verbesserungen ermöglichen, sondern die Funktionsweise der Jugendpolitik dauerhaft 
verändern und institutionelle Lernprozesse auslösen. Maßnahmen mit hohem 

Wirkungspotenzial wirken systemisch, stabilisier end und transformativ – sie prägen die 

Qualität der Jugendpolitik über Jahre hinweg.

Zu den wirkungsstärksten Maßnahmen gehören insbesondere:

 die Implementierung verbindlicher Rückmeldeverfahren , da sie politische 
Responsivität institutionalisieren, Beteiligungsillusionen verhindern und die 
Glaubwürdigkeit politischer Prozesse stärken. Rückmeldeverfahren schaffen eine 
dauerhafte Struktur, die sicherstellt,  dass jugendliche Perspektiven systematisch in 
Entscheidungen einfließen.

 die Professionalisierung der Fachkräfte , weil qualifizierte Fachkräfte die Qualität 

von Beteiligung, politischer Bildung, sozialräumlicher Arbeit und digitaler 

Kommunikation maßgeblich bestimmen. Professionalisierung wirkt langfristig, da sie 
Kompetenzen, Standards und professionelle Routinen etabliert .

 die Verstetigung sozialräumlicher Angebote , die Nähe, Präsenz und 
Beziehungskontinuität gewährleisten. Sozialräumliche Strukturen ermöglichen 

dauerhafte Ansprechbarkeit, stärken Vertrauen und verankern Jugendpolitik im Alltag 
junger Menschen. Sie sind ein zentraler Faktor für nachhaltige Wirkung.

 die Integration politischer Bildung in schulische und außerschulische Kontexte , 
da politische Bildung langfristige demokratische Kompetenzen stärkt, 

Selbstwirksamkeit fördert und politische Teilhabe ermöglicht. Politische Bildung 
wirkt generationenübergreifend und ist ein zentraler Baustein demokratischer 
Resilienz.

Diese Maßnahmen tragen entscheidend dazu bei, dass Jugendpolitik nicht punktuell, sondern 
dauerhaft wirksam wird. Sie schaffen Strukturen, die über einzelne Projekte hinausreichen, 
institutionelle Routinen verändern und politische Kultur prägen. Wirkungspotenzial bedeutet 
daher, jene Maßnahmen zu priorisieren, die:

 dauerhafte Strukturen etablieren, 
 professionelle Standards sichern,  
 politische Responsivität erhöhen ,  
 Beteiligung langfristig stärken ,
 und demokratische Kompetenzen fördern .



Maßnahmen mit hohem Wirkungspotenzial sind die zentralen Treiber einer nachhaltigen 
Transformation. Sie sorgen dafür, dass Jugendpolitik nicht von kurzfristigen Projekten oder 
politischen Konjunkturen abhängt, sondern als dauerhaftes, lernfähiges und demokratisch 
legitimiertes Politikfeld verankert wird.

Priorisierung als dynamischer Prozess

Priorisierung ist  kein einmalige r Akt, sondern ein dynamischer Prozess, der kontinuierlich  
überprüft, reflektiert und angepasst werden muss. In komplexen  Governance -Strukturen 
verändern sich Rahmenbedingungen, Bedarfe und politische Konstellationen fortlaufend. 
Monitoring-Ergebnisse, sozialräumliche Rückmeldungen, digitale Beteiligungsanalysen und 
politische Entwicklungen können neue Prioritäten erfordern oder bestehende Gewichtungen 
verschieben. Eine lernfähige  Governance-Strukt ur muss daher flexi bel genug sein, um  
Prioritäten anzupassen, ohne die strategische Gesamtlogik zu verlieren.

Dynamische Priorisierung bedeutet, dass Entsche i dungen nicht statisch getroffen werden, 
sondern in einem zyklischen Lernprozes s  erfolgen. Dieser Prozess umfasst:

 kontinuierliche Datenauswertung durch das  Jugendmonitoring, 
 regelmäßige Rückmeldungen aus den Quartieren ,
 digitale Resonanzanalysen aus Beteiligungsplattformen und 

Kommunikationskanälen,
 politische und administrative Reflexionsschl e i fen im Steuerungskreis,
 laufende Bewertung von Ressourcen, Kapazitäten und Umsetzungsständen .

Diese Elemente bilden ein adaptives Steuerungssystem, das Veränderungen frühzeitig erkennt 
und Prioritäten entsprechend anpasst. Dynamische Priorisierung verhindert, dass der 
Reformprozess in starren Planungslogiken verharrt oder an neuen Entwicklungen vorbeiläuft. 
Sie ermöglicht es, auf unerwartete Herausforderungen  – etwa veränderte Bedarfe in einzelnen 

Quartieren, neue digi t a l e  Trends oder politisch e Entscheidungen – flexibel zu  reagieren.

Gleichzeitig muss die Priorisierung kohärent  bleiben. Anpassungen dürfen nicht dazu führen, 

dass die strategis che Gesamtlogik verloren geht  oder der Reformprozess fragmentier t. Eine 
lernfähige  Governance-Struktur verbindet daher  Flexibilität  mit Verbindlichkeit : Prioritäten 

können angepasst werden, aber sie bleiben eingebettet in die übergeordneten Ziele, Leitlinien 
und Strukturen der Jugendpolitik.

Dynamische Priorisierung stärkt die  Resilien z des Reformprozesses. Sie ermöglicht:

 reaktive Anpassungen an neue Entwickl ungen,
 proaktive Steuerung auf Basis von Daten und Rückmeldungen, 
 kontinuierliche Qualitätsverbesserung ,
 politische Legitimität  durch transparente Entscheidungsprozesse , 
 institutionelles Lernen als dauerhafte Praxis.

Insgesamt zeigt sich, dass Priorisierung nur dann wirksam ist,  wenn sie als fortlaufender, 
reflexiver und datenbasier ter Prozess verstanden wird. Eine moderne Jugendpolitik in Hamm



benötigt daher eine  Governance-Struktur, die Prioritäten nicht nur setzt, sondern auch 
weiterentwickelt , überprüft  und strategisch neu justiert, ohne die langfristige  
Transformationslogik aus den Augen zu verlier en.

Funktion der Priorisierung im Umsetzungspfad

Eine klare Priorisierung erfüllt im Umsetzungspfad eine zentrale strategische Funktion. Sie 
strukturiert den Transformationsprozess, schafft Orientierung und ermöglicht eine 

realistische, ressourcensensib le und politisch legitimier te Umsetzung. Priorisierung ist damit 
nicht nur ein Planungsinstrument, sondern ein Steuerungsmechanismus, der die Qualität, 

Kohärenz und Wirksamkeit der Jugendpolitik maßgeblich beeinflusst.

Eine klare Priorisierung:

 schafft Orientierung für alle beteiligten Akteure , indem sie deut l i c h macht, welche 
Maßnahmen zuerst umgesetzt werden müssen, welche Voraussetzungen geschaffen 
werden müssen und wie die einzelnen Schritte miteinander verknüpft sind. 
Orientierung reduziert Unsicherheit, stärkt die Handlungsfähigkeit und erleichtert die 
Koordination zwischen Verwaltung, Politik und Sozialraumak teuren.

 ermöglicht realistische Zeitplanung , da sie die Abfolge der Maßnahmen strukturiert, 
Abhängigkeiten sichtbar macht und Ressourcenverfügbarkeit berücksichtigt. 
Realistische Zeitplanung verhindert Überforderung, schafft Erwartungssicherheit und 
erhöht die Wahrscheinlichkeit erfolgreicher Umsetzung.

 verhindert Überforderung und Ressourcenstreuung , indem sie den Fokus auf 
zentrale Maßnahmen legt und parallele Überlastung vermeidet. Priorisierung sorgt 
dafür, dass Ressourcen  – personell, finanz i e l l , zeitlich – gezielt eingesetzt werden und 
nicht in zu  vielen Einzelprojekten  versanden.

 stärkt Kohärenz und Verbindlichkeit , weil sie sicherstellt, dass Maßnahmen nicht 

isoliert, sondern im Rahmen einer strategis chen Gesamtlogik umges etzt werden. 
Kohärenz erhöht die Wirksamkeit, Verbindlichkeit stärkt die politische 
Glaubwürdigkeit und institutionelle Stabilität.

 erhöht die politische Legitimität des Reformprozesses , da transparente Prioritäten 

nachvollziehbar machen, warum bestimmte Maßnahmen zuerst umgesetzt werden und 
wie Entscheidungen begründet sind. Priorisierung schafft Transparenz, stärkt 

Vertrauen und macht politische Entscheidungen überprüfbar.
 bildet die Grundlage für eine schrittweise, nachhaltige Transformation , indem sie 

sicherstellt, dass kurzfristige Erfolge, mittelfristige Strukturveränderungen und 

langfristige Wirkungen systematisch aufeinan d er aufbauen. Priorisierung verbindet 
operative Machbarkeit mit strategis cher Langfristigkeit.

Priorisierung ist  damit der erste und zentrale Schritt, um Jugendpolitik in Hamm als 
strategisches, langfristiges und demokratisch legitimi e r tes Politikfeld zu etablieren .  Sie 
schafft die strukturelle Grundlage für einen kohärenten, lernfähigen und resilienten 
Reformprozess, der nicht von Einzelmaßnahmen oder politischen Konjunkturen abhängig ist, 
sondern auf einer klaren, stabilen und zukunftsfähigen Transformationslogik basiert.

9.2 Verantwortlichkeiten und Akteurslandschaft



Die Wirksamkeit des Umsetzungspfads hängt maßgeblich davon ab, wie Verantwortlichkeiten 
verteilt und wie die Akteurslandschaf t strukturiert ist. Jugendpolitik ist  ein komplexes, 
polyzentrisches Politikfeld, in dem staatliche, kommunale, zivilges ellscha ftliche und digitale 
Akteure miteinander  interagi e ren. Eine klare, verbindliche und nachvollziehba re 
Verantwortungsarchitektur ist daher Voraussetzung für Kohärenz, Steuerungsfähigkeit und 

demokratische Legitimation. Verantwortlichkeiten müssen eindeutig definiert, institutionell 
verankert und operationalisiert werden, damit Maßnahmen nicht in Zuständigkeitsdiffusion 
oder Akteursfragmentierung verloren gehen.

Die Akteurslandschaf t der Jugendpolitik in Hamm umfasst mehrere Ebenen und 
Funktionsbereiche, die jeweils spezifische Rollen übernehmen:

1. Kommunale Steuerungse bene

Die kommunale Steuerungsebe ne bildet das institutionelle Zentrum einer integrierten 
Jugendpolitik und stellt den zentra l e n Ort politischer Steuerung, administr ativer Koordination 
sowie demokratisch er Legitimation dar. Auf dieser Ebene werden die strategis chen Leitlinien 
entwickelt, politische Prioritäten festgelegt und die organisatorischen Voraussetzungen 
geschaffen, um  jugendpolitische  Ziele nachhaltig und wirksam umzusetzen. Gleichz e i t i g 
fungiert sie als Schnittstelle zwischen kommunaler Politik, Verwaltung,  
zivilgesellschaftlichen Akteuren sowie den Jugendlichen selbst und gewährleistet damit die 
notwendige Verzahnung aller relevan ten Handlungsebenen.

Eine moderne Jugendpolitik ist aufgrund ihrer hohen Komplexität auf eine leistungsfähige 

Governance-Struktur angewiesen. Unterschiedliche fachliche Zuständigkeiten, vielfältige 

institutionelle Interessen sowie dynamische gesellschaftliche Veränderungen erfordern eine 

koordinierte Steuerung, die sektorübergreifende Zusammenarbeit ermöglicht und gleichzeitig 

klare Verantwortlichkeiten definiert. Die kommunale Steuerungsebene übernimmt in diesem 
Zusammenhang die Aufgabe, unterschiedliche Handlungslogiken zusammenzuführen, 

strategische Zielsetzungen mit operativen Maßnahmen zu verbinden und die langfristige 
Handlungsfähigkeit der Kommune sicherzustellen.

Sie schafft damit die organisatoris chen, politischen und administr ativen Rahmenbedingunge n 
für eine evidenzbasierte, partizipative und wirkungsorientierte Jugendpolitik. Gleichzeitig 
gewährleistet sie Transparenz, Verlässlichkeit und institutionelle Kontinuität, sodass 
kurzfristige politische Veränderungen nicht zu einem Verlust strategischer 
Entwicklungsprozesse führen.

Die kommunale Steuerungsebe ne gliedert sich in drei zentrale Akteursgruppen, die 
unterschiedliche, sich jedoch gegenseitig ergänzende Funktionen übernehmen und gemeinsam 
das Fundament einer modernen, resilient e n und lernenden Jugendpolitik bilden.

Die zentrale Koordinati onsstelle

Die zentrale Koordinationsstelle übernimmt innerhalb der kommunalen  Governance-Strukt ur 
die Funktion der strategischen Schaltzentrale. Sie verantwortet die übergreifende Steuerung 
sämtlicher jugendpolitischer Prozesse und sorgt dafür, dass politische Zielsetzungen, 
administrative Abläufe und fachliche Entwicklungen kontinuierlich aufeinander abgestimmt 
werden. Ihre Aufgabe besteht nicht ausschließlich in der organisatorischen Koordination 
einzelner Maßnahmen, sondern insbesondere darin, einen dauerhaft integrierten



Steuerungsprozess zu etablieren ,  der alle relevanten Akteure miteinander  verbindet und 
gemeinsame Handlungsorientierungen schafft.

Als operative Drehscheibe fungiert die Koordinationsstelle zugleich  als verbindendes Element 
zwischen kommunaler Verwaltung, politischen Entscheidungsträgern, Fachbereichen, freien 
Trägern der Jugendhilfe, Bildungseinrichtungen, sozialräumlichen Netzwerken sowie den 
Jugendlichen selbst. Dadurch entsteht eine institutionelle Infrastruktur, welche 
Informationsflüsse bündelt, Abstimmungsprozesse beschleunigt und Doppelstrukturen 
vermeidet.

Ein weiterer wesentlich er Aufgabenbereich besteht in der  Integration des kommunalen 
Jugendmonitorings in sämtliche Planungs- und Entscheidungsprozesse. Die 
Koordinationsstelle stellt sicher, dass politische Entscheidungen nicht ausschließlich auf 

normativen Zielsetzungen beruhen, sondern kontinuierlich  durch empiri sche Daten, 
sozialräumliche Analysen sowie Rückmeldungen der Jugendlichen ergänzt werden. Dadurch 
wird eine evidenzbasierte Steuerung ermöglicht, die flexibel auf gesellschaftliche 
Veränderungen reagieren kann und gleichzeitig die langfristige Zielerreichung überwacht.

Zu den zentralen Aufgaben der Koordinationsstelle gehören insbesondere:

 die Entwicklung langfristige r strategischer Zielsetzungen und kommunaler Leitbilde r 
der Jugendpolitik,

 die Priorisierung und Steuerung sämtlicher jugendpolitischer Maßnahmen, 
 die Koordination fachbereichsübergreifender Arbeitsprozesse,
 die Integration wissenschaf tlicher Erkenntni sse und Monitoringdaten in politisch e 

Entscheidungsprozesse,
 die Moderation institutioneller Zielkonflikte zwischen unterschiedlich en 

Akteursgruppen,
 die Entwicklung einer integrierten Kommunikationsstrategie gegenüber Politik, 

Verwaltung, Fachöffentlichkeit und Jugendlichen,
 die Organisation verbindlicher Beteiligungs-, Dialog- und Rückmeldeverfahren, 
 die kontinuierliche  Evaluation sowie Weiterentwickl ung des gesa m t e n

Umsetzungspfades,
 die Sicherstellu n g  eines transpare nten Wissensmanage m e nts innerhalb der 

kommunalen Verwaltung.

Die zentrale Koordinationsstelle bildet somit das organisatorische Rückgrat der kommunalen 
Jugendpolitik. Sie gewährleistet Kohärenz, Transparenz, institutionelle Kontinuität sowie eine 
dauerhafte Steuerungsfähigkeit und schafft die Voraussetzungen dafür, dass Jugendpolitik 
nicht als Summe einzelne r Projekte, sondern als integriert e r kommunaler  
Entwicklungsprozess verstanden wird.

Der interdisziplinäre Steuerungskreis

Der interdisziplinäre Steuerungskreis bildet das zentrale strategische Abstimmungs- und 
Entscheidungsforum innerhalb der kommunalen Governance-Struktu r .  Seine Aufgabe besteht 
darin, unterschiedliche fachliche Perspektiven zusammenzuführen, ressortübergreifende 

Entscheidungen vorzubereiten und eine konsistente Umsetzung kommunaler Jugendpolitik 
sicherzustellen. Während die Koordinationsstelle den Gesamtprozess organisatorisch steuert,



übernimmt der Steuerungskreis die Funktion eines institutionellen Reflexions- und 
Entscheidungsraums, in dem strategis che Entwicklungen diskutiert, priorisiert und legitimier t 
werden.

Jugendpolitik berührt zahlreiche kommunale Handlungsfelder gleichzeitig. Bildung, soziale 
Integration, Gesundheit, Freizeit, Digitalisierung, Stadtentwicklung, Mobilität oder Kultur 

weisen vielfältige Wechselwirkungen auf und können deshalb nicht isoliert betrachtet werden. 
Der Steuerungskreis trägt dieser Komplexität Rechnung, indem er die unterschiedlichen 
institutionellen Zuständigkeiten systematisch miteinander verknüpft und gemeinsame 
Lösungsstrategien entwickelt.

Seine interdisziplinäre Zusammensetzung spiegelt die polyzentrische Struktur moderner 
Jugendpolitik wider. Vertreten sind insbesondere Fachkräfte und Entscheidungsträger aus den 
Bereichen:

 Jugendhilfe,
 Schulen und Bildungsinstitutio n en,
 Sozialraum- und Quartiersman agement, 
 Kinder- und Jugendarbeit,
 Vereine und Verbände, 
 Integrationsarbeit,
 Gesundheitsförderung,
 Kultur- und Sportverwaltung, 
 Stadtentwicklung,
 Digitalisierung,
 kommunale Verwaltung sowie 
 politische Gremien.

Durch diese breit angelegt e  Zusammensetzung entsteht ein kontinuierlicher  Austausch 
zwischen unterschi e dlichen Fachdiszipl i nen und institutionellen Perspektiven. Ziel ist  es, 
sektorale Einzelinteresse n zugunsten einer gemeinsamen strategis chen Gesamtverant wortung 
zu überwinden.

Der Steuerungskreis übernimmt darüber hinaus die Aufgabe, Zielkonflikte frühzeitig zu 

identifizieren und lösungsorientiert zu bearbeiten. Unterschiedliche Ressourcenlagen, 
gesetzliche Rahmenbedingungen oder konkurrierende politische Prioritäten können dadurch 
transparent diskutiert und gemeinsam bewertet werden. Dies stärkt sowohl die Legitimation 
politischer Entscheidungen als auch deren  Akzeptanz innerhalb der beteiligten Institutionen.

Darüber hinaus fungiert der Steuerungskreis als permanentes Lernsystem. Ergebnisse des 
Jugendmonitorings, Evaluationen sowie Rückmeldungen aus Beteiligungsverfahren werden 
regelmäßig reflektiert und in die strategische Weiterentwicklung integriert. Dadurch entsteht 
ein kontinuierlicher Verbesserungsprozess, der die Anpassungsfähigkeit kommunaler 

Jugendpolitik dauerhaft erhöht.

Der interdisziplinäre Steuerungskreis stellt somit das zentrale Bindeglied zwischen 
strategischer Planung, fachlicher Expertise und politische r Entscheidungsfindung dar. Er  
gewährleistet institutionelle Rückkopplung, interdisziplinäre Kooperation sowie eine 
gemeinsame Verantwortung für die nachhaltige Entwicklung kommunaler Jugendpolitik.

Fachbereiche  der Verwaltung



Die Fachbereiche der kommunalen Verwaltung übernehmen die operative Umsetzung der 
strategischen Zielsetzungen und bilden die administ rative Infrastruktur einer nachhaltigen 
Jugendpolitik. Während politische Gremien strategische Leitlinien formulieren und die 
Koordinationsstelle den Gesamtprozess steuert, sorgen die Fachbereiche dafür, dass diese 
Zielsetzungen in konkrete Verwaltungsprozesse, Projekte und Dienstleistungen übersetzt 
werden.

Ihre Verantwortung geht dabei weit über die reine Durchführung einzelner Maßnahmen 

hinaus. Vielmehr schaffen sie die organisatorischen, finanziellen  und rechtliche n 
Voraussetzungen, damit jugendpolitische  Vorhaben dauerhaft in den kommunalen  
Regelbetrieb integriert werden können. Sie gewährleisten die institutionelle Stabilität der 

Umsetzung und sichern die langfristige Verankerung jugendpolitische r Ziele innerhalb der 
kommunalen Verwaltungsorganisation.

Zu den besonders relevanten Fachbereichen gehören insbesondere:

 Jugendhilfe,
 Schule und Bildung, 
 Soziales,
      Integration,  
      Gesundheit,
 Digitalisierung,
 Stadtentwicklung, 
 Kultur,
 Sport,
 Ordnungsverwaltung sowie 
 Finanzverwaltung.

Die Fachbereiche übernehmen hierbei insbesondere folgende Aufgaben:

 Umsetzung strategis cher Zielsetzungen in operative Verwaltungsprozesse, 
 Sicherstellung der rechtliche n und administr ativen Umsetzung,
 Ressourcenplanung sowie Budgetsteuerung,
 Personalplanung und Organisationsentwick lung,
 fachliche Beratung politischer Entscheidungsträger, 
 Qualitätsmanagement und Evaluation,
 Integration jugendpolitische r Ziele in bestehende Verwaltungsstrukturen ,  
 Entwicklung fachbereichsübergreifender Kooperationsprozesse,
 Sicherstellung nachhaltiger  institutioneller Verankerung.

Besondere Bedeutung kommt der ressortübergreifenden Zusammenarbeit zu. Jugendpolitische 
Herausforderungen überschreiten regelmäßig die Grenzen einzelner Verwaltungsbereiche.  
Nur durch koordinierte Kooperation können komplexe Problemlagen wirksam bearbeitet und 
Synergieeffekte zwischen unterschiedlich en Fachbereich en genutzt werden.

Die Verwaltung entwickelt sich dadurch von einer klassisch hierarchischen Behördenstruktur 
zu einer lernenden Organisation, die flexibel auf gesellschaftliche Veränderungen reagieren 

und innovative Lösungsansätze entwickeln kann.

Funktion der kommunalen Steuerungsebe ne



Die kommunale Steuerungsebene erfüllt eine Schlüsselrolle innerhalb der Gesamtarchitektur 
kommunaler Jugendpolitik. Sie verbindet politische Führung, administrative 
Leistungsfähigkeit sowie fachliche Expertise zu einem integrierten  Governance-System, das  
sowohl strategische Orientierung als auch operative Handlungsfähigkeit gewährleistet.

Ihre zentrale Funktion besteht darin, die unterschiedlich en Ebenen kommunalen  Handelns 
dauerhaft miteinander zu verknüpfen und dadurch kohärente, transparente sowie wirksame 
Entscheidungs- und Umsetzungsprozesse zu ermöglichen. Gleichzeitig schafft sie 
institutionelle Stabilität und gewährleistet die kontinuierliche Weiterentwicklung 
jugendpolitischer Strateg ien auf Grundlage empirischer Erkenntnisse und partizip ativer 
Rückmeldungen.

Im Einzelnen gewährleistet die kommunale Steuerungsebene:

 politische Legitimation, indem sämtliche strategischen Entscheidungen demokratisch 
legitimiert, transparent vorbereitet und nachvollziehbar kommuniziert werden;

 administrative Stabilität , indem Zuständigkeiten, Verantwortlichkeiten, Ressourcen 
und Entscheidungswege eindeutig defin iert und dauerhaft institut i onell abgesichert 
werden;

 strategische Steuerungsfähigkeit , indem langfristige Ziele, Prioritäten und 

Maßnahmen kontinuierlich aufeinander abgestimmt und evidenzbasiert 
weiterentwick elt werden;

 interdisziplinäre Kooperation , indem unterschi e dliche Fachbereiche, Institutionen  
und gesellschaf tliche Akteure dauerhaft miteinander verne t z t  werden;

 Wirkungsorientierung, indem Monitoring, Evaluation und Beteiligung systematisch 
in den Steuerungskreislauf integriert werden;

 Resilienz, indem die kommunale Jugendpolitik auch unter veränderten 

gesellschaftlichen, finanziellen oder politischen Rahmenbedingungen handlungsfähig 

bleibt.

Damit bildet die kommunale Steuerungsebene das  institutionelle Fundament einer 
zukunftsorientierten Jugendpolitik. Sie verbindet demokratisch e Legitimation, professionelle 
Verwaltungssteuerung, wissenschaf tlich fundierte Entscheidungsprozesse  und 
sozialräumliche Anschlussfähigkeit zu einer integrierten  Governance-Struktu r ,  die nicht nur 
kurzfristige Maßnahmen ermöglicht, sondern die langfristige Entwicklung kommunaler 
Lebenswelten junger Menschen nachhaltig  gestaltet.

2. Sozialräumliche Akteure

Die sozialräumliche Ebene bildet das operative Fundament einer lebensweltorientierten 
Jugendpolitik. Während auf der kommunalen Steuerungsebene strategische Entscheidungen 
getroffen und administ rative Rahmenbedingunge n geschaffen werden, findet auf der  
sozialräumlichen Ebene die konkrete Umsetzung jugendpolitischer Maßnahmen im 

unmittelbaren Lebensumfe l d junger Menschen statt. Hier werden politische Zielsetzungen in  
praktisches Handeln übersetzt, Beziehungen aufgebaut, Bedarfe erkannt und gesellschaftliche 
Teilhabe unmittelbar ermöglicht.

Der Sozialraum ist  dabei weit mehr als ein geografisch abgegrenz t e s Gebiet. Er umfasst die 
Gesamtheit der sozialen, kulturellen, institutionellen und räumlichen Bedingungen, innerhalb 
derer junge Menschen ihren Alltag gestalten, soziale Beziehungen entwickeln und 
individuelle Lebensperspekt i ven aufbauen. Schule, Familie, Freizeit, digi t a l e  Lebenswelten,



öffentliche Räume, Vereine sowie informelle Treffpunkte bilden gemeinsam den sozialen 
Handlungsraum, in  dem Jugendpolitik wirksam werden muss. Eine moderne Jugendpolitik 
orientiert sich deshalb nicht ausschließlich an administrativen Zuständigkeiten, sondern 
konsequent an den Lebenswelten, Ressourcen und Bedürfnissen junger Menschen.

Sozialräumliche Akteure verfügen über einen unmittelbaren Zugang zu den Jugendlichen und 
nehmen Entwicklungen häufig deutlich früher wahr als institutionelle Steuerungsebenen. Sie 
erkennen Veränderungen in Freizeitverhalten, Bildungsbiografien, sozialer Integration oder 
psychischen Belastungen bereits in ihrer Entstehung und können diese Erkenntnisse zeitnah in 
kommunale Planungs- und Entscheidungsprozesse einbringen. Damit übernehmen sie eine 
zentrale Funktion innerhalb eines kontinuierlichen  kommunalen Lern- und  
Steuerungssystems.

Darüber hinaus schaffen sozialräumliche Akteure Vertrauen und Beziehungskontinuität. Viele 
junge Menschen suchen Unterstützungsangebote nicht aufgrund formaler Zuständigkeiten auf, 
sondern aufgrund persönlicher Beziehungen, niedrigschwelliger Zugänge und einer als 
vertrauensvoll wahrgenommenen Atmosphäre. Die Qualität kommunaler Jugendpolitik hängt 
deshalb wesentlich davon ab, in welchem Maße sie auf stabile sozialräumliche Netzwerke 

zurückgreifen kann.

Die sozialräumliche Ebene umfasst insbesondere Einrichtungen und Organisationen, die 
dauerhaft im direkten Kontakt mit jungen Menschen stehen und dadurch sowohl präventive 

als auch intervenierende Funktionen übernehmen. Zu den wichtigsten Akteursgruppen zählen 
insbesondere die offene Kinder- und Jugendarbeit, die mobile Jugendarbeit beziehungsweise 
Streetwork sowie das Quartiersman agement.

Jugendzentren und Offene Kinder- und Jugendarbeit

Jugendzentren sowie Einrichtunge n der Offenen Kinder- und Jugendarbeit bilden den 
institutionellen Kern sozialräumlicher Jugendpolitik. Sie schaffen geschützte und zugleich 

offene Räume, in denen junge Menschen unabhängig von Herkunft, Bildungsstatus, sozialer 
Lage oder kulturellem Hintergrund zusammenkommen können. Als freiwillige Bildungs- und 
Begegnungsorte fördern sie Persönlichkeitsentwicklung, soziale Integration sowie 
demokratische Teilhabe und leisten damit einen wesentlichen Beitrag zur Prävention sozialer 
Benachteiligung.

Im Unterschied zu formalen Bildungsinstitut i onen zeichnen sich diese Einrichtungen durch 
ihre Niedrigsch w elligkeit aus. Die Teilnahm e  erfolgt freiwillig, Angebote orientieren sich an 
den Interessen der Jugendlichen und ermöglichen eine hohe Flexibilität hinsichtlich 
individueller Bedürfnisse. Dadurch entstehen stabile Vertrauensbeziehungen, die oftmals 
Voraussetzung dafür sind, belastende Lebenssituationen frühzeitig wahrzunehmen und 

geeignete Unterstützungsangebote zu vermitteln.

Neben der Durchführung pädagogischer Angebote übernehmen Jugendzentren eine wichtige 
Beobachtungsfunktion. Sie registrieren Veränderungen in den Lebenslagen junger Menschen, 
erkennen neue  Problemlagen und dokumentieren  Entwicklungen innerhalb des Sozialraums .  
Diese Erkenntnisse bilden eine wertvolle Grundlage für kommunale Planungs- und 
Entscheidungsprozesse und fließen über definierte Rückmeldestrukturen in das kommunale 
Jugendmonitoring ein.

Zu ihren wesentlichen Aufgaben gehören insbesondere:



 die Bereitstellung niedrigschwellig er Begegnungs- und Bildungsangebote, 
 die Förderung sozialer, kultureller und demokratischer Kompetenzen,
 die Unterstützung individueller Entwicklungsprozesse, 
 die frühzeitige Identifikation sozialer Problemlagen,
 die Initiierung und Begleitung von Beteiligungsprozessen,
 die Vermittlung zwischen Jugendlichen ,  Familien und weiteren 

Unterstützungsinstitutionen,
 die kontinuierliche Rückmeldung sozialräumlicher Entwicklungen an die kommunale 

Steuerungsebene.

Damit bilden Jugendzentren einen unverzichtbaren Bestandteil einer präventiv ausgerichteten 
Jugendpolitik, die junge Menschen nicht erst in Krisensituatio n en erreicht, sondern sie 
kontinuierlich in ihrer Entwicklung begleitet. 

Streetwork und Mobile Jugendarbeit

Streetwork und Mobile Jugendarbeit ergänzen die stationären Angebote der Offenen Kinder-
und Jugendarbeit durch eine aufsuchende Arbeitsweise. Ihr besonderer Auftrag besteht darin, 
junge Menschen zu erreichen, die bestehende Unterstützungsangebote aus unterschiedlichen 
Gründen nicht oder nur eingeschränkt nutzen. Hierzu gehören insbesondere sozial 
benachteiligte Jugendliche, junge Menschen mit instabilen Lebensverhältnissen, 
Schulabbrecherinnen und Schulabbreche r, wohnungslose Jugendliche  oder Gruppen mit 
erhöhtem Unterstützungsbedarf.

Die Fachkräfte bewegen sich unmittelbar in den Lebenswelten der Jugendlichen und bauen 
Beziehungen dort auf, wo sich junge Menschen tatsächlich aufhalten  – im öffentlichen Raum, 

an informellen Treffpunkten oder zunehmend auch  innerhalb digitaler  
Kommunikationsräume. Dadurch entstehen Zugänge, die institutionellen Einrichtungen  
häufig verschlossen bleiben.

Streetwork erfüllt dabei sowohl sozialpädagogische als auch kommunale 
Frühwarnfunktionen. Veränderungen innerhalb von Jugendkulturen, Konfliktentwicklungen, 
Radikalisierungstendenzen, Gewaltphänomene oder soziale Ausgrenzungsprozesse werden 
oftmals frühzeitig sichtbar und können in geeigneter Weise an kommunale 
Steuerungsstrukturen zurückgemeldet werden. Auf diese Weise trägt Mobile Jugendarbeit 
wesentlich dazu bei, präventive Maßnahmen rechtzeitig einzuleiten und Ressourcen 
bedarfsgerecht einzusetzen.

Zu den zentralen Aufgaben gehören:

 der aufsuchende Kontakt zu  schwer erreichbare n Zielgruppen, 
 der Aufbau langfristiger Vertraue nsbeziehungen,
 die Beratung und individuelle Unterstützung in Krisensituationen, 
 die Vermittlung in weiterführende Hilfesysteme,
 die Konfliktmoderation im öffentlichen Raum,
 die Beobachtung sozialräumlicher Entwicklungen,
 die kontinuierliche Rückmeldung neuer Problemlagen an Verwaltung und Politik.

Streetwork erweitert  somit die Reichweite kommunaler Jugendpolitik erhebl i c h und stellt 
sicher, dass auch  diejenigen Jugendlichen  erreicht werden, die von klassischen Beteiligungs-
und Unterstützungsangeboten häufig ausgeschlossen bleiben.



Quartiersmanagement

Das Quartiersmanagement übernimmt innerhalb der sozialräumlichen Ebene eine 

koordinierende und vernetzende Funktion. Es bildet die institut i onelle Schnittstelle zwischen 
Verwaltung, sozialen Einrichtungen, Bildungsträgern, Vereinen, Wirtschaft, Bürgerschaft und 
den Jugendlichen selbst. Ziel ist es, lokale Ressourcen zu bündeln, Kooperationen zu fördern 
und quartiersbezogene Entwicklungsprozesse  gemeinsam zu gestalten.

Ein wesentlich es Merkmal des Quartiersmanagemen ts ist  seine integrierende Arbeitsweise.  
Jugendpolitische Fragestellunge n werden nicht isoliert betracht e t , sondern mit Themen wie 
Stadtentwicklung, Integration, Wohnen, Mobilität, Sicherheit, Gesundheit oder Kultur 
verknüpft. Dadurch entstehen ganzheitliche Lösungsansätze, welche die Lebensqualität junger 
Menschen nachhaltig verbessern können.

Darüber hinaus übernimmt das Quartiersmanagement wichtige Analyse- und 
Koordinationsaufgaben. Sozialräumliche Entwicklungen werden kontinuierlich beobachtet, 
Bedarfe identifiziert und lokale Netzwerke aktiviert. Die gewonnenen Erkenntnisse fließen in 
kommunale Planungsprozesse ein und tragen dazu bei, Maßnahmen zielgerichtet auf die 

jeweiligen Quartiere abzustimmen.

Zu den zentralen Aufgaben zählen insbesondere:

 die Koordination sozialräumlicher Netzwerke,
 die Initiierung quartiersbezogen er Beteiligungsprozesse,
 die Identifik ation lokaler Ressourcen und Entwicklungspotenziale,  
 die Erfassung sozialräumlicher Bedarfe,
 die Förderung interinstitutioneller Kooperation,
 die Unterstützung integrierter Stadtteilentwicklungsprozesse,
 die Rückmeldung quartiersbezogener Entwicklungen an die kommunale 

Steuerungsebene.

Das Quartiersmanagement stärkt damit die Verbindung zwischen strategischer 
Kommunalpolitik und den konkreten Lebensbedingungen vor Ort und trägt wesentlich zur 
nachhaltigen Entwicklung sozialräumlicher Strukturen bei.

Funktion der sozialräumlichen Akteure

Die sozialräumlichen Akteure übernehmen innerhalb der kommunalen  Governance-Strukt ur 
eine Schlüsselrolle bei der praktischen Umsetzung, kontinuierlichen Beobachtung und 
Weiterentwicklung kommunaler Jugendpolitik. Sie gewährleisten, dass politische 
Entscheidungen nicht abstrakt bleiben, sondern im Alltag junger Menschen wirksam werden 
und kontinuierlich an deren tatsächliche Lebenslagen angepasst werden können.

Durch ihre unmittelbare Präsenz im Sozialraum schaffen sie dauerhafte Beziehungen, 
ermöglichen niedrigschwellige Zugänge und fördern Vertrauen als zentrale Voraussetzung 
gelingender Beteiligung. Gleichzeitig liefern sie kontinuierlich Informationen über soziale 
Entwicklungen, neue Bedarfe und Veränderungsprozesse innerhalb der Lebenswelten junger 
Menschen. Diese Rückmeldungen bilden einen wesentlichen Bestandteil des kommunalen 
Jugendmonitorings und ermöglichen eine evidenzbasierte Weiterentwicklung politischer 
Strategien.



Die sozialräumlichen Akteure gewährleisten insbesondere:

 Lebensweltorientierung, indem sie Jugendpolitik konsequent an den tatsächlichen 

Lebenslagen und Bedürfnissen junger Menschen ausrichten;
 Niedrigschwellige Zugänglichkeit , indem sie Angebote schaffen, die unabhängig von 

sozialen, kulturellen oder institutionellen Zugangshürden genutzt werden können;
 Früherkennung gesellschaftlicher Entwicklungen , indem sie Veränderungen 

innerhalb der Sozialräume kontinuierlich beobachten und dokumentieren;
 Partizipation und Beziehungskontinuität , indem sie langfristige 

Vertrauensbezieh u n g en aufbauen und Beteiligungsprozesse dauerhaft begleiten;
 Sozialräumliche Vernetzung , indem sie unterschi e dliche Institutionen, Initiativen 

und lokale Akteure miteinander  verbinden;
 Rückkopplung in die kommunale Steuerung , indem sie Erfahrungen, Bedarfe und 

Evaluationsergebnisse systematisch an die strategische Ebene zurückmelden.

Damit bilden die sozialräumlichen Akteure das operative Bindeglied zwischen kommunaler 
Steuerung und den Lebenswelten junger Menschen. Sie sorgen dafür, dass Jugendpolitik nicht 
ausschließlich als administratives Handlungsfeld verstanden wird, sondern als  
kontinuierlicher, partizipativer und sozialräumlich verankerter Entwicklungsprozess, der auf 
den realen Erfahrungen, Bedürfnissen und Potenzialen der Jugendlichen aufbaut.

3. Bildungsakteure

Die Bildungsakteure bilden eine der tragenden Säulen einer integrierten kommunalen 

Jugendpolitik. Bildungseinrichtungen gehören zu den zentralen Sozialisationsinstanzen junger 
Menschen und prägen deren persönliche Entwicklung, gesellschaftliche Orientierung sowie 
politische Sozialisation in erheblichem Maße. Sie sind Orte des Wissenserwerbs, der 
Persönlichkeitsentwicklung und des sozialen Lernens, zugleich aber auch Räume, in denen 

demokratische Werte vermittelt, gesellschaftliche Teilhabe eingeübt und individuelle 

Zukunftsperspektiven entwi c kelt werden.

Eine moderne Jugendpolitik versteht Bildung deshalb nicht ausschließlich als schulische 
Wissensvermittlung, sondern als umfassenden Prozess der Kompetenzentwick lung, 
Partizipation und gesellschaftlichen Integration. Bildungsinstitutionen übernehmen hierbei 

weitreichende Aufgaben, die über ihren klassischen Bildungsauftrag hinausgehen. Sie 
schaffen Räume für Beteiligung, fördern soziale Verantwortung, begleiten individuelle 
Bildungsbiografien und leisten einen wesentlich en Beitrag zur Chancenge rechtigkeit sowie 
zur sozialen Kohäsion innerhalb der Kommune.

Darüber hinaus bilden Bildungseinrichtungen eine unverzichtbare Schnittstelle zwischen den 
Lebenswelten junger Menschen und den  kommunalen Steuerungsstrukturen. Aufgrund ihres 
kontinuierlichen Kontakts zu nahezu allen Kindern und Jugendlichen verfügen sie über ein 

hohes Potenzial, Veränderungen frühzeitig wahrzunehmen, Unterstützungsbedarfe zu 
erkennen und diese gemeinsam mit weiteren Akteuren der Jugendhilfe und Sozialraum a rbeit 
aufzugreifen. Gleichzeitig ermöglichen sie die systematische Verankerung jugendpolitischer 
Themen im schulischen und außerschulischen Alltag.

Die Bildungsakteure tragen somit wesen tlich dazu bei, dass kommunale Jugendpolitik nicht 
auf einzelne Projekte oder Beteiligungsverfahren beschränkt bleibt, sondern dauerhaft in den 
Bildungs- und Entwicklungsprozesse n junger Menschen verankert wird. Sie schaffen die



Voraussetzungen dafür, dass demokratische Kompetenzen, gesellschaftliche Verantwortung 
und aktive Mitgestaltung zu selbstverständlichen Bestandteilen der Bildungsbiografie werden.

Die bildungsbezogene Ebene  umfasst insbesondere allgemeinbildende  Schulen, Berufskollegs 
und weiterführende Bildungseinrichtungen sowie die Schulsozialarbeit. Gemeinsam bilden 
diese Institutionen ein vernetztes Bildungsökosystem, das formale Bildung, soziale 
Unterstützung und demokratische Entwicklung miteinander verbindet.

Schulen

Allgemeinbildende Schulen stellen den wichtigsten institutionellen Lern- und Lebensort für 

Kinder und Jugendliche dar. Aufgrund ihrer flächendeckenden Erreichbarkeit und ihrer 

kontinuierlichen Begleitung der Schülerinnen und Schüler verfügen sie über eine 

herausragende Bedeutung für die Umsetzung kommunaler Jugendpolitik. Sie erreichen 
nahezu alle jungen Menschen einer Kommune unabhängig von ihrer sozialen Herkunft und 
bieten damit ide a l e  Voraussetzungen, um demokratisch e Bildung, Beteiligung und 
gesellschaftliche Verantwortung nachhaltig zu fördern.

Schulen sind heute weit mehr als Orte der Wissensvermittlung. Sie übernehmen zunehmend 
Aufgaben der Persönlichkeitsentwicklung, sozialen Integration sowie der Förderung 

demokratischer Handlungskompetenzen .  Innerhalb des schulischen Alltags erleben junge 
Menschen Mitbestimmung, Konfliktlösung, Verantwortungsübernahme und 

gemeinschaftlich es Handeln unmittelbar. Dadurch werden demokratisch e Werte nicht nur 
theoretisch vermittelt, sondern praktisch erfahrbar gemacht.

Ein zentrales Handlungsfeld besteht in der Förderung einer demokratischen Schulkultur. 
Schülerinnen und Schüler sollen die Möglichkeit erhalten, schulische Entscheidungsprozesse 
aktiv mitzugestalten und Verantwortung für ihre Lern- und Lebensumgebung zu übernehmen. 
Beteiligungsformate wie Schülervertretungen, Klassenräte, Projektgruppen oder Jugendforen 
fördern dabei nicht nur politische Kompetenzen, sondern stärken zugleich Selbstwirksamkeit, 
Kommunikationsfähigkeit und gesellschaftliches Engagement.

Darüber hinaus übernehmen Schulen eine bedeutende Funktion innerhalb kommunaler 
Netzwerke. Durch Kooperationen mit Jugendhilfe, Vereinen, Kulturinstitutionen ,  
Quartiersmanage m e nt oder offenen Jugendeinrichtunge n entstehen integrierte 
Bildungslandschaften, die formale und non-formale Bildungsangebote miteinander verbinden 
und dadurch ganzheitliche Entwicklungsprozesse ermöglichen.

Zu den zentralen Aufgaben der Schulen gehören insbesondere:

 Vermittlung demokratisch er Grundwerte und politische r Bildung, 
 Förderung von Beteiligungs- und Mitbestimmungsprozessen,
 Entwicklung einer demokratisch en Schulkultur,
 Kooperation mit sozialräumlichen Einrichtungen und kommunalen Netzwerken, 
 frühzeitige Identifikation individueller Unterstützungsbedarfe,
 Förderung sozialer, personaler und kommunikativer Kompetenzen,
 Integration kommunaler Jugendpolitik in schulis che Entwicklungsprozesse, 
 Mitwirkung an kommunalen  Beteiligungs- und Planungsprozessen.

Schulen bilden damit einen zentralen Ankerpunkt kommunaler  Jugendpolitik, indem sie 
Bildung, Demokratie und gesellschaf tliche Teilhab e dauerhaft miteinander verbinden.



Berufskollegs und weiterführende Bildungseinrichtungen

Berufskollegs, Fachschulen sowie weitere weiterführende Bildungseinrichtungen übernehmen 
eine besondere Rolle innerhalb kommunaler Jugendpolitik, da sie junge Menschen in einer 
entscheidenden Phase ihres Übergangs in Ausbildung, Studium und Erwerbsleben begleiten. 
Diese Lebensphase ist häufig von grundlegenden persönlichen, sozialen und beruflichen 
Entscheidungen geprägt und erfordert eine intensive Unterstützung bei der Entwicklung 

individueller Zukunftsperspektive n.

Die Bildungsarbeit dieser Einrichtungen geht weit über die Vermittlung beruflicher 

Qualifikationen hinaus. Sie fördern Selbstständigkeit, Verantwortungsbewusstsein, 
gesellschaf tliche Teilhab e und demokratische Handlungskompetenz . Gleichzeitig schaffen sie 
Lernräume, in denen junge Erwachsene ihre beruflichen und persönlichen Lebensentwürfe 

entwickeln und ihre Rolle innerhalb einer demokratischen Gesellschaft reflektieren können.

Von besonderer Bedeutung ist dabei die Gestaltung gelingender Übergänge. Der Wechsel von 
der Schule in Ausbildung, Studium oder Beruf stellt für viele junge Menschen eine Phase 
erhöhter Unsicherheit dar. Berufskollegs übernehmen daher eine wichtige 

Orientierungsfunktion und arbeiten eng mit Unternehmen ,  Hochschulen, Arbeitsverwaltung, 
Jugendhilfe sowie weiteren kommunalen Institutionen zusammen, um Übergänge erfolgreich 

zu begleiten und Bildungsabbrüche möglichst zu vermeiden.

Darüber hinaus leisten sie einen wichtigen Beitrag zur Fachkräftesicherung sowie zur sozialen 
Integration unterschiedlich er Zielgruppen. Insbesondere Jugendliche mit  
Unterstützungsbedarf, junge Menschen mit Migrationsgeschichte oder Personen mit 
schwierigen Bildungsbiografien profitieren von einer engen Verzahnung zwischen Bildung, 
Beratung und sozialpädagogischer Begleitung.

Zu ihren zentralen Aufgaben gehören insbesondere:

 Begleitung der Übergänge zwischen Schule, Ausbildung, Studium und Beruf, 
 Vermittlung beruflicher sowie überfachlicher Kompetenzen,
 Förderung demokratischer und gesellschaftlicher Verantwortung, 
 Unterstützung individueller Bildungs- und Berufsbiografien,
 Kooperation mit Wirtsch aft, Hochschulen und kommunalen Institutionen, 
 Prävention von Ausbildungs- und Bildungsabbrüchen,
 Förderung sozialer Integration und Chancengleichheit,
 Mitwirkung an kommunalen  Bildungs- und Jugendstrategien . 

Berufskollegs und weiterführende Bildungseinrichtungen leisten damit einen wesentlichen 
Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung junger Menschen und stärken zugleich die 

Zukunftsfähigkeit der Kommune.

Schulsoziala rbeit

Die Schulsozialarbeit bildet die zentrale Schnittstelle zwischen Bildungssystem, Jugendhilfe 
und den Lebenswelten junger Menschen. Sie verbindet pädagogische, sozialarbeiterische und 
präventive Ansätze miteinander und schafft dadurch eine Brücke zwischen schulischem 
Lernen und sozialer Unterstützung. Aufgrund ihrer interdisziplinären Arbeitsweise nimmt sie 
innerhalb einer integrierten Jugendpolitik eine besondere Schlüsselrolle ein.



Schulsozialarbe i t e rinnen und Schulsozialarbeiter begleiten  junge Menschen in individue l l e n 
Entwicklungsprozessen, beraten bei persönlichen, familiären oder schulischen Problemlagen 
und unterstützen sie bei der Bewältigung sozialer Herausforderungen. Gleichzeitig fördern sie 
soziale Kompetenzen, Konfliktfähigkeit sowie demokratisches Handeln und tragen wesentlich 
zu einem positiven Schulklima bei.

Darüber hinaus übernimmt die Schulsozialarbeit wichtige Koordinations- und 
Vermittlungsaufgaben .  Sie vernetzt Schulen mit Angeboten der  Jugendhilfe, 
Gesundheitsförderung, Integrationsarbeit, offenen Kinder- und Jugendarbeit sowie weiteren 
sozialen Einrichtungen und trägt dadurch zu einem ganzheitlichen Unterstützungssystem bei.

Durch ihren kontinuierlichen Kontakt zu Schülerinnen und Schülern verfügt die 

Schulsozialarbeit zudem über ein hohes Potenzial zur Früherkennung individueller 

Problemlagen und gesellschaftlicher Entwicklungen. Erkenntnisse über Belastungen, 
Ausgrenzungserfahrungen, psychische Beanspruchungen oder soziale Konflikte können 

frühzeitig in kommunale Unterstützungs- und Planungsprozesse eingebracht werden.

Zu den wesentlichen Aufgaben der Schulsozialarbeit gehören insbesondere:

 Beratung und individue l l e  Begleitung junger Menschen,
 Unterstützung in persönlichen, familiären und schulischen Krisensituationen, 
 Förderung sozialer, emotionaler und demokratischer Kompetenzen,
 Konfliktprävention und Mediation,
 Zusammenarbeit mit Eltern, Lehrkräften und außerschulischen Partnern, 
 Vermittlung in weiterführende Hilfesysteme,
 Mitwirkung an Beteiligungsprozessen innerhalb der Schule,
 Rückmeldung relevanter Entwicklungen an kommunale Netzwerkstrukturen.

Die Schulsozialarbeit trägt damit entscheidend dazu bei, Bildungsprozesse und Jugendhilfe zu 
einem integrierten Unterstützungssystem zu verbinden und die Chancengerechtigkeit  
innerhalb der Kommune nachhaltig zu stärken.

Funktion der Bildungsakteure

Die Bildungsakteure übernehmen innerhalb der kommunalen  Governance-Strukt ur eine 
zentrale Rolle bei der Vermittlung demokratischer Werte, der Förderung gesellschaftlicher 
Teilhabe und der nachhaltigen  Entwicklung junger Menschen. Sie verbinden formale 
Bildungsprozesse mit sozialpädagogischer Unterstützung, politischer Bildung und 
kommunaler Beteiligung und schaffen dadurch die Voraussetzungen für eine aktive und 

verantwortungsbewusste Mitgestaltu n g  des gesellsc haftliche n Lebens.

Durch ihre kontinuierliche Präsenz im Alltag junger Menschen verfügen sie über besondere 
Möglichkeiten, demokratische Kompetenzen langfristig zu entwickeln, individuelle  
Potenziale zu fördern und soziale Ungleichheiten auszugleichen. Gleichzeitig bilden sie einen 
unverzichtbaren Bestandteil kommunaler Präventions- und Beteiligungsstrukturen, indem sie 
frühzeitig Bedarfe erkennen, Entwicklungsverläufe begleiten und eng mit weiteren Akteuren 
der Jugendpolitik kooperieren.

Die Bildungsakteure gewährleisten insbesondere:



 Bildungsgerechtigkeit, indem sie allen jungen Menschen möglichst gleiche Bildungs-
und Entwicklungschancen eröffnen;

 Demokratische Bildung, indem sie demokratische Werte, Partizipatio n  und 
gesellschaf tliche Verantwortung dauerhaft in Bildungsprozesse integrieren;

 Persönlichkeitsentwicklung , indem sie Selbstständigkeit, Selbstwirksamkeit und 
soziale Kompetenzen fördern;

 Begleitung von Übergängen , indem sie junge Menschen beim Wechsel zwischen 
Schule, Ausbildung, Studium und Beruf unterstützen;

 Früherkennung und Prävention , indem sie individuelle Unterstützungsbedarfe 
sowie gesellschaftliche Entwicklungen frühzeitig identifizieren;

 Vernetzung kommunaler Unterstützungsstrukturen , indem sie eng mit 
Jugendhilfe, Sozialraumak teuren, Politik und Verwaltung zusammenarbeiten; 

 Integration jugendlicher Perspektiven, indem sie Beteiligungsformate fördern und 

die Sichtweisen junger Menschen systematisch in  schulische sowie kommunale 
Entwicklungsprozesse einbringen.

Damit bilden die Bildungsakteure eine unverzichtbare Säule einer integrierten kommunalen 

Jugendpolitik. Sie verbinden Bildung, Demokratie, soziale Unterstützung und kommunale 

Verantwortung zu  einem ganzheitlich en Entwicklungsraum, in  dem junge Menschen nicht nur 
Wissen erwerben, sondern sich zu selbstbestimmten ,  verantwortungsbewusst e n und 
demokratisch handelnden Mitgliedern der Gesellschaft entwickeln können. Ihre Arbeit trägt 

wesentlich dazu bei, die Zukunftsfähigkeit der Kommune zu sichern und eine 
generationenger echte, partizipativ e und resilien te Gesellsch aft nachhaltig zu gestalten . 

4. Zivilgesells chaftliche und verbandliche Akteure

Die zivilgesellschaftlichen und verbandlichen Akteure bilden eine tragende Säule einer 

demokratisch verankerten und partizipativ  ausgericht e t e n kommunalen Jugendpolitik. Sie 
erweitern den institutionellen Handlungsspielraum der Kommune, schaffen zusätzliche 

Beteiligungs- und Erfahrungsräume für junge Menschen und stärken die gesellschaftliche 
Verankerung jugendpolitischer Prozesse. Während Verwaltung und politische Institutionen 
vor allem formale Steuerungs- und Entscheidungsfunktionen übernehmen, ermöglichen 

zivilgesellschaftliche Organisationen vielfältige Formen freiwilligen Engagements, sozialer 
Verantwortung und demokratischer Mitgestaltung innerhalb des alltäglichen Lebensumfeldes 
junger Menschen.

Eine moderne Jugendpolitik ist  auf die aktive Mitwirkung einer lebendigen Zivilgesellsc haft 
angewiesen. Demokratische Teilhabe entsteht nicht ausschließlich innerhalb staatlicher 
Institutionen, sondern vor allem dort, wo Menschen Verantwortung füreinander übernehmen, 
gemeinschaftlich  handeln und gesellschaf tliche Entwickl ungen aktiv mitgest a l t e n. Vereine, 
Verbände, Initiativen und freie Träger schaffen hierfür dauerhafte Strukturen, in denen junge 
Menschen soziale Kompetenzen erwerben, Verantwortung übernehmen und demokratische 
Prozesse unmittelbar erleben können.

Darüber hinaus verfügen zivilgesellschaftliche Organisationen über ein hohes Maß an 

Flexibilität und Innovationsfähigkeit. Im Vergleich zu öffentlichen Institutionen können sie 
häufig schneller auf gesellschaftliche Veränderungen reagieren, neue Angebotsformen 
entwickeln und bislang wenig erreichte Zielgruppen ansprechen. Dadurch übernehmen sie 
eine wichtige Innovationsfunktion innerhalb kommunaler Jugendpolitik und tragen dazu bei, 
neue Beteiligungsformen kontinuierlich  zu erproben und weiterzuentwi c keln.



Ein weiterer wesentlicher Beitrag besteht in der Stärkung des sozialen Zusammenhalts. 
Zivilgesells chaftliche  Akteure verbinden Menschen unterschiedlich er sozialer, kultureller und 
generationeller Hintergründe, fördern gegenseitiges Verständnis und schaffen Gelegenheiten 
für gemeinsames Lernen und Handeln. Dadurch leisten sie einen bedeutenden Beitrag zur 
Integration, zur Prävention gesellschaftlicher Ausgrenzung sowie zur Entwicklung resilienter 
sozialer Netzwerke innerhalb der Kommune.

Die zivilges ellscha ftliche Ebene umfasst insbesondere Sportvereine, Kulturverein e, 
Jugendverbände, kirchliche Organisationen, freie Träger der Jugendhilfe sowie lokale 
Initiativen und projektbezogene Netzwerke. Gemeinsam bilden sie ein vielfältiges 
gesellschaftliches Unterstützungssystem, das die kommunale Jugendpolitik ergänzt, erweitert 
und nachhaltig stärkt.

Sportvereine, Kulturvereine und Jugendverbände

Sportvereine, Kulturvereine sowie Jugendverbände gehören zu den wichtigsten 
außerschulischen Bildungs- und Sozialisationsorten junger Menschen. Sie eröffnen Räume für 
freiwilliges Engagement, gemeinschaftliches Lernen und persönliche Entwicklung und leisten 
damit einen wesentlichen Beitrag zur Förderung demokratischer Kompetenzen sowie 
gesellschaf tlicher Verantwortung.

Innerhalb dieser Organisationen erleben junge Menschen Mitbestimmu n g ,  Teamarbeit, 
Verantwortungsübernahme und ehrenamtliches Engagement in konkreten 
Handlungssituationen. Demokratische Prinzipien werden nicht ausschließlich vermittelt, 

sondern im Vereins- und Verbandsleben aktiv praktiziert. Mitgliederve rsammlungen, 
Jugendvertretungen, Projektgruppen oder ehrenamtliche  Leitungsfunktionen bieten zahlre i c he 
Möglichkeiten, demokratische Entscheidungsprozesse selbst zu gestalten und Verantwortung 
für das Gemeinwesen zu übernehmen.

Sportvereine fördern darüber hinaus gesundheitliche Entwicklung, soziale Integration sowie 
interkulturelle Begegnung. Gemeinsame sportliche Aktivitäten schaffen niedrigschwellige 
Zugänge für junge Menschen unterschiedlichster Herkunft und stärken Teamfähigkeit,  
Fairness sowie gegenseitigen Respekt. Kulturverein e erweitern diese Bildungsprozesse durch 
kreative Ausdrucksmöglichkeiten, kulturelle Bildung und die Förderung individueller Talente. 
Jugendverbände wiederum ermöglichen eine intensive Auseinandersetzung mit 
gesellschaftlichen Fragestellungen und fördern selbstorganisierte Beteiligungsformen sowie 
demokratisches Engagemen t.

Die zentralen Aufgaben dieser Organisationen umfassen insbesondere:

 Förderung freiwilligen und ehrenamtlichen Engagements, 
 Entwicklung demokratischer Handlungskompetenzen , 
 Stärkung sozialer Integration und gesellschaftlicher Teilhabe,
 Förderung kultureller, sportlicher und persönlicher Entwicklung, 
 Vermittlung von Verantwortung und Selbstorganisa t i on,
 Unterstützung interkultureller Begegnungen,
 Mitwirkung an kommunalen  Beteiligungsprozessen,
 Bereitstellung vielfältiger Freizeit-, Bildungs- und Entwicklungsangebote.



Sportvereine, Kulturvereine und Jugendverbände schaffen damit Erfahrungsräume, in denen 

junge Menschen demokratische Werte praktisch erleben und ihre gesellschaf tliche 
Verantwortung schrittweise entwickeln können.

Kirchliche und freie Träger

Kirchliche Organisationen sowie freie Träger der Kinder- und Jugendhilfe übernehmen 

innerhalb der  kommunalen Jugendpolitik eine zentrale Rolle als professionelle Partner  der 
öffentlichen Jugendhilfe. Sie verfügen über langjährige fachliche Erfahrung, etablierte 

Unterstützungsstrukturen sowie eine enge Verankerung in den jeweiligen Sozialräumen und 
ergänzen dadurch die Leistungen kommunaler Einrichtungen in vielfältiger Weise.

Ihre Angebote reichen von der offenen Kinder- und Jugendarbeit über Beratungs- und 
Unterstützungsangebote bis hin zu Bildungs-, Freizeit- und Präventionsmaßnahmen. Dabei 

orientieren sie sich an den unterschiedlich en Lebenslag en junger Menschen und entwi c keln 
bedarfsgerechte Angebote, die häufig besonders niedrigschwellig ausgestaltet sind.

Ein wesentlicher Mehrwert kirchlicher und freier Träger liegt in ihrer sozialräumlichen 

Expertise. Durch ihre kontinuierliche Präsenz vor Ort verfügen sie über detaillierte  
Kenntnisse lokaler Strukturen, sozialer Problemlagen sowie vorhandener Ressourcen. Diese 
Erfahrungen fließen in kommunale Planungs- und Entwicklungsprozesse ein und tragen dazu 
bei, Maßnahmen zielgerichtet und bedarfsorientiert auszurichten.

Darüber hinaus übernehmen freie Träger häufig eine wichtige Vermittlungsfunktion zwischen 
Verwaltung, Politik und den Lebenswelten junger Menschen. Sie können aufgrund ihrer 

unabhängigen Position unterschiedliche Perspektiven zusammenführen, Vertrauen aufbauen 
und innovative Kooperationsformen initiieren . 

Zu ihren zentralen Aufgaben gehören insbesondere:

 Bereitstellung bedarfsgerechter Unterstützungs- und Bildungsangebote, 
 sozialpädagogische Begleitung junger Menschen,
 Entwicklung präventiver Maßnahmen,
 Einbringung sozialräumlicher Fachkompetenz,
 Kooperation mit kommunalen Institutionen  und Netzwerken, 
 Unterstützung von Beteiligungsprozessen,
 Förderung sozialer Integration und Chancengerechtigkeit,
 Mitwirkung an der  Weiterentwickl ung kommunaler Jugendpolitik.

Kirchliche und freie Träger tragen somit wesentlich dazu bei, kommunale Jugendpolitik 
fachlich zu ergänzen und dauerhaft im Sozialraum zu verankern.

Lokale Initiativen und Projek t e

Lokale Initiativen, Projektgruppen sowie informelle Netzwerke erweitern die kommunale 
Beteiligungslandschaft um innovative und häufig experimentelle Ansätze. Im Gegensatz zu 
dauerhaft institut i onell verankerten Organisationen zeichnen sie sich durch eine hohe 
Flexibilität, kurze Entscheidungswege und die Fähigkeit aus, schnell auf neue 
gesellschaf tliche Entwickl ungen zu reagieren.



Sie greifen aktuelle Themen junger Menschen auf, entwi c keln kreative Beteiligungsformate 
und erschließen Zielgruppen, die durch klassische Institutionen oftmals nur schwer erreicht 
werden. Hierzu zählen beispielsweise digitale Beteiligungsprojekte, Umwelt- und 
Nachhaltigkeitsinitiativen, kulturelle Experimentierräume, temporäre Jugendprojekte oder 
quartiersbezogene Entwickl ungsinitiative n.

Besonders bedeutsam ist  ihre Innovationsfunktion. Neue Beteiligungsmethoden, digitale 
Kommunikationsformen oder experimentelle Veranstaltungsformate entstehen häufig 

zunächst innerhalb lokaler Initiativen, bevor sie von kommunalen Institutionen übernommen 
und dauerhaft implement i e rt werden. Dadurch leisten sie einen wichtigen Beitrag  zur 
kontinuierlichen Weiterentw icklung kommunaler Jugendpolitik.

Darüber hinaus fördern lokale Initiativen eine Kultur gesellschaftlicher Eigenverantwortung. 
Junge Menschen erhalten die Möglichkeit, eigene Ideen zu entwickeln, Projekte selbstständig 
umzusetzen und unmittelbare Erfahrungen demokratischer Selbstorganis ation zu sammeln. 
Dies stärkt Selbstwirksamkeit, Verantwortungsbewusstsein und langfristiges 
gesellschaf tliches Engagemen t.

Zu ihren wesentlichen Aufgaben gehören insbesondere:

 Entwicklung innovativer Beteiligungs- und Engagementform a t e ,  
 Aktivierung neuer  Zielgruppen,
 Förderung selbstorganisierter Projekte,
 Erprobung neuer Methoden der Jugendbeteiligung, 
 Unterstützung lokaler Entwicklungsprozesse,
 Stärkung zivilgesellschaftlicher Eigeninitiative,
 Vernetzung unterschi e dlicher gesellschaf tlicher Akteure,
 Rückmeldung innovativer Erfahrungen an kommunale Steuerungsstrukturen.

Lokale Initiativen erweitern damit die Innovationsfähigkeit kommunaler Jugendpolitik und 
tragen dazu bei, gesellschaftliche Veränderungen frühzeitig aufzugreifen und in nachhaltige 

Entwicklungsprozesse zu überführen.

Funktion der zivilgesells chaftlichen und verbandlichen  Akteure

Die zivilgesellschaftlichen und verbandlichen Akteure übernehmen innerhalb der  
kommunalen Governance-Struktur eine unverzichtbare Rolle bei der Förderung 

gesellschaftlicher Teilhabe, demokratischer Kultur und sozialer Verantwortung. Sie ergänzen 
die formalen Strukturen von Politik und Verwaltung durch freiwilliges Engagemen t, 
eigenverantwort l i c hes Handeln und eine breite Vielfa l t  gesellsc haftliche r Beteiligungsformen.

Durch ihre enge Verankerung in den Sozialräumen schaffen sie niedrigschwellige Zugänge  
für junge Menschen, fördern langfristige Beziehungen und eröffnen vielfältige Möglichkeiten 
zur aktiven Mitgestaltung des  kommunalen Lebens. Gleichz e i t i g erweitern sie die 
institutionellen Handlungsmöglichkeiten der Kommune, indem sie neue Ideen entwickeln, 
innovative Projekte initiieren und gesellschaftliche Entwicklungen frühzeitig aufgreifen.

Die zivilgesellschaftlichen und verbandlichen Akteure gewährleisten insbesondere:



 Gesellschaftliche  Verankerung, indem sie Jugendpolitik dauerhaft in den  sozialen 
Strukturen der Kommune verankern und die Verbindung zwischen öffentlicher 

Verantwortung und bürgerschaftlichem Engagement stärken;
 Förderung demokratischer Teilhabe , indem sie jungen Menschen vielfältige 

Möglichkeiten eröffnen, Verantwortung zu übernehmen und demokratische Prozesse 
aktiv mitzugest a l t e n;

 Vielfalt und Chancengerechtig k eit, indem sie unterschiedlich e Lebenslagen, 
kulturelle Hintergründe und Interessen berücksichtigen und inklusive 
Beteiligungsräume schaffen;

 Engagementförderung , indem sie freiwilliges  und ehrenamtliche s Engagement als 
zentrale Ressource für die persönliche Entwicklung und den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt stärken;

 Innovationsfähigkeit , indem sie neue Beteiligungsformen, kreative  Methoden und 
experiment e l l e  Projekte entwickeln und deren  Erfahrungen in  kommunale 
Entwicklungsprozesse einbringen ;

 Sozialräumliche Vernetzung , indem sie Kooperationen  zwischen Vereinen, 
Verbänden, freien Trägern, Verwaltung, Bildungsinstitutionen und weiteren 
gesellschaftlichen Akteuren fördern;

 Erweiterung der Beteiligungsarene n, indem sie zusätzliche Räume schaffen, in
denen junge Menschen unabhängig von institutionellen Kontexten ihre Interessen
artikulieren, Projekte initiieren und gesellschaftliche Verantwortung übernehmen

können.

Damit bilden die zivilgesells chaftlichen  und verbandlich en Akteure eine unverzichtb are 
Ergänzung der kommunalen Steuerungs-, Bildungs- und Sozialraumstrukturen. Sie stärken die 
demokratische Kultur, fördern den gesellschaftlichen Zusammenhalt und tragen wesentlich 
dazu bei, dass kommunale Jugendpolitik nicht ausschließlich als staatliche Aufgabe  
verstanden wird, sondern als gemeinscha ftlicher Entwicklungsprozess, der von einer aktiven 
und vielfältigen Zivilgesellschaft getragen und kontinuierlich mitgestaltet wird.

5. Digitale Akteure und Plattformen 

Die digitale Ebene hat sich in den vergangenen Jahren von einem ergänzenden 

Kommunikationsraum zu  einem zentralen Handlungsfeld kommunaler Jugendpolitik 
entwickelt. Für junge Menschen sind digitale Medien längst nicht mehr lediglich technische 
Werkzeuge zur Informationsbeschaffung oder Unterhaltung, sondern integra l e  Bestandteile 
ihrer alltäglichen Lebenswelt. Kommunikation, Meinungsbildung, soziale Beziehungen, 
politische Diskussionen, kulturelle Teilhab e und gesellschaf tliches Engage m e nt finden heute 
in hohem Maße innerhalb digitaler Räume statt. Eine zukunftsorientierte Jugendpolitik muss 
diese digitalen Öffentlichkeiten daher als gleichwertige Sozialräume anerkennen und 

systematisch in ihre strategis chen, organisatorischen und partizipativ en Prozesse integriere n.

Digitale Räume erweitern die Möglichkeiten demokratischer Beteiligung erheblich. Sie 
ermöglichen zeit- und ortsunabhängige Kommunikation, eröffnen neue Formen der 
Mitwirkung und erleichter n  insbesondere jenen jungen Menschen den Zugang zu  politischen 
Entscheidungsprozessen, die klassische Beteiligungsformate aufgrund zeitlicher, sozialer, 
räumlicher oder persönlicher Barrieren nur eingeschränkt nutzen können. Digitale Beteiligung 
ersetzt dabei die persönliche Begegnung nicht, sondern ergänzt sie zu einem hybriden 
Beteiligungsmodell, das analoge und digi t a l e  Formate sinnvoll miteinander  verbindet.



Darüber hinaus besitzen digitale Plattformen eine hohe Bedeutung für die Wahrnehmung 

gesellschaf tlicher Entwickl ungen. Diskussionen in  sozialen Netzwerken, digitale Trends, 
Online-Communities und virtuelle Interessengruppen spiegeln aktuelle Themen, Bedürfnisse 
und Problemlagen junger Menschen oftmals früher wider als klassische institutionelle 
Rückmeldesysteme. Digitale Räume entwickeln sich damit zu wichtigen Beobachtungs- und 
Resonanzräumen, deren systematische Einbindung die Qualität kommunaler Jugendpolitik 
erheblich verbessern kann.

Gleichzeitig entstehen neue Anforderungen an die kommunale Governance . Themen wie 
Datenschutz, digitale Souveränität, Informationsqualität, algorithmische Sichtbarkeit, 
Desinformation oder digitale Teilhabe gewinnen zunehmend an Bedeutung und müssen bei 
der Entwicklung kommunaler Beteiligungsstrategien berücksichtigt werden. Die digitale 
Transformation erfordert deshalb nicht nur technische Lösungen, sondern auch 
organisatorische, rechtlich e und ethische Rahmenbedingunge n, die einen 
verantwortungsvollen, sicheren und inklusiven Einsatz digitaler  Beteiligungsinstrumen te 
gewährleisten.

Die digitale Ebene  umfasst insbesondere soziale Medien und digitale Communities, digitale 
Beteiligungsplattformen sowie lokale Influencerinnen und Influencer beziehungsweise  
digitale Multiplikatorin n en und Multiplikatoren .  Gemeinsam bilden sie ein digitales 
Kommunikations- und Beteiligungsökosystem, das die Reichweite kommunaler Jugendpolitik 
erweitert und neue Formen der Interaktion zwischen Jugendlichen, Verwaltung und Politik 
ermöglicht.

Soziale Medien und digitale Communities

Soziale Medien und digi t a l e  Communities stellen heute die bedeutendsten 
Kommunikationsräume junger Menschen dar. Plattformen und digitale Netzwerke prägen 

maßgeblich die Art und Weise, wie Informationen verbreitet, Meinungen gebildet, 
gesellschaftliche Debatten geführt und soziale Beziehungen gestaltet werden. Für die 

kommunale Jugendpolitik eröffnen diese digitalen Öffentlichkeiten die Möglichkeit, junge 

Menschen unmittelbar zu erreichen, mit ihnen in  einen kontinuierlichen  Dialog zu treten und 
Beteiligungsprozesse an ihre alltäglichen Kommunikationsgewohnheiten anzupassen.

Im Unterschied zu klassischen Informationskanälen ermöglichen soziale Medien eine 
unmittelbare wechselseitige Kommunikation. Jugendliche können nicht nur Informationen 

empfangen, sondern Inhalte kommentieren, diskutieren ,  weiterentwick eln und eigene 
Perspektiven aktiv einbringen. Dadurch entstehen Resonanzräume, in denen politische 
Entscheidungen transparent kommuniziert und Rückmeldungen nahezu in Echtzeit erfasst 
werden können.

Darüber hinaus erfüllen soziale Medien eine wichtige Frühwarnfunktion. Diskussionen über 
Mobilität, Freizeitangebote, Bildung, Klima, psychische Gesundheit oder soziale 
Gerechtigkeit machen aktuelle Bedürfnisse und gesellschaftliche Entwicklungen sichtbar und 
liefern wertvolle Hinweise für kommunale Planungsprozesse. Die systematische Analyse 
dieser digitalen Diskurse kann das kommunale Jugendmonitoring sinnvoll ergänzen und die 

evidenzbasierte Steuerung stärken.

Zu den zentralen Aufgaben sozialer Medien und digitaler Communities  innerhalb der 
kommunalen Jugendpolitik gehören insbesondere:



 Bereitstellung niedrigschwellig er Informationsangebote,
 Förderung kontinuierlicher Kommunikation zwischen Kommune und Jugendlichen, 
 Ermöglichung digitaler Dialog- und Feedbackprozesse,
 Sichtbarmachung jugendliche r Themen und Interessen,  
 Unterstützung öffentlicher Meinungsbildungsprozesse,  
 Aktivierung junger Menschen für Beteiligungsangebote,
 Bereitstellung kontinuierlicher Resonanz für kommunale Entscheidungsprozesse,  
 Ergänzung des Jugendmonitorings durch digitale Stimmungs- und Trendanalysen.

Soziale Medien bilden damit nicht lediglich Kommunikationskanäle, sondern entwickeln sich 
zu eigenständigen Beteiligungs- und Resonanzräumen einer modernen kommunalen 

Jugendpolitik.

Digitale Beteiligungsplattformen

Digitale Beteiligungsplattformen stellen einen zentralen Baustein  einer hybriden 
Beteiligungsstrategie dar. Sie ermöglichen es Jugendlichen, unabhängig von Ort, Zeit oder 

institutionellen Rahmenbedingunge n an kommunalen Planungs- und Entscheidungsprozesse n 
mitzuwirken. Dadurch erweitern sie bestehende Beteiligungsstrukturen  und tragen dazu bei, 
demokratische Teilhab e breiter, inklusiver und flexibler zu gestalten.

Digitale Plattformen bieten vielfältige Möglichkeiten der Mitwirkung. Sie können für 

Umfragen, Ideensammlungen, Online-Konsultationen, Bürgerhaushalte, Projektbewertungen 
oder kontinuierliche Dialogprozesse genutzt werden. Gleichzeitig ermöglichen sie eine 
strukturierte Dokumentation sämtlicher Beteiligungsschritte und schaffen dadurch  
Transparenz hinsichtlich der Verwendung jugendlicher Beiträge und der daraus resultierenden 
politischen Entscheidungen.

Ein wesentlicher Vorteil digitaler Beteiligung liegt in ihrer Skalierbarkeit. Während klassische 
Beteiligungsveranstaltungen häufig nur eine begrenzte Zahl von Teilnehmenden erreichen, 
können digitale Plattformen große Gruppen junger Menschen gleichzeitig einbeziehen und 
dadurch ein deut l i c h breiteres Meinungsbild erzeugen. Zugleich lassen sich die erhobenen 
Daten systematisch auswerten und in kommunale Planungs-, Monitoring- und 
Evaluationsprozesse integrieren.

Dabei ist  jedoch sicherz ustellen, dass digitale Beteiligung stets den Anforderungen des  
Datenschutzes, der Datensiche rheit, der Barrierefreihe i t  und der digitalen  Inklusion entspricht. 
Digitale Formate dürfen bestehende soziale Ungleichheiten nicht verstärken, sondern müssen 
allen jungen Menschen unabhängig von ihren technischen oder sozialen Voraussetzungen 
offenstehen.

Zu den wesentlichen Aufgaben digitaler Beteiligungsplattformen gehören insbesondere:

 Durchführung niedrigschwelliger Beteiligungsverfahren, 
 Unterstützung hybrider Beteiligungsprozesse,
 digitale Dokumentation von Beteiligungsergebnis s en,
 strukturierte Erfassung und Auswertung von Rückmeldungen,
 Integration von Beteiligungsdaten in das  kommunale Jugendmonitoring, 
 Förderung transparenter Entscheidungsprozesse,



 Verbesserung der Erreichbarke i t  unterschi e dlicher Zielgruppen, 
 kontinuierliche Evalua t i on kommunaler Beteiligungsformate.

Digitale Beteiligungsplattformen bilden damit eine wesentliche Infrastruktur für eine 

moderne, datenbasier te und dialogorient i e rte Jugendpolitik.

Lokale Influencerinne n und Influen cer sowie digitale Multip likatorinnen  
und Multiplikatoren

Lokale Influenceri nnen und Influencer sowie digi t a l e  Multiplikatorin n en und Multiplikatore n 
gewinnen innerhalb kommunaler Jugendpolitik zunehmend an Bedeutung. Sie verfügen über 
etablierte digitale Netzwerke, genießen innerhalb ihrer Zielgruppen oftmals ein hohes Maß an 

Vertrauen und können Informationen authentisch sowie zielgruppengerecht vermitteln.

Im Gegensatz zu institutionellen Kommunikationskanälen erreichen digitale 

Multiplikatorinnen und Multiplikatoren häufig auch jene jungen Menschen, die kommunale 
Informationsangebote nur selten wahrnehmen. Aufgrund ihrer Nähe zu jugendlichen 

Lebenswelten können sie Themen verständlich aufbereiten, Beteiligungsangebote sichtbar 
machen und die Motivation zur Mitwirkung deutlich erhöhen.

Dabei beschränkt sich ihre Funktion nicht auf die Verbreitung kommunaler Informationen. 
Vielmehr fungieren sie als Vermittler  zwischen Verwaltung, Politik und den digitalen  
Lebenswelten junger Menschen. Sie tragen dazu bei, komplexe Sachverhalte verständlich zu 

kommunizieren, Diskussionen anzuregen und Rückmeldungen aus den digitalen Communities 
an kommunale Entscheidungsträger weiterzugeben.

Besondere Bedeutung kommt hierbei der Authentizität und Glaubwürdigkeit zu. 

Kooperationen mit digitalen  Multiplikatorin n en und Multiplikatore n sollten transparent 
gestaltet werden und auf gemeinsamen demokratischen Grundwerten, Offenheit sowie 
gegenseitigem Vertrauen  beruhen.

Zu ihren zentralen Aufgaben gehören insbesondere:

 Steigerung der  Reichweite kommunaler Informationen,  
 Aktivierung junger Menschen für Beteiligungsprozesse,
 Vermittlung kommunaler Themen in jugendgerech ter Sprache, 
 Förderung digitaler Dialoge,
 Unterstützung demokratischer Meinungsbildungsprozesse,
 Weiterleitung von Rückmeldungen aus digitalen Communities, 
 Ansprache schwer erreichbarer Zielgruppen,
 Stärkung der Sichtbarkeit kommunaler Jugendpolitik.

Lokale digi t a l e  Multiplikatorin n en und Multiplikatore n tragen damit wesentlich dazu bei, 
kommunale Jugendpolitik in den digitalen  Lebenswelten junger Menschen sichtbar und 
anschlussfähig zu machen.

Funktion der digitalen Akteure und Plattformen

Die digitalen Akteure und Plattformen übernehmen innerhalb der kommunalen  Governance-
Struktur eine strategische Schlüsselrolle für Kommunikation, Beteiligung und 

gesellschaf tliche Vernetzung. Sie erweitern die klassischen Beteiligungsaren en um digitale



Räume, schaffen neue Formen des Dialogs und ermöglichen eine kontinuierliche Interaktion 

zwischen jungen Menschen, Verwaltung, Politik und zivilgesells chaftlichen  Akteuren.

Durch die Verbindung digitaler und analoger Beteiligungsformate entsteht eine hybride 
Beteiligungsarchitektur, die sowohl die Reichweite als auch die Qualität kommunaler 

Jugendpolitik nachhaltig verbessert. Digitale Rückmeldungen können zeitnah in Monitoring-, 
Evaluations- und Entscheidungsprozesse integriert werden und erhöhen dadurch die 

Reaktionsfähigkeit kommunaler Steuerungsstrukturen.

Darüber hinaus fördern digitale Akteure die Sichtbarkeit kommunaler Jugendpolitik. Sie 
tragen dazu bei, Informationen zielgruppenger echt zu verbreiten, Beteiligungsangebot e  
transparent zu kommunizieren  und die Identifik ation junger Menschen mit kommunalen 
Entwicklungsprozessen zu stärken. Gleichzeitig unterstützen sie eine kontinuierliche 
Rückkopplung zwischen digitalen Öffentlichkeiten und politischen Entscheidungsstrukturen 
und leisten damit einen wichtig en Beitrag zu einer lernenden und adaptiven Governance .

Die digitalen Akteure und Plattformen gewährleisten insbesondere:

 Digitale Sichtbarkeit , indem sie kommunale Jugendpolitik in den  digitalen 
Lebenswelten junger Menschen präsent und zugänglich machen;

 Digitale Anschlussfähigkeit , indem sie Kommunikations- und Beteiligungsformate 
an die Mediennutzungsgew o h n h eiten junger Menschen anpassen;

 Hybride Partizipati on, indem sie analoge und digitale Beteiligungsformen zu einem 
integrierten Gesamtsystem verbinden;

 Resonanz und Feedback, indem sie kontinuierliche Rückmeldungen aus digitalen 
Öffentlichkeiten ermöglichen und diese systematisch in kommunale 
Entscheidungsprozesse einfließen lassen;

 Datenbasierte Steuerung, indem sie digitale Beteiligungsdaten für Monitoring, 
Evaluation und evidenzb asierte Politikgestaltung nutzbar machen;

 Reichweite und Aktivierung, indem sie unterschiedlich e Zielgruppen erreiche n, 
Beteiligungsbarrieren abbauen und junge Menschen zur Mitgestaltu n g  kommunaler 
Entwicklungen motivier en;

 Innovationsfähigkeit , indem sie neue digi t a l e  Kommunikations- und 
Beteiligungsformen kontinuierlich erproben und weiterentwick eln.

Damit bilden die digitalen Akteure und Plattformen eine unverzichtb are Erweiterung der 
kommunalen Governance-Struktur. Sie verbinden technologisc he Innovation mit 
demokratischer Teilhabe, stärken die Dialogfähigkeit kommunaler Institutionen und schaffen 
die Voraussetzungen für eine zeitgemäße, vernetzte und resiliente Jugendpolitik, die den 
digitalen Lebensrealitäten junger Menschen gerecht wird.

6. Politische Akteure

Die politischen Akteure bilden die demokratisch  legitimierte Entscheidungse bene innerhalb 
der kommunalen Governance-Struktur und übernehmen die zentrale Verantwortung für die 

strategische Ausrichtung, politische Prioritätensetzung sowie die verbindliche Umsetzung 
kommunaler Jugendpolitik. Während Verwaltung, Fachinstitutionen und sozialräumliche 

Akteure die fachliche Planung und operative Umsetzung verantworten, schaffen die



politischen Entscheidungsträger den demokratischen Rahmen, innerhalb dessen 
jugendpolitische Ziele entwickelt, legitimiert und nachhaltig  abgesichert werden.

Jugendpolitik ist untrennbar mit politischen Entscheidungsprozesse n verbunden. Die 
Gestaltung jugendgerechter Lebensbedingunge n, die Bereitstellung finanzieller  Ressourcen, 
die Entwicklung langfristige r Strategien sowie die institutionelle Verankerung von 
Beteiligungsstrukturen setzen politische Willensbildung und demokratisch e Legitimation 
voraus. Politische Institutionen gewährleisten, dass kommunale Jugendpolitik nicht 
ausschließlich auf fachlichen Empfehlungen basiert, sondern demokratisch beraten, 
beschlossen und öffentlich verantwortet wird.

Gleichzeitig übernehmen politische Akteure eine wichtige Vermittlungsfunktion zwischen 
Verwaltung, Zivilgesellschaft und Bürgerschaft. Sie greifen gesellschaftliche Erwartungen  
auf, bewerten fachliche Empfehlungen unter Berücksichtigung politischer Zielsetzungen und 
treffen Entscheid u n g en, die unterschiedlich e Interessen ausgleichen  und langfristige 
Entwicklungsziele berücksichtigen. Damit bilden sie das Bindeglied zwischen demokratischer 
Repräsentation, kommunaler Steuerung und gesellschaftlicher Verantwortung.

Eine moderne kommunale Jugendpolitik versteht politische Entscheidungsträger dabei nicht 

ausschließlich als Beschlussorgane, sondern als aktive Gestalter eines kontinuierlichen 
Governance-Prozesses. Politisch e Verantwortung umfasst daher  neben der  formalen 
Beschlussfassung auch die Förderung einer transparenten Beteiligungskultur, die 
Sicherstellung institutioneller Kontinuität sowie die Unterstützung einer evidenzbasierten und 
partizipativ en Entscheidungsfindung.

Die politische Ebene umfasst insbesondere die Ratsfraktionen und politischen Ausschüsse 
sowie die Bürgermeisterin beziehungsweise den Bürgermeister und die kommunale 
Verwaltungsspitze. Gemeinsam gewährleisten sie demokratische Legitimation, politische 
Steuerungsfähigkeit und die nachhaltige institutionelle Verankerung kommunaler 
Jugendpolitik.

Ratsfraktionen und politische Ausschüsse

Die Ratsfraktionen sowie die fachlich zuständigen Ausschüsse bilden das zentrale 
parlamentaris che Entscheidungsforum der  kommunalen Jugendpolitik. Sie beraten  
strategische Zielsetzungen, prüfen fachliche Empfehlungen, treffen verbindliche Beschlüsse 
und kontrollieren die Umsetzung politische r Entscheidungen. Gleichzeitig stellen sie sicher, 
dass jugendpolitische Maßnahmen im Einklang mit den demokratischen Grundprinzipien, den 
gesetzlichen Rahmenbedingunge n sowie den langfristigen Entwick lungszielen der Kommune 
stehen.

Ihre Arbeit beschränkt sich nicht auf die formale Beschlussfassung einzelner Maßnahmen. 

Vielmehr übernehmen Ratsfraktionen und Ausschüsse eine kontinuierliche Steuerungs- und 
Kontrollfunktion. Sie bewerten Ergebnisse des Jugendmonitorin g s ,  diskutieren 
Evaluationsergebnisse, berücksichtigen Rückmeldungen aus Beteiligungsverfahren und 
entscheiden auf dieser Grundlage über Prioritäten, Ressourcen und notwendige Anpassungen 
kommunaler Strategien.

Besondere Bedeutung kommt dabei den zuständigen Fachausschüssen zu. Insbesondere 
Jugend-, Bildungs-, Sozial-, Kultur- oder Stadtentwicklungsausschüsse bilden wichtige 
Schnittstellen  zwischen fachlicher Expertise und politische r Entscheidungsfindung. Durch



ihre interdisziplinäre Arbeitsweise können unterschiedliche Perspektiven integriert und 
ressortübergreifende Lösungen entwickelt werden.

Darüber hinaus tragen Ratsfraktionen dazu bei, jugendpolitische Themen dauerhaft auf der 
politischen Agenda zu  halten. Sie greifen gesellschaf tliche Entwickl ungen auf, formulieren 
politische Initiativen und schaffen die Voraussetzungen für eine langfristige 
Weiterentwicklung kommunaler Jugendpolitik über einzelne Wahlperioden hinaus.

Zu den zentralen Aufgaben von Ratsfraktionen und Ausschüssen gehören insbesondere:

 Beratung und Beschlussfassung über jugendpolitische Strategien, 
 Prüfung fachlicher Empfehlungen und Beteiligungsergebnisse,
 Priorisierung kommunaler  Entwicklungsz i e l e ,
 Bereitstellung und Kontrolle finanzieller  Ressourcen, 
 Begleitung und Evaluation politischer Maßnahmen,
 Kontrolle der  Umsetzung durch Verwaltung und Fachbereich e, 
 Förderung transparenter Entscheidungsprozesse,
 Sicherstellung demokratisch er Legitimation kommunaler Jugendpolitik.

Ratsfraktionen und Ausschüsse bilden damit das parlamentarische Fundament einer 
demokratisch legitimierten und langfristig  orientierten Jugendpolitik.

Bürgermeisterin beziehungsweise Bürgermeister und politische Führung

Die Bürgermeisterin beziehungsweise der Bürgermeister sowie die politische 
Verwaltungsspitze übernehmen die Gesamtverantwortung für die strategische Steuerung 
kommunaler Jugendpolitik. Sie schaffen die organisatorischen, politische n und finanziellen  
Voraussetzungen für deren erfolgreiche Umsetzung und gewährleisten, dass jugendpolitische 
Zielsetzungen dauerhaft innerhalb der  kommunalen Gesamtstra t e gie verankert werden.

Eine ihrer wichtigsten Aufgaben besteht darin, jugendpolitische n Themen innerhalb der 
kommunalen Prioritätensetzung die notwendige politische Aufmerksamkeit zu verschaffen. 
Dies umfasst sowohl die Bereitst e l l ung personeller und finanzieller  Ressourcen als auch  die 
Förderung ressortübergreifender Zusammenarbeit sowie die Unterstützung innovativer 

Entwicklungsprozesse.

Darüber hinaus übernehmen sie eine wichtige Integrationsfunktion innerhalb der kommunalen 
Governance-Struktur. Unterschiedlich e Fachbereich e, politische Interessen und 
gesellschaftliche Erwartungen müssen miteinander in Einklang gebracht werden, um  
kohärente und tragfähige Entscheidungen zu ermöglichen. Die politische Führung sorgt dafür, 
dass strategische Ziele nicht isolier t verfolgt werden, sondern Bestandteil einer integrierten 
kommunalen Gesamtentwick lung sind.

Gleichzeitig repräsentieren Bürgermeisterin beziehungsweise Bürgermeister die Kommune 
gegenüber der Öffentlichkeit, den Bürgerinnen und Bürgern sowie externen 
Kooperationspartnern. Sie schaffen Sichtbarkeit für jugendpolitische Anliegen, stärken deren 
gesellschaftliche Bedeutung und fördern eine Kultur der Beteiligung und Mitverantwortung.

Zu den wesentlichen Aufgaben der politischen Führung gehören insbesondere:

 Entwicklung strategischer Leitlinien kommunaler Jugendpolitik,



 Festlegung politischer Prioritäten,
 Bereitstellung finanzieller  und personeller Ressourcen, 
 Förderung ressortübergreifender Zusammenarbeit,
 Sicherstellung institutio n eller Verbindlichkeit,
 Repräsentation jugendpolitischer Anliegen gegenüber Öffentlichkeit und Politik, 
 Unterstützung kommunaler Beteiligungsprozesse,
 Sicherstellung nachhaltiger politischer Steuerungsfähigkeit.

Die politische Führung trägt damit entscheidend dazu bei, dass Jugendpolitik nicht als 
isoliertes Fachthema verstanden wird, sondern als integra l e r Bestandteil einer nachhaltigen  
kommunalen Gesamtentwick lung.

Funktion der politischen Akteure

Die politischen Akteure übernehmen innerhalb der kommunalen  Governance-Struktur die 
Verantwortung für demokratische Legitimation, strategische Prioritätensetzung und 
verbindliche Entscheidungsprozesse . Sie schaffen den politische n Rahmen, innerhalb dessen 
fachliche Empfehlungen bewertet, gesellsc haftliche  Interessen abgewogen und verbindliche 
Entscheidungen getroffen werden.

Durch ihre demokratische Legitimation gewährleisten sie, dass kommunale Jugendpolitik auf 
transparenten und nachvollziehbaren  Entscheidungsprozesse n basiert und gesellschaf tlich 
verantwortet wird. Gleichzeitig sichern sie die langfristige institutionelle Stabilität 

kommunaler Strategien und schaffen die Voraussetzungen für eine nachhaltige 

Ressourcenplanung.

Darüber hinaus fördern politische Akteure den kontinuierlichen Dialog zwischen Verwaltung, 
Fachinstitutionen, Zivilgesellschaft und jungen Menschen. Sie nehmen Rückmeldungen aus 
Beteiligungsverfahren auf, integrier en Evaluationsergebni sse in politisch e Beratungen und 
tragen dazu bei, kommunale Jugendpolitik kontinuierlich weiterzuen twickeln . 

Die politischen Akteure gewährleisten insbesondere:

 Demokratische Legitimation, indem sie jugendpolitische  Entscheidungen transpar ent 
beraten und demokratisch beschließen;

 Politische Steuerungsfähigkeit , indem sie strategis che Ziele festleg en und deren 
Umsetzung verbindl i c h begleiten;

 Ressourcenverantwortung, indem sie finanzielle, personelle und organisatorische 
Voraussetzungen für eine nachhaltige Jugendpolitik schaffen;

 Institutionelle Kontinuität , indem sie langfristige Entwicklungsstrategien über 

kurzfristige politische Zyklen hinaus absiche rn;
 Politische Rückkopplung , indem sie Ergebnisse aus Beteiligung, Monitoring und 

Evaluation systematisch in politische Entscheidungsprozesse  integriere n;
 Gesamtverantwortung, indem sie die unterschi e dlichen Interessen kommunaler  

Akteure koordinieren und zu kohärenten politischen Entscheidungen 
zusammenführen.

Damit bilden die politischen Akteure den demokratisch en Kern der kommunalen Governance-
Struktur. Sie verbinden politisch e Verantwortung, strategische Steuerung und demokratisch e 
Legitimation zu einem institutionellen Rahmen, der eine wirksame, transparente und 
nachhaltige Jugendpolitik ermöglicht.



Verantwortlichkeiten  als Governance-Mech anismus

Eine wirksame kommunale Jugendpolitik setzt nicht allein die Mitwirkung unterschiedlich er 
Akteure voraus, sondern vor allem eine klar definierte und verbindl i c h geregelte 
Verantwortungsarch itektur. Je komplexer die Governance-Struktur einer Kommune 
ausgestaltet ist  und je mehr Institutionen, Organisatio n en und gesellschaf tliche Gruppen in die 
Entwicklung und Umsetzung jugendpolitischer Maßnahmen eingebunden sind, desto größer 

wird die Notwendigkeit eindeutiger Zuständigkeiten, transparenter Entscheidungswege und 
verbindlicher Kooperationsstrukturen.

Im Rahmen einer polyzentri schen Governance arbeiten politisch e Institutionen, Verwaltung, 
Bildungsakteure, sozialräumliche Einrichtungen, zivilgesellschaftliche Organisationen und 
digitale Akteure in einem gemeinsamen Netzwerk zusammen. Diese Vielfalt eröffnet 

einerseits erhebliche Potenziale für Innovation, Beteiligung und Problemlösung, erhöht 

andererseits jedoch die Gefahr unklarer Zuständigkeiten, paralleler Arbeitsprozesse sowie 
ineffizienter Ressourcennutzung. Ohne eine verbindliche Verantwortu n g s architektu r  besteht 
das Risiko, dass Entscheidungsprozesse verzögert werden, Aufgaben mehrfach bearbeitet 

oder notwendige Maßnahmen überhaupt nicht umgesetzt werden.

Verantwortlichkeiten übernehmen deshalb innerhalb einer modernen  Governance-Strukt ur  
eine ordnende und koordinierende Funktion. Sie definieren eindeutig, welche Institutionen für 
Planung, Umsetzung, Steuerung, Kommunikation, Finanzierung, Evalua t i on und politische 
Entscheidung verantwortlich sind. Gleichzeitig schaffen sie transparente Schnitts tellen 
zwischen den beteiligten Akteuren und fördern eine kooperative Arbeitsweise auf Grundlage 
gemeinsamer Ziele und verbindlich er Verfahren.

Eine klar strukturierte Verantwortungsarchitektur erfüllt dabei mehrere zentrale Funktionen. 
Sie

 verhindert Zuständigkeitsdiffusion , indem Aufgaben, Kompetenz e n und 
Verantwortlichkeiten  eindeutig zugeordnet werden;

 stärkt Koordination und Kohärenz , indem die Zusammenarbe i t  unterschi e dlicher 
Institutionen verbindlich organisiert und auf gemeinsame strategis che Ziele 
ausgerichtet wird;

 ermöglicht eine  effiziente  Ressourcennutzung, indem personelle, finanz i e l l e  und 
organisatorische Kapazitäten zielgerichtet eingesetzt und Doppelstrukturen vermieden 
werden;

 schafft Transparenz und Nachvollziehbark eit, indem Entscheidungswe ge, 
Verantwortlichkeiten und Umsetzungsprozesse für Politik, Verwaltung, Fachkräfte 

und Öffentlichkeit klar erkennbar sind;
 erhöht die politische Legitimität  kommunaler  Reformprozesse, indem 

Zuständigkeiten eindeutig geregelt, Entscheidungen transparent kommuniziert und 
Verantwortlichkeiten  demokratisch  nachvollziehbar gestaltet werden;

 stärkt Verbindlichkeit und Rechenschaftspflicht , indem jede beteiligte Institution 
ihre Aufgaben kennt, ihre Beiträge dokumentiert und regelmäßig über Fortschritte 
berichtet;

 verbessert die Anpassungs- und Lernfähigkeit  der Governance -Struktur, indem 
Verantwortlichkeiten regelmäßig überprüft, an veränderte Rahmenbedingungen 

angepasst und kontinuierlich  weiterent wickelt werden.



Verantwortlichkeiten dürfen daher nicht lediglich organisatorisch definiert werden. Sie 
müssen innerhalb der gesamten  Governance-Strukt ur kommuniziert, institutione l l  verankert, 
in verbindlichen Geschäfts- und Kooperationsprozessen abgebildet sowie durch Monitoring-
und Evaluationsverfahren regelmäßig überprüft werden. Nur wenn alle beteiligten Akteure 

ihre jeweilige  Rolle kennen und diese aktiv wahrnehmen, kann eine integrier te Steuerung 
dauerhaft gelingen.

In einer polyzentri schen Akteurslandschaf t stellt die Klarheit von Verantw o r tlichkeiten den 
zentralen Mechanismus zur Vermeidung institutio n eller Fragmentierung dar. Sie schafft 
Orientierung, erhöht die Handlungsfähigkeit aller Beteiligten und bildet die Grundlage für 

eine koordinierte, transpare nte und wirkungsorientierte Jugendpolitik. Erst durch eine 
verbindliche Verantwortungsarch itektur ents teht ein belastbares Governance-System,  das 
Kooperation ermöglicht, demokratische Legitimation stärkt und die nachhaltige Wirksamkeit 
kommunaler Reformprozesse langfristig sichert.

9.3 Ressourcenplanung und Finanzierung

Die nachhaltige  Umsetzung einer integriert e n kommunalen Jugendpolitik setzt eine 
vorausschauende, strategisch ausgericht e t e  und langfristig abgesiche rte Ressourcenplanung 
voraus. Politische Zielsetzungen, Beteiligungsprozesse und innovative Maßnahmen können 

ihre Wirkung nur dann dauerhaft entfalten, wenn sie auf einer verlässlichen finanziellen, 
personellen, organisatorischen und technisch en Grundlage aufbauen. Ressourcenplanung ist 
daher weit mehr als eine haushalterisc he Aufgabe. Sie stellt einen zentra l e n Governance-
Mechanismus dar, der die Handlungsfähigkeit der beteiligten Institutionen sichert, 
Planungssicherheit schafft und die nachhaltige Verankerung jugendpolitische r Strategien 
ermöglicht.

Eine moderne kommunale Jugendpolitik versteht Ressourcen nicht ausschließlich als 
finanzielle Mittel. Vielmehr umfasst sie sämtliche personellen, organisatorischen, 
infrastrukturellen, digitalen und sozialen Kapazitäten, die erforderlich sind, um politische 
Ziele wirksam umzusetzen. Dazu gehören qualifiziertes Fachpersonal, leistungsfähige 

Verwaltungsstrukturen, digitale Beteiligungsplattformen, geeignete Räume, funktionierende 
Netzwerke sowie ausreichend Zeit für Koordination, Beteiligung und Evaluation.

Die Ressourcenplanung muss dabei eng mit den  strategischen Zielen der  kommunalen 
Jugendpolitik verknüpft sein. Finanzielle Mittel dürfen nicht isoliert nach bestehenden 
Verwaltungsstrukturen verteilt werden, sondern müssen sich an den tatsächlichen Bedarfen 

junger Menschen, den Ergebnissen des Jugendmonitorings sowie den langfristigen 
Entwicklungsz i e l e n der Kommune orientieren. Eine evidenzb asierte Ressourcensteuerung 
erhöht die Wirksamkeit öffentlicher Investitionen und ermöglicht eine flexible Anpassung an 
gesellschaftliche Veränderungen.

Darüber hinaus trägt eine transparente Ressourcenplanung wesentlich zur politischen 
Legitimation kommunaler Jugendpolitik bei. Nachvollziehbare Finanzierungsentsche i dungen 
schaffen Vertrauen zwischen Politik, Verwaltung, Fachinstitutionen und Bürgerschaft und 
stärken die Akzeptanz kommunaler Reformprozesse. Gleichzeitig ermöglichen sie eine 
kontinuierliche Erfolgskontrolle sowie eine verantwortungsvolle Verwendung öffentlicher 

Mittel.

Eine integrier te Ressourcenplanung verfolgt deshalb das Ziel, vorhandene Mittel effizient 
einzusetzen, Synergieeffekt e  zwischen unterschiedlich en Institutionen zu  nutzen und



langfristige Investitionen gegenüber kurzfristigen Einzelmaßnahmen zu priorisieren. Sie 
versteht Finanzier u n g  nicht als einmalige  Bereitstellung von Haushaltsmitteln, sondern als 
kontinuierlichen Steuerungsprozess innerhalb einer lernenden kommunalen Governance.

Personelle Ressourcen 

Der wichtigste Erfolgsfaktor jeder kommunalen Jugendpolitik sind qualifizier te und 
ausreichend ausgestattete personelle Ressourcen. Fachkräfte tragen die Verantwortung für 

Planung, Koordination, Beteiligung, Beratung, Monitoring, Evalua t i on sowie die praktische 
Umsetzung sämtlicher Maßnahmen. Ihre fachliche Kompetenz, ihre institutionelle 
Vernetzung und ihre kontinuierliche Präsenz entscheiden maßgeblich über die Qualität und 

Nachhaltigkeit kommunaler Entwicklungsprozesse .

Die personelle Ausstattung muss sich an der tatsächlichen Aufgabenvielfalt orientieren.  
Neben klassischen Fachkräften der Jugendhilfe werden zunehmend Kompetenzen in den 
Bereichen Beteiligungsmanagemen t, Datenanaly s e, Digitalisierung, Kommunikation, 
Projektmanagement, Evaluation sowie interdisziplinäre Netzwerkarbeit benötigt. Gleichzeitig 

gewinnen kontinuierliche  Fortbildung, Supervision und Organisationsentwick lung an 
Bedeutung, um  den steigenden Anforderungen einer komplexen Governance-Strukt ur gerecht 
zu werden.

Zu den personellen Ressourcen gehören insbesondere:

 die zentrale Koordinationsstelle,  
 Fachkräfte der Jugendhilfe,
 Mitarbeitende der  kommunalen Verwaltung,
 Schulsozialarbe i t e rinnen und Schulsozialarbeiter,
 Fachkräfte der offenen Kinder- und Jugendarbeit,
 Streetworkerinnen und Streetworker,
 Beteiligungsmoderatori nnen und Beteiligungsmoderatoren, 
 Fachkräfte für Monitoring und Evaluation,
 Kommunikations- und Öffentlichkeitsarbeit, 
 IT- und Digitalisierungsfachkräfte,
 externe wissensc haftliche  Beratung sowie
 ehrenamtlich Engagierte und freiwillige Unterstützende.

Eine nachhaltige Personalplanung berücksichtigt neben quantitativen Aspekten insbesondere 
die langfristige Sicherung fachlicher Qualität, interdisziplinärer Zusammenarbeit und 
institutioneller Kontinuität.

Finanzielle Ressourcen

Die finanzielle Ausstattung bildet die Grundlage einer handlungsfähigen kommunalen 

Jugendpolitik. Nachhaltige Entwicklungsprozesse können nur entstehen, wenn ausreichende 
finanzielle Mittel dauerhaft zur Verfügung stehen und strategisch eingesetzt werden. 
Kurzfristige Projektfinanzierungen allein reichen hierfür nicht aus. Vielmehr bedarf es einer 
langfristigen Finanzierungsst rategie, die Planungssicherheit schafft und kontinuierliche  
Entwicklungsprozesse ermöglicht.



Kommunale Haushaltsmittel bilden dabei den Kern der Finanzierung. Ergänzend können 

Förderprogramme des Landes, des Bundes, der Europäischen Union sowie Stiftungen und 
weitere Förderinstitutionen genutzt werden. Voraussetzung hierfür ist jedoch eine 
koordinierte Fördermittelstrategie, die unterschiedliche Finanzierungsquellen systematisch 
miteinander verbindet und auf die kommunalen Entwicklungsz i e l e  abstimmt.

Eine moderne Finanzierungsst rategie orientiert sich an  folgenden Grundprinzipien:

 langfristige Planungssicherheit,
 Transparenz der Mittelverwendung, 
 Wirkungsorientierung,
 Bedarfsorientierung,
 Flexibilität bei neuen Herausforderungen, 
 Wirtschaft l i c hkeit und Effizienz ,
 Nachhaltigkeit öffentlicher Investitionen.

Besondere Bedeutung kommt dabei der Verstetigung erfolgreicher Maßnahmen zu.  
Innovative Projekte sollten nicht nach Ablauf einzelner Förderprogramme enden, sondern bei 
nachgewiesener Wirksamkeit schrittweise in die kommunale Regelstruktur überführt werden.

Organisatorische Ressourcen 

Neben personellen und finanziellen Kapazitäten benötigt eine integrierte Jugendpolitik 
leistungsfähige organisatorische Strukturen. Hierzu gehören klare Zuständigkeiten, 

verbindliche Kooperationsvereinbarungen, standardisierte Arbeitsabläufe sowie 
funktionierende Kommunikations- und Entscheidungswe ge.

Organisatorische Ressourcen schaffen die Voraussetzungen dafür, dass unterschiedliche 
Institutionen effizient zusammenar b eiten und vorhandene Kompetenz e n optimal genutzt 
werden können. Sie reduzieren Reibungsverluste, vermeiden Doppelstrukturen und fördern 

eine koordinierte Umsetzung kommunaler Maßnahmen.

Wesentliche organisatoris che Ressourcen umfassen insbesondere:

 verbindliche Governance-Struktu r en, 
 Kooperationsvereinbarungen,
 Steuerungskreise,
 Projektmanagement strukturen,
 standardisierte Beteiligungsverfahren ,  
 Qualitätsmanagementsysteme,
 Dokumentations- und Berichtssysteme, 
 Wissensmanage m e nt,
 Kommunikationsstrukturen ,  
 Evaluationsprozesse.

Eine leistungsfähige Organisationsstruktur erhöht die Anpassungsfähigkeit der Kommune und 

unterstützt die kontinuierliche Weiterentwicklung ihrer Jugendpolitik.

Digitale und infrastrukturelle Ressourcen



Die Digitalisierung verändert sowohl die Arbeitsweise kommunaler Verwaltungen als auch 
die Beteiligung junger Menschen grundlegend. Digitale Ressourcen sind deshalb zu einem 
unverzichtbaren Bestandteil moderner Jugendpolitik geworden. Sie ermöglichen effiziente 

Kommunikation, digitale Beteiligung, datenbasier te Steuerung sowie transpare nte 
Informationsbereitstellung.

Hierzu gehören insbesondere:

 digitale Beteiligungsplattformen,
 Datenbanken und Monitoring-Systeme,
 Kommunikations- und Kollaborationstools, 
 digitale Dokumentationssysteme,
 Videokonferenz- und Veranstaltungsplattf o r men, 
 Social-Media-Infrastruktur,
 IT-Sicherheitslösungen,
 barrierefreie digi t a l e  Anwendungen.

Ebenso bedeutsam bleiben die physischen Infrastrukturen. Jugendzentren, Begegnungsräume,
Schulen, Bürgerhäuser oder Quartierszentren bilden weiterhin wichtige Orte der persönlichen
Begegnung und ergänzen digitale Angebote innerhalb hybrider Beteiligungsformate.

Eine nachhaltige Ressourcenplanung berücksichtigt daher gleichermaßen digitale und analoge 
Infrastrukturen und verbindet beide zu einer integriert e n Beteiligungslandschaf t.

Fördermittelmanagement und Drittmittelakquise

Eine strategi sch ausgericht e t e  Ressourcenplanung umfasst neben der kommunalen  
Haushaltsplanung auch ein professionelles Fördermittelmanagement. Angesichts begrenzter 
kommunaler Finanzspielräume gewinnen externe Förderprogramme zunehmend an 

Bedeutung. Voraussetzung für deren erfolgreiche Nutzung ist jedoch ein systematisches 
Management, das Fördermöglichkeiten frühzeitig identifiziert, Anträge koordiniert und 

Fördermittel nachhaltig in kommunale Entwicklungsstrategien integriert.

Ein professionelles Fördermittelmanagement umfasst insbesondere:

 kontinuierliche Beobachtung nationaler und europäischer Förderprogramme, 
 Entwicklung förderfähiger Projektkonzepte,
 Koordination von Antragstellungen , 
 Aufbau interkommunaler  und regionaler Kooperationen, 
 Projektcontrolling,
 Mittelverwendungsnachweise,
 Verstetigungsstrategien erfolgreiche r Projekte.

Ziel ist es, externe Fördermittel nicht isoliert einzusetzen, sondern als Bestandteil einer 
langfristigen kommunalen Finanzierungsst rategie zu verstehen.

Ressourcensteuerung und Wirkungsorientierung 

Die Bereitstellung von Ressourcen allein garan tiert noch keine erfolgreiche Jugendpolitik. 
Entscheidend ist deren zielgerichtete und wirkungsorientierte Steuerung. Ressourcen müssen 
kontinuierlich hinsichtlich ihrer Wirksamkeit überprüft und an veränderte Bedarfe angepasst



werden. Grundlage hierfür bildet ein integriertes Monitoring- und Evaluationssystem, das 
sowohl finanzielle Kennzahlen als auch qualitative Wirkungen berücksichtigt.

Eine wirkungsorientierte Ressourcensteuerung verfolgt insbesondere folgende Ziele:

 Verknüpfung von Ressourcen und strategischen Zielen, 
 kontinuierliche Erfolgskontrolle,
 Priorisierung besonders wirksamer Maßnahmen,  
 frühzeitige Identifikation von Fehlentwicklungen, 
 flexible Umsteuerung bei veränderten Bedarfen,
 transparente Berichterstattung gegenüber Politik und Öffentlichkeit, 
 kontinuierliche Verbesserung der Ressourceneffi z i e nz.

Dadurch entwi c kelt sich Ressourcenplanung von einer rein administr ativen Haushaltsaufgab e 
zu einem integralen Bestandteil kommunaler Steuerung und Qualitätsentwicklung.

Funktion der Ressourcenplanung und Finanzierung 

Die Ressourcenplanung und Finanzier u n g  bilden das  wirtscha ftliche und organisatorische 
Fundament einer nachhaltigen  kommunalen Jugendpolitik. Sie schaffen die Voraussetzungen 
dafür, dass strategische Ziele, Beteiligungsprozesse und operative Maßnahmen dauerhaft 

umgesetzt, weiterentwickelt und institutionell abgesichert werden können.

Innerhalb der kommunalen  Governance -Struktur übernehmen sie eine zentrale 
Steuerungsfunktion, indem sie politische Prioritäten mit personellen, finanziellen und 
organisatorischen Kapazitäten verbinden. Gleichzeitig ermöglichen sie eine transparente, 
evidenzbasierte und wirkungsorientierte Verwendung öffentlicher Mittel und tragen damit 
wesentlich zur Legitimation kommunalen  Handelns bei.

Die Ressourcenplanung und Finanzierung gewährleisten insbesondere:

 Planungssicherheit, indem finanzielle,  personelle und organisatoris che Ressourcen 
langfristig abgesichert werden;

 Handlungsfähigkeit , indem die notwendigen Kapazitäten für die Umsetzung 
jugendpolitischer Maßnahmen bereitgestellt werden;

 Wirkungsorientierung, indem Ressourcen konsequent an strategis chen Zielen und 
nachweisbaren Ergebnissen ausgericht e t  werden;

 Wirtschaftlichkeit und Effizienz , indem vorhandene Mittel zielgeri c htet eingesetzt 
und Synergien zwischen Institutionen  genutzt werden;

      Transparenz und Rechenschaft, indem Finanzierungsentsche i dungen
nachvollziehbar dokumentiert und öffentlich kommuniziert werden;

 Innovationsfähigkeit , indem finanzielle Spielräume für Modellprojekte, digitale 
Entwicklungen und neue Beteiligungsformate geschaffen werden;

 Nachhaltigkeit, indem erfolgreiche Maßnahmen dauerhaft in kommunale 

Regelstrukturen überführt und langfristig institutionell abgesichert werden.

Damit ist  die Ressourcenplanung und Finanzierung weit mehr als ein administr ativer 
Unterstützungsprozess. Sie ist ein zentraler  Governance-Mechani smus, der die strategische 
Steuerungsfähigkeit, die institutionelle Stabilität und die langfristige Wirksamkeit einer 
integrierten kommunalen Jugendpolitik gewährleistet. Sie verbindet politische Zielsetzungen 
mit den erforderliche n personellen, finanziellen  und organisatoris chen Voraussetzungen und



schafft so die Grundlage für eine zukunftsfähige, resiliente und generationengerechte 
kommunale Entwicklung.

9.4 Monitoring, Evaluation und Feedbacksch leifen

Monitoring, Evalua t i on und Feedbackschleif en bilden das lernende Steuerungssystem einer 
modernen kommunalen Jugendpolitik. Sie ermöglichen es, die Umsetzung politischer 
Strategien kontinuierlich zu beobachten, ihre Wirksamkeit systematisch zu überprüfen und die 
gewonnenen Erkenntnisse unmittelbar in zukünftige Planungs- und Entscheidungsprozesse zu 
integrieren. Damit stellen sie einen zentra l e n Governance -Mechanismus dar, der Transpare nz, 
Rechenschaft, Anpassungsfähigkeit und nachhaltige Qualitätsentwicklung gewährleistet.

Eine integrier te Jugendpolitik kann ihre Ziele nur dann dauerhaft erreichen, wenn sie nicht als 
statisches Planungsmodell verstanden wird, sondern als dynamischer Entwicklungsprozess, 
der kontinuierlich auf neue gesellschaftliche Herausforderungen, veränderte Lebenslagen 
junger Menschen sowie politisch e und rechtliche Rahmenbedingunge n reagiert. Monitoring 
und Evaluation schaffen hierfür die notwendige Wissensbasis. Sie liefern empirisch fundierte 
Informationen über Zielerreichung, Wirkungen, Ressourcenverwendung und 
Entwicklungsbedarfe und unterstützen damit eine evidenzbasierte politische Steuerung.

Gleichzeitig fördern sie eine Kultur des organisationalen Lernens. Verwaltung, Politik, 
Bildungseinrichtungen, sozialräumliche Akteure, zivilgesellschaftliche Organisationen und 
Jugendliche erhalten regelmäßig Rückmeldungen über den Stand der Umsetzung, erkennen 
Erfolge ebenso wie Verbesserungspotenziale und können ihre Strategien entsprechend 
anpassen. Dadurch entsteht ein kontinuierlicher  Verbesserungsprozess, der  die Resilienz  und 
Innovationsfähigkeit der kommunalen Jugendpolitik nachhaltig stärkt.

Monitoring, Evaluation und Feedbackschleifen erfüllen somit eine doppelte Funktion: 
Einerseits dienen sie der Rechenschaftslegung gegenüber Politik, Verwaltung und 
Öffentlichkeit, andererseits bilden sie die Grundlage für eine kontinuierliche 

Weiterentwickl ung der kommunalen Jugendpolitik. Sie verbinden Datenerhebung, Analyse, 
Reflexion und politische Entscheidungsfindung zu einem integrierten Steuerungskreislauf.

Kommunales Jugendmonitoring

Das kommunale Jugendmonitoring bildet die Grundlage einer datenbasier ten und 
vorausschauenden Jugendpolitik. Es umfasst die kontinuierliche  Erhebung, 
Zusammenführung, Analyse und Interpretation relevanter Informationen über die  
Lebenslagen junger Menschen sowie über die Umsetzung jugendpolitischer Maßnahmen. Ziel 
des Monitorings ist es, Entwicklungen frühzeitig zu erkennen, Entscheidungsprozesse auf  
eine belastb are Datenbasis zu stellen und politisch e Steuerung transpar ent sowie 
nachvollziehbar zu  gestalten.

Im Unterschied zu einer einmalige n Bestandsaufnahme handelt es  sich beim Monitoring um 
einen dauerhaft angelegten Beobachtungsprozess. Entwicklungen werden regelmäßig 

dokumentiert, miteinander  verglichen und hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die 
kommunale Jugendpolitik bewertet. Dadurch können Trends frühzeitig identifiziert und 

geeignete Maßnahmen rechtzeitig eingeleitet werden.



Ein modernes Jugendmonitoring verbindet quantitative und qualitative Informationsquellen. 
Statistische Kennzahlen werden durch Befragungen, Beteiligungsverfahren, sozialräumliche 

Beobachtungen sowie Rückmeldungen aus digitalen Beteiligungsplattformen ergänzt. Erst 
diese Kombination ermöglicht ein differenziertes Verständnis der Lebenslagen junger 
Menschen und ihrer sich wandelnden Bedürfnisse.

Zu den wesentlichen Aufgaben des kommunalen Jugendmonitorings gehören insbesondere:

 kontinuierliche Beobachtu n g  jugendrelevant e r Entwicklungen, 
 Erhebung sozialräumlicher Daten,
 Analyse von Bildungs-, Freizeit- und Beteiligungsstrukturen ,  
 Dokumentation der Umsetzung kommunaler Maßnahmen,
 Identifikation neuer  Bedarfe und Problemlagen, 
 Integration digitaler Beteiligungsdaten,
 Bereitstellung steuerungsrelevanter Informationen für Politik und Verwaltung, 
 Unterstützung langfristiger Planungsprozesse.

Das Jugendmonitoring bildet damit das empirische Fundament einer evidenzba sierten 
kommunalen Jugendpolitik.

Evaluation

Während das Monitoring fortlaufend Informationen über Entwicklungen liefert, überprüft die 
Evaluation systematisch die Qualität, Wirksamkeit und Zielerreichung einzelner Maßnahmen, 
Programme und Strategi e n. Sie beantwort e t  die zentr ale Frage, in welche m  Umfang die 
angestrebten Wirkungen tatsächlich erreicht wurden und welche Faktoren den Erfolg oder 
Misserfolg beeinflusst haben.

Evaluation ist dabei nicht als abschließende Erfolgskontrolle zu verstehen, sondern als 
kontinuierlicher Lernprozess. Sie dient dazu, Stärken und Schwächen bestehender 
Maßnahmen sichtbar zu machen, Verbesserungsmöglichkeiten aufzuzeigen und zukünftige 

Entscheidungen auf empirisch gesicherte Erkenntnisse zu stützen.

Eine wirkungsorientierte Evaluation berücksichtigt sowohl quantitative Ergebnisse als auch 
qualitative Erfahrungen der beteiligten Akteure. Neben statistisch en Daten werden deshalb 
Einschätzungen von Jugendlichen, Fachkräften, Verwaltung, Politik und 
Kooperationspartnern systematisch einbezogen. Dadurch entsteht ein umfassendes Bild über 

die tatsächlichen Wirkungen kommunaler Jugendpolitik.

Zu den zentralen Aufgaben der Evaluation gehören insbesondere:

 Überprüfung der Zielerreichung,
 Bewertung der Wirksamkeit einzelner Maßnahmen, 
 Analyse von Erfolgs- und Hemmfaktoren,
 Bewertung des  Ressourceneinsatzes,
 Ermittlung der Zufriedenhe i t  beteiligter Akteure, 
 Ableitung konkreter Handlungsempfehlu n g en,



 Unterstützung strategischer Weiterentwicklungen, 
 Dokumentation langfristiger Wirkungen.

Evaluation schafft damit die Grundlage für eine kontinuierliche Qualitätsentwicklung und 
stärkt zugleich die Transparenz kommunaler Entscheidungsprozesse.

Feedbackschleife n

Feedbackschleif en bilden das  verbindende Element zwischen Monitoring, Evaluation und 
politischer beziehungsweise administr ativer Steuerung. Sie stellen sicher, dass die 
gewonnenen Erkenntnisse nicht lediglich dokumentiert werden, sondern tatsächlich in 

zukünftige Planungs- und Entscheidungsprozesse einfließen.

Eine moderne Governance-Struktur zeichnet sich dadurch aus, dass Informationen 
kontinuierlich zwischen allen beteiligten Ebenen zirkulieren. Rückmeldungen aus 
Jugendbeteiligung, sozialräumlicher Praxis, Bildungsinstitutionen, Verwaltung, Politik sowie 
digitalen Beteiligungsplattformen werden systematisch zusammengeführt, ausgewertet und an 
die verantwortlichen Entscheidungsträger zurückgespielt. Dadurch entsteht ein geschlossener 
Steuerungskreislauf, der Lernen, Anpassung und Innovation dauerhaft ermöglicht.

Feedbackschleifen verlaufen dabei nicht ausschließlich von unten nach oben. Ebenso wichtig 
sind Rückmeldungen der Politik und Verwaltung an Jugendliche sowie an beteiligte 
Institutionen. Beteiligung gewinnt nur dann an Glaubwürdigkeit, wenn transparent 
kommuniziert wird, welche Vorschläge aufgegriffen wurden, welche Entscheidungen 
getroffen wurden und aus welchen Gründen bestimmte Anregungen nicht umgesetzt werden 
konnten.

Effektive Feedbackschleif en zeichnen sich insbesondere durch folgende Merkm a l e  aus:

 regelmäßige Kommunikation, 
 transparente Dokumentation,
 nachvollziehbare Entscheidungsbegründungen, 
 verbindliche Rückmeldeverfahren,
 kontinuierliche Beteiligung aller relevanten Akteure, 
 institutiona l i sierte Lernprozesse.

Sie stärken das Vertrauen in politische Beteiligung und erhöhen gleichzeitig die Qualität 

kommunaler Entscheidungsprozesse .

Indikatoren und Kennzahlensyste me

Eine evidenzb asierte Steuerung setzt geeignete Indikatoren voraus, anhand derer  
Entwicklungen beobachtet und Wirkungen bewertet werden können. Indikatoren bilden die 

messbare Grundlage des Monitorings und ermöglichen objektive Vergleiche über 

verschiedene Zeiträume hinweg.

Dabei sollten sowohl Struktur-, Prozess-, Output- als auch  Outcome-Indikatore n 
berücksichtigt werden, um die unterschiedlichen Dimensionen kommunaler Jugendpolitik 
angemessen abzubilden.

Zu den möglichen Strukturindikatoren gehören beispielsweise:



      personelle Ausstattung,
      finanzielle Ressourcen,
 Anzahl beteiligter Institutionen ,  
 digitale Infrastruktur.

Prozessindikatoren erfassen unter ander em:

 Anzahl durchgeführter Beteiligungsverfahren, 
 Intensität interinstitutioneller Kooperation,
 Dauer von Entscheidungsprozessen ,  
 Beteiligungsquoten.

Output-Indikatoren beschreiben unmittelbar erbrachte Leistungen, beispielsweise : 

 Anzahl umgese t z t e r Projekte, 
 Zahl der Teilnehmende n,
 durchgeführte Veranstaltungen,  
 entwickelte Beteiligungsformate.

Outcome-Indikatoren bewerten schließlich die tatsächlichen Wirkungen kommunaler 

Jugendpolitik, beispielsweise : 

 wahrgenommene Beteiligungsmöglichkeiten, 
 demokratische Kompetenzen , 
 Zufriedenheit junger Menschen, 
 soziale Integration,
 Bildungs- und Teilhabech ancen,
 Vertrauen in  kommunale Institutionen.

Ein ausgewogenes Kennzahlensystem verbindet quantitative Messgrößen mit qualitativen 

Bewertungen und ermöglicht dadurch eine differenzierte Betrachtung kommunaler 
Entwicklungsprozesse.

Beteiligungsorientiert e Evaluation

Eine nachhaltige Jugendpolitik setzt voraus, dass Jugendliche nicht ausschließlich Gegenstand 
von Evaluationen sind, sondern aktiv an  deren Gestaltung beteiligt werden. 
Beteiligungsorientierte Evaluation versteht junge Menschen als Expertinnen und Experten 
ihrer eigenen Lebenswelt und integri e rt ihre Erfahrungen systematisch in die Bewertung 
kommunaler Maßnahmen.

Hierzu gehören beispielsweise:

 Jugendbefragungen, 
 Fokusgruppen,
 Zukunftswerkstätten,
 digitale Feedbackformate, 
 Jugendforen,
 partizipativ e Workshops,



 Online-Konsultationen,
 kontinuierliche Rückmeldesysteme.

Durch diese Verfahren entstehen nicht nur belastbare Informationen über die Qualität 

kommunaler Maßnahmen, sondern zugleich neue Beteiligungsmöglichkeiten, die 

demokratische Kompetenzen fördern und die Identifikation junger Menschen mit 
kommunalen Entwicklungsprozessen stärken.

Die aktive Einbindung der Jugendlichen erhöht zudem die Legitimation der 

Evaluationsergebni sse und verbessert die Akzeptan z nachfolgender politischer 
Entscheidungen.

Berichterstattung und Wissensmanageme nt

Die Ergebnisse von Monitoring und Evaluation entfa l t e n ihre Wirkung nur dann, wenn sie 
systematisch dokumentiert, verständlich aufbereitet und den relevanten Akteuren zugänglich 

gemacht werden. Ein professionelles Berichtswe sen bildet daher einen wesentlich en 
Bestandteil kommunaler  Governance.

Regelmäßige Jugendberichte, Monitoringberichte, Wirkungsanalysen sowie öffentliche 

Statusberichte schaffen Transparenz gegenüber Politik, Verwaltung, Fachkräften und 

Bürgerschaft. Gleichzeitig fördern sie die institutionelle Lernfähigkeit, indem Erfahrungen 

dauerhaft dokumentiert und für zukünftige Planungsprozesse verfügbar gemacht werden.

Ein modernes Wissensmanage m e nt umfasst insbesondere:

 regelmäßige Monitoringberichte, 
 Wirkungsberichte,
 digitale Wissensdatenbanken , 
 Dokumentation bewährter Praxisbeispiele, 
 Transfer wissenschaf tlicher Erkenntni sse,
 Erfahrungsaustausch zwischen Institutionen, 
 öffentliche Berichterstattung,
 kontinuierliche Aktualisierung vorhandener Wissensbestände.

Dadurch entsteht ein nachhaltiger Wissenskreislauf, der die kontinuierliche  
Weiterentwicklung kommunaler Jugendpolitik unterstützt.

Funktion von Monitoring, Evaluation und Feedbacksch leifen

Monitoring, Evalua t i on und Feedbackschleif en bilden innerhalb der  kommunalen 
Governance-Struktur den zentralen Mechanismus für Qualitätsentwicklung, organisationales 
Lernen und evidenzb asierte Steuerung. Sie verbinden Datenerhebung, Wirkungsanalyse,
Beteiligung und politisch e Entscheidungsfindung zu einem integriert e n Steuerungssystem, das  
die Anpassungs- und Innovationsfähigkeit kommunaler Jugendpolitik dauerhaft sichert.



Durch die kontinuierliche  Beobachtung gesellsc haftliche r Entwicklungen, die systematische 
Bewertung kommunaler Maßnahmen und die institutionalisierte Rückkopplung zwischen  
allen beteiligten Akteuren entsteht ein lernendes Governance-System, das auf Veränderungen 

flexibel reagieren und seine Strategien fortlaufend optimieren kann. Gleichzeitig stärken 

Monitoring und Evaluation die Transparenz politischen Handelns, erhöhen die 

Rechenschaftspflicht öffentlicher Institutionen und fördern das Vertrauen junger Menschen in 
kommunale Beteiligungsprozesse.

Monitoring, Evaluation und Feedbackschleifen gewährleisten insbesondere:

 Evidenzbasierte Steuerung, indem politische Entsche i dungen auf aktuellen Daten, 
wissenschaf tlichen Erkenntnissen und systematischen  Analysen beruhen;

 Qualitätsentwicklung , indem Maßnahmen kontinuierlich überprüft, bewertet und 

verbessert werden;
 Organisationales Lernen, indem Erfahrungen systematisch ausgewertet und 

dauerhaft in  kommunale Entwicklungsprozesse  integriert werden;
 Transparenz und Rechenschaft, indem Ergebnisse nachvollziehbar dokumentiert 

und öffentlich kommuniziert werden;
 Partizipative Legitimation, indem Jugendliche sowie weitere Akteure aktiv in  

Monitoring-, Evaluations- und Feedbackprozesse einbezoge n werden;
 Anpassungsfähigkeit und Resilienz , indem Veränderungen frühzeitig erkannt und 

Strategien flexibel an neue  Herausforderungen angepasst werden;
 Nachhaltige Wirksamkeit, indem erfolgreiche Maßnahmen verstetigt, weniger 

wirksame Ansätze weiterentwickelt und Ressourcen zielgerichtet eingesetzt werden.

Damit bilden Monitoring, Evaluation und Feedbackschleif en den  lernenden Kern einer 
integrierten kommunalen Jugendpolitik. Sie ermöglichen eine kontinuierliche Verbindung 

zwischen Planung, Umsetzung, Reflexion und Weiterentwickl ung und schaffen die 
Voraussetzungen für eine transparente, wirkungsorientierte und langfristig erfolgreiche 
Governance, die den sich wandelnden Bedürfnissen junger Menschen sowie den 
Anforderungen einer dynamischen Gesellsch aft dauerhaft gerecht wird.

9.5 Risiken, Widerstände und politische Realitäten

Die Umsetzung einer integrierten kommunalen  Jugendpolitik erfolgt nicht in einem 
idealtypischen, konfliktfreien  Umfeld, sondern innerhalb komplexer politischer, 
administr ativer und gesellschaf tlicher Rahmenbedingunge n. Kommunale 
Entscheidungsprozesse sind durch unterschiedlich e Interessen, begrenzte Ressourcen, 
institutionelle Routinen sowie wechselnde politische Mehrheiten geprägt. Reformprozesse 
stoßen deshalb regelmäßig auf Widerstände, Zielkonflikte und Unsicherheiten, die den Erfolg 
der Umsetzung erheblich beeinflussen können.

Eine realistisch e Governance-Perspektive berücksichtigt diese Bedingungen ausdrücklich. Sie 
versteht Risiken und Widerstände nicht als Ausnahme, sondern als inhärente Bestandteile 
kommunaler Transformationsprozesse. Ziel eines professionellen Governance-Manag ements 
ist daher nicht, Konflikte vollständig zu vermeiden, sondern sie frühzeitig zu erkennen, 

transparent zu kommunizieren  und konstruktiv zu  bearbeiten. Erst durch einen offenen 
Umgang mit Risiken entstehen resilien te Steuerungsstrukturen, die auch  unter schwieri gen 
politischen oder finanziellen Rahmenbedingungen handlungsfähig bleiben.



Die Berücksichtigung politischer Realitäten besitzt dabei eine besondere Bedeutung. 
Jugendpolitik konkurriert innerhalb kommunaler  Haushalte und politischer 
Entscheidungsprozesse mit zahlreich en anderen Aufgabenfeldern wie Infrastruktur, 
Wirtschaftsförderung, Klimaschutz, soziale Sicherung oder öffentliche Sicherheit. Die 
dauerhafte Verankerung jugendpolitische r Strateg ien erfordert daher  politische 
Überzeugungsarbeit, belastbare Wirkungsnachweise sowie eine kontinuierliche Legitimation 
gegenüber Politik, Verwaltung und Öffentlichkeit.

Ein systematisches Risikomanagement trägt dazu bei, potenzielle Gefährdungen frühzeitig zu 

identifizieren, geeignete Gegenmaßnahmen zu entwickeln und die langfristige Stabilität 

kommunaler Jugendpolitik sicherzustellen. Es stärkt die Anpassungsfähigkeit der  
Governance-Struktur und erhöht ihre Widerstandsfähigkeit gegenüber politischen, 
organisatorischen und gesellschaftlichen Veränderungen.

Politische Risiken 

Politische Risiken entstehen insbesondere durch Veränderungen der politischen 
Rahmenbedingungen sowie durch unterschiedliche Prioritätensetzungen innerhalb 
kommunaler Entscheidungsprozesse . Wahlperioden, personelle Wechsel in  politischen 
Führungspositionen oder veränderte Mehrheitsverhältnisse können dazu führen, dass 
strategische Zielsetzungen neu bewertet oder bereits begonnene Reformprozesse verzögert 

werden.

Jugendpolitik entfaltet ihre Wirkung häufig erst mittel- bis langfristig. Politische 
Entscheidungsprozesse orientieren sich dagegen oftmals an kürzeren Legislaturperioden und 
kurzfristig sichtb aren Ergebnissen. Daraus entsteht ein Spannungsfeld zwischen langfristige r 
strategischer Entwicklung und kurzfristig en politischen Erwartungen.

Weitere politische Risiken ergeben sich aus konkurrierenden kommunalen Prioritäten. 

Haushaltsengpässe oder unerwartete Krisen können dazu führen, dass finanzielle Mittel 
umgeschichtet oder geplante Maßnahmen verschoben werden. Ebenso besteht die Gefahr, 
dass Jugendpolitik gegenüber anderen Politikfeldern an politischer Aufmerksamkeit verliert.

Zu den wesentlichen politischen Risiken gehören insbesondere:

 Wechsel politischer Mehrheiten,
 Veränderung strategischer Prioritäten,
 kurzfristige politische Entscheidungslogi ken,
 Konkurrenz um kommunale Haushaltsm i t t e l ,
 fehlende politische Unterstützung,
 geringe Sichtbar k eit jugendpolitische r Erfolge, 
 unzureichende institutionelle Verankerung.

Diesen Risiken kann durch eine breite parteiübergreifende Unterstützung, transparente 
Kommunikation sowie die institutionelle Absicherung zentraler Strukturen begegnet werden.

Administrative und organisatorische Widerstände

Auch innerhalb der kommunalen Verwaltung können Reformprozesse auf Widerstände 

stoßen. Neue Governance-Strukturen verändern bestehende Zuständigkeiten, etablierte 

Arbeitsweisen und organisatorische Routinen. Veränderungen werden daher nicht



ausschließlich fachlich bewertet, sondern häufig auch unter dem Gesichtspunkt zusätzlicher 

Arbeitsbelastung, organisatorischer Unsicherheit oder möglicher Kompetenzverschiebungen 
wahrgenommen.

Insbesondere ressortübergreifende Zusammenarbeit erfordert eine Kultur kooperativen 
Handelns. Traditione l l  arbeitst e i l i ge Verwaltungsstrukturen sind jedoch vielfach auf klar 
abgegrenzte Zuständigkeiten ausgerichtet. Die Einführung integrierter Steuerungsmodelle 
macht daher  organisatoris che Lernprozesse sowie eine kontinuierliche  Weiterentwickl ung der  
Verwaltungskultur erforderlich.

Weitere organisatoris che Risiken entstehen durch:

 unklare Verantw o r tlichkeiten,
 fehlende Kommunikationsstr u k turen, 
 Doppelzuständigkeiten,
 begrenzte personelle Kapazitäten,
 mangelnde Kooperationsbereitschaf t, 
 unzureichende Qualifizierung,
 hohe Personalfluktuatio n , 
 fehlendes Wissensman agement. 

Eine frühzeitige Einbindung aller Fachbereiche, transparente Entscheidungsprozesse sowie 
kontinuierliche Fortbildungs- und Organisationsentwicklungsmaßnahmen tragen wesentlich 
dazu bei, diese Widerstände zu reduzieren.

Finanzielle Risiken 

Die langfristige Finanzierung stellt eine der größten Herausforderungen kommunaler 
Jugendpolitik dar. Begrenzte Haushaltsm i t t e l , steigende Pflichtaufgabe n oder wirtscha ftliche 
Krisen können die Umsetzung strategischer Maßnahmen erheblich erschweren.

Besonders problematisch ist die starke Abhängigkeit vieler innovativer Projekte von  zeitlich 
befristeten Förderprogrammen. Nach Auslaufen externer Förderungen besteht häufig die 

Gefahr, dass erfolgreiche Maßnahmen mangels Anschlussfinanzierung eingestellt werden 
müssen. Dadurch gehen nicht nur finanzielle Investitionen verloren, sondern oftmals auch 
gewachsene Netzwerke, fachliche Kompetenz e n und das Vertrauen  der beteiligten 
Jugendlichen.

Weitere finanz i e l l e  Risiken umfassen insbesondere:

 Kürzungen kommunaler Haushalte,
 Abhängigkeit von Projektförderungen, 
 steigende Personal- und Sachkosten,
 unzureichende Verstetigung erfolgreiche r Projekte, 
 fehlende finanz i e l l e  Reserven,
 Konkurrenz zwischen unterschiedlich en Fachbereich en.

Eine strategische Finanzplanung, der Aufbau eines professionellen Fördermittelmanagements 
sowie die frühzeitige Verstetigung erfolgreicher Maßnahmen können diese Risiken deutlich 
reduzieren.



Gesellschaftliche  Herausforderungen

Kommunale Jugendpolitik bewegt sich innerhalb eines sich kontinuierlich  wandelnden 
gesellschaf tlichen Umfeldes. Demografis che Entwicklungen, Migration, Digitalisierung, 
soziale Ungleichheiten, wirtschaftliche Veränderungen oder globale Krisen verändern die 

Lebenslagen junger Menschen fortlaufend und stellen neue  Anforderungen an kommunale 
Steuerungsprozesse.

Hinzu kommen veränderte Beteiligungskulturen. Junge Menschen beteiligen sich heute häufig 
projektbezogen, themenspezifisch und digital vernetzt, während klassische langfristige 
Engagementformen teilweise  an Bedeutung verlieren. Kommunale Beteiligungsstrukturen 
müssen sich deshalb kontinuierlich weiterentwickeln, um den Erwartungen unterschiedlicher 
Zielgruppen gerecht zu werden.

Weitere gesellsc haftliche  Herausforderungen ergeben sich aus:

 zunehmender sozialer Ungleichheit,
 wachsender Diversität jugendlicher Lebenswelten,
 Digitalisierung und veränderten Kommunikationsformen, 
 sinkendem Vertrauen  in  politische Institutionen , 
 Polarisierung gesellschaf tlicher Debatten , 
 steigenden psychischen Belastungen junger Menschen, 
 demografischen Veränderungen.

Eine resilien te Jugendpolitik reagiert auf diese Entwickl ungen durch flexible 
Beteiligungsformate, sozialräumliche Orientierung sowie kontinuierliche 
Anpassungsprozesse.

Widerstände innerhalb von Beteiligungsprozessen

Auch Beteiligungsverfahren selbst verlaufen nicht konfliktfrei. Unterschiedlich e Interessen, 
Erwartungen und Beteiligungsbereitschaften können Spannungen erzeugen und die 
Umsetzung gemeinsamer Lösungen erschweren.

Jugendliche erwarten nachvollziehbare Entscheidungen und sichtbare Ergebnisse ihrer 
Beteiligung. Werden Beteiligungsprozesse lediglich symbolisch durchgeführt oder bleiben 

Rückmeldungen aus, entstehen Frustration, Vertrauensverlust und sinkende 
Beteiligungsbereitschaft. Ebenso können überhöhte Erwartungen an den tatsächlichen 

politischen Handlungsspielraum zu Enttäuschungen führen.

Weitere Risiken bestehen in:

 geringer Beteiligungsbereitsc haft,
 ungleicher Repräsentation unterschiedlicher Zielgruppen, 
 Dominanz einzelne r Interessengruppen,
 fehlender Transpare nz,
 unzureichender Rückmeldung über Ergebnisse,



 Beteiligungsmüdigkeit durch zu viele Verfahren, 
 mangelnder Barrierefreihe i t .

Professionell gestaltete Beteiligungsprozesse zeichnen sich daher durch Transpare nz, 
Verbindlichkeit, realistisch e Erwartungssteuer u n g  und kontinuierliche  Kommunikation aus.

Strategisches Risikomanagement

Eine resilien te Governance-Struktur berücksichtigt Risiken nicht erst im Krisenfall, sondern 
integriert deren systematische Analyse in sämtliche Planungs- und Steuerungsprozesse. 
Strategisches Risikomanagement dient dazu, potenzielle Gefährdungen frühzeitig zu 

identifizieren, ihre Auswirkungen einzuschätzen und geeignete Präventions- beziehungsweise 
Interventionsmaßnahmen zu entwickeln.

Ein wirksames Risikomanage m e nt umfasst insbesondere:

 kontinuierliche Risikoanaly s en,
 regelmäßige  Szenarioentw icklungen,
 Frühwarnsysteme auf Grundlage des Jugendmonitorings, 
 Notfall- und Alternativstr ategien,
 transparente Kommunikation,
 regelmäßige Überprüfung bestehender Steuerungsstrukturen, 
 institutiona l i sierte Lernprozesse,
 kontinuierliche Anpassung strategischer Ziele.

Durch diese Verfahren erhöht sich die Anpassungsfähigkeit kommunaler Jugendpolitik 
erheblich und ihre Widerstandsfähigkeit gegenüber unerwarteten Entwicklungen wird 

nachhaltig gestärkt.

Erfolgsfaktoren für den Umgang mit Widerständen

Die Erfahrung kommunaler Reformprozesse zeigt, dass Widerstände insbesondere dort 
erfolgreich bewältigt werden, wo Veränderungsprozesse transparent gestaltet, frühzeitig 

kommuniziert und gemeinsam entwickelt werden. Erfolgreiche Governance basiert weniger  
auf hierarchischer Steuerung als auf Kooperation, Vertrauen  und gemeinsam getragenen 
Verantwortlichkeiten . 

Zu den wesentlichen Erfolgsfaktoren gehören:

 frühzeitige Beteiligung aller relevanten Akteure,
 transparente Kommunikation politische r Entscheidungen, 
 klare Verantw o r tlichkeiten,
 kontinuierliche politische Unterstützung,
 evidenzb asierte Entscheidungsgrundlagen, 
 langfristige Ressourcenplanung,
 institutiona l i sierte Feedback- und Lernprozesse, 
 regelmäßige Evaluation und Anpassung,
 Förderung einer kooperativen Verwaltungskultur,
 sichtbare Erfolge durch Pilotprojekte und sogenannte „Quick Wins“ , die Vertrauen  

schaffen und die Akzeptanz weiterer Veränderungen erhöhen.



Diese Faktoren stärken die Legitimation kommunaler Jugendpolitik und erhöhen ihre 

Fähigkeit, auch unter schwierigen Rahmenbedingungen handlungsfähig zu bleiben.

Funktion des Risiko- und Widerstandsmanagements

Das Management von Risiken, Widerständen und politischen Realitäten bildet einen zentralen 

Bestandteil einer modernen kommunalen Governance. Es schafft die Voraussetzungen dafür, 

dass Reformprozesse nicht an kurzfristigen Konflikten, organisatoris chen Hemmnissen oder 
wechselnden politischen Rahmenbedingunge n scheitern, sondern langfristig erfolgreich  
umgesetzt werden können.

Innerhalb der Governance-Struktur übernimmt das Risiko- und Widerstandsmanagement die 
Aufgabe, Unsicherheiten frühzeitig sichtbar zu machen, Entscheidungsprozesse transparent zu 
gestalten und geeignete Strategien zur Sicherung der Handlungsfähigkeit zu entwickeln. 

Dadurch wird die Kommune in  die Lage versetzt, auf unerwart e t e  Entwicklungen flexibel zu  
reagieren, ohne ihre langfristige n strategischen Ziele aus dem Blick zu  verlieren.

Das Risiko- und Widerstandsmanagement gewährleistet insbesondere:

 Politische Stabilität , indem parteiübergreifende Unterstützung, institutionelle 
Kontinuität und langfristige strategische Zielsetzungen gefördert werden;

 Organisatorische Resilien z, indem Verwaltungsstrukturen  kontinuierlich  
weiterentwickelt, Verantwortlichkeiten geklärt und Kooperationsprozesse gestärkt 

werden;
 Finanzielle Nachhaltigke i t, indem Ressourcen langfristig gesichert, Fördermittel 

strategisch genutzt und erfolgreiche Maßnahmen verstetigt werden;
 Gesellschaftliche Anschlussfähigkeit , indem neue Entwicklungen frühzeitig erkannt 

und Beteiligungsformate kontinuierlich an veränderte Lebenswelten angepasst 
werden;

 Transparenz und Vertrauen, indem Entscheidungen nachvollziehbar kommuniziert,  
Rückmeldungen ernst genommen und Beteiligungsprozesse verbindlich gestaltet 
werden;

 Lern- und Anpassungsfähigkeit , indem Risiken regelmäßig analysiert, Erfahrungen 
ausgewertet und Steuerungsstrategien  fortlaufend weiterent wickelt werden.

Damit stellt das Risiko- und Widerstandsmanage m e nt keinen nachgelager ten 
Krisenmechanismus dar, sondern einen integralen Bestandteil einer lernenden und resilienten 
Governance. Es verbindet strategische Vorausschau, politische Sensibilität und 

organisatorische Anpassungsfähigkeit zu einem dauerhaften Steuerungsinstrument, das die 
nachhaltige Wirksamkeit kommunaler Jugendpolitik auch  unter sich wandelnden politischen, 
finanziellen und gesellsc haftliche n Rahmenbedingunge n sichert.

10. Schlussbetrachtung

Die vorliegende Konzeption verdeutlicht, dass eine zukunftsfähige kommunale Jugendpolitik 
weit über die Entwicklung einzelner Maßnahmen oder Beteiligungsprojekte hinausgeht. Sie 
erfordert einen grundlegenden Perspektivwech s el – von einer überwiegend sektoralen und 
projektorientiert e n Betrachtungsweise  hin zu  einer integriert e n, strategisch gesteue rten und 
lernenden Governance-Struktu r .  Junge Menschen sind dabei nicht lediglich Adressatinnen



und Adressaten kommunaler Leistungen, sondern eigenständige gesellschaftliche Akteurinnen 
und Akteure, deren  Erfahrungen, Perspektiv en und Kompetenzen systematisch in politische 
Entscheidungs- und Entwicklungsprozesse einbezogen werden müssen.

Die Analyse der unterschiedlich en Steuerungs-, Beteiligungs- und Kooperationsstrukturen  hat 
gezeigt, dass erfolgreiche Jugendpolitik nur dann dauerhaft wirksam sein kann, wenn sie als 
gemeinschaftliche Aufgabe von Politik, Verwaltung, Bildungseinrichtungen, sozialräumlichen 
Akteuren, Zivilgesellschaft sowie den Jugendlichen selbst verstanden wird. Die Komplexität 

gesellschaf tlicher Herausforderungen – geprägt durch demografische Veränderungen, 

Digitalisierung, soziale Ungleichheiten, Migration, Klimawande l  und tiefgreifende  
Transformationsprozesse – überschreitet die Handlungsmöglichkeiten einzelner Institutionen. 
Erforderlich ist vielmehr ein kooperatives Governance-Verständnis, das ressortübergreifende 
Zusammenarbeit,  evidenzb asierte Steuerung und kontinuierliche Beteiligung miteinander  
verbindet.

Im Mittelpunkt dieses Konzeptes steht deshalb die Entwicklung eines integrierten  
kommunalen Governance-Modells, das  strategische Steuerung, politische Legitimation, 
sozialräumliche Verankerung, digitale Innovation sowie kontinuierliches Lernen zu einem 
ganzheitlichen Steuerungssystem zusammenführt. Die beschriebenen  Governance-Ebenen – 
von der kommunalen Steuerung über die sozialräumlichen, bildungsbezogenen und 
zivilgesells chaftlichen  Akteure bis hin zu digitalen  Plattformen und politische n Institutionen – 
bilden gemeinsam ein Netzwerk wechselseitige r Verantwortung. Ihre Wirksamkeit entfa l t e t  
sich nicht durch isoliertes Handeln, sondern durch verbindliche Kooperation, transparente 
Kommunikation und eine gemeinsame Ausrichtung auf die Verbesserung der  
Lebensbedingungen junger Menschen.

Ein zentrales Ergebnis der Konzeption ist  die Erkenntnis, dass Beteiligung nicht als 
ergänzendes Instrument verstanden werden darf, sondern als konstitutives Prinzip  
kommunaler Jugendpolitik. Beteiligung schafft demokratisch e Legitimation, verbessert die 
Qualität politischer Entscheidungen und stärkt das Vertrauen junger Menschen in kommunale 
Institutionen. Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass Beteiligungsprozesse verbindlich  
gestaltet werden, nachvollziehbare Rückmeldungen erfolgen und die Beiträge junger 

Menschen tatsächlich in politische Entscheidungen einfließen. Beteiligung ohne erkennbare 

Wirkung gefährdet langfristig die Glaubwürdigkeit demokratischer Prozesse und reduziert die 
Bereitschaft junger Menschen, sich dauerhaft zu engagieren.

Ebenso zeigt die Konzeption, dass eine nachhaltige  Jugendpolitik auf einer systematischen  
Wissens- und Datenbasis beruhen muss. Monitoring, Evaluation und kontinuierliche  
Feedbackschleifen ermöglichen eine evidenzbasierte Steuerung, erhöhen die Transparenz 
politischer Entscheidungen und fördern eine Kultur des organisationalen Lernens. 
Kommunale Jugendpolitik entwickelt sich dadurch von einer überwiegend reaktiven 

Aufgabenwahrnehmung zu einem proaktiven Steuerungssystem, das  gesellschaf tliche 
Entwicklungen frühzeitig erkennt, strategisch bewertet und flexibel auf neue 
Herausforderungen reagier t.

Von besonderer Bedeutung ist darüber hinaus die institutionelle Verankerung der 
entwickelten Governance-Struktur. Nachhaltige Veränderungen entstehen nicht allein durch 
innovative Projekte oder zeitlich begrenzte Förderprogramme, sondern durch die dauerhafte 
Integration erfolgreicher Ansätze in die regulären Strukturen kommunaler Verwaltung und 
Politik. Klare Verantw o r tlichkeiten, stabile Finanzierungsmodelle,  verbindlich e 
Kooperationsvereinbarungen sowie langfristig angelegte Steuerungsprozesse bilden hierfür



die entsche i denden Voraussetzungen. Erst durch diese Institutionalis ierung wird 
gewährleistet, dass Jugendpolitik unabhängig von personellen Veränderungen, politischen 
Wahlperioden oder kurzfristigen Haushaltsentwicklungen kontinuierlich fortgeführt und 

weiterentwick elt werden kann.

Gleichzeitig macht die vorliegende Arbeit deutlich, dass kommunale Jugendpolitik einem 
kontinuierlichen Veränderungsprozess unterliegt. Gesellschaftliche Entwicklungen, 
technologische Innovationen sowie sich wandelnde Lebenslagen junger Menschen werden 
auch künftig neue Anforderungen an kommunale Steuerungssysteme stellen. Die hier 
entwickelte Governance-Struktur versteht sich deshalb ausdrücklich nicht als starres 
Organisationsmodell, sondern als lernendes und adaptives System. Seine Stärke liegt gerade  
in der Fähigkeit, neue Erkenntnisse aufzunehmen, Erfahrungen systematisch auszuwerten und 
bestehende Strategien fortlaufend weiterzuen twickeln .  Resilienz ents teht nicht durch 
Unveränderlichkeit, sondern durch institutionalisierte Lernfähigkeit.

Ein weiterer zentra l e r Aspekt betrifft die Rolle der  Kommune als demokratisch er 
Gestaltungsraum. Kommunen sind die politische Ebene, auf der junge Menschen staatliches 
Handeln unmittelbar erleben. Hier entst e hen erste Erfahrungen mit Mitbestimmung, 
gesellschaf tlicher Verantwortung und demokratisch en Entscheidungsprozessen .  Eine 
gelingende kommunale Jugendpolitik leistet deshalb nicht nur einen Beitrag zur Verbesserung 
individueller Lebenslagen, sondern stärkt zugleich die demokratische Kultur einer Kommune 
insgesamt. Sie fördert gesellschaftlichen Zusammenhalt, soziale Integration und das  
Vertrauen in öffentliche Institutionen und trägt damit wesentlich zur Zukunftsfähigkeit 

demokratischer Gesellsch aften bei.

Die Umsetzung der in dieser Konzeption beschriebenen Maßnahmen erfordert politischen 
Willen, institutionelle Offenheit und eine langfristige strategis che Orientierung. Sie verlangt 
Investitionen in Personal, Ressourcen, digitale Infrastruktur und Beteiligungskultur. Diese 
Investitionen sind jedoch nicht ausschließlich als finanzielle Aufwendungen zu verstehen, 
sondern als nachhaltige  Zukunftsinvestitione n in gesellsc haftliche n Zusammenhalt, 
demokratische Stabilität und soziale Entwicklung. Jede gelungene Beteiligung, jede gestärkte 
Bildungsbiografie, jede erfolgreiche Präventionsmaßnahme und jede verbesserte Kooperation 
zwischen den  beteiligten Akteuren erzeugt langfristige gesellschaftliche und ökonomische 
Wirkungen, die weit über die unmittelbaren Kosten einzelner Maßnahmen hinausreichen.

Abschließend lässt sich festhalten, dass die Zukunft kommunaler Jugendpolitik nicht in der 
Optimierung einzelner Projekte liegt, sondern im Aufbau einer integrierten, vernetzten  und 
lernenden Governance-Struktu r .  Die Verbindung von strategis cher Steuerung, 
evidenzbasierter Planung, verbindlicher Beteiligung, ressortübergreifender Kooperation und 
kontinuierlicher Evaluation schafft die Voraussetzungen für eine Jugendpolitik, die den 
komplexen Herausforderungen des  21. Jahrhunderts gerecht wird. Eine solche Jugendpolitik 
versteht junge Menschen nicht als Zielgruppe kommunalen Handelns, sondern als 
gleichberechtig te Partnerinnen und Partner  bei der Gestaltung ihrer Kommune.

Die vorliegende Konzeption liefert hierfür einen umfassenden  Governance-Rah men. Sie 
verbindet wissenschaftliche Erkenntnisse mit praxisorientierten Steuerungsansätzen und zeigt 
auf, wie kommunale Jugendpolitik systematisch, nachhaltig  und demokratisch 
weiterentwick elt werden kann. Ihr Anspruch besteht darin, Kommunen ein strategisches 
Instrument an die Hand zu geben, das Orientierung bietet, Kooperation stärkt und langfristige 
Entwicklungsprozesse unterstützt. Damit versteht sich diese Arbeit nicht als Abschluss einer 
Debatte, sondern als Ausgangspunkt für einen kontinuierlichen kommunalen Lern-,



Entwicklungs- und Gestaltungsprozess, dessen Erfolg letztlich daran  zu messen ist, in 
welchem Umfang es gelingt, jungen Menschen echte Teilhabe , chancenger echte 
Entwicklungsmöglichkeiten und eine aktive Mitgestaltung ihrer Lebenswelt zu ermöglichen.

10.1 Zusammenfassung der zentralen Befunde

Die vorliegende Konzeption verfolgt das Ziel, einen integrierten Governance-Ansatz für eine 
zukunftsfähige kommunale Jugendpolitik zu entwickeln, der den komplexen 
gesellschaft l i c hen, politische n und administr ativen Anforderungen moderner Kommunen 
gerecht wird. Ausgangspunkt war die Erkenntnis, dass traditione l l e , sektoral organisier te 
Steuerungsmodelle den  vielschicht i gen Lebenslagen junger Menschen sowie den  
dynamischen Transformationsprozessen in Gesellsch aft, Verwaltung und Politik nur noch 
eingeschränkt entsprechen. Die Analyse hat gezeigt, dass eine nachhaltige Jugendpolitik nicht 
isoliert innerhalb einzelner Fachbereich e gestaltet werden kann, sondern eine systematische 
Vernetzung unterschi e dlicher Institutionen, Handlungsebenen und gesellsc haftliche r Akteure 
erfordert.

Ein zentrales Ergebnis der Arbeit besteht in der Entwick lung eines Governance-Modells, das 
kommunale Jugendpolitik als integriert e n Steuerungsprozess versteht. Im Mittelpunkt stehen 
dabei Kooperation, Koordination, Partizipatio n  und evidenzb asierte Entscheidungsfindung. 
Anstelle hierarchischer Einzelsteuer u n g  tritt ein polyzentrisches Governance-Verständnis, in 
dem Politik, Verwaltung, Bildungsinstitutionen, sozialräumliche Einrichtungen, 

zivilgesells chaftliche  Organisatione n, digitale Akteure und junge Menschen selbst gemeinsam 
Verantwortung für die Gestaltung kommunaler Lebensräume übernehmen.

Die Analyse der kommunalen Steuerungsebe ne hat verdeutlich t, dass erfolgreiche 
Jugendpolitik eine klare institut i onelle Struktur voraussetzt. Die Einrichtung einer zentralen 
Koordinationsstelle, die Etablierung eines interdisziplinären Steuerungskreises sowie die 
verbindliche Einbindung der relevanten Fachbereich e schaffen die organisatoris chen 
Voraussetzungen für kohärente Entscheidungsprozesse, transparente Verantwortlichkeiten  
und eine nachhaltige  strategis che Steuerung. Dadurch wird verhindert, dass Jugendpolitik auf 
einzelne Projekte oder Ressorts beschränkt bleibt. Stattdessen entsteht eine dauerhafte 
Governance-Struktur, die unterschi e dliche Handlungsfelder miteinander verbindet und 
gemeinsame Zielsetzungen verfolgt.

Ebenso hat sich gezeigt, dass die sozialräumliche Ebene eine entscheidende Rolle für die 

Wirksamkeit kommunaler Jugendpolitik einnimmt. Jugendzentren, Einrichtunge n der Offenen 
Kinder- und Jugendarbeit, Streetwork sowie Quartiersmanagement verfügen über  
unmittelbare Zugänge zu den Lebenswelten junger Menschen und liefern wertvolle 
Informationen über soziale Entwicklungen, Bedarfe und Veränderungsprozesse. Sie 
übernehmen damit nicht nur operative Aufgaben, sondern fungieren zugleich als 
kontinuierliche Rückmeldesysteme innerhalb der kommunalen  Governance. Ihre enge 
Vernetzung mit den strategis chen Steuerungseben en stellt sicher, dass politische 
Entscheidungen an den tatsächlichen Lebensrealitäten junger Menschen ausgerichtet werden.

Die Untersuchung der Bildungsakteure hat darüber hinaus verdeutlicht, dass Schulen, 
Berufskollegs und die Schulsozialarbeit weit über ihren klassischen Bildungsauftrag 
hinausreichen. Sie sind zentrale Orte demokratischer Sozialisation, politische r Bildung und 
gesellschaftlicher Teilhabe. Durch ihre flächendeckende Präsenz sowie ihre kontinuierliche



Begleitung junger Menschen leisten sie einen wesentlichen Beitrag zur Förderung 

demokratischer Kompetenzen, zur Chancengerechtigkeit und zur frühzeitigen Erkennung 

individueller Unterstützungsbedarfe. Gleichzeitig bilden sie wichtige Schnittstellen zwischen 
Jugendhilfe, Verwaltung und sozialräumlichen Netzwerken.

Die zivilges ellschaf tlichen und verbandlichen Akteure erweitern diese institutionellen 
Strukturen um freiwilliges  Engagemen t, gesellschaf tliche Eigeni nitiative und soziale 
Innovation. Sportvereine, Jugendverbände, Kulturvereine, kirchliche Organisationen sowie 
freie Träger schaffen Beteiligungsräume außerhalb staatlicher Institutionen und stärken damit 
den gesellschaf tlichen Zusammenhalt sowie die demokratisch e Kultur einer Kommune. 
Besonders hervorzuheben ist ihre Fähigkeit, niedrigschwellige Zugänge zu schaffen, neue 
Zielgruppen zu erreichen und innovative Beteiligungsformate zu entwick eln.

Ein weiterer zentra l e r Befund betrifft die zunehm e nde Bedeutung digitaler Kommunikations-
und Beteiligungsräume. Digitale Plattformen, soziale Medien sowie digitale Communities 
haben sich zu eigenständigen Sozialräumen entwickelt, in denen junge Menschen 
kommunizieren, Meinungen bilden und gesellschaf tliche Entwickl ungen diskutieren. Die 
Konzeption zeigt, dass eine zeitgemäße Jugendpolitik diese digitalen Lebenswelten 
systematisch in ihre Beteiligungs- und Steuerungsprozesse integrieren muss. Hybride 
Beteiligungsformate, digi t a l e  Feedbacksysteme und datenbasier te Monitoringverfahre n 
erweitern die Reichweite kommunaler Jugendpolitik und erhöhen ihre Anpassungsfähigkeit  
an veränderte Kommunikationsformen.

Von besonderer Bedeutung ist  die Rolle der politische n Akteure. Die Untersuchung hat 
gezeigt, dass demokratische Legitimation, strategische Prioritätensetzung und verbindliche 
Ressourcenzuweisung unverzichtbare Voraussetzungen für eine nachhaltige Jugendpolitik 
darstellen. Ratsfraktionen, Ausschüsse sowie die politische Verwaltungsspitze übernehmen 

hierbei nicht nur formale Entscheidungsfunktionen, sondern schaffen auch die institutionellen 
Rahmenbedingungen für langfristige Entwicklungsprozesse. Gleichzeitig wurde deutlich, dass 
eine klare Verantwortungsarchitektur entscheidend ist, um Zuständigkeitsdiffusion zu 
vermeiden, Kooperationen zu stärken und die Transparenz politischer Entscheidungsprozesse
zu erhöhen.

Ein weiterer wesentlich er Befund betrifft die Bedeutung einer strategis chen 
Ressourcenplanung. Nachhaltige Jugendpolitik benötigt langfristig gesicherte personelle, 
finanzielle, organisatorische und digitale Ressourcen. Kurzfristige Projektförderungen allein 

reichen nicht aus, um dauerhafte Veränderungen zu bewirken. Vielmehr bedarf es einer 
integrierten Finanzierungsst rategie, die kommunale Haushaltsm i t t e l , externe 
Förderprogramme sowie institutionelle Verstetigungsprozesse miteinander verbindet und 
konsequent an den  strategischen Zielen der Jugendpolitik ausrichtet.

Die Analyse von Monitoring, Evalua t i on und Feedbackschleif en verdeutlich t, dass 
evidenzb asierte Steuerung einen unverzichtba ren Bestandteil moderner Governance darstellt.  
Kontinuierliche Datenerheb u n g ,  systematische Wirkungsanalysen sowie verbindlich e 
Rückkopplungsprozesse ermöglichen eine transparente Erfolgskontrolle und fördern 

gleichzeitig organisationales  Lernen. Dadurch entwickelt sich kommunale Jugendpolitik zu 
einem dynamischen Steuerungssystem, das gesellschaftliche Veränderungen frühzeitig 

erkennt, politische Entscheidungen kontinuierlich überprüft und Maßnahmen flexibel an neue 
Anforderungen anpasst.



Ebenso wurde deutlich, dass Reformprozesse zwangsläufig mit Risiken, Widerständen und 

politischen Zielkonflikten verbunden sind. Finanzielle Begrenzunge n, institutionelle 
Routinen, wechseln d e politische Mehrheiten oder gesellschaf tliche Transformationsprozesse 
können die Umsetzung strategischer Maßnahmen erschweren. Die Arbeit zeigt jedoch, dass 
diese Herausforderungen durch transpare nte Kommunikation, klare Verantw o r tlichkeiten, 
langfristige Ressourcenplanung sowie institutiona l i sierte Lern- und Anpassungsprozesse 
erfolgreich bewältigt werden können. Risiken werden dabei nicht als Ausnahme verstanden, 
sondern als integra l e r Bestandteil kommunaler Entwicklungsprozesse , auf den eine resilien te 
Governance-Struktur vorbereitet sein muss.

Zusammenfassend lassen sich die zentralen Befunde der vorliegenden Konzeption in  
mehreren grundlegenden Erkenntni ssen verdichten.

Erstens zeigt sich, dass kommunale Jugendpolitik nur dann nachhaltig  wirksam sein kann, 
wenn sie als ressortübergreifende Querschnittsaufgabe verstanden und innerhalb einer 
integrierten Governance-Struktur organisiert wird. Isolierte Einzelmaßnahmen oder 

projektbezogene Ansätze reichen angesichts der Komplexität heutiger gesellschaftlicher 
Herausforderungen nicht mehr aus.

Zweitens bildet die systematische Kooperation zwischen Politik, Verwaltung, 
Bildungseinrichtungen, sozialräumlichen Akteuren, Zivilgesellschaft, digitalen Plattformen 
und den Jugendlichen selbst die entscheidende Voraussetzung für eine kohärente, wirksame 
und demokratisch legitimierte Jugendpolitik. Die Qualität kommunaler Steuerung hängt 

wesentlich von der Fähigkeit ab, unterschiedliche Perspektiven zusammenzuführen und 

gemeinsame Verantwortung zu organisier en.

Drittens stellt Beteiligung nicht lediglich ein ergänzendes Instrument dar, sondern bildet einen 
konstitutiven Bestandteil kommunaler Governance. Die aktive Einbindung junger Menschen 
verbessert die Qualität politischer Entscheidungen, stärkt demokratische Legitimation und 
erhöht die Identifikation der Jugendlichen mit ihrer Kommune.

Viertens zeigt die Konzeption, dass evidenzb asierte Steuerung durch Monitoring, Evaluation 
und kontinuierliche Feedbackschleifen unverzichtbar für eine lernende Verwaltung ist. 
Datenbasierte Entscheidungen erhöhen Transparenz, verbessern die Wirksamkeit eingesetzter 
Ressourcen und schaffen die Grundlage für eine kontinuierliche Weiterentwicklung 

kommunaler Strategien.

Fünftens verdeutlicht die Arbeit, dass nachhaltige Jugendpolitik langfristige politische 
Unterstützung, institutionelle Verankerung und verlässliche Ressourcen benötigt. Dauerhafte 
Veränderungen entstehen nicht durch zeitlich begrenzte Einzelprojekte, sondern durch stabile 
Governance-Strukturen, verbindlich e Verantwortlichkeiten  und kontinuierliche  
Organisationsentwick lung.

In ihrer Gesamtheit bestätigen die gewonnenen Erkenntnisse die zentrale Ausgangsthese  
dieser Arbeit: Zukunftsfähige kommunale Jugendpolitik entsteht nicht durch die Optimierung 
einzelner Maßnahmen, sondern durch den Aufbau eines integrierten, kooperativen und 
lernenden Governance-Systems. Erst das Zusammenspiel strategis cher Steuerung, 
demokratischer Beteiligung, evidenzbasierter Entscheidungsfindung, ressortübergreifender 

Kooperation und kontinuierlicher Qualitätsentwicklung ermöglicht eine Jugendpolitik, die den 
komplexen Herausforderungen des  21. Jahrhunderts gerecht wird und jungen Menschen 
dauerhaft chancengerechte Entwicklungs- und Beteiligungsmöglichkeiten eröffnet.



10.2 Bedeutung für die kommunale Demokratie in Hamm

Die Entwicklung einer integrierten kommunalen Jugendpolitik besitzt für die Stadt  Hamm 
eine weit über das Handlungsfeld der Kinder- und Jugendhilfe hinausgehende Bedeutung. Sie 
stellt einen wesentlichen Baustein für die Weiterentwicklung der kommunalen Demokratie  
dar und trägt dazu bei, politische Entscheidungsprozesse transparenter, partizipativer und 
zukunftsorientierter zu gestalten. Kommunale Demokratie verwirklicht sich nicht allein durch 
Wahlen oder repräsentative Entscheidungsstrukturen, sondern vor allem durch die 
kontinuierliche Einbindung der Bürgerinnen und Bürger in die Gestaltung ihres unmittelbaren 
Lebensumfeldes. Gerade junge Menschen nehmen hierbei eine besondere Rolle ein, da sie 
nicht nur zukünftige Generationen repräsentieren, sondern bereits heute aktiv das 
gesellschaf tliche Leben der Stadt mitgestalten.

Die vorliegende Konzeption versteht Jugendpolitik deshalb ausdrücklich als 
Demokratiepolitik. Sie verfolgt nicht ausschließlich das Ziel, Angebote für junge Menschen 
bereitzustellen oder einzeln e Beteiligungsprojekte umzusetzen, sondern zielt auf die 
Entwicklung einer kommunalen  Beteiligungskultur, in der Mitwirkung, Verantwortung und 
gemeinsames Handeln zu selbstverständlichen Bestandteilen politischen und 
gesellschaftlichen Lebens werden. Für die Stadt Hamm eröffnet dies die Möglichkeit, ihre 

demokratischen Strukturen nachhaltig zu stärken und den Dialog zwischen Politik, 
Verwaltung und Bürgerschaft auf eine neue Grundlage zu stellen.

Jugendpolitik als Bestandteil kommunaler Demokratieentwicklu n g 

Kommunale Demokratie beginnt dort, wo Menschen die Möglichkeit erhalten, ihre 

unmittelbare Lebenswelt aktiv mitzugestalten. Für junge Menschen betrifft dies insbesondere 
Fragen der Bildung, Mobilität, Freizeitgestaltung, Digitalisierung, Kultur, Sport, 
Stadtentwicklung, Klimaschutz oder sozialräumlichen Entwicklung. Entscheidungen in diesen 
Bereichen beeinflussen ihren Alltag unmittelbar und prägen ihre Wahrnehmung politischer 
Institutionen.

Die Konzeption zeigt, dass demokratisch e Teilhabe nicht auf einzeln e 
Beteiligungsveranstaltunge n reduziert werden darf. Vielmehr muss sie als dauerhafter 
Bestandteil kommunaler  Steuerungsprozesse institutione l l  verankert werden. Beteiligung wird 
dadurch zu einem kontinuierlichen  Dialog zwischen Jugendlichen, Verwaltung und Politik,  
der sowohl strategis che Planungsprozesse als auch  operative Entscheidungen begleitet. 

Für die Stadt Hamm bedeutet dies einen Wandel von punktueller Beteiligung hin zu einer 
dauerhaft etablierten  kommunalen  Beteiligungskultur. Jugendliche werden nicht erst dann 
einbezogen, wenn Entscheidungen bereits vorbereitet sind, sondern bereits während der 

Problemdefinition, der  Zielentwicklung, der Planung, der Umsetzung sowie der Evalua t i on 
kommunaler Maßnahmen.

Dadurch entwi c kelt sich Jugendpolitik von einem einzelne n Politikfeld zu einem integra l e n 
Bestandteil kommunaler  Demokratieentwicklu n g . 

Demokratische Legitimation kommunaler Entscheidunge n



Eine der zentra l e n Herausforderungen moderner Kommunalpolitik besteht darin, politische 
Entscheidungen nachvollziehbar, transparent und gesellschaf tlich akzept i e rt zu gestalten .  Die 
Einbindung junger Menschen verbessert die demokratische Legitimatio n  kommunaler 
Entscheidungen erheblich, da unterschiedliche Perspektiven frühzeitig berücksichtigt und 
gesellschaftliche Interessen umfassender abgebildet werden können.

Die in dieser Konzeption entwick elte Governance-Struktur schafft hierfür verbindliche 

Verfahren. Jugendmonitoring, Beteiligungsplattformen, sozialräumliche Rückmeldestrukturen 
sowie kontinuierliche Feedbackprozesse sorgen dafür, dass politische Entscheidungen auf  
einer breiten Informationsbasis beruhen und die Erfahrungen junger Menschen systematisch  
in kommunale Beratungsprozesse einfließen.

Für die Stadt Hamm bedeutet dies eine Stärkung demokratischer Legitimation auf mehreren 
Ebenen:

 politische Entscheidungen werden transparenter vorbereitet,
 unterschiedliche gesellschaftliche Perspektiven werden systematisch berücksichtigt, 
 Beteiligung erhält verbindliche institutionelle Strukturen,
 Rückmeldungen werden nachvollziehbar dokumentiert,
 Entscheidungsprozesse werden für Jugendliche verständlicher und zugänglicher.

Dadurch wächst das Vertrauen in kommunale Institutionen und die Akzeptanz politischer 
Entscheidungen wird nachhaltig gestärkt.

Förderung demokratischer Kompetenzen

Kommunale Demokratie lebt von Bürgerinnen und Bürgern, die bereit und in der Lage sind, 
Verantwortung zu übernehmen, unterschiedliche Interessen abzuwägen und gesellschaftliche 
Entwicklungen aktiv mitzugestalten. Die Förderung demokratischer Kompetenzen beginnt 
deshalb bereits im Jugendalter.

Die in dieser Konzeption beschriebenen Beteiligungsstrukturen ermöglichen jungen 

Menschen, demokratisch e Prozesse unmittelbar zu  erleben. Sie erfahren, dass ihre Meinungen 
gehört werden, dass politische Entscheidungen auf Dialog beruhen und dass gesellschaftliche 
Veränderungen gemeinsames Handeln erfordern.

Hierdurch werden insbesondere Kompetenzen entwi c kelt wie:

 politische Urteilsfähigkeit,
 Verantwortungsbewusstsein, 
 Kommunikationsfähigkeit,
 Konfliktlösungskompetenz, 
 Kompromissfähigkeit,
 gesellschaf tliches Engagemen t, 
 Selbstwirksamk eit,
 Vertrauen in  demokratische Institutionen . 

Diese Kompetenzen wirken weit über einzelne Beteiligungsverfahren hinaus. Sie prägen 

langfristig das demokratische Selbstverständnis junger Menschen und fördern eine aktive 

kommunale Bürgerschaft.



Für Hamm bedeutet dies eine Investition in die demokratische Zukunft der Stadtgesellschaft.

Stärkung des gesellschaftlichen Zusammenhalts

Kommunale Demokratie ist  untrennbar mit gesellsc haftliche m  Zusammenhalt verbunden. 
Unterschiedliche Generationen, soziale Gruppen, kulturelle Hintergründe und Lebensentwürfe 
müssen innerhalb einer Kommune miteinander in Beziehung treten und gemeinsame  
Lösungen entwickeln.

Die integrier te Governance-Struktur fördert diesen Zusammenhalt, indem sie Kooperationen 
zwischen Politik, Verwaltung, Schulen, Jugendhilfe, Vereinen, Verbänden, Quartieren und 

digitalen Gemeinschaften systematisch stärkt. Dadurch entstehen Netzwerke gegenseitiger 
Verantwortung, die weit über einzelne Institutionen hinausreichen.

Gerade für eine vielfältige Stadt wie Hamm besitzt dieser Aspekt besondere Bedeutung. 
Unterschiedliche Sozialräume, kulturelle Vielfalt sowie unterschiedliche soziale Lebenslagen 
erfordern Beteiligungsstrukturen, die allen jungen Menschen gleichermaßen offenstehen und 
gesellschaftliche Teilhabe unabhängig von Herkunft, Bildung oder sozialem Status 
ermöglichen.

Eine inklusive Jugendpolitik trägt somit wesentlich dazu bei,

 soziale Integration zu fördern,
 gesellschaf tliche Ausgrenzung zu reduzieren,
 Begegnung zwischen unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen zu ermöglichen, 
 gegenseitiges Verständnis zu stärken,
 demokratische Konfliktfähigkeit zu entwickeln,
 das Zusammengehörigkeitsgefühl innerhalb der Stadt zu fördern.

Kommunale Demokratie wird dadurch zu einem gemeinsamen Entwicklungsprozess aller 
gesellschaf tlichen Gruppen.

Innovation und Zukunftsfähigkeit der Stadt Hamm

Die aktive Beteiligung junger Menschen besitzt nicht nur demokratische, sondern auch 
strategische Bedeutung für die langfristige Entwicklung der Stadt Hamm. Jugendliche 
verfügen über eigene Erfahrungen, Perspektiven und Innovationspotenziale, die wichtige 
Impulse für kommunale Entwicklungsprozesse liefern können.

Insbesondere in Bereichen wie Digitalisierung, Mobilität, Klimaschutz, Freizeitgestaltung 
oder öffentlicher Raum entstehen neue Ideen häufig aus den Lebenswelten junger Menschen 
selbst. Eine moderne Governance-Struktur schafft die Voraussetzungen dafür, diese 
Innovationspotenziale systematisch zu nutzen und in kommunale Planungsprozesse 
einzubeziehen.

Dadurch erhöht sich nicht nur die Qualität kommunaler Entscheidungen, sondern auch die 
Zukunftsfähigkeit der gesamten Stadtentwicklung.

Jugendpolitik wird somit zu einem Innovationsmotor kommunaler Demokratie.

Hamm als lernende und resiliente  Kommune



Die in dieser Arbeit entwick elte Governance-Struktur unterstützt die Entwicklung Hamms zu 
einer lernenden Kommune. Durch kontinuierliches  Monitoring, Evaluation, Beteiligung und 
institutiona l i sierte Feedbackschleif en entstehen dauerhafte Lernprozesse innerhalb von Politik 
und Verwaltung.

Gesellschaftliche Veränderungen können frühzeitig erkannt, politische Maßnahmen 

kontinuierlich angepasst und neue  Herausforderungen flexibel bearbeitet werden. Gleichzeitig 
erhöhen transparente Entscheidungsprozesse und klare Verantwortlichkeiten die 
Handlungsfähigkeit kommunaler Institutionen.

Für Hamm bedeutet dies insbesondere:

 höhere Anpassungsfähigkeit gegenüber gesellschaftlichen Veränderungen, 
 bessere Nutzung vorhandener Ressourcen,
 stärkere ressortübergreifende Zusammenarbeit,  
 höhere Transparenz politischer Entscheidungen, 
 größere Bürgernähe,
 nachhaltige Organisationsen twicklung,
 langfristige Sicherung demokratischer Handlungsfähigkeit.

Die Kommune entwickelt sich dadurch von einer überwiegend reaktiven Verwaltung zu einer 
strategisch lernenden Organisation.

Bedeutung für die kommunale Identität

Über die institutionellen Wirkungen hinaus besitzt eine integrierte Jugendpolitik auch 
identitätsstiftende Bedeutung. Kommunale Identität entsteht dort, wo Menschen ihre Stadt 
nicht ledigl i c h als Wohnort wahrnehmen, sondern als gemeinscha ftlichen Lebensraum, dessen 
Entwicklung sie aktiv mitgestalten können.

Wenn Jugendliche frühzeitig erleben, dass ihre Ideen ernst genommen werden, dass sie 
Verantwortung übernehmen können und dass ihre Beiträge sichtbare Veränderungen 

bewirken, entsteht eine stärkere emotionale Bindung an ihre Kommune. Diese Identifikation 
fördert langfristig gesellschaftliches Engagement, ehrenamtliche Tätigkeit und politische 
Mitverantwortung.

Für die Stadt Hamm eröffnet sich dadurch die Chance, eine Generation junger Bürgerinnen 

und Bürger zu fördern, die ihre Stadt nicht nur nutzt, sondern aktiv weiterentwickelt.

Perspektive einer demokratis chen Stadtgesellschaft

Die Umsetzung der in dieser Konzeption entwicke l t e n Governance-Struktur besi t z t  somit eine 
strategische Bedeutung für die demokratische Zukunft der Stadt Hamm. Sie verbindet 
politische Legitimation, evidenzbasierte Steuerung, ressortübergreifende Zusammenarbeit und 
verbindliche Beteiligung zu einem integrierten demokratisch en Handlungssystem.

Die langfristige Wirkung beschränkt sich dabei nicht auf die Verbesserung einzelner 
jugendpolitischer Maßnahmen. Vielmehr entstehen neue Formen kommunaler 
Zusammenarbeit, eine stärkere Beteiligungskultur sowie eine Verwaltung, die ihre 
Entscheidungen transparenter, dialogorient i e rter und wirkungsorientierter gestaltet.



Für Hamm eröffnet sich damit die Möglichkeit, sich als moderne, demokratische und 
beteiligungsorientiert e  Kommune weiterzuen twickeln ,  in der junge Menschen nicht 
ausschließlich als Adressatinnen und Adressaten kommunaler Leistungen verstanden werden, 
sondern als gleichbere c htigte Partnerinnen und Partner  einer gemeinsamen Stadtentwick lung.

Die vorliegende Konzeption versteht die kommunale Demokratie deshalb nicht als statisches 
Institutionengefüge, sondern als einen fortlaufenden gesellschaftlichen Lern- und 
Gestaltungsprozess. Ihre Zukunftsfähigkeit hängt maßgeblich davon ab, in welchem Umfang 

es gelingt, die Perspektiven junger Menschen dauerhaft in  politische Entsche i dungen 
einzubeziehen, kooperative  Governance-Strukturen institut i onell zu verankern und 
demokratische Teilhabe als grundlegendes Prinzip kommunalen Handelns zu etablieren. Für 
die Stadt Hamm liegt hierin nicht nur eine jugendpolitische  Herausforderung, sondern eine 
wesentliche Voraussetzung für ihre demokratische, soziale und nachhaltige Entwicklung im 
21. Jahrhundert.

10.3 Perspektiven für eine generationengerechte Kommunalpolitik

Die Entwicklung einer generatio n engerecht e n Kommunalpolitik stellt eine der  zentralen 
Zukunftsaufgaben moderner Städte dar. Demografischer Wandel, gesellschaftliche 
Transformation, Digitalisierung, Klimawandel,  wirtscha ftliche Unsicherheiten sowie 
veränderte Lebens- und Arbeitsformen verändern die Anforderungen an kommunales Handeln 
grundlegend. Kommunen stehen zunehmend vor der Herausforderung, politische 
Entscheidungen so auszugestalten, dass sie nicht ausschließlich aktuelle Problemlagen lösen, 
sondern zugleich langfristige Entwicklungsmöglichkeiten für zukünftige Generationen  
sichern. Generatio n engerech tigkeit entwickelt sich damit von einem normativen Leitbild zu 
einem zentra l e n Steuerungsprinzip kommunaler  Governance.

Die vorliegende Konzeption zeigt, dass generationengerechte Kommunalpolitik weit über  
eine zielgruppenspezifische Jugendförderung hinausgeht. Sie beschreibt einen Politikansatz, 
der die Interessen unterschiedlich er Generatio n en systematisch miteinander  verbindet, 
langfristige gesellschaftliche Entwicklungen berücksichtigt und politische Entscheidungen an 
den Prinzipien der Nachhaltigkeit, Chancenge rechtigkeit,  demokratisch en Teilhabe und 
sozialen Verantwortung ausrichtet. Jugendpolitik erhält in diesem Zusammenhang eine 
strategische Bedeutung, weil sie die Perspektiven jener Generation einbringt, die die 
zukünftige Entwicklung der Kommune maßgeblich gestalten und zugleich die langfristigen 
Folgen heutiger Entscheidungen tragen wird.

Generationen g erechtigkeit bedeutet dabei nicht, einzeln e Altersgruppen gegeneinander 
abzuwägen oder Ressourcen ausschließlich zugunsten einer Generation zu verteilen. Vielmehr 
verfolgt sie das Ziel, einen fairen Ausgleich zwischen den Bedürfnissen unterschiedlicher 
Bevölkerungsgruppen herzustellen und politische Entscheidungen so zu gestalten, dass sie 
sowohl gegenwärtigen als auch zukünftigen Generationen nachhaltige 

Entwicklungsmöglichkeiten eröffnen. Dieses Verständnis setzt eine langfristige  
Planungskultur voraus, die kurzfristige politische Zyklen überwindet und die  
Zukunftsfähigkeit der Kommune in den Mittelpunkt stellt.

Jugendpolitik als Investition in die Zukunft



Ein zentrales Ergebnis dieser Konzeption besteht in der Erkenntnis, dass kommunale 
Jugendpolitik als langfristige  Zukunftsinvestitio n  verstanden werden muss. Investitionen  in 
Bildung, Beteiligung, Prävention, soziale Integration und demokratische Kompetenzen 
entfalten ihre Wirkungen häufig erst über einen längeren Zeitraum. Sie schaffen jedoch die 
Voraussetzungen für gesellschaftliche Stabilität, wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und 

demokratische Resilienz .

Eine generationengerechte Kommunalpolitik betrachtet Ausgaben für Kinder- und 

Jugendförderung daher nicht ausschließlich als konsumtive Sozialleistungen, sondern als 
nachhaltige Investitionen in das Humankapital, das Sozialkapital und die Innovationsfähigkeit 
einer Kommune. Jede erfolgreiche  Bildungsbiografie, jede gelungene Beteiligungserfahrung 
und jede vermiedene soziale Benachteiligung trägt langfristig zur positiven Entwicklung der 
gesamten Stadtgesells chaft bei.

Für die Stadt Hamm bedeutet dies, Jugendpolitik konsequent als Bestandteil einer 
nachhaltigen Stadtentw icklungsstr ategie zu verstehen und sie dauerhaft innerhalb der 
kommunalen Gesamtplanung zu verankern.

Langfristige strategische Steuerung

Generationenger echte Politik setzt eine langfristige strategis che Perspektive voraus. 
Kommunale Entscheidungen dürfen sich nicht ausschließlich an kurzfristigen Haushalts- oder 
Legislaturperioden orientieren, sondern müssen ihre langfristigen gesellschaftlichen 
Auswirkungen berücksichtigen. Gerade Maßnahmen im Bereich der Jugendpolitik entfalten 
ihre Wirkungen oftmals erst Jahre oder Jahrzehnte nach ihrer Umsetzung.

Die in dieser Arbeit entwick elte Governance-Struktur unterstützt diesen Perspektivwechsel 
durch langfristige Zielsysteme, kontinuierliches Monitoring, regelmäßige Evaluation sowie 
institutiona l i sierte Lernprozesse. Dadurch entsteht eine kommunale Steuerung, die 
gesellschaftliche Entwicklungen frühzeitig erkennt und politische Entscheidungen 
systematisch an zukünftigen Herausforderungen ausrichtet.

Eine generatio n engerecht e  Strategie umfasst insbesondere:

 langfristige Entwicklungsz i e l e ,  
 nachhaltige Ressourcenplanung,
 kontinuierliche Beteiligung unterschiedlich er Generatio n en, 
 evidenzb asierte Entscheidungsprozesse ,
      regelmäßige Überprüfung strategischer Zielsetzungen,
      institutionelle Verstetigung erfolgreicher Maßnahmen.

Dadurch entwickelt sich kommunale Politik von einer überwiegend reaktiven 

Problembearbeitung hin  zu einer vorausschauenden Gestaltung gesellsc haftliche r Zukunft.

Intergenera t ioneller Dialog

Eine generatio n engerecht e  Kommunalpolitik lebt vom Dialog zwischen den  Generationen. 
Unterschiedliche Altersgruppen verfügen über verschiedene Erfahrungen, Erwartungen und 
Perspektiven, die gleichermaßen in politische Entscheidungsprozesse einbezogen werden



sollten. Während ältere Generationen häufig umfangreiche Erfahrungen und historisches 
Wissen einbringen, verfügen junge Menschen über neue Sichtweisen, innovative Ideen sowie 
einen unmittelbaren  Zugang zu aktuellen gesellsc haftliche n Entwicklungen und digitalen  
Lebenswelten.

Die Governance-Struktur dieser Konzeption fördert deshalb Beteiligungsformate, die 
generationenübergreifenden Austausch ermöglichen. Jugendforen, Bürgerdialoge, 

Stadtteilkonferenzen, digitale Beteiligungsplattformen oder thematische Werkstätten schaffen 
Räume, in denen unterschiedliche Generationen gemeinsam kommunale Zukunftsfragen 
diskutieren und Lösungen entwickeln können.

Ein solcher Dialog stärkt:

 gegenseitiges Verständnis,
 gesellschaf tlichen Zusammenhalt, 
 demokratische Konfliktfähigkeit,
 Akzeptanz politischer Entscheid u n g en,
 gemeinsame Verantwortung für kommunale Entwicklung.

Generationen g erechtigkeit entsteht somit nicht durch getrennte Beteiligungsstrukturen, 
sondern durch kooperative Entscheidungsprozesse , in denen  unterschiedlich e Perspektiven 
gleichberechtigt berücksichtigt werden.

Nachhaltigkeit als kommunales Leitprinzip 

Generationenger echte Kommunalpolitik steht in engem Zusammenhang mit dem Leitbild  
nachhaltiger Entwicklung. Nachhaltigkeit umfasst dabei nicht ausschließlich ökologische 
Fragestellungen, sondern verbindet ökologische, soziale, wirtschaftliche und institutionelle 
Dimensionen kommunaler Entwicklung.

Die in dieser Konzeption entwick elte Governance-Struktur orientier t sich an  einem 
umfassenden Nachhaltigkeitsverständnis. Sie verbindet langfristige Ressourcenplanung, 
soziale Chancengerechtigkeit, demokratische Beteiligung und organisatorische Lernfähigkeit 
zu einem integrierten Steuerungssystem.

Nachhaltigkeit bedeutet in diesem Zusammenhang insbesondere : 

 verantwortungsvoller Umgang mit öffentlichen Ressourcen, 
 langfristige Sicherung kommunaler Handlungsfähigkeit,
 soziale Integration,
 Bildungsgerechtigkeit,
 Schutz natürlicher Lebensgrundlagen, 
 wirtschaftliche Zukunftsfähigkeit,
 institutionelle Stabilität,  
 demokratische Resilienz .

Generationenger echte Politik und nachhaltige  Entwicklung bilden damit zwei untrennbar 
miteinander verbundene Leitprinzipi e n moderner kommunaler Governance.

Demokratie als generationenübergreifender Lernprozess



Die Förderung demokratischer Kompetenzen stellt eine langfristige Investition in die 
Zukunftsfähigkeit kommunaler Gesellschaften dar. Demokratie muss in jeder Generation neu 
erlernt, erlebt und weiterent wickelt werden. Beteiligung, Mitbestimmu n g  und 
gesellschaf tliche Verantwortung entstehen nicht allein durch institut i onelle Strukturen, 
sondern durch praktische Erfahrungen innerhalb des kommunalen Alltags.

Die in dieser Konzeption beschriebenen Beteiligungsformate schaffen hierfür geeignete 

Lernräume. Junge Menschen entwickeln demokratische Kompetenzen, übernehmen 

Verantwortung und erleben politisch e Entscheidungsprozesse  unmittelbar. Gleichz e i t i g 
profitieren auch Verwaltung und Politik von den Erfahrungen und Perspektiven junger 
Menschen und entwi c keln ihre eigene Beteiligungskultur kontinuierlich  weiter.

Dadurch entsteht ein generationenübergreifender Lernprozess, der die demokratische Qualität 
kommunaler Entscheidungsstruktu r en nachhaltig verbessert.

Die Stadt Hamm als  generationengerech t e Kommune

Für die Stadt Hamm eröffnet die Umsetzung der entwickelten  Governance-Strukt ur die 
Möglichkeit, sich langfristig als generationengerechte Kommune zu positionieren. Dies 
bedeutet nicht allein die Verbesserung jugendpolitische r Angebote, sondern die Entwicklung 
einer kommunalen Gesamtst rategie,  welche die Interessen aller Generatio n en systematisch 
miteinander verbindet.

Eine generatio n engerecht e  Stadt zeichnet sich dadurch aus, dass politisch e Entscheidungen 
langfristig gedacht werden, Beteiligung selbstverständlich ist und unterschiedliche 
gesellschaftliche Gruppen gemeinsam Verantwortung für die Zukunft ihrer Kommune 

übernehmen. Jugendpolitik wird dabei zu einem verbindenden Element zwischen Bildung, 
Sozialpolitik, Stadtentwicklung, Digitalisierung, Kultur, Mobilität, Umwelt und 

demokratischer Entwicklung.

Für Hamm ergeben sich hieraus insbesondere folgende Entwicklungsperspektiven:

 dauerhafte institutionelle Verankerung von Jugendbeteiligung, 
 stärkere ressortübergreifende Zusammenarbeit,
 Ausbau digitaler und hybrider Beteiligungsformate,
 konsequente Einbindung wissenschaf tlicher Erkenntni sse in politische 

Entscheidungen,
 langfristige Sicherung personeller und finanzieller  Ressourcen,
      stärkere Vernetzung zwischen Verwaltung, Politik und Zivilgesellschaft,
      kontinuierliche Weiterentwickl ung kommunaler Governance-Struktu r en.

Diese Perspektiven stärken nicht nur die Jugendpolitik, sondern die Zukunftsfähigkeit der 

gesamten Stadt.

Perspektiven einer lernende n Demokratie

Die vorliegende Konzeption macht deutlich, dass generatio n engerecht e  Kommunalpolitik 
nicht als abgeschlossener Zustand verstanden werden kann. Gesellsc haftliche  Entwickl ungen,



technologische Innovationen sowie sich wandelnde Lebenslagen werden auch künftig 

kontinuierliche Anpassungen kommunaler Steuerungsstrukturen  erforderlich machen.

Die Zukunft kommunaler Demokratie liegt deshalb in ihrer Fähigkeit, zu lernen, sich 
weiterzuentw ickeln und unterschiedlich e Perspektiven dauerhaft miteinander  zu verbinden. 
Die hier entwick elte Governance-Struktur schafft hierfür die notwendigen institutionellen 
Voraussetzungen. Sie verbindet politisch e Legitimation, evidenzb asierte Steuerung, 
Beteiligung, Kooperation und kontinuierliche  Evaluation zu  einem lernenden Gesamtsystem.

Für die Stadt Hamm bedeutet dies die Chance, ihre demokratischen Institutionen 
kontinuierlich weiterzue ntwicke l n und eine Beteiligungskultur zu etablieren ,  die auf 
Transparenz, Verantwortung und gemeinsamer Gestaltu n g  beruht. Eine generationenger echte 
Kommunalpolitik versteht junge Menschen dabei nicht ausschließlich als zukünftige 

Bürgerinnen und Bürger, sondern als bereits heute verantwortliche Mitgestalterinnen und 
Mitgestalter kommunaler  Entwicklung.

Abschließend lässt sich festhalten, dass die Perspektiven einer generationengerechten 
Kommunalpolitik weit über die Verbesserung einzelner Verwaltungsprozesse hinausreichen. 
Sie eröffnen die Möglichkeit, die Stadt Hamm langfristig als lernende, resiliente und 
demokratisch starke Kommune zu  positionieren, in der politisch e Entscheidungen nachhaltig, 
transparent und unter gleichberechtigter Berücksichtigung der Interessen heutiger und 
zukünftiger Generationen getroffen werden. Eine solche Kommunalpolitik stärkt nicht nur die 
Lebensqualität junger Menschen, sondern fördert den gesellschaftlichen Zusammenhalt, die 
Innovationsfähigkeit und die demokratische Zukunftsfähigkeit der gesamten  
Stadtgesells chaft.

11. Literaturve r z e i c hnis

11.1 Wissenschaftliche Literatur 

11.1.1 Monografien

Governance und Public Governanc e 
Agranoff, R. (2007). Managing Within Networks. Georgetown University Press. 
Barber, B. R.  (1984). Strong Democracy. University of California Press.
Bevir, M. (2013). A  Theory of Governance. University of California Press.
Bovaird, T., & Löffler, E. (2009).  Public Management and Governance (2nd ed.). Routledge. 
Bryson, J. M. (2018). Strategic Planning for Public and Nonprofit  Organizations (5th ed.). Wiley. 
Denhardt, J. V., & Denhardt, R. B. (2015).  The New Public Service (4th ed.). Routledge.
Healey, P. (1997). Collaborative Planning. Macmillan. 
Kooiman, J. (2003). Governing as Governance. Sage. 
Mayntz, R. (2009). Über  Governance. Campus.
Moore, M. H. (1995). Creating Public Value. Harvard University Press.  
Osborne, D., & Gaebler, T. (1992). Reinventin g  Government. Addison-Wesley. 
Ostrom, E. (1990). Governing the Commons. Cambridge University Press.  
Peters, B. G. (2012). Institutional Theory in Political  Science. Continuum.  
Pierre, J., & Peters, B. G. (2000). Governance, Politics and the  State. Macmillan. 
Putnam, R. D. (2000). Bowling Alone. Simon &  Schuster.
Rhodes, R. A. W. (1997). Understanding Governance. Open University Press. 
Scharpf, F. W. (1999). Governing in Europe. Oxford University Press.



Senge, P. M. (2006). The Fifth Discip line (Rev. ed.). Doubleday. 
Jugendhilfe, Sozialpädagogik und Sozialraum
Böhnisch, L. (2018). Sozialpädagogik der Lebensalter .
Deinet, U. (2014). Handbuch Offene Kinder- und Jugendarbeit. 
Galuske, M. (2013). Methoden der Sozialen Arbeit.
Hinte, W. (2009). Sozialraumorientierung. 
Scherr, A. (2018). Jugendarbeit und Jugendhilfe.
Thole, W. (Hrsg.). (2020). Grundriss Soziale Arbeit. 
Demokratie und Beteiligung
Dahl, R. A. (1989). Democracy and Its Critics. 
Habermas, J. (1992). Faktizität und Geltung . 
Noveck, B. S. (2009). Wiki Government . 
Raworth, K. (2017). Doughnut Economics.
Sachs, J. D. (2015). The Age  of Sustainable Development. 
11.1.2 Sammelbände
Bovaird, T., & Löffler, E. (Hrsg.).  Public Management and Governance. 
Deinet, U., &  Krisch, R. (Hrsg.). Methodenbuch Sozialraum.
Osborne, S. P. (Hrsg.). The New Public Governance. 
Pierre, J. (Hrsg.). Debating Governance.  
Stockmann, R.  (Hrsg.). Handbuch zur Evaluation.
Wright, M. T. (Hrsg.). Partizipative Qualitätsentwicklung . 
11.1.3 Peer-reviewte Fachaufsätze
Ansell, C., &  Gash, A. (2008). Collaborative  governance in  theory and practice. Journal of Public 
Administration Research and Theory.
Arnstein, S. R. (1969). A ladder of citizen participatio n . Journal of the American Institute of  Planners. 
Bryson, J. M., Crosby, B. C., &  Bloomberg, L.  Public value governance. Public Administration 
Review.
Cornwall, A. (2008). Unpacking participatio n . Community Development Journal.
Fung, A. (2006). Varieties of participatio n  in complex governance. Public Administ ration Review. 
Provan, K. G., & Kenis, P. (2008). Modes of network governance. Journal  of Public Administration 
Research and Theory.
Sinclair, R. (2004). Participatio n  in practice. Children & Society.
Stoker, G. (1998). Governance as theory. International Social Science Journal. 
Weitere Fachzeitschr i ften
Journal of Youth Studies 
Children &  Society 
Public Administ ration
Public Administ ration Review 
Public Management Review
Journal of Public Administration Research and Theory 
Zeitschrift für Sozialpädagogik
Neue Praxis
Der Moderne Staat
11.2 Amtliche Berichte und Gutachten
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
15.–17. Kinder- und Jugendbericht
Mit Wirkung!
Jugendstrategie der Bundesregierung 
Deutsches Jugendinstitut
Jugend ermöglichen 
DJI-Jugendsurveys 
Jugendstudien
Deutsches Institut für Urbanistik 
Kommunale Governance 
Nachhaltige Stadtentwick lung 
Kommunale Beteiligung



OECD
Governance for  Youth 
Digital Government Index 
Government at a Glance 
Europäische Union
EU Youth Strategy 
European Youth Goals 
Vereinte Nationen 
Agenda 2030
Sustainable Development Goals 
World Youth Report
11.3 Gesetzliche Grundlagen 
Grundgesetz (GG)
Verfassung des Landes Nordrhein-Westfalen 
SGB VIII
KJFöG NRW 

Gemeindeordnung NRW 
Baugesetzbuch (BauGB) 
Sozialgesetzbuch I 
Sozialgesetzbuch X 
Bundesdatenschutzges etz
Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO)
11.4 Kommunale Dokumente der Stadt Hamm 
Jugendhilfeplanung
Kinder- und Jugendförderplan 
Bildungsbericht
Sozialbericht
Integriertes Stadtentwicklungskonzep t (ISEK) 
Haushaltsplan
Demografiebericht 
Integrationskonzept 
Schulentwicklungsplan 
Klimaanpassungskonzept 
Nachhaltigkeitsst rategie
Smart-City-Strateg ie (sofern vorhanden) 
Mobilitätskonzept
Ratsbeschlüsse zur Jugendpolitik 
Sozialraumanaly s en 
Familienbericht 
Armutsbericht 
Beteiligungskonzepte 
Strategische Zielplanungen
weitere Fachkonzepte der Stadt Hamm




